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Wohnen bedeutet ...

... ein Dach über dem Kopf

... Heimat

... Privatheit

... Familie

... Freunde

... Entspannung

... Repräsentation

... eigene vier Wände

... Obdach

... eine Adresse haben

... Individualität

... Nachbarschaft

... Identifi kation

... Schutz

... Einrichten

... soziale Geborgenheit

... Heimstätte
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Ebenso bieten sie große Chancen. Unternehmen wie die Nas-
sauische Heimstätte, die sich nicht auf dem Erreichten ausru-
hen, sondern sich konsequent an die Erfordernisse der Märkte 
anpassen, die durch Bündelung und Entwicklung von Kompe-
tenz und Know-how Synergien nutzen und innovative Lösun-
gen fördern, haben beste Voraussetzungen, diese Chancen zu 
ergreifen und den Weg in eine erfolgreiche Zukunft zu gehen.

Ich gratuliere der Nassauischen Heimstätte ganz herzlich zu 
ihrem Jubiläum und wünsche ihr weiterhin die Kraft und das 
Engagement, ihren verantwortungsvollen Aufgaben im 
Interesse der Menschen gerecht zu werden.

Dieter Posch

Grußworte

Die Nassauische Heimstätte kann auf 90 erfolgreiche Jah-
re zurückblicken. Als größte Wohnungs- und Entwick-
lungsgesellschaft in Hessen hat sie erheblich dazu bei-
getragen, die Wohnungsversorgung zu verbessern und 
die Landesentwicklung zu fördern. Als Wohnungs- und 
Entwicklungsgesellschaft war und ist die Nassauische 
Heimstätte dem Land und den Kommunen ein verläss-
licher Partner und wichtiger Ratgeber in Fragen des Woh-
nungsbaus sowie der Regional- und Stadtentwicklung. 
Im Namen der Hessischen Landesregierung bedanke ich 
mich für die geleistete Arbeit und für das gute Zusam-
menwirken.

Auch Bürgerinnen und Bürgern mit geringem Einkommen 
muss bezahlbarer Wohnraum zur Verfügung stehen. Heute 
konzentriert sich dieser Bedarf jedoch auf die Ballungsräume,
während in anderen Regionen die Anpassung des Bestands 
an veränderte Lebensweisen in den Vordergrund rückt. Der 
demografi sche Wandel und seine Auswirkungen auf die 
Wohnbedürfnisse, die Anforderungen des Klimaschutzes an 
die Energieeffi zienz von Wohngebäuden und die regional 
sehr unterschiedliche Entwicklung der Wohnungsmärkte 
stellen Bau- und Wohnungswirtschaft vor große Heraus-
forderungen.

Dieter Posch
Minister und damit Aufsichtsratsvorsitzender 
(Februar 2009 bis Mai 2012)
Hessischer Minister für Wirtschaft, 
Verkehr und Landesentwicklung



schen Heimstätte, unterschiedliche soziale und ethnische 
Gruppen integrieren zu können – von den Kriegs- und 
Armutsfl üchtlingen über die Gastarbeiter bis hin zu den 
Menschen, die in unsrem Land Asyl gefunden haben. Heute 
geht unser Auftrag über den Ursprung hinaus, wenn wir 
aktiv Stadteilreparatur und -entwicklung und Sozialmanage-
ment in unseren Quartieren betreiben. Die demografi sche 
Entwicklung und die Anforderungen des Klimaschutzes an 
unseren Wohnungsbestand stellen uns vor neue Heraus-
forderungen.

Unser Wissen und unsere Erfahrung haben uns zu einem 
gesuchten Gesprächspartner unserer kommunalen Partner 
gemacht. Heute sind wir mit Abstand das erfolgreichste 
Stadtentwicklungsunternehmen in Hessen und profi tieren 
dabei von unserer interdisziplinären Kompetenz als größtes 
hessisches Wohnungsunternehmen.

Die Aufgaben, die wir uns stellen und die an uns gestellt 
werden, reichen also noch für viele weitere Jahrzehnte und 
mindestens für ein weiteres Buch zur Unternehmensge-
schichte. Für diese Ausgabe wünsche ich Ihnen erst einmal 
eine spannende Lektüre.

Bernhard Spiller

Unternehmen wie die Nassauische Heimstätte, die auf 90 
Jahre zurückblicken, stehen vor der Frage, wie sie mit ihrer 
Geschichte umgehen sollen. Zumal, wenn diese Zeit so eng 
mit der gesellschafts- und sozialpolitischen Entwicklung un-
seres Landes verknüpft ist. Man sucht den „roten Faden“, 
der sich durch fast ein Jahrhundert Unternehmensgeschichte 
zieht. Gibt es historische Wurzeln, die einen auch heute 
noch nähren?

Wir haben uns beim Rückblick nicht für die Selbstinszenie-
rung und Selbstdeutung entschieden. Wir haben das Auf-
spüren und Interpretieren unserer bewegten Unternehmens-
geschichte stattdessen zwei professionellen Historikerinnen 
anvertraut. Heike Drummer und Jutta Zwilling haben in 
mühevoller Arbeit aus den zusammengetragenen Akten 
eines im Krieg zerstörten Unternehmens die 90 Jahre un-
seres Hauses lebendig werden lassen. Sie haben sie einge-
bettet in die Zeitgeschichte, die Geschichte der gesetzlichen 
Rahmenbedingungen des Wohnungs- und Städtebaus sowie 
die Sozialgeschichte unseres Landes. 

Sie haben dabei eine, für uns nicht überraschende, Kontinu-
ität freigelegt. Der 1922 erteilte Gründungsauftrag „breite 
Schichten der Bevölkerung mit preiswertem Wohnraum zu 
versorgen“ gilt uns auch heute noch als Leitfaden, ist nieder-
gelegt in unserem Gesellschaftervertrag. Begonnen hat es 
mit der Linderung armseliger Wohnverhältnisse und der Be-
friedigung großer Wohnungsnot in Zeiten der Kriegszerstö-
rung und des Wiederaufbaus. Aber auch unsere heutige 
Wohlstandsgesellschaft kennt Gruppen, die sich nicht oder 
nur schwer am freien Markt mit Wohnraum versorgen 
können. 

Unsere Mieterschaft ist älter, ärmer und weist mehr Ethnien 
auf als der bundesdeutsche Durchschnitt. Es war immer eine 
Kompetenz von Wohnungsunternehmen wie der Nassaui-

Bernhard Spiller
Leitender Geschäftsführer 
(bis Juni 2012)
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Einleitung

„Eine Wohnung ist die Summe der Räume, welche die Füh-
rung eines Haushaltes ermöglichen, darunter stets eine 
Küche oder ein Raum mit Kochgelegenheit. Zu einer Woh-
nung gehören außerdem Wasserversorgung, Ausguss und 
Abort. ... Abgeschlossene Wohnungen sind solche Woh-
nungen, die baulich vollkommen von fremden Wohnun-
gen und Räumen abgeschlossen sind, z. B. durch Wände 
und Decken, die den Anforderungen der Bauaufsichtsbe-
hörden (Baupolizei) an Wohnungstrennwände und Woh-
nungstrenndecken entsprechen und einen eigenen ab-
schließbaren Zugang unmittelbar vom Freien, von einem 
Treppenhaus oder einem Vorraum haben.“1

Seit 75 Jahren gibt die Nassauische Heimstätte der Woh-
nung, wie sie die Baunormen 1951 allgemein defi nierten, 
immer wieder eine zeitgemäße Gestalt. In Süd- und Mittel-
hessen prägten ihre als stilistische Einheiten konzipierten 
Siedlungen, vor allem jene der Nachkriegszeit, bis heute das 
architektonische Gesicht vieler Städte und Gemeinden. Be-
reits zu Beginn ihrer Tätigkeit spielte die Heimstätte eine 
wichtige Rolle als Förderin des zumeist ländlichen Eigen-
heims im „Heimatschutzstil“. Dass sie mit ihrem Programm 
nicht nur schematisch bürokratische Normen umsetzt, be-
wies die Gesellschaft Mitte der 1990er Jahre in Frankfurt-
Goldstein, wo sie in Zusammenarbeit mit dem kalifornischen 
Architekten Frank O. Gehry eine in der Gestaltung unge-
wöhnliche Anlage mit 162 Sozialwohnungen errichtete.

Seit Anfang des 20. Jahrhunderts haben sich die Rahmen-
bedingungen für das Wohnungswesen allerdings erheblich 
gewandelt. Als „Organ staatlicher Wohnungspolitik“ gegrün-
det, diente die Heimstätte von Beginn an der Umsetzung 
wohnungspolitischer Vorgaben des Staates. Wobei sie ihre 
Tätigkeit im Spannungsverhältnis zwischen Reichs- bezie-
hungsweise Bundes- und Länderinteressen einerseits sowie 
gesellschafts-, wirtschafts- und sozialpolitischen Zielsetzun-
gen andererseits entfaltete. Deshalb kann das unternehme-
rische Handeln der Heimstätte nur vor dem vielschichtigen 
Hintergrund politischer Entscheidungen und ihrer Ausfor-
mung in Gesetzen und Verordnungen verständlich werden.

Die Leser dieser Publikation erwartet daher nicht nur eine 
Darstellung der Entwicklung der Nassauischen Heimstätte 
zu einem der größten Wohnungsunternehmen im Rhein-
Main-Gebiet, sondern auch eine ausführlichere Beschrei-
bung des historischen Kontextes. In sieben Kapiteln, deren 
Zäsuren sich vorwiegend an geschichtlichen, aber auch 
wohnungspolitischen Eckdaten orientieren, werden wichtige 
Veränderungen erläutert, die das Wirken der Heimstätte be-
einfl ussten. Dabei werden die von ihr gesetzten Akzente – 
oft verknüpft mit den Intentionen ihrer Geschäftsleitung – 
deutlich: Das Kapitel 1922 – 1932 Rationalisiertes Bauen 
– Rationalisiertes Wohnen zeichnet mit Rückblicken in das 

Kaiserreich die während der Weimarer Republik deutsch-
landweit einsetzende Intervention des Staates auf das Woh-
nungswesen nach. Im folgenden Kapitel 1933 – 1945 „Ge-
sundes Heim – gesundes Volk“ geht es um die in den 
Dienst des NS-Staates gestellte Wohnungspolitik. Das Kapi-
tel 1945 – 1956 Neuer Anfang mit alten Konzepten schlägt 
den Bogen von den Trümmerfeldern des Weltkrieges über 
den Wiederaufbau zum Zweiten Wohnungsbaugesetz. Die 
Entwicklung zum Städtebau steht im Zentrum des Kapitels 
1957 – 1968 Satellitenstädte auf der „grünen Wiese“, das 
mit den Studentenprotesten endet. Der Abschnitt 
1969 – 1981 Weiter wohnen wie gewohnt? beschreibt vor 
dem Hintergrund einer gesellschaftspolitischen Aufbruchs-
stimmung die neue Konzentration der Wohnungswirtschaft 
auf Bestandspfl ege und städtebauliche Entwicklungsmaß-
nahmen unter der sozialliberalen Koalition. Die Neuorientie-
rung in der Ära Kohl mit dem schrittweisen Rückzug des 
Staates aus der Wohnungsbauförderung und Zukunftspers-
pektiven sind Themen des Kapitels 1982 – 1997 Auf dem 
Weg zum modernen Dienstleistungsunternehmen. Und 
schließlich behandelt das Kapitel 1998 – 2012 Stadtrendite 
versus Kapitalrendite die Herausforderungen des demogra-
fi schen Wandels, energetischer  Bestandserhaltung und vor 
allem der folgenreichen Konzernbildung mit der Wohnstadt, 
Stadtentwicklungsgesellschaft mbH in Kassel. Karten und 
Grafi ken ergänzen den Textteil. 

Während die Heimstätte mit Ausnahme der Beteiligung am 
Bau der May-Siedlung in Frankfurt-Westhausen bis zur Wäh-
rungsreform 1948 kaum im Massenwohnungsbau tätig war, 
legte sie bis in die 1970er Jahre im Gegensatz zu ihren 
Schwestergesellschaften bewusst ihren Schwerpunkt auf die 
Errichtung von Mietwohnungen im Geschossbau; Großsied-
lungen wie die Nordwest- und Limesstadt entstanden. We-
sentlichen Einfl uss auf diese Entwicklung hatte die Struktur 
ihres Tätigkeitsgebietes mit hohen Baulandpreisen, dessen 
Herz die Stadt Frankfurt mit dem umliegenden Rhein-Main-
Gebiet bildet. In den 1980er Jahren stagnierte der Woh-
nungsbau; die Heimstätte konzentrierte sich daher auf 
Bestandspfl ege sowie später auf Eigentums- und Verdich-
tungsmaßnahmen in Städten. Die Aufhebung der Woh-
nungsgemeinnützigkeit gab 1991 einen Impuls zur Fusion 
von Heimstätte und Tochtergesellschaft Nassauisches Heim. 
Schließlich stellte der Fall der Berliner Mauer 1989 die west-
deutschen Wohnungsunternehmen vor neue Herausforde-
rungen.

Die Geschichte der Nassauischen Heimstätte ist auch eine 
Geschichte des sozialen Wohnungsbaus als „Projekt einer 
Assimilation der Massen in die bürgerliche Kultur“2 mit spe-
zieller Förderung der Kleinfamilie im Sinne einer „gebauten 
Sozialpolitik“. Die industrielle Revolution hatte seit dem 19. 
Jahrhundert zur fortschreitenden Trennung von Wohnen und 
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den explosionsartig anwachsenden Städten unter katastro-
phalen Bedingungen. Europaweit wurde die „Arbeiterwoh-
nungsfrage“ gestellt. In Deutschland begann mit der Wei-
marer Republik die staatliche Förderung des sozialen 
Wohnungsbaus, die nach dem Zweiten Weltkrieg im Bau 
von Millionen Sozialwohnungen für „breite Schichten der 
Bevölkerung“ gipfelte. Im Ergebnis führte diese Förderung 
zu einer fl ächendeckenden Steigerung des allgemeinen 
Wohnungsstandards.

Gleichzeitig entwickelte sich bis heute aus den baupolizeili-
chen Vorschriften des 19. Jahrhunderts eine differenzierte 
Stadt- und Raumplanung zur gezielten Landesentwicklung. 
Die nach dem Ersten Weltkrieg gegründeten Heimstätten 
wuchsen dabei zunehmend in die Position der Mittler zwi-
schen Einzelbauherr, der durchaus auch eine Baugesellschaft 
sein konnte, sowie der Stadt-, Regional- und Landesplaner. 
Mit ihrer systematischen Bodenbevorratung seit den 1950er 
Jahren nahm die Nassauische Heimstätte Einfl uss auf die 
hessische Entwicklung.

Trotz aller verfassungsrechtlichen und politischen Zäsuren 
sind die Kontinuitäten im Wohnungswesen vielfältig. Das 
Personal der unteren und mittleren Ebene der Bürokratie 
blieb im Wesentlichen über die politischen Zäsuren 1933 
und 1945 hinweg im Amt.3 Obgleich die emigrierten Archi-
tekten des Neuen Bauens nach 1933 ein Vakuum hinterlas-
sen hatten, wirkten ihre Prinzipien vor allem im Industrie-
bau fort. Angesichts des Ausmaßes der Kriegszerstörung 
1945 erhielten meist die Planer der NS-Zeit als Experten die 
Aufträge für den Wiederaufbau; bereits vor 1945 hatten sie 
ihn mit klaren ideologischen Zielsetzungen konzipiert. Da 
sie sich als unpolitische Technokraten verstanden, übertru-
gen sie ihre Pläne nach „Entnazifi zierung“ der Terminologie 
ins Nachkriegsdeutschland. Neben diesen personellen Kon-
tinuitäten wirkte auch der „Volksgeschmack“ auf die Ausge-
staltung des Wohnungswesens ein. Trotz der Versuche des 
Neuen Bauens, als „Erzieher der Massen“ fl ächendeckend 
eine avantgardistische Ästhetik mit sozialem Anspruch im 
Alltag der Menschen zu verankern, hielt die Mehrheit am 
„Repräsentativen“ fest, das sich an bürgerlichen Idealen ori-
entierte. Der „Traum vom Eigenheim“, politisch im Laufe des 
20. Jahrhunderts immer wieder gefördert, verschmolz daher 
oft mit traditionellen Architekturauffassungen, was sich in 
den im „Heimatschutzstil“ gebauten Häusern der Nassaui-
schen Heimstätte in den 1920er Jahren ebenso dokumen-
tierte wie heute an den Nachverdichtungen beispielsweise 
in der Darmstädter Heimstätten-Siedlung.

Die Konzepte der Nachkriegszeit, geschlossene Wohnsied-
lungen inklusive Gemeinschafts- und Versorgungseinrich-
tungen in aufgelockerter Bauweise innerhalb der Großstadt 

oder an ihrer Peripherie zu errichten, werden heute wieder 
kontrovers diskutiert.4 Der Verlust der vertrauten Umgebung 
führte bei der Mehrheit der Bevölkerung nach 1945 zu gro-
ßer emotionaler Destabilisierung; die Bildung sogenannter 
Nachbarschaften in den neuen Siedlungen sollte vielen 
durch den Krieg entwurzelten Menschen neuen Halt in ei-
nem überschaubaren Raum geben. Die Nassauische Heim-
stätte schuf stilistisch einheitliche „Inseln“ mit Geschäften, 
Schulen und Gemeinschaftseinrichtungen, in denen die Be-
wohner relativ autonom vom städtischen Sozial-, Kultur- und 
Freizeitangebot agieren konnten und auch gegenwärtig 
noch können. „Maßstäblichkeit“ und „Überschaubarkeit“ der 
Siedlungseinheiten spielten zumindest in den 1950er Jahren 
eine zentrale Rolle. Die realisierten Gemeinschaftseinrich-
tungen, die über einen zuvor ermittelten Grundbedarf nicht 
hinausgingen, spiegeln eher dörfl iche als urbane Strukturen 
wider. Eine Verdichtung unterschiedlichster Kommunikati-
onseinheiten5 wie sie sich in den gewachsenen Stadtvier-
teln fi ndet, fehlte völlig, was die Bewohner oft als Defi zit 
beklagten – bis heute. Vor allem die in den 1960er und 
1970er Jahren gebauten Großsiedlungen – meist in monoto-
ner Fertigbauarchitektur –, deren Belegung über die Woh-
nungsämter erfolgte, entwickelten sich häufi g zu „sozialen 
Brennpunkten“. Die sozial verträgliche Pfl ege des Wohnungs-
bestandes stellte mit dem Rückgang des Neubaus seit den 
1980er Jahren eine der Hauptaufgaben der Heimstätte dar.

Spätestens mit der Jahrtausendwende musste sich die Nas-
sauische Heimstätte aber auch dem demografi schen Wandel 
und seinen Auswirkungen auf die Bedürfnisse von Mietern 
sowie neuen Konzepten des Zusammenlebens stellen. Zu-
gleich schufen der Rückzug des Bundes aus der Objektför-
derung und die Privatisierung bislang von der öffentlichen 
Hand getragener Wohnungsbestände ganz neue, noch stär-
ker den Marktgesetzen gehorchende Rahmenbedingungen. 
Die Schrumpfungsprozesse in strukturschwachen Regionen 
bei gleichzeitig wachsendem Wohnraumbedarf in den Bal-
lungsräumen mit ihren horrenden Grundstückspreisen und 
die Anforderungen energetischer Maßnahmen bilden die 
heutigen Herausforderungen. Vor diesem Hintergrund sollte 
die Fusion mit der in Nordhessen beheimateten Wohnstadt, 
Stadtentwicklungsgesellschaft mbH im Jahr 2005 die Zu-
kunftsfähigkeit des nun Unternehmensgruppe Nassauische 
Heimstätte / Wohnstadt genannten Unternehmens sichern 
und die Position beider Partner auf dem Markt stärken.

So zeichnen die Gebäude der Unternehmensgruppe als 
„steinernes Gedächtnis“ die Geschichte unserer Region im 
20. und 21. Jahrhundert nach und prägen des Verhalten ihrer 
Bewohner.

Bei den Recherchen zu diesem Jubiläumsbericht erfuhren 
die Autorinnen große Unterstützung. Unser Dank gilt zu-
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nächst dem Team der Unternehmensgruppe Nassauische 
Heimstätte / Wohnstadt, das in allen Arbeitsphasen viele 
Anregungen sowie jede erdenkliche Information und Hilfe 
gab. Ein „Gefühl“ für das Wirken der Heimstätte und Infor-
mationen über das Aktenmaterial hinaus vermittelten uns 
die freundlich gewährten Gespräche mit Zeitzeugen, darun-
ter Ewald Geißler, Erich Holste und Günter Köhler. Unbüro-
kratisch halfen uns auch Archive und andere Institutionen 
bei der raschen Beschaffung von Informationen und Bildma-
terial; gedankt sei den Mitarbeitern des Instituts für Stadt-
geschichte Frankfurt am Main, des Hessischen Hauptstaats-
archivs Wiesbaden, des Hessischen Staatsarchivs Darmstadt, 
des Historischen Museums Frankfurt, der Stadtarchive von 
Bad Vilbel, Darmstadt, Gießen, Hanau, Oberursel, Schwal-
bach, Rüsselsheim, Wetzlar sowie dem Bundesverband 
deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen e. V., 
dem Verband Südwestdeutscher Wohnungsunternehmen 
e. V. und der Deutschen Baurevision. Für die erste Aufl age 
übernahm Ursula Bartelsheim einzelne Recherchen und die 
einfühlsame Redaktion der Texte und Manfred Volkenandt 
zeichnete für das Layout verantwortlich bei der zweiten Auf-
lage sind wertvolle Anregungen für das Ergänzungskapitel 
1998 – 2012 Stadtrendite versus Kapitalrendite Tobias Pi-
card zu verdanken. 

1 DIN 283 Blatt 1, Ausgabe März 1951, in: Hanns Fromhold/Siegfried 

Hasenjäger, Wohnungsbaunormen, Düsseldorf 1955, S. 142.

2 Vgl. Lutz Niethammer, Rückblick auf den Sozialen Wohnungsbau, in: 

Walter Prigge/Wilfried Kaib (Hg.), Sozialer Wohnungsbau im internati-

onalen Vergleich, Frankfurt am Main 1988, S. 306.

3 Eine Ausnahme bildeten 1933 die aufgrund des Gesetzes zur Wieder-

herstellung des Berufsbeamtentums Entlassenen. Die Entnazifi zierung 

nach dem Zweiten Weltkrieg wurde jedoch schrittweise unterlaufen 

oder rückgängig gemacht.

4 Vgl. Christoph Mäckler, „Siedlungsbau ist eine zersetzende Krankheit“, 

in: FAZ 12. Januar 1994, S. 31. Als Kritiker dieses Konzepts bemängelt 

Mäckler die „Zersiedelung“ der Städte und ihrer gewachsenen Stadttei-

le durch die Nachkriegsplanungen und fordert eine nachträgliche 

Verdichtung.

5 Hier war zum Beispiel an Theater, Kinos, öffentliche Parks, Geschäfte, 

Handwerksbetriebe, Märkte, Restaurants, Cafés oder Kneipen gedacht 

worden.
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„In der Altstadt von Frankfurt a. M. sind die Straßen meis-
tens eng, so daß nur wenig Luft und Licht von dieser Seite 
in die Wohnungen gelangen kann. ... Hinzu kommen ganz 
unzulängliche Klosettverhältnisse, oft nur ein Abort im 
Hof für das ganze Haus (manchmal 30 bis 40 Personen), 
durch welche die Luft in den nach hinten gelegenen Räu-
men noch unerträglicher wird. In den Wohnungen selbst 
herrscht eine Dunkelheit, die das Arbeiten ohne künstliche 
Beleuchtung nicht gestattet. Da Gas- oder elektrische 
Anschlüsse meist nicht vorhanden sind, dient zur Beleuch-
tung eine völlig ungenügende Petroleumlampe.“1

Am 28. März 1918 schuf der Flächenstaat Preußen ange-
sichts massenhafter Wohnungsnot mit einem Gesetz die 
Grundlagen für ein staatliches Eingreifen in die allgemeine 
Wohnungsbautätigkeit und für die Gründung von Wohnungs-
fürsorge-Gesellschaften. Die Verabschiedung dieses Woh-
nungsgesetzes war jedoch erst nach 25-jährigem Tauziehen 

um seine endgültige Fassung in den letzten Monaten des 
Ersten Weltkrieges zustande gekommen, als die Tapferkeit der 
an den Fronten kämpfenden Soldaten mit dem Versprechen 
von einer menschenwürdigen Wohnung angespornt werden 
sollte. Sein Artikel 8 sah vor, dass „zur Förderung der ge-
meinnützigen Bautätigkeit der Staatsregierung ein Betrag 
von 20 Millionen Mark zur Verfügung gestellt werden (soll), 
der zur Beteiligung des Staates mit Stammeinlagen bei ge-
meinnützigen Bauvereinigungen zu verwenden ist“. Außer-
dem sollten Wohnbedürfnisse in die Bebauungsplanung, die 
Baulanderschließung und die baupolizeilichen Bestim-
mungen einbezogen werden; Städte mit mehr als 100.000 
Einwohnern wurden zur Errichtung von Wohnungsämtern 
verpfl ichtet. Damit war gegen den langen, erbitterten Wider-
stand der Vertreter der Selbstverwaltung ein erster, wesent-
licher Schritt zum zielgerichteten Gestalten des allgemeinen 
Wohnungsbaus und zu einer sozialreformerischen Woh-
nungspolitik im Rahmen allgemeiner Sozialpolitik getan. 
Denn bis dahin hatten sich Reich und Länder – analog zu 
Industrie und Bergbau – nur als Arbeitgeber und durch Ver-
gabe zinsgünstiger Hypotheken an gemeinnützige Unter-
nehmen im Wohnungsbau betätigt.2 Auf das Wohnungs-
wesen in Kaiserreich und Weimarer Republik wird später 
noch detaillierter zurückzukommen sein.

Wohnungsfürsorge-Gesellschaften: Träger staatlicher 
Wohnungsreform
„Diese nach privatwirtschaftlichen Grundsätzen arbeitenden 
Gesellschaften m. b. H. sind nicht etwa private Bauunter-
nehmungen, sondern die wirtschaftlichen Werkzeuge zur 
Förderung und Durchsetzung der staatlichen Wohnungs-
reformpolitik. Sie sind gemeinnützig und parteilos, also 
keine Sozialisierungs- und Zwangswirtschaftsinstrumente, 
sie stellen, da sie eine Lücke ausfüllen, keine Überorgani-
sation dar und sind schließlich keine bloße Nachkriegs-
erscheinung, da sie eine Daueraufgabe, die Wohnungs-
reform, zu erfüllen haben.“3

Während der Nachkriegsinfl ation sahen sich viele Woh-
nungsbauunternehmen zur Geschäftsaufgabe gezwungen.4 
Gerade in dieser Phase fand die Gründung der neunten 
provinziellen Wohnungsfürsorge-Gesellschaft Preußens in 
Hessen-Nassau, genauer im Regierungsbezirk  Wiesbaden, 
statt.5 Die Nassauische Heimstätte Wohnungsfürsorgege-
sellschaft m.b.H., wie sie offi ziell hieß, konstituierte sich auf 
Grundlage des preußischen Wohnungsgesetzes von 1918 im 

1|2 Das dunkle, übervölkerte Handwerkerhöfchen / Flößergasse in 

der Frankfurter Altstadt 1924.



14 | Wiesbadener Landeshaus am 17. Mai 1922. Knapp zwei Jahre 
zuvor war die Hessische Heimstätte für den Regierungsbezirk 
Kassel ins Leben gerufen worden; bis 1925 gab es in jeder der 
zwölf preußischen Provinzen eine Wohnungsfürsorge-Gesell-
schaft. Der preußische Staat und die jeweiligen Regierungs-
bezirksverbände gehörten zu den größten Anteilseignern; als 
weitere Gesellschafter kamen in der Regel Kommunen, Lan-
desversicherungsanstalten, Baugesellschaften, Landkreise 
und Einzelpersonen oder -institutionen hinzu. Die Heimstät-
ten erhielten zur Bewältigung ihrer Aufgaben nicht nur Gelder 
der öffentlichen Hand, sie wurden eigens als „Organe staat-
licher Wohnungspolitik“ ins Leben gerufen.

Als neuartigen Einrichtungen im Wohnungswesen fi el den 
Fürsorge-Gesellschaften die Aufgabe zu, im Bereich der 
Baufi nanzierung, -organisation und besonders der Wohn-
reform als Dienstleister und Mittler Lösungen mit Modell-
charakter für die gemeinnützige und private Bautätigkeit zu 
entwickeln. Da sie vor allem auf eine qualitative Verbesse-
rung der Neubauten hinwirken sollten, wurde ihre Tätigkeit 
als von Nachkriegselend und Infl ation unabhängige „Dauer-
aufgabe“6 verstanden. Sie sollten als „Dienerin[nen] der 
örtlichen Bauvereinigungen und Stellen“ die Baukosten 
durch Großeinkauf und Massenherstellung senken, dazu die 
Typisierung und Normierung vorantreiben, die „Selbsthilfe 
der Siedler nach Kräften fördern“, die komplette Betreuung 
der Bauprojekte übernehmen und die Finanzierung, beson-
ders die Zwischenfi nanzierung, sicherstellen.7 Ihnen fi el die 
Umsetzung der wohnungs- und siedlungspolitischen Ziele 
des Staates zu, der besonders die Errichtung von Wohnungen
für die einkommensschwachen Bevölkerungskreise fördern 
wollte. Die Gesellschaften arbeiteten als gemeinnützige,8

aber auch gewinnorientierte Unternehmen, die eine mäßige,
gesetzlich auf fünf Prozent begrenzte Dividende auszahlten. 
Sie fi nanzierten ihren Apparat aus den Zinseinnahmen der 
aus dem Stammkapital gewährten Zwischenkredite sowie 
den Betreuungsgebühren und unterstanden jeweils den 
Sozialministerien. Mit den wichtigsten Geldgebern und 
einigen anderen Baugesellschaften waren sie seit 1920 im 
Reichsverband der Wohnungsfürsorge-Gesellschaften e. V. 
mit Sitz in Berlin organisiert; zusammen verfügten diese 
Institutionen Ende 1928 über ein Kapital von rund 
175 Millionen Reichsmark. Bis zu diesem Zeitpunkt hatten 
die Fürsorge-Gesellschaften etwa 22 Prozent aller mit öf-
fentlichen Mitteln geförderten Neubauwohnungen betreut. 
Die Nassauische Heimstätte zählte 1928 unter diesen Ge-
sellschaften mit einem eingezahlten Stammkapital von 
mehr als vier Millionen Reichsmark zu den mittelgroßen 
Unternehmen. Dabei fällt auf, dass der Gesellschaftsanteil 
des Provinzialverbandes bei ihr verhältnismäßig hoch aus-
fi el und sie bis Ende 1928 die höchste Vermittlungssumme 
für Zwischenkredite im Verhältnis zu den betreuten Wohn-
einheiten aufwies.9

Zur Gründung der Hessen-Nassauischen Wohnungsfürsorge-
Gesellschaft war es erst gekommen, nachdem der Kommu-
nallandtag des Regierungsbezirks Wiesbaden die Schaffung 
einer solchen Institution, wie sie in acht anderen preußi-
schen Provinzen bereits bestand, mehrfach angemahnt hatte.
So bewilligte er schon im September 1920 die Stammein-
lage des Bezirksverbandes in Höhe von einer Million Mark 
und verdoppelte diese im März 1922. Doch die in Wiesbaden
ansässige Nassauische Siedlungsgesellschaft10 versuchte 
unter Einschaltung der Hessen-Nassauischen Zentrumspartei, 
die Aufgaben einer provinziellen Heimstätte und die dafür 
bereitgestellten Gelder an sich zu ziehen; der zuständige 
Minister für Volkswohlfahrt Heinrich Hirtsiefer versagte je-
doch seine Zustimmung. Letztlich übernahm der Geschäfts-
führer der Nassauischen Siedlungsgesellschaft Regierungs- 
und Kulturrat Franz Heiser11 bis Ende 1937 in Personalunion 
auch die Leitung der Nassauischen Heimstätte.12  Heiser 
leitete die Nassauische Siedlungsgesellschaft bis 1945. Aus 
deren Satzung wurden 1923 – nach Gründung der Heim-
stätte – der Wohnungsbau gestrichen und ihre Tätigkeit auf 
die ländliche Siedlung beschränkt.13

Sowohl Frankfurt als auch Wiesbaden knüpften ihre Beteili-
gung an der Nassauischen Heimstätte an die Bedingung, 

1|3 Im zweiten Stock des stadteigenen Gebäudes in der Frankfurter

Heiligkreuzgasse residierte die Heimstätte bis 1925.
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zum Sitz der neuen Gesellschaft bestimmt zu werden. 
Schließlich gaben die Größe der Stadt, die Konzentration 
bedeutender Wirtschaftsunternehmen sowie des Kapitals 
und nicht zuletzt zahlreicher Baugesellschaften den Aus-
schlag für Frankfurt als Firmensitz. Darüber hinaus sollte der 
Nassauischen Heimstätte das Gebiet der größten Stadt im 
Bezirk nicht vorenthalten werden. Denn Frankfurt verzichtete 
auf die Gründung der bereits während des Krieges geplanten 
eigenen Wohnungsfürsorge-Gesellschaft zugunsten der 
Nassauischen Heimstätte und brachte die dafür vorgesehe-
nen kommunalen und staatlichen Gelder in diese ein. Dar-
über hinaus hatte die Stadt ihren Anspruch auf den Posten 
des stellvertretenden Aufsichtsratsvorsitzenden, der aus den 
Reihen des Magistrates zu bestimmen war, in der Satzung 
der Heimstätte verankern können.14 Nach Auffassung von 
Frankfurts späterem Oberbürgermeister Ludwig  Landmann, 
der bis 1926 den stellvertretenden Vorsitz im Aufsichtsrat 
der Heimstätte übernahm, sei die neue Gesellschaft mit ei-
nem angepeilten Stammkapital von acht Millionen Mark 
zwar zu kapitalschwach, um unmittelbar für „Frankfurt we-
sentliche Vorteile bei der Neubautätigkeit“ zu bringen. Er 
sah vielmehr die „Hauptvorteile für die Stadt ... [in] der Aus-
siedlung städtischer Bevölkerungskreise nach den Voror-
ten“.15 Gleichzeitig machte sich bei den Landgemeinden 
Unmut breit, weil sie – wie der Nassauische Landgemeinde-
tag – beim Gründungsprozess der Heimstätte übergangen 
worden waren. Das Gründungsgremium glaubte sie aller-
dings über die Landkreise, die sich mit einer Umlage von 
zwei Mark pro Kopf ihrer Bevölkerungszahl an der Nassaui-
schen Heimstätte beteiligen sollten, ausreichend eingebun-
den.16 Um die Rentabilität der neuen Gesellschaft zu ge-
währleisten, sollte sie sich jedoch nicht „auf [die] rein 
ländlichen Siedlungsaufgaben beschränken“,17 wie dies die 
 Nassauische Siedlungsgesellschaft tat.

Die  Nassauische Siedlungsgesellschaft verlegte schließlich 
1922 ihren Firmensitz zusammen mit der Heimstätte nach 
Frankfurt.18 Obwohl die Stadt darauf bestanden hatte, dass 
sich die Heimstätte in der Main-Metropole ansiedeln müsse, 
konnte sie anfänglich keine geeigneten Büros zur Verfügung 
stellen; übergangsweise mussten die Gesellschaften im 
Haus  Offenbach auf dem Messegelände untergebracht wer-
den. Für den Umzug der jungen, noch kleinen Unternehmen 
aus  Wiesbaden hatte ein Lastwagen ausgereicht.19  Heiser 
setzte die Stadt unter Druck, geeignete Büroräume und für ihn 
selbst eine Wohnung mit sechs Zimmern bereitzustellen.20 
Schließlich residierten seit Ende 1922 beide Gesellschaften 
mit 15 Mitarbeitern im zweiten Stock eines stadteigenen 
Gebäudes in der Heiligkreuzgasse 17 und zogen 1925 an den 
 Untermainkai 13 um, wo Geschäftsführer  Heiser im zweiten 
Stock eine Dienstwohnung erhielt und in der Remise Platz für 
sein Reitpferd fand. Das ursprünglich klassizistische Reihen-
haus, wie seine Nachbarn vom Frankfurter Stadtbaumeister 

Johann Friedrich Christian Hess21 um 1820 geplant, war um 
1873 mit neobarocken Verzierungen dem Zeitgeschmack 
angepasst worden. Ende des 19. Jahrhunderts hatten hier 
das Hohenemser Bankgeschäft und seit 1901 bis zum Ende 
des Ersten Weltkrieges die Königliche Hoheit Prinz Friedrich 
Carl von Hessen residiert. Die Heimstätte erwarb das reprä-
sentative Gebäude am Mainufer zwischen Rothschildscher 
Bibliothek und Raiffeisenverband von der Erbengemein-
schaft des Consuls der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
von Frisching, die es zuvor an die Chemische Fabrik  Gries-
heim Elektron und den Raiffeisenverband vermietet hatte.22 
Später kaufte die Heimstätte die beiden Hinterhäuser und 
den ebenfalls zeitweise von Frisching gehörenden  Unter-
mainkai 12 hinzu. 

Im Vorfeld der Konstituierung gab Heinrich  Vormbrock als 
Direktor der ersten und größten preußischen Wohnungs-
fürsorge-Gesellschaft, der Westfälischen Heimstätte, Anre-
gungen zum zweckmäßigen Aufbau, zur Finanzierung und 
zu den Aufgaben für das künftige Unternehmen. Er riet von 
einer direkten Beteiligung der Industrieunternehmen we-
gen ihrer voraussehbaren Einfl ussnahme ab und empfahl 
stattdessen deren Einbindung über Arbeitgeberdarlehen für 
konkrete Bauprojekte.23 Dennoch war der Versuch unter-

1|4 Das 1925 bezogene Geschäftsgebäude am  Untermainkai 13 im 

Zustand der 1950er Jahre.



16 | nommen worden, beispielsweise die Farbwerke Hoechst als 
Gesellschafter für die Nassauische Heimstätte zu gewinnen. 
Die Farbwerke lehnten jedoch unter Hinweis auf ihre Koope-
ration mit der Gesellschaft zur gemeinnützigen Beschaffung 
von Wohnungen in  Höchst ab.24

An der Nassauischen Heimstätte beteiligten sich schließlich 
der Bezirksverband mit 2,5 Millionen Mark, Preußen mit 
1,5 Millionen Mark, die Stadt Frankfurt und die Landesversi-
cherungsanstalt Hessen-Nassau mit jeweils einer Million 
Mark, außerdem die Stadt  Wiesbaden, die Nassauische Lan-
desbank mit sechsstelligen Beträgen, ferner 15 Bau- und 
Siedlungsgesellschaften, 15 kleinere Städte und 13 Land-
kreise mit geringeren Einlagen; das gesamte Stammkapital 
in Höhe von 8,23 Millionen Mark brachten 53 Gesellschafter 
auf.25 Mit der Währungsreform wurde eine Erhöhung des 
Stammkapitals auf nunmehr vier Millionen Reichsmark 
beschlossen, die bis Ende 1926 abgeschlossen war. Der 
Kommunallandtag machte für seine Kapitalerhöhung die 
Vergabe eines Teils als zweitrangige Hypothek zur Auswei-
tung des Bauprogramms für 1925/26 zur Bedingung.26 Das 
Stammkapital blieb im Übrigen bis 1948 unverändert.27

Das Tätigkeitsgebiet der Heimstätte beschränkte sich zu-
nächst auf den 1867 gebildeten Regierungsbezirk  Wies-
baden der preußischen Provinz Hessen-Nassau, die nach 
Kriegsende bis 1929 teilweise der Besatzung von Ameri-
kanern beziehungsweise Franzosen unterstand. Nach dem 
Konkurs der „Wohnungsfürsorge-Gesellschaft für Hessen, 
gemeinnützige G.m.b.H.“ im Volksstaat Hessen übernahm 
die Nassauische Heimstätte ab 1930 auch die Betreuung 
dieses Territoriums; allerdings ohne Erhöhung des Stamm-
kapitals. 1935 sollten sich 55 Prozent der betreuten Woh-
nungen auf dem Gebiet des Volksstaates befi nden. Nach der 
Eingemeindung  Fechenheims zu Frankfurt 1928 und dessen 

Eingliederung in den Wiesbadener Regierungsbezirk baute 
die Heimstätte auch dort. 1932 kam der zuvor zum Regie-
rungsbezirk Koblenz gehörende Kreis  Wetzlar hinzu.28 Den 
Verantwortungsbereich der Nassauischen Heimstätte kenn-
zeichneten damals wie heute extreme Gegensätze zwischen 
Stadt und Land, zwischen industriellem Ballungsraum um 
Frankfurt, ländlichen Regionen wie der Wetterau oder dem 
Odenwald sowie dem Lahn-Dill-Gebiet mit Bergbau- und 
nachgeordneter Metallindustrie. Entsprechend unterschied-
liche Anforderungen und Bedürfnisse hatte beziehungsweise 
hat der Wohnungsbau zu erfüllen. Kundennähe erreichte 
das Unternehmen durch Wohnberatungen und Sprechtage 
zur Information der Bauherren in den Kreisen.29

Drei Jahre nach der Gründung wagte die Nassauische Heim-
stätte 1925, in einem reich illustrierten Sonderheft30 eine 
erste Bilanz ihrer Arbeit zu ziehen und dabei die bislang 
realisierten Projekte sowie ihr Leistungsspektrum vorzustel-
len. Während sich die Heimstätte im Gründungsjahr noch 
auf die Finanzierungsbetreuung bereits begonnener oder 
geplanter Bauvorhaben beschränken musste, begannen die 
Mitarbeiter parallel dazu, ein Netzwerk zur Bewältigung der 
anstehenden Aufgaben aufzubauen. Dauerhafte, teilweise 
bis in die Gegenwart reichende Geschäftsbeziehungen 
konnten mit der Nassauischen Landesbank, dem Bezirksver-
band, der Deutschen Wohnstätten-Bank (später Deutsche 
Bau- und Bodenbank AG) und der preußischen Landespfand-
briefanstalt, an der sich die Heimstätte beteiligte, zur Finan-
zierung der Zwischenkredite geknüpft werden. Die Über-
nahme der Zwischenfi nanzierung sicherte für die betreuten 
Bauvorhaben die vormals nicht selbstverständliche, termin-
gerechte Fertigstellung und die auftragsnahe Bezahlung der 
ausführenden Betriebe. Gerade angesichts der angespann-
ten Wirtschaftslage zur Zeit der Infl ation war dies ein wich-
tiger Stabilisierungsfaktor für die regionale Bauwirtschaft. 
Die Wohnungsfürsorge-Gesellschaften betrachteten sich 
explizit nicht als Konkurrenz, vielmehr als langfristige Part-
ner der Baubetriebe.31 So zitierte der Tätigkeitsbericht der 
Nassauischen Heimstätte für 1926 stolz eine Baugesell-
schaft: „... nur infolge der außerordentlich pünktlichen 
Zahlungsweise waren wir in der Lage, in der jetzigen Zeit 
wirtschaftlicher Not und Geldknappheit unseren Betrieb 
über Wasser zu halten.“32

Die Finanzierungsbetreuung der Heimstätte beinhaltete auch 
die Beschaffung der erst- und zweitrangigen Hypotheken, 
die sie aus folgenden Quellen besorgte: Ausgleichsfonds des 
Regierungspräsidenten, Hauszinssteuer-Hypotheken33 der 
Kreise und Gemeinden, Mittel für „abgebaute Beamte“,34 
Arbeitgeberdarlehen für preußische und für Reichsbeamte, 
Rhein- und Ruhr-Fonds für Reich und Preußen, Landarbeit-
erfonds, Hypotheken der preußischen Landespfandbriefan-
stalt und der Nassauischen Landesbank sowie Sonderhypo-

1|5 Bestandsauf-

nahme der Heim-

stätte aus dem Jahr 

1925.
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theken der Kommunen. In den Geschäftsberichten fi nden 
sich nur für die Jahre 1924 bis 1930 genauere Angaben, die 
eine quantitative Aufschlüsselung über die Herkunft der 
langfristigen Kredite ermöglichen. Danach war der Anteil 
der Hauszinssteuer-Hypotheken bei den Finanzierungen 
über die Nassauische Heimstätte mit knapp 55 Prozent im 
Jahr 1924 am höchsten. Er pendelte sich zwischen 1925 und 
1929 bei etwa 44 Prozent ein und sank 1930 auf 40 Pro-
zent.35 Im Gegenzug dazu stieg der Anteil der von Landes-
bank, Landespfandbriefanstalt, Wohnstättenbank und an-
deren besorgten ersten Hypotheken von 17 Prozent im Jahr 
1924 kontinuierlich auf 54 Prozent im Jahr 1930. Der Anteil 
der Arbeitgeberdarlehen, darunter besonders die Kapitali-
sierungen von Rentenansprüchen für „abgebaute Beamte“, 
schrumpfte von etwa 24 Prozent in den Jahren 1924/25 auf 
unter fünf Prozent bis Anfang der 1930er Jahre zusammen. 
Darlehen für Landarbeiter spielten nur 1924 mit knapp sechs 
Prozent eine gewisse Rolle. Der Geschäftsbericht 1926 wies 
außerdem einen Anteil von knapp sieben Prozent zweit-
rangiger, von der Nassauischen Heimstätte gewährter 
Hypotheken aus,36 der auf die diesbezügliche Bedingung 
des Kommunallandtages zurückging. Diese Zahlen verdeut-
lichen eindrücklich die große Bedeutung der Hauszinssteuer 
für den Kleinwohnungsbau. Zugleich wird aber auch mit 
dem steigenden Anteil der auf dem freien Kapitalmarkt 
besorgten ersten Hypotheken die Tendenz der öffentlichen 
Hand ersichtlich, verstärkt die Bürgschaft für 1b-Hypotheken 
zu übernehmen und die schwerer zu erhaltenden zweiten 
Hypotheken abzudecken. Gleichzeitig vernachlässigte sie 
die aus dem Kaiserreich tradierte Förderung der Bediens-
tetenwohnung zugunsten eines allgemeinen sozialen 
Wohnungsbaus.

Zu Beginn ihrer Tätigkeit während der Infl ationszeit sah sich 
die Heimstätte gezwungen, ihr Kapital werterhaltend in 
Baumaterialien anzulegen oder sich sogar bis Mitte der 
1920er Jahre an einem Sägewerk in Roth und einem Kunst-
steinwerk in Oberlahnstein zu beteiligen.37 Langfristig be-
schaffte sie jedoch das Material als Großabnehmer, um es 
den von ihr betreuten Bauherren zu günstigen Konditionen 
zur Verfügung zu stellen. Zugleich konnte die Heimstätte mit 
der Lieferung der Baustoffe über Planung und Betreuung 
hinaus Einfl uss auf die von ihr favorisierte Ausgestaltung der 
Bauten nehmen.38 Wegen des hohen Verlustrisikos übernahm 
sie auf Empfehlung des Reichsverbandes der Wohnungsfür-
sorge-Gesellschaften statt des Baustoffhandels allmählich 
nur noch die zentrale Vermittlung der Materialien.39

Die Wohnungsfrage im Kaiserreich
Die Gründung der Wohnungsfürsorge-Gesellschaften und ihre 
Aufgabenstellung resultierten aus einer jahrzehntelangen 
politischen, ökonomischen und bauplanerischen Diskussion 
der „sozialen Frage“. Ein Blick zurück auf die Situation im 
Kaiserreich und ihre Auswirkungen auf die nachfolgend ge-
schaffenen Bedingungen für das Wohnungswesen in der 
Weimarer Republik sind deshalb an dieser Stelle unerlässlich.

Bereits seit Mitte des 19. Jahrhunderts hatten Industriali-
sierung und die daraus resultierende Landfl ucht zu einer 
eklatanten Wohnungsnot der unteren und mittleren Bevöl-
kerungsschichten in den im Gründerzeitboom rasch expan-
dierenden Städten geführt. Die Kritik der zeitgenössischen 
Boden- und Wohnreformer richtete sich nicht nur gegen 
die stark verdichtende Bebauungsweise mit Mietskasernen, 
sondern vor allem gegen die Grundstücksspekulation, der 

1|6 Landarbeiterhaus auf der Kauber Platte.
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ein wesentlicher Anteil an den im Verhältnis zu den Durch-
schnittseinkommen zu hohen Mieten und der größtmöglichen 
Grundstücksausnutzung zugeschrieben wurde. Als weiteres 
Problem galten die oft extreme Überbelegung – teilweise 
durch die Aufnahme von Untermietern und sogenannten 
Schlafgängern verschärft – sowie die miserablen hygienischen 
Verhältnisse in der Mehrzahl der Wohnungen. So waren Alt-
bauten häufi g weder an die Kanalisation noch an das Strom- 
und Gasnetz angeschlossen. Mehrere Familien teilten sich 
vielfach eine Wohnung, die oft zugleich als Arbeitsplatz für 
Kleinhandwerk oder Heimarbeiten dienen musste.40 Darüber 
hinaus hatten in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts die 
Überlegungen des Münchner Professors Max von Pettenkofer, 
der eine Verbindung zwischen unhygienischen Wohnverhält-
nissen und der Ausbreitung von Seuchen und Krankheiten 
sah, eine Diskussion über eine gesunde Wohnumgebung 
angeregt.41 So galten beispielsweise in Frankfurt42 1928 
rund acht Prozent der Wohnungen als abbruchreif; ein Vier-
tel davon lag in der Altstadt. Folgerichtig zielten die Reform-
bemühungen auch auf die Sanierung der sich zunehmend 
zu Armutsquartieren entwickelnden Altstädte.

Der begrüßte Nebeneffekt bestand in der fortschreitend 
ermöglichten Citybildung mit Ansiedlung zentraler Dienst-
leistungen in der Stadtmitte.43 Parallel dazu begannen die 
Städte, ihr bislang weitgehend ungesteuertes Wachstum 
über Fluchtlinienpläne hinaus mit „Zonenbauordnungen“44 

zu regulieren. Dieses Instrument diente der Steuerung des 
Bodenmarktes und der gezielten städtebaulichen Entwick-
lung durch Differenzierung in Wohn-, Geschäfts-, Industrie- 
und gemischte Gebiete. Gleichzeitig konnten über die Zonen-
bauordnungen aber auch die aus den Zentren verdrängte 
Armut an die im öffentlichen Bewusstsein weniger präsente 
Peripherie der Städte dirigiert und die einzelnen sozialen 
Schichten in defi nierte Viertel kanalisiert werden.45 In der Fol-
ge entwickelte sich aus diesen Wurzeln heraus die moderne 
Siedlungs-, Stadt- und Raumplanung sowie ihre rechtliche 
Ausgestaltung.

Die Gesetzgeber der Weimarer Republik konnten auf den 
theoretischen und praktischen Vorarbeiten eines kleinen 
Kreises sozial verantwortungsbewusster und „vorausschau-
ender Persönlichkeiten“ im Kaiserreich zurückgreifen, die sich 
zur Beseitigung der Wohnungsnot in Institutionen wie dem 
„Verein für Socialpolitik“, dem „Verein für Wohnungsreform“, 
dem „Bund Deutscher Bodenreformer“, der „Deutschen 
Gartenstadtgesellschaft“ oder zur Selbsthilfe in Baugenos-
senschaften zusammengefunden hatten.46 Bei zahlreichen 
Tagungen und in Denkschriften pfl egten die Reformer den 
internationalen fachlichen Austausch, der wichtige Impulse 
für die Ausgestaltung der Wohnungspolitik gab. Schließlich 
konstituierte sich 1916 der „Deutsche Wohnungsausschuß“,47 
der über die Gesetzgebung hinaus die Intervention der öf-
fentlichen Hand im Wohnungswesen forderte und damit die 

1|7 Das Rentnerheim in Nassau mit Fachwerkelementen wurde 1929 bezogen.
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Verabschiedung des preußischen Wohnungsgesetzes 1918 
beschleunigte.

Erheblichen Anteil an der Verankerung von Fragen des Boden- 
und Wohnungswesens in der Weimarer Reichsverfassung 
(WRV) und Gesetzgebung hatten die Bemühungen der Bo-
denreformer, die sich in Deutschland seit 1849 in verschie-
denen Vereinen formiert hatten. Der wichtigste war der 
„Bund Deutscher Bodenreformer“, 1888 als „Bund für Boden-
besitzreform“ gegründet. Er forderte, zunächst mit geringer 
Resonanz, die Abschaffung des privaten Grundeigentums, 
um den Wertzuwachs des Baugeländes nicht einzelnen 
Spekulanten zufallen zu lassen. Später reduzierten die 
Bodenreformer ihre Forderung darauf, Grundrente und Wert-
zuwachs über Steuern für die Allgemeinheit abzuschöpfen. 
Mit dem Beitritt Adolf Damaschkes, der 1898 den Vorsitz 
des Bundes übernahm, reduzierte der Verein unter den ge-
gebenen gesellschaftspolitischen Verhältnissen seine Forde-
rungen auf weniger radikale Veränderungen des Boden-
rechts. So propagierte er die Vergabe kommunalen Baulands 
in Erbpacht an gemeinnützige Siedlungsgesellschaften und 
die gesetzliche Regelung der Erbpacht. Die idealerweise zu 
errichtenden Einfamilienhäuser mit Nutzgarten sollten als 
„Werk- und Wohnheimstätte“ nach sozialen Gesichtspunkten 
ausgegeben werden, die individuelle Verfügungsgewalt 
über das Grundstück stark eingeschränkt sein. Die Idee fand 
während des Ersten Weltkrieges als „Kriegerheimstätte“, die 
für die heimkehrenden Soldaten bestimmt sein sollte, rasche 
Verbreitung. Im 1915 von  Damaschke gegründeten „Haupt-
ausschuß für Kriegerheimstätten“ fanden sich rund 3.700 
Behörden und Organisationen zusammen. Der schon damals 
im Hinblick auf die Wohnsituation der Bevölkerungsmehr-
heit äußerst unrealistische Traum vom „eigenen Haus mit 
Garten“ fi el jedoch auf fruchtbaren Boden und sollte die 
wohnungspolitischen Debatten und die Wünsche der Bürger 
im 20. Jahrhundert wesentlich beeinfl ussen. Die Verknüpfung 
des Bodenreformgedankens mit der Idee des Einfamilien-
hauses auch für Durchschnittsverdiener vergrößerte die Basis 
des Bundes unter der Bevölkerung. Mit diesem neuen Pro-
gramm steigerte der Bund seine Mitgliederzahlen zwischen 
1902 und 1920 von 31.000 rasch auf 65.930, darunter auch 
zahlreiche korporative Mitglieder wie Arbeitervereine, Be-
rufs- und Gewerkschaftsorganisationen oder Behörden. 
Durch dieses Netzwerk unter sozialreformerisch Engagierten 
gewann der Bund über das Lager der Liberalen und Linken 
hinaus größeren Einfl uss auf die öffentliche Diskussion um 
das Wohnungswesen. Die Forderungen des Bundes Deutscher 
Bodenreformer fl ossen unter anderem sowohl in Artikel 155 
WRV als auch in die Erbbaurechtsverordnung von 1919 und 
das Reichsheimstättengesetz von 1920 ein.48

Besonders in den letzten drei Dezennien des Kaiserreiches 
bemühten sich – oft mit Unterstützung der Kommunen – 

1|8 „Wohnraum“ einer Elendswohnung in der Klostergasse der 

Frankfurter Altstadt.

1|9 Lichtlose, enge Wohnquartiere – das Frankfurter Rapunzel-

gässchen.
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Intention oder in Selbsthilfe der Wohnungssuchenden um 
den gemeinnützigen Kleinwohnungsbau. Denn für Privatin-
vestoren versprach der Bau von Kleinwohnungen aufgrund 
steigender Baukosten bei gleichzeitig sinkender Kaufkraft 
zunehmend geringere Rendite; die aufwendigere Verwal-
tung und die Wahrscheinlichkeit höherer Mietausfälle 
schreckten zusätzlich vor Investitionen ab. Wo sie nicht 
durch Bauordnungen verhindert werden konnten, entstan-
den durch private Bauherren daher in der Regel die aus 
wohnreformerischer Sicht unzulänglichen Mietskasernen, 
denen „Licht, Luft und Sonne“ fehlten. Auf die Tätigkeit 
gemeinnütziger Wohnungsunternehmen gingen vor 1914 
allerdings nur knapp drei Prozent sämtlicher Neubauten 
zurück.49

Das Umfeld des Wohnungswesens in der Weimarer 
Republik
Dem Ersten Weltkrieg waren 1918 der Zusammenbruch des 
Kaiserreiches sowie die gescheiterte Revolution der Arbeiter- 
und Soldatenräte und schließlich die Errichtung einer parla-
mentarischen, demokratischen Republik gefolgt. Mit der 
Einführung des allgemeinen und gleichen Wahlrechts, das 
nun auch Frauen zuerkannt wurde und unabhängig vom 
Einkommen wahrzunehmen war, wandelten sich die poli-
tischen Mehrheiten: Die Sozialdemokratische Partei Deutsch-

lands (SPD) war zunächst im Reichstag wie in vielen Länder- 
und Kommunalparlamenten stärkste Fraktion; die 
Kommunistische Partei Deutschlands (KPD) zog als neue 
Partei in die Parlamente ein. Nachdem aus den Wahlen zur 
Nationalversammlung Anfang 1919 nicht die von sozialis-
tischen Politikern erhoffte Mehrheit und eine demokratisch 
legitimierte Räterepublik mit weitgehenden Sozialisierun-
gen hervorgegangen war, nahm die „Weimarer Koalition“ 
mit der Verfassung einen Sozialstaatskompromiss für eine 
parlamentarische Demokratie an. Die „Weimarer Koalition“ 
bestand aus der konstitutionell orientierten SPD, von der sich 
1917 die Kriegsgegner abgespalten und die Unabhängige 
Sozialdemokratische Partei Deutschland (USPD) gegründet 
hatten, dem katholischen Zentrum und dem linksliberalen 
Bürgertum in der Deutschen Demokratischen Partei (DDP).

Bestand die Wohnungsnot während des Kaiserreiches vor al-
lem in einem Mangel an bezahlbaren Kleinwohnungen mit 
akzeptablem hygienischem Standard, nicht jedoch in einem 
Mangel an Wohnungen überhaupt, so verschärften sich die 
Probleme auf dem Wohnungsmarkt für Durchschnittsverdie-
ner in der Nachkriegszeit. Die Zahl der Privathaushalte und 
damit des Bedarfs stieg aufgrund der Rückkehr der Kriegs-
teilnehmer, vieler Eheschließungen sowie der Zuwanderung 
aus abgetretenen oder besetzten Gebieten erheblich an.50 
Die Neubautätigkeit hielt jedoch mit dieser Entwicklung 

1|10 Sozialdemokratische Demonstration zur Reichsverfassung für die Sozialisierung und „gute Wohnungen“ im Januar 1919 auf der 

Frankfurter Zeil.
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nicht Schritt. Konnten vor dem Krieg reichsweit etwa 
250.000 Wohnungen jährlich neu bezogen werden, so waren 
während der vier Kriegsjahre insgesamt nur 190.000 Woh-
nungen fertiggestellt worden. Von 1919 bis 1923 sank die 
Zahl der Fertigstellungen einschließlich der Umbauten und 
Teilungen in Altbauten auf 110.000 Wohnungen pro Jahr, 
wobei zum Beispiel in Frankfurt 1919/20 der Anteil verän-
derter Altbauten 72 Prozent, aber in der Hochphase der 
Hauszinssteuer 1924 bis 1930 nur noch 1,2 bis 3,3 Prozent 
des Zuwachses ausmachte. Insgesamt wurde zu Beginn der 
Weimarer Republik mit einem Nachholbedarf von mindes-
tens 800.000 Wohnungen,51 1923 bereits mit der doppelten 
erforderlichen Menge52 gerechnet. Die Reichswohnungs-
zählung 1927 ergab schließlich einen Fehlbedarf von 
450.000 Wohnungen im gesamten Reich, von denen 
300.000 auf Preußen entfi elen. In Hessen-Nassau, dem 
Tätigkeitsgebiet der Heimstätte, und hier besonders in 
Frankfurt mit 27.000 Wohnungssuchenden, lag die Nach-
frage erheblich über dem Durchschnitt.53

Angesichts dieses offenkundig immensen Wohnungsbedarfs 
bestand nach dem Ersten Weltkrieg ein breiter Konsens da-
rüber, dass der Wohnungsmarkt zunächst den Kräften des 
freien Marktes entzogen werden müsste. Die Regierungen 
der Weimarer Republik setzten mit einem Bündel von Maß-
nahmen die Versuche der Kaiserzeit fort, die Lage planvoll 
zu kontrollieren. Dabei vollzog die Republik den Wechsel 
vom freien Wohnungswesen zum sozialen Wohnungsbau 
und begann mit einer reichsweiten Wohnungspolitik.54 Die 
sozialpolitischen Intentionen der Verfechter direkter Staats-
intervention klafften jedoch weit auseinander: Während für 
die bürgerlich Liberalen die sozialdisziplinierenden Aspekte 
und die „Assimilation der Massen in die bürgerliche Kultur“ 
einer humanen und erfolgreichen Wohnungspolitik im Vor-
dergrund standen, erhofften die Vertreter der sozialistischen 
Arbeiterbewegung eine allmähliche Entwicklung zur Verge-
sellschaftung des Boden-, Bau- und Wohnungsmarktes.55

Das Recht auf Wohnung fand sogar seine Verankerung in der 
Reichsverfassung. Erstmalig bezog damit 1919 eine deut-
sche Reichsverfassung zum Bereich Boden- und Wohnungs-
wesen Stellung. Laut Artikel 155 WRV sollte die Verteilung 
und Nutzung des Bodens staatlich kontrolliert werden, um 
Spekulationen und Missbrauch vorzubeugen. Intendiertes 
Ziel war die Versorgung aller Deutschen, besonders der 
Familien und Kriegsteilnehmer, mit „gesunden Wohn- und 
Wirtschaftsheimstätten“. Für Wohnungsbau benötigte 
Flächen durften enteignet werden; Wertsteigerungen des 
Grundbesitzes ohne Aufwendung von Arbeit oder Kapital 
sollten zugunsten der Allgemeinheit abgeschöpft werden 
können. Das kleine Eigenheim mit Bewirtschaftungsgarten 
galt noch über die abgeschlossene Mietwohnung hinaus als 
anzustrebende Idealbehausung für die Familie.56 Auf Basis 

einer marktwirtschaftlichen Ordnung wurden das Privatei-
gentum anerkannt und staatliche Eingriffe in die Wirtschaft 
nur als Not- und Übergangsmaßnahmen verstanden.57 Die 
Eigentumsgarantie für Grundbesitz (Artikel 153 WRV) wurde 
allerdings erstmals mit der Sozialbindung verknüpft, die die 
Grundlage für  Denkmalschutz, Enteignungen sowie boden- 
und wohnrechtliche Regelungen bilden sollte. Damit waren 
die Rahmenbedingungen für die Wohnungs- und Sozialpolitik 
der Weimarer Republik umrissen. Mit Bezug auf Artikel 155 
WRV erließen die Regierungen zahlreiche Rahmengesetze 
und Verordnungen, mit denen die bereits während des 
Krieges getroffenen Zwangsmaßnahmen im Wohnungs-
wesen weiter ausgestaltet wurden und die als Basis der 
Wohnungspolitik dienten.

Parallel zur politischen und wirtschaftlichen Entwicklung der 
Weimarer Republik durchlief die Wohnungspolitik zwischen 
1918 und 1933 verschiedene Phasen. Wesentliche Wende-
punkte sind mit der Infl ation 1922/23 und der Weltwirtschafts-
krise 1929/30 verknüpft: Bis 1924 begegnete die Regierung 
der Wohnungsnot überwiegend mit dem Instrumentarium der 
Zwangswirtschaft. Es folgte bis 1930 die sogenannte Hauszins-
steuer-Ära, in der die spektakulären Siedlungen des Neuen 
Bauens entstanden. Von der Weltwirtschaftskrise bis zum Re-
gierungsantritt Adolf  Hitlers 1933 geriet auch das Wohnungs-
wesen zusehends unter Druck: Notverordnungen schränkten 
seine fi nanzielle Grundlage zunehmend ein, die Zielsetzungen 
wurden modifi ziert. Neben den wirtschaftlichen Bedingungen 
beeinfl ussten die politischen Mehrheitsverhältnisse die Aus-
richtung der Wohnungspolitik erheblich.

Die Wohnungszwangswirtschaft
„Immer wieder erkennen wir in der sozialen Wohnungs-
fürsorge die Richtigkeit des Wortes, daß die Wohnfrage 
eine Lohnfrage ist und daß das ungenügende Wohnen 
unserer Familien darin seine Ursache hat, daß sie nicht 
größere Aufwendungen für die Wohnung zu machen in 
der Lage sind.“58

Noch während des Ersten Weltkrieges sah sich der Staat – 
übrigens nicht nur in Deutschland – zur ausdrücklich als be-
fristet deklarierten Zwangsbewirtschaftung des Wohnungs-
marktes gezwungen, die die Weimarer Republik fortsetzte. 
Da die Hypothekenbeschaffung wegen der kriegsbedingten 
Kapitalknappheit schwierig und teuer war, die Baukosten-
preise beträchtlich über die allgemeine Infl ationsrate hinaus 
stiegen, gab es kaum Anreize, Kapital in Neubauten zu in-
vestieren. Und da der Substanzerhaltung des Baubestands 
die gleichen Voraussetzungen zugrunde lagen, drohten zu-
gleich die Mieten „unerträglich“ zu steigen. Die Reichsregie-
rung regelte daher mit neuen Gesetzen die Miethöhe, den 
Mieterschutz, die Bewirtschaftung des vorhandenen Wohn-
raumes und den Neubau.
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Bereits 1914 wurden Mietverhältnisse von Kriegsteilnehmern
und ihren Angehörigen unter Schutz gestellt und Mieteini-
gungsämter erlaubt, die ab 1917 allgemein eingerichtet 
werden mussten. Sie prüften Kündigungen, Mieterhöhungen,
später auch Zwangsräumungen und setzten gegebenenfalls 
die Miete herab. Gegen ihre „nach billigem Ermessen“ ge-
troffenen Entscheidungen gab es kein Rechtsmittel. Wegen 
der Uneinheitlichkeit ihrer Rechtsprechung wurden 1923 
neue Gesetze zum Mieterschutz erlassen, die – bis auf Locke-
rungen gegenüber Juden während der NS-Zeit – teilweise 
bis 1965 galten: Befristete Mietverträge verlängerten sich 
automatisch, das unbeschränkte Kündigungsrecht des Ver-
mieters entfi el, für Räumungsklagen und Aufl ösung der 
Mietverhältnisse aufgrund gesetzlich festgelegter Gründe 
(Eigenbedarf, Mietrückstand, Gefährdung der Mietsache) 
waren nunmehr die Gerichte zuständig, gegen Entscheidun-
gen der Mieteinigungsämter waren Rechtsbeschwerden 
möglich.59

Gemäß der bis 1922 gültigen preußischen Höchstmietenver-
ordnung vom 9. Dezember 1919 mussten in Gemeinden mit 
mehr als 2.000 Einwohnern Ausschüsse von Hausbesitzern 

und Mietern Höchstmietpreise festsetzen, die bei Mieterhö-
hungen nicht überschritten werden durften. Damit blieben 
die Mieten in kleineren Orten auf einem Niveau von 60 bis 
75 Prozent, in größeren von 100 bis 110 Prozent über den 
Friedensmieten. Schließlich führte das Reichsmietengesetz 
1922 die „gesetzliche Miete“ auf Reichsebene ein; ausge-
nommen waren möblierte Räume.60 Grundsätzlich galt für 
die Miethöhe Vertragsfreiheit, allerdings konnten beide Ver-
tragsparteien die Zahlung auf Basis der gesetzlichen Miete 
verlangen. Diese berechnete sich aus dem Friedensgrund-
mietpreis vom 1. Juli 1914, hinzu kam ein Aufschlag für 
Nebenkosten, gestiegene Zinsbelastungen und Instandhal-
tungskosten. Eine Anpassung der Aufschläge wurde mit 
fortschreitender Infl ation unumgänglich. Nach der Wäh-
rungsreform eröffnete die Dritte Steuernotverordnung von 
1924 die Möglichkeit, die Mieten allmählich der allgemeinen 
Wirtschaftsentwicklung anzupassen und durch die Infl ation 
entstandene Umstellungsgewinne durch die Hauszinssteuer 
abzuschöpfen. Zum 1. Juli 1926 sollten die Friedensmieten 
wieder gelten, ab 1. April 1927 konnte die Miete 110 Prozent 
und ab 1. Oktober 1927 schließlich 120 Prozent der Friedens-
miete betragen.61 Bis zur Vierten Brüningschen Notverord-

1|11 Karikatur der Stadt-Latern 1/1919 zur Ungleichbehandlung bei den Zwangseinquartierungen.
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nung im Dezember 1931 blieben die Altbaumieten auf 
diesem Niveau.62

Ein weiterer Schritt zur Kontrolle aller zu Wohnzwecken ge-
eigneten Räume war die Bekanntmachung über Maßnahmen 
gegen Wohnungsmangel vom 23. September 1918. Danach 
waren die Gemeinden befugt, seit 1920 verpfl ichtet, Wohn-
raum zu erfassen, seine Zweckentfremdung zu verbieten 
sowie Zwangseinweisungen von Mietern in ungenutzte (so-
gar Gewerbe-)Räume vorzunehmen. Neben der Möglichkeit, 
auch in Teile von Wohnungen, die im Verhältnis zur Bewoh-
nerzahl als zu großzügig angesehen wurden, Mieter einzu-
weisen – was naturgemäß häufi g zu Streitigkeiten führte –, 
stellte die generelle Zustimmungsverpfl ichtung der Gemein-
de zu neuen Mietverhältnissen die größte Beschränkung im 
Wohnungswesen dar. Das Wohnungsmangelgesetz von 
1923 verlängerte diese Regelungen unbefristet, befreite 
jedoch fast alle seit dem 1. Juli 1918 durch Neu- oder Um-
bau bezugsfertig gewordenen Wohneinheiten von der öf-
fentlichen Bewirtschaftung. Kinderreiche und Vertriebene 
sollten vorrangig Berücksichtigung fi nden; ihnen wurden 
1925 die Beamten gleichgestellt. Den örtlichen Wohnungs-
ämtern, die staatlicher und nicht kommunaler Aufsicht 
unterstanden, oblag die Umsetzung der Wohnungs-
zwangswirtschaft. Schließlich wurden 1927 die Bestim-
mungen des Wohnungsmangelgesetzes für Gemeinden 
mit weniger als 4.000 Einwohnern oder auf Antrag der 
Gemeinde aufgehoben.63

Mit diesen Eingriffen hatten die Hauseigentümer ihre freie 
Verfügungsgewalt über Altbauwohnungen weitgehend 
verloren: Die vorher geltende Vertragsfreiheit in Mietsa-
chen sowie die Gewinnspanne aus Vermietung waren er-
heblich eingeschränkt worden. Obgleich die Wohnungspo-
litik mit diesen rechtlichen Maßnahmen die Not 
einigermaßen kanalisieren konnte und – sehr arbeitgeber-
freundlich – durch die Bindung der Mietpreise dem nur 
wenig steigenden Lohnniveau Rechnung trug, schuf sie 
damit die Basis für ein neues Problem: Es entstand ein 
Ungleichgewicht zwischen zunehmend unrentabler und 
daher vernachlässigter Altbausubstanz und modernen 
Neubauwohnungen mit frei kalkulierbaren, höheren Mie-
ten sowie im sozialen Wohnungsbau mit  Kostenmieten. 
Diese Diskrepanz zwischen Alt- und Neubaumieten führte 
unter anderem dazu, dass sich überwiegend Besserverdie-
nende mit langfristigen Arbeitsverhältnissen wie Fachar-
beiter, Angestellte oder Beamte zum Umzug in die 
Neubauten entschieden. Ihre ursprüngliche Zielgruppe, die 
Arbeiterschaft, erreichte die Wohnungsgesetzgebung der 
Weimarer Republik daher nicht, was vor allem die Kritik 
der Linken provozierte. Mit dem Instrumentarium der 
Zwangswirtschaft konnte zwar der Mangel verwaltet, nicht 
jedoch der Anspruch „Jedem Deutschen eine gesunde 

Wohnung“ eingelöst werden. Deshalb förderte die öffent-
liche Hand daneben den Wohnungsbau direkt.

Die Ära der Hauszinssteuer
„Das Rückgrat der Finanzierung [des Kleinwohnungsbaus] 
bildeten in allen Fällen die zur Verfügung stehenden öf-
fentlichen Gelder, insbesondere die Hauszinssteuer-Hypo-
theken.“64

Um Anreize für den Wohnungsbau65 zu schaffen, zahlten 
Reich, Länder und Gemeinden ab 1919 Baukostenzuschüsse, 
die die anscheinend befristete überdurchschnittliche Preis-
steigerung der Baukosten abfedern sollten. Waren die Zu-
schüsse zunächst ohne Bedingungen zum kostensparenden 
Bauen gewährt worden, so wurden 1920 zur Effi zienzstei-
gerung Quadratmeter-Höchstsätze eingeführt. Außerdem gab 
die öffentliche Hand nun statt des Zuschusses ein unverzins-
liches und anfangs tilgungsfreies Darlehen aus. Die von der 
Regierung zur Neubauförderung zusätzlich beantragte eine 
Milliarde Mark bewilligte die Nationalversammlung 1920 
mit der Aufl age, die Mittel dafür aus der Wohnungswirt-
schaft selbst über eine neu zu schaffende zweckgebundene 
Steuer des Altbaubestands zu fi nanzieren. Diese Mietsteuer 
war als Solidarbeitrag der Altbaumieter, denen die festge-
schriebenen Höchstmieten zugutekamen, zugunsten der 
Wohnungssuchenden gedacht und ging auf eine Idee aus 
dem Kreise des Wohnungsausschusses von 1916 zurück. 
Zunächst scheiterte ihre Durchsetzung am Widerstand unter-
schiedlichster Gruppen: Hausbesitzerverbände und Mieter-
organisationen wollten die Wohnungswirtschaft nicht weiter 
beschränkt sehen. Die Arbeitgeber sahen in der Konsequenz 
höhere Lohnforderungen auf sich zukommen, während die 
Gewerkschaften mit Widerständen bei der Durchsetzung 

1|12 Karikatur zur 
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höherer Löhne rechneten. So wurde erst Mitte 1921 nach 
Verabschiedung des Wohnungsnotgesetzes, das die Länder 
im Haushaltsjahr 1921/22 zur Bereitstellung von 30 Mark 
pro Einwohner für den Wohnungsbau verpfl ichtete, das 
Wohnungsbauabgabengesetz verkündet. Danach war eine 
Mietsteuer von fünf Prozent der Friedensmiete zu erheben. 
Dieser Satz erwies sich trotz der infl ationsbedingten Stei-
gerung auf zuletzt 90.000 Prozent der Friedensmiete als 
zu niedrig, so dass Mitte 1923 die Erhebungskosten die Ein-
nahmen aus der Mietsteuer überstiegen. Die Infl ation führte 
zur Wirkungslosigkeit der Mietsteuer, die schließlich mit der 
Währungsreform unterging.

Die Markstabilisierung 1923/24 warf erneut die Frage auf, 
ob sich der Staat nicht aus der Wohnungsbauförderung zu-
rückziehen und zur freien Wohnungswirtschaft zurückkehren 
sollte. Dafür plädierten besonders bürgerliche Politiker des 
rechten Parteienspektrums. Anfang 1924 wurde schließlich 
entschieden, die zweckgebundene Mietsteuer auf Grund-
lage der Dritten Steuernotverordnung durch die sogenannte 
Hauszinssteuer66 auf Altbauten zu ersetzen. Die Regelung 
schrieb allerdings nur die Verwendung von mindestens zehn 
Prozent der Einnahmen zur Wohnungsbauförderung vor, die 
restlichen Mittel konnten in die allgemeinen Haushalte fl ie-
ßen. Sozialdemokraten und freie Gewerkschaften forderten 
zwar die ausschließliche Verwendung der Steuer für den 
Wohnungsbau, blieben jedoch erfolglos. Die Erträge aus der 
Hauszinssteuer waren beachtlich: Etwa ein Achtel der gesam-
ten Steuereinnahmen im Deutschen Reich zwischen 1925 
und 1932 in Höhe von 90,8 Milliarden Reichsmark beruhte 
auf der Altbaubesteuerung, wobei die Länder entsprechend 
dem föderativen Charakter der Wohnungsbauförderung 

eigene, stark differierende Hebesätze entweder auf Grund-
lage der Friedensmiete oder der Grundsteuer festlegten. 
1928 betrug der Hebesatz in Preußen 48 Prozent der Frie-
densmiete, von denen 26 Prozent in den Wohnungsbau 
fl ossen.67

Die Vergabe der Mittel war an den Ort der Erhebung gebunden, 
weshalb gerade in den Ballungsräumen oft nicht genügend 
Gelder für die Neubauförderung zur Verfügung standen. In 
Preußen wurde daher ein Ausgleichsfonds eingerichtet, in 
den 33 Prozent der Einnahmen aus der Hauszinssteuer ein-
gezahlt werden mussten. In Frankfurt wo überdurchschnitt-
lich viele Einkommensstarke hohe Mieten für Großwohnun-
gen zahlten, lagen die Erträge aus der Hauszinssteuer mit 
78 Reichsmark gegenüber dem preußischen Durchschnitt 
mit 26 Reichsmark pro Einwohner ungewöhnlich hoch. Doch 
die Stadt musste trotz des erheblichen Neubaubedarfs 
knapp ein Drittel der für den Wohnungsbau bestimmten 
Mittel aus der Hauszinssteuer – zwischen 1924 und 1930 
immerhin 33 Millionen Reichsmark – in den Fonds zahlen, 
ohne daraus nennenswerte Leistungen zu erhalten.68

Parallel zur sukzessiven Erhöhung der Altbaumieten stiegen 
auch die Erträge aus der Hauszinssteuer. Länder und Ge-
meinden lenkten über den gesetzlichen Auftrag hinaus-
gehend letztlich knapp 50 Prozent der Einnahmen aus dieser 
Zwecksteuer als niedrig verzinsliche und nachrangig abge-
sicherte Hypotheken in den sozialen Wohnungsbau. Rund 
60 Prozent aller öffentlichen Wohnungsbaufördermittel ba-
sierten auf der Hauszinssteuer. Zusätzliche Darlehen von 
rund drei Milliarden Reichsmark stellten die öffentliche 
Hand als Arbeitgeber sowie die Gemeinden zur Verfügung. 
Um mit dem verfügbaren öffentlichen Kapital möglichst viele 
Wohnungen fördern zu können, wurde ab 1929 der lange 
übliche Beleihungsrahmen der Hauszinssteuer-Hypotheken 
von 70 bis 80 Prozent der Gesamtkosten allmählich redu-
ziert und die Gelder auf eine größere Anzahl von Projekten 
verteilt. Ergänzend übernahm die öffentliche Hand, zumeist 
die Kommune, die Bürgschaft für die neu eingeführte, auf 
dem freien Kapitalmarkt zu beschaffende 1b-Hypothek. So 
konnte ohne erhöhten Kapitaleinsatz die Zahl der geförderten 
Bauten vergrößert werden.69 Mit der „Lex Lipinski“, initiiert 
von dem Publizisten, Gewerkschafter und Sozialdemokraten 
Richard  Lipinski, wurde Anfang 1930 beschlossen, die Zins- 
und Tilgungsrückfl üsse aus den Hauszinssteuer-Hypotheken 
wieder dem Wohnungsbau zugutekommen zu lassen. Doch 
bereits ab Ende 1930 fanden unter dem Einfl uss der Welt-
wirtschaftskrise diese Einnahmen größtenteils zur Konsoli-
dierung des Staatshaushalts Verwendung; für ambitionierte 
Siedlungsbauprojekte fehlte nun das Geld.

Die Marktstabilisierung 1923/24 und die Einführung der 
Hauszinssteuer waren der Wendepunkt hin zu einer syste-

1|13 Hochheim im Taunus: Gebäude der Heimstätte im typischen 

„Heimatschutzstil“.
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matischen Politik der Neubauförderung70 und zum bislang 
unbekannten Massenwohnungsbau der 1920er Jahre. Bis zur 
Währungsreform und Einführung der Hauszinssteuer hatten 
die Mittel für Neubauten und damit die Grundlage zur 
breitenwirksamen Durchsetzung von Reformforderungen 
gefehlt. Mit den defi nierbaren Kriterien zur Vergabe der 
Hauszinssteuer-Hypotheken verfügte die öffentliche Hand 
nun über ein direktes Mittel, den Wohnungsbau nach ihren 
Zielvorgaben zu formen71 und damit zum Beispiel reichsweit 
das Ideal des Flachbaus durchzusetzen. Schon der Erlass des 
Staatskommissars für das Wohnungswesen vom 1. Novem-
ber 1919 hatte klar festgelegt, dass Zuschüsse nur für Woh-
nungen, die „ihren Wert für die Erziehung unseres Volkes zu 
besseren Wohnsitten behalten“, gezahlt werden sollten. 
Und ein Erlass vom 20. April 1919 sah für bezuschusste 
Wohnungen eine maximal zweigeschossige Bauweise vor.72 
Förderwürdig war das bürgerliche Wohnideal einer abge-
schlossenen Wohnung für die Kleinfamilie. Bestenfalls 
konnte ein Einfamilienhaus mit (Nutz-)Garten möglichst als 
Eigentum hergestellt werden. Andere Modelle, die wie bei-
spielsweise das Wiener „Einküchenhaus“ kollektive Wohn-
formen ermöglicht hätten, spielten bei der Förderung in den 
1920er Jahren keine Rolle. Dahinter stand das Ziel, die 
proletarischen Massen über die geförderten Lebensformen 

in bürgerliche Idealvorstellungen einzubinden.73 Der  Unter-
mieter sollte in Ledigenheimen unterkommen, während die 
Familien in zwar kleinen, aber abgeschlossenen Wohnungen 
allein leben sollten. Mit dem Rückgang der Hauszinssteuer-
mittel und dem Wegfall ihrer Zweckbestimmung 1932 
musste die öffentliche Hand andere Wege fi nden, ihre sozial- 
und wohnpolitischen Vorstellungen durchzusetzen.

Die Nassauische Heimstätte auf dem Land
In den ersten Jahren betreute die Nassauische Heimstätte 
überwiegend Bauvorhaben in Landgemeinden; deren Anteil 
lag bei 91 Prozent im Gründungsjahr und sank bis 1930 auf 
17 Prozent, während er zwischen 1923 und 1928 um 60 bis 
70 Prozent pendelte. Neben den Frankfurt-nahen Taunus-
Kreisen und  Höchst lagen die Schwerpunkte ihrer Arbeit vor 
allem in den nördlichen Kreisen des Regierungsbezirks wie 
der Bergbau- und Industrieregion Lahn-Dill.74 In der Mehr-
zahl wurden die Wohnungen als Einzelhäuser oder in länd-
lichen Kleinsiedlungen errichtet. Wie die Abbildungen der 
oben erwähnten Bestandsaufnahme aus dem Jahr 1925 ein-
drücklich zeigen, orientierte sich die technische Abteilung 
der Nassauischen Heimstätte, die von 1922 bis 1945 der 
Architekt Adam  Sieber75 leitete, in den 1920er Jahren über-
wiegend an den Ideen des „Heimatschutzstils“. Auch in 

1|14 Einfamilienhaus für den Königsteiner Bürgermeister Beyer.
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1|15 Die Oberurseler Siedlung  Glöcknerwiese.

1|16 Der Plan der Siedlung  Glöcknerwiese zeigt den Übergang von der Block- zur Zeilenbauweise.
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einem 1931 erschienenen Resümee der Leistungen aller 
preußischen Wohnungsfürsorge-Gesellschaften76 präsentierte
sich die Nassauische Heimstätte nach dem Weggang Ernst 
Mays aus Frankfurt 1930 nur mit ihren der traditionellen 
Architektursprache verpfl ichteten Bauten und nicht mit Bei-
spielen im Stil des Neuen Bauens. Die Heimstätten-Architek-
ten bekannten sich einerseits zur Massenherstellung mit 
typisierten Fertigteilen, zugleich aber auch zur Berücksich-
tigung regionaler Bezüge und zur „stets anzustrebenden 
Anpassung des Stils an die Umgebung“: „Während in den 
Westerwaldkreisen das Holzfachwerkhaus, in den rheini-
schen Gebieten mehr oder weniger das Schwemmsteinhaus, 
in der Gegend von Usingen der Kunststeinbau in Frage 
kommt, ist in der Gegend von Frankfurt a[m] Main und 
Wiesbaden der Backsteinbau üblich. Alle diese Eigenheiten 
mußten entsprechend berücksichtigt werden ...“ Sie ver-
suchten, trotz der Normung „eine abwechslungsreiche und 
gefällige Fassadengestaltung“ zu erreichen.77 So wurden die 
typisierten Grundrisse meist in Häusern mit Sattel- oder 
Walmdach, Giebeln, Klappläden und regionaler Charakte-
ristik realisiert, bei denen die individuelle äußere Anmutung 
Priorität besaß.

Als „Wohnungsreformgesellschaft“ förderte die Nassauische 
Heimstätte „vorzugsweise das Einfamilienhaus“,78 sah sich 
jedoch vor allem in den Ballungsräumen gezwungen, Zwei- 
oder Mehrfamilienhäuser möglichst mit weniger als drei 
Etagen zu bauen.79 Die anfängliche Priorität ländlicher Ein-
zelhäuser oder Kleinsiedlungen mag darin begründet liegen, 
dass Heimstätte und Nassauische Siedlungsgesellschaft, 
deren Hauptaufgabe der Wohnungsbau auf dem Land war, in 
Personalunion geführt wurden. Bereits bestehende Kontakte
und Erfahrungen der älteren Siedlungsgesellschaft mögen 
dabei hilfreich gewesen sein. Zugleich konnte mit den länd-
lichen Siedlungen das Ideal der Gartenstadt in Opposition 
zum Feindbild der Großstadt mit ihren Mietskasernen ge-
fördert werden, was den Intentionen des Geschäftsführers 
Heiser entsprochen haben dürfte, der von älteren Heim-
stättenmitarbeitern als äußerst konservativ und national 
gesinnt eingeschätzt wurde. 

Anhand der von der Heimstätte betreuten Projekte in 
Stadtnähe lassen sich die stadtplanerischen und wirtschafts-
politischen Dimensionen ihrer Arbeit auf dem Lande nach-
zeichnen. In Oberursel, das im Einzugsgebiet von Frankfurt 
liegt, realisierte sie 1928 im Auftrag der Kommune gemein-
sam mit der Süwag die Kleinsiedlung Glöcknerwiese mit 
niedrigen Mieten zur unmittelbaren Linderung der Ober-
urseler Wohnungsnot. Bereits 1925 hatte die Heimstätte in 
eigener Bauherrenschaft sechs Doppelhäuser mit zwölf 
Heimstätten aus den Mitteln für „abgebaute Beamte“ in 
Oberursel errichtet.80 Die Industrie des Taunusortes Ober-
ursel hatte sich im Laufe des Krieges beispielsweise bei den 

Motorenwerken auf Rüstungsproduktion umgestellt und 
ihren Mitarbeiterstamm dabei teilweise verfünffacht.81 Die 
neuen Arbeitskräfte rekrutierten sich vor allem aus Zuge-
zogenen, die auf dem örtlichen Wohnungsmarkt keine ge-
eigneten, das heißt auch preisgünstigen Unterkünfte fanden. 
Mit der Umstellung auf die Friedenswirtschaft wurden sie 
größtenteils arbeitslos und waren auf öffentliche Fürsorge 
angewiesen, was den kommunalen Haushalt stark belaste-
te.82 Im Gefolge der wirtschaftlichen Schwierigkeiten sah 
sich die Stadtverwaltung in den 1920er Jahren wie auch 
andernorts häufi g mit gewalttätigen Demonstrationen und 
politischen Unruhen konfrontiert.83 Um zumindest die Woh-
nungsnot zu lindern, legte die Stadt Oberursel 1928 ein ver-
mutlich mit Hilfestellung der Nassauischen Heimstätte84

konzipiertes Wohnungsbauprogramm85 vor. Es diente dazu, 
Einkommensstärkeren den Umzug in Neubauten zu ermög-
lichen. Deren billige Altbauwohnungen, sofern sie überhaupt 
„bewohnbar“ waren, sollten wiederum an Einkommens-
schwache vermittelt werden. Nach Einschätzung der Stadt 
hatte weder sie selbst noch die beiden örtlichen Baugenos-
senschaften die personellen und „sachlichen“ Kapazitäten, 
um die Siedlung Glöcknerwiese zu errichten, so dass sie auf 
die „reiche Erfahrung“ der Nassauischen Heimstätte zurück-
griff. Gleichzeitig formulierte der Magistrat in seinem Pro-
gramm das Ziel einer „großzügigen Umsiedlung ... von der 
Großstadt nach der Peripherie“, um die kommunalen Lasten 
auf eine größere Einwohnerzahl zu verteilen und die Ober-
urseler Bauwirtschaft anzukurbeln. Die dafür erforderlichen 
Planungen unter Berücksichtigung der Verkehrswege, der 
Bedürfnisse der künftigen Bewohner und der städtebau-
lichen Entwicklung sollten in Zusammenarbeit von Stadt 
und Heimstätte erarbeitet werden. 

1|17 In einem kleinen Laden konnten die Bewohner der Siedlung 

Glöcknerwiese den Tagesbedarf einkaufen.



28 |

Im Rahmen überörtlicher Lenkungsbemühungen hatte die 
Heimstätte bereits 1926/27 an der Straßenbahnlinie nach 
Frankfurt in der Damaschkestraße ebenfalls in Zusammen-
arbeit mit der Süwag, jedoch weitestgehend ohne Beteili-
gung der einheimischen Baubetriebe, knapp 100 „komfor-
table“ Wohnungen in Ein- und Mehrfamilienhäusern für 
Frankfurter Wohnungssuchende gebaut. Für die Realisierung 
der 107 Wohnungen an der Glöcknerwiese machte die Stadt 
deshalb die Beteiligung örtlicher Handwerker, die sich auf 

Initiative des Magistrates zur „Oberurseler Handwerkerbau-
genossenschaft“ zusammengeschlossen hatten, zur Bedin-
gung. Neben den Motorenwerken wurden auf dem Gelände 
der ehemaligen Rinzschen Baumschule vier zweigeschossige
Häuserreihen im schlichten Heimatschutzstil errichtet. Teil-
weise in Anlehnung an die Blockrandbebauung des 19. Jahr-
hunderts in Hufeisenform gruppiert, erhielten sie zur Hohe-
markstraße turmartige Kopfbauten. Um die Mieten den 
Einkommensverhältnissen anzupassen, konnten die Mieter 
über den möglichen Einbau eines Bades selbst entscheiden. 
Bis März 1929 waren 38 Wohnungen mit Bad ausgestattet, 
für das drei Reichsmark im Monat zusätzlich zu entrichten 
waren. Die größten zusammenhängenden Siedlungsprojekte
in Oberursel während der Weimarer Republik waren damit 
unter der Regie der Nassauischen Heimstätte entstanden. 
Ihre architektonische Einheitlichkeit entsprach der erklärten 
Absicht des Magistrates, ein „ästhetisch anmutendes Stadt-
bild“ durch „diese in sich geschlossene Bauweise“ bei 
gleichzeitig günstigen Erschließungs- und Baukosten zu 
erreichen.86

Die Heimstätte gründet das Heim
Da die Hauptaufgabe der Wohnungsfürsorge-Gesellschaften 
in der Wohnreform durch Betreuung von Bauvorhaben be-
stand, sollte die eigene Bauherrenschaft die Ausnahme 

1|18 Blick in die Oberurseler Siedlung mit „komfortableren“ Wohnungen für Frankfurter „Stadtfl üchtige“.

1|19 Eine „gute Stube“ in der Oberurseler Siedlung an der Frank-

furter Straße.
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bleiben. In der Regel betreute das Unternehmen Projekte 
für Einzelpersonen, Gesellschaften, Genossenschaften, die 
öffentlichen Hände oder Firmen. Trotzdem baute die Heim-
stätte, wenn sich kein anderer Bauherr fi nden ließ, bei 
großem Bedarf auch selbst: beispielsweise 40 Wohnungen 
in  Montabaur. Zur Verwaltung ihres auf dem Markt nicht 
absetzbaren Wohnungsbestands rief die Nassauische Heim-
stätte am 26. Juni 1928 die „ Nassauisches Heim Siedlungs-
baugesellschaft m.b.H.“ ins Leben, auf die der Immobilien-
besitz bestehend aus 19 Häusern mit 56 Wohnungen 
übertragen wurde.87 Eine große Rolle bei der Gründung der 
Tochtergesellschaft spielte daneben die Aufl age des Minis-
ters für Volkswohlfahrt, Hauszinssteuermittel aus dem Für-
sorgefonds nur für geschlossene, typisierte  Großsiedlungen 
zu zahlen. Die Zusammenfassung in Großbaustellen wurde 
für notwendig erachtet, um mit den vorhandenen Mitteln 
„möglichst viele Wohnungen“ zu erstellen und endlich auch 
die Wohnungsnot der Arbeiter zu beheben, die bislang nur 
wenig vom Wohnungsbau profi tiert hatten. Die Nassauische 
Heimstätte sah sich dabei mit anderen provinziellen Woh-
nungsfürsorge-Gesellschaften im Wettlauf um die Fonds-
gelder, besonders mit Berlin, wo bereits „Plansiedlungen“ 
vorgesehen waren. Da die angesetzte Gründungsversamm-
lung für das Nassauische Heim wegen der Zurückhaltung der 
Landräte nicht zustande kam, wurde beschlossen, die neue 

Gesellschaft mit der Heimstätte als Alleingesellschafterin 
und einem Stammkapital von 100.000 Reichsmark88 sofort 
zu gründen, damit die in Aussicht gestellten Gelder nicht 
für den Regierungsbezirk  Wiesbaden verloren gingen. Der 
satzungsgemäße Zweck des Nassauischen Heims war „die 
Errichtung von Wohnungen für Beamte, Angestellte, Hand-
werker, Arbeiter und Angehörige der diesen sozial gleich-
gestellten Berufsstände, insbesondere für kinderreiche 
Familien, Kriegsbeschädigte, Kriegerwitwen und Kriegsteil-
nehmer“. Die Gesellschaft sollte „gesunde und zweckmä-
ßige Wohnungen“ für „Minderbemittelte“ zu „angemesse-
nen Preisen“ bauen. Die Dividende war auf fünf Prozent 
begrenzt; eine „Wohlfahrtsrücklage“ in Höhe von zehn Pro-
zent des Reingewinns war zu bilden.89 Mit der Beteiligung 
an  Westhausen in Frankfurt realisierte das Nassauische 
Heim seine erste Großsiedlung; 1930 übernahm es von der 
liquidierten Frankfurter Gemeinnützigen Gesellschaft zur 
Errichtung von Kleinwohnungen 97 Einheiten. Darüber hin-
aus vergab das Heim Bauaufträge an die Heimstätte, so 
dass sich 1932 bereits 1.837 Wohnungen in seinem Besitz 
befanden. Die Heimstätte blieb bis nach dem Zweiten 
Weltkrieg Alleingesellschafterin beim Nassauischen Heim; 
die Geschäfte beider Gesellschaften wurden in Personal-
union geführt, das Team der Heimstätte betreute die Bauten 
des Heims.90

1|20 Treppenhaus des Wohnhauses am Rohmerplatz. 1|21 Mehrfamilienhaus für die Gemeinnützige Siedlungsgenossen-

schaft der Frankfurter Polizeibeamten am Rohmerplatz.
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ratorium“ Frankfurt
„Seit geraumer Zeit ist der Kampf um die Gestaltung der 
modernen Wohnung auf der ganzen Linie unter den Archi-
tekten Deutschlands entbrannt. Die einen wollen eine 
traditionelle Weiterentwicklung der Wohnkultur sowohl in 
technischer als auch in künstlerischer Hinsicht, während 
der andere Teil unter schroffem Bruch mit der Vergangen-
heit alles gefühlsmäßige ausschalten und nur schmuck-
lose technische Sachlichkeit, die lediglich die Zwecker-
füllung berücksichtigt, zu Worte kommen lassen will.“91

Im heutigen Bewusstsein wird der Massenwohnungsbau der 
Weimarer Republik zumeist mit den Siedlungen des Neuen 
Bauens, im Rhein-Main-Gebiet mit den Frankfurter May-
Siedlungen, assoziiert. Tatsächlich machten aber als Einzel-
häuser oder als Kleinsiedlungen im Heimatschutzstil92 reali-
sierte Projekte den Großteil der Kleinwohnungsproduktion 
jener Jahre aus. Die Protagonisten des Neuen Bauens, in 
Deutschland vorbildhaft durch das Bauhaus in Weimar, 
später in Dessau, oder die Weißenhofsiedlung in Stuttgart 
repräsentiert, forderten den Bruch mit dem Traditionellen 
und die Entwicklung einer „universellen, wissenschaftlichen 
Architektursprache als Ausdruck der neuen Zeit“. Ihrer Form-
gebung lag der Leitsatz „form follows function“ zugrunde, 
was eine schnörkellose, äußerst klare und für die Zeitge-
nossen ungewohnte Ästhetik zur Folge hatte. Die zur Ver-
billigung geforderte Rationalisierung der Produktion wollten 
sie in letzter Konsequenz über die Industrialisierung des 

Bauens, beispielsweise durch vorgefertigte Betonplatten, 
Türen und Fenster, erreichen. Die Architekten des Neuen 
Bauens schlossen sich 1924/25 zum „Ring“ zusammen und 
versuchten, durch Einfl ussnahme auf das Werkbund-Organ 
„Die Form“ eigene Ideen zu verbreiten. Ihre Gegner for-
mierten sich schließlich 1928 im „Block“ und gaben die 
Zeitschrift „Baukultur“ heraus.

Die Vertreter der konservativen Moderne propagierten das 
individuell gestaltete Einfamilienhaus mit Garten in einer 
den regionalen Traditionen verpfl ichteten Architektur. Folge-
richtig setzten sie sich statt für die Industrialisierung des 

1|22 Mietquittungs-

buch des Nassaui-

schen Heims im Stil 
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1|23 Die für die  Süwag in der Frankfurter Hügelstraße im Stil des Neuen Bauens errichtete Häusergruppe.
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1|24 Karikatur zu den ungewohnten Wohnverhältnissen in den May-Siedlungen.

1|25 Gartenansicht des Hauses für den Frankfurter Opernsänger Otto Fanger.



32 | Bauens für eine Rationalisierung des Handwerks im Bau-
sektor ein. So entwickelten Paul Schmitthenner und Heinrich 
Tessenow beispielsweise Holzfachwerksysteme, und der 
„Bund für Heimatschutz“ gab in regionalen Baufi beln An-
regungen für Architekten und Bauherren. Im Heimatschutz-
stil errichtet, kamen die durchaus nach rationalen Über-
legungen konzipierten Gebäude im „traditionellen Gewand“ 
daher. Aus den Reihen des „Block“ engagierten sich ab 1929 
Paul Schultze-Naumburg und Albert Gessner im national-
sozialistischen „Kampfbund für deutsche Kultur“, der sich 
während der Weltwirtschaftskrise zum Sammelbecken der 
Unzufriedenen entwickelte. Daneben diffamierte die 1929 
von Fritz Höger gegründete „Wirtschaftliche Vereinigung 
deutscher Architekten“ mit ihrer Zeitschrift „Der Deutsche 
Architekt“ das Neue Bauen als „undeutsch“.93 Auch die heute
in ästhetischer wie stadtgestaltender Form international als 
richtungweisend bewerteten Flachdach-Siedlungen Ernst 
Mays in Frankfurt gerieten Ende der 1920er Jahre in die 
Schusslinie dieser zumeist unsachlichen Auseinandersetzung.
So polemisierte die NSDAP: „Wenn wir einmal den Staat 
übernehmen, werden wir diese Hütten rücksichtslos ab-
brennen, weil sie keine deutsche Wohnstätte mit gesunder 
Grundlage und solider Bauweise sind, sondern z[um] T[eil] 
ganz blöde Affenkäfi ge darstellen, die notgedrungen als 
Wohnungen dienen.“94

In der zweiten Hälfte der 1920er Jahre erhielt die Arbeit der 
Heimstätte in mehrfacher Hinsicht eine neue Ausrichtung. 
Neben die auf dem Land in traditionellem Stil errichteten 
Gebäude traten erste, am Neuen Bauen orientierte Projekte 
wie die Frankfurter Hausanlagen in der Hügelstraße95 oder 
im Rütschlehen.96 Ein weiteres Ausnahmebeispiel, das nicht 
im sonst häufi g vom Unternehmen bevorzugten Heimat-
schutzstil errichtet wurde, bildete das von der Heimstätte 
geplante und ausgeführte Einfamilienhaus Fanger in Frank-
furt Am Schwalbenschwanz (heute: Ludwig-Tieck-Straße). 
Das im Stil des Neuen Bauens gestaltete Gebäude entstand 
zwischen 1927 und 1929 für den Frankfurter Opernsänger 
Otto Fanger als Pendant zu dem direkt daneben liegenden, 
zwei Jahre zuvor errichteten Wohnhaus Ernst Mays. Die 
Ausrichtung der Räume orientierte sich an der optimalen 
Nutzung des Sonnenlichts und korrespondierte mit dem 
terrassenförmig angelegten (Wohn-)Garten. Es wurde in 
traditionellem Ziegelmauerwerk ohne „gekünstelte Trag-
konstruktionen“ und mit traditionellen Materialien wie 
Eichenparkett, jedoch ohne Dachboden sowie mit ganz fl ach 
geneigtem Dach gebaut. Die einheitliche Farbgestaltung 
aller Räume in Gelb- und Grautönen sollte „Ruhe und Raum-
weite“ schaffen. Als gelungenes Beispiel für „ein behag-
liches und zweckdienliches Wohnen“ im Stil des Neuen 
Bauens stellte der Frankfurter Oberbaurat Wempe das Ein-
familienhaus in diversen Fachzeitschriften vor.97

Außerdem widmete sich die Heimstätte 1928 erstmals 
ihrem Auftrag, Bebauungspläne für ganze Bezirke aufzu-
stellen, die dem unkoordinierten Neubau besonders in 
ländlichen Gebieten entgegenwirken sollten.98 Im gleichen 
Jahr erhielt auch der Geschäftsbericht, der in den Vorjahren 
teilweise mit Anklängen an den Jugendstil gestaltet worden 
war, ein neues, an die sachliche Corporate Identity des 
Neuen Frankfurt angelehntes Layout.

Es mag sein, dass Impulse zur Veränderung vom neuen Auf-
sichtsrat der Heimstätte ausgingen. Ernst May99 hatte 
1925/26, nachdem er zum Frankfurter Dezernenten für das 
gesamte Hochbauwesen berufen worden war, Oberbürger-
meister Ludwig Landmann als stellvertretenden Aufsichts-
ratsvorsitzenden abgelöst.100 Der visionäre May hatte ein 
ambitioniertes städtisches Wohnungsbauprogramm konzi-
piert, das vom organischen Stadtwachstum abrückte und 
die gesamte Stadtfl äche mit den 1926 und 1928 einge-
meindeten Gebieten von Fechenheim bis Höchst in die 
Planung einbezog. „Die Innenstadt wird in natürlichen 
Grenzen arrondiert und die Erweiterungsbezirke als losge-
löste Siedlungskomplexe in das Freiland der Umgebung 
eingebettet. Ein zusammenhängendes Grünfl ächensystem 
macht auch den Bewohnern der Innenstadt das Freiland auf 
gesunden Grünpromenaden zugänglich. ... Günstige Ver-
kehrsverbindungen wie Autobuslinien, elektrische Lokal-1|26 Garten- und Grundrissplan des Hauses Fanger.
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bahnen sowie Vorortzüge der Staatsbahnen vermitteln den 
Verkehr von den Trabantenorten zur Zentralstadt.“101 Die 
„Trabanten“ erhielten als Weiterentwicklung der Garten-
stadtidee – zumindest in der Konzeption – mit Schulen, 
Kindergärten, Geschäften oder Gemeinschaftshäusern eine 
eigene, diejenige des Stadtkerns ergänzende  Infrastruktur. 
Durch das Neue Frankfurt wurde erstmals die Verknüpfung 
der Massenproduktion von Wohnungen mit einer umfassen-
den Stadtgestaltung und der Umsetzung avantgardistischer 
Ideen für alle Lebensbereiche realisiert. Der Frankfurter 
Siedlungsbau brach bewusst mit der „steinernen Stadt“ des 
19. Jahrhunderts, die auch zum Sinnbild erstarrter Gesell-
schaftsstrukturen geworden war, und ihren ungesunden 
Wohnverhältnissen:  May sah im Architekten den Erzieher 
der Massen und verstand die Beseitigung sozialer Miss-
stände als stadtplanerische Herausforderung. Nach dem 
Konzept der „sozialen Wirtschaftlichkeit“ sollten auf kapita-
listischer Basis moderne Wohnungen zu bezahlbaren Mieten 
– angestrebt waren 25 Prozent eines Arbeitermonatslohns – 
realisiert werden. Um für seine Ideen und Projekte beim 
breiten Publikum zu werben, gab  May ab 1926 die Zeit-
schrift „Das Neue Frankfurt“ heraus, die im „Frankfurter Re-
gister“ auch vorbildliche Wohnungseinrichtungen zu er-
schwinglichen Preisen vorstellte. Unter seiner Regie 
entstanden bis 1930 rund 12.000 öffentlich geförderte Woh-
nungen, in denen etwa elf Prozent der Frankfurter lebten.102

Mays Architektur betonte die angestrebte kollektive Gleichheit 
und wollte den unteren Schichten erstmals eine Wohnkultur 
vermitteln, die nicht das Repräsentationsbedürfnis des 
Bürgertums nachahmte, sondern allen Bewohnern nach 
funktionalen Gesichtspunkten gleiche Bedingungen schuf. 
Auch  May favorisierte als ideale Wohnform das Einfamilien-
haus, das er jedoch wegen der hohen Grundstückspreise im 
Ballungsraum konsequent als Reihenhaus gestaltete. Im Ge-
gensatz zu traditionell ausgerichteten Architekten lösten die 
Konzepte des Neuen Bauens das Einzel- und Mehrfamilien-
haus in der Zeile auf, womit Wohnung und Familie symbolisch 
„in einer höheren, gemeinschaftlichen Einheit“ aufgehen soll-
ten.103  May sprach sich dafür aus, „daß das kollektive Moment 
im Leben der heutigen Menschen, das sich in Arbeit, Sport 
und Politik so stark ausprägt, sich logischerweise auch in den 
Wohnzeilen der Menschen widerspiegeln muß. Auch vom 
Standpunkte der Schönheit erwarten wir von solcher Typisie-
rung keine Verödung, sondern nur eine Beruhigung der Städ-
tebilder“.104 Die auffällige Herausbildung eines Gemeinschafts-
bewusstseins in den  May-Siedlungen, die sich bis heute unter 
anderem in geringer Fluktuation und Gewalt zeigt, mag auch 
darauf beruhen, dass die Mieter beim Einzug weitgehend eine 
gleiche soziale Stellung und gleiches Alter aufwiesen.105

Beeinfl usst von den Rationalisierungskonzepten Henry 
Fords106 unterwarfen die Planer nicht nur den Produktions-

1|27 Das neue Layout des Geschäftsberichts im Stil des Neuen 

Frankfurt.

1|28 Der Frankfurter Stadtbaurat und stellvertretende Aufsichts-

ratsvorsitzende der Heimstätte Ernst  May 1926.
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prozess mittels der Zusammenfassung in Großbaustellen 
sowie der Normierung und Typisierung einer konsequenten 
Strukturierung. Auch die Grundrisse, besonders die Küche als 
„Arbeitsplatz der Frau“, basierten auf ergonomischen Ana-
lysen und der Defi nition der Wohngrundbedürfnisse. Die 
Wohnungen mit großem Wohnzimmer und äußerst kleinen 
Nebenräumen erhielten zur optimalen Raumausnutzung 
ausgeklügelte Einbaumöbel, darunter die berühmte „ Frank-
furter Küche“. Doch diese Konzeption und die oft sehr gerin-
ge Gesamtwohnfl äche beschränkten die individuellen Gestal-
tungsmöglichkeiten der Mieter stark, so dass die Siedlungen 
trotz ihres großen Komforts mit Elektrifi zierung, Bad, Balkon 
oder Terrasse und oftmals Heizung von manchem als „Neger-
Hütten“ oder „ May-Löcher“ kritisiert wurden. Zudem mach-
ten die Mieten trotz aller Rationalisierungsanstrengungen 
mit 40 bis 80 Reichsmark, zu denen ein einmaliger Bau-
kostenzuschuss von bis zu 1.000 Reichsmark zu zahlen war, 
noch rund 25 Prozent eines mittleren Arbeiterlohns aus.107 
Im Durchschnitt gaben die Arbeitnehmerhaushalte 1927/28 
jedoch nur 11,9 Prozent für die Wohnung aus,108 so dass in 
die Siedlungen statt der Zielgruppe der Arbeiter zu knapp 
zwei Dritteln Angestellte und Beamte einzogen.109 Die Be-
zieher kleinster Einkommen – rund 90 Prozent der Gesamt-
bevölkerung – profi tierten nur mittelbar vom Siedlungsbau 
durch das Freiwerden preisgünstiger, vielfach jedoch schlecht 

ausgestatteter Altbauwohnunqen.110 Als Mieter der subven-
tionierten Wohnungen kamen „nur Personen in Frage ..., an 
deren Unterbringung ein wohnungszwangswirtschaftliches 
Interesse besteht, durch deren Unterbringung also der Woh-
nungsmarkt Entlastung erfährt“. Dazu gehörten in Frankfurt 
Mieter einer zwangsbewirtschafteten Altbauwohnung, die 
nach Auszug vom Wohnungsamt weitervermittelt werden 
konnte, oder beim Wohnungsamt Registrierte.111

Die Neubaumieten waren „ Kostenmieten“, die durch staat-
liche Subvention der Finanzierung zwar verbilligt wurden, 
aber entstehende Kosten grundsätzlich voll decken mussten. 
Um sie trotz steigender Bau- und Finanzierungskosten 
niedrig und gegenüber den eingefrorenen Altbaumieten 
konkurrenzfähig halten zu können, sollten Wohnfl äche und 
Ausstattung noch weiter reduziert werden. Thema des 
2. Internationalen Kongresses für  Neues Bauen, der auf 
Einladung Mays im Oktober 1929 in Frankfurt stattfand, war 
„Die Wohnung für das Existenzminimum“, ihre Defi nition 
und Möglichkeiten der Verbilligung einer „technisch 
vollendet[en] und dabei doch menschlich gestaltet[en] 
Wohnung“.112 Bei der konstituierenden Sitzung des Interna-
tionalen Verbandes für Wohnungswesen stellte  May 1929 
die vom Hochbauamt typisierten „Kleinstwohnungen“ vor, 
„die in dem Bestreben entworfen sind, auch der ärmsten 

1|29 Baugruppe im Frankfurter Linnégraben 1929.
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Schicht der Bevölkerung den Bezug der Wohnung zu ermög-
lichen“. Bei einer Wohnungsgröße von nur 40 Quadrat-
metern mussten die Haupträume zur Doppelnutzung mit 
Klappmöbeln konzipiert werden. Ein großer Garten sollte 
zumindest im Sommer den Bewegungsraum vergrößern. 
Allerdings waren diese Kleinstwohnungen nur als Über-
gangslösung für ärmste Familien gedacht; bei Verbesserung 
der allgemeinen Einkommensverhältnisse sollten sie von 
Alleinstehenden beziehungsweise kinderlosen Paaren 
bewohnt oder zu größeren Einheiten zusammengefasst 
werden.113

In dieser zweiten Phase des nun auf das „Existenzminimum“ 
reduzierten Frankfurter Wohnungsbauprogramms begann 
die Nassauische Heimstätte ihre Tätigkeit verstärkt auf die 
Städte zu verlagern; 1930 befanden sich schon über 80 Pro-
zent ihrer neu begonnenen Wohneinheiten in Gemeinden 
mit mehr als 25.000 Einwohnern.114 Ihre größte Siedlung in 
den 1920er Jahren und zugleich „erstes Beispiel“ für den 
Bau der „Kleinstwohnungen“ war Frankfurt  Westhausen,115 
wo zwischen 1929 und 1931 etwa 1.500 Zwei- und Dreizim-
merwohnungen entstanden. Bauherren waren neben dem 
Nassauischen Heim, das dort 690 Wohneinheiten betreu-
te,116 die  Gartenstadt AG und die Stadt Frankfurt. Es war das 
letzte Projekt Mays in der Main-Metropole, das vermutlich 

nur durch die fi nanzielle Beteiligung der Nassauischen 
Heimstätte und ihrer Tochter in diesem Umfang realisierbar 
war. Ansonsten hatte  May kaum mit der eher konservativ 
ausgerichteten Heimstätte zusammengearbeitet.

Nach dem Plan von Ernst  May, Herbert Boehm und Wolfgang 
Bangert wurden größtenteils zweigeschossige Zweifamilien-
häuser mit  Mietergärten errichtet, die zur optimalen Beson-
nung streng geradlinig in nord-süd-ausgerichteter Zeilenbau-
weise entstanden. Rund ein Sechstel der Wohnungen, die 
einen Balkon erhielten, befand sich in viergeschossigen, in 
ost-westlicher Richtung stehenden Laubenganghäusern nach 
Entwürfen Ferdinand  Kramers. Alle Wohnungen waren mit 
einer auf das Notwendigste reduzierten  Frankfurter Küche, 
Einbaumöbeln und Bad, die Laubenganghäuser auch mit Zen-
tralheizung ausgestattet. Die Lokalpresse kritisierte jedoch 
bereits 1930 die „Puppenhaftigkeit“ der „Übergangskleinst-
wohnungen“ heftig und stellte auftretende Baumängel aus-
führlich dar. Eine große Waschküche mit hohem Kamin war 
„einziger – mehr zufälliger – architektonischer Akzent in der 
sonst gleichförmigen Siedlung“. Die übrigen projektierten 
Gemeinschaftseinrichtungen, wie sie in früheren Siedlungen 
noch realisiert werden konnten, wurden unter dem Druck der 
Weltwirtschaftskrise nicht mehr gebaut. Die monatliche 
Durchschnittsmiete lag in  Westhausen bei knapp 50 Reichs-

1|30 Von Hans Leistikow entworfenes Plakat zur Ausstellung „Die 

Wohnung für das Existenzminimum“.

1|31 Blick in die  Frankfurter Küche.
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zahl (Fach-)Arbeiter einziehen konnten.117

In Zusammenarbeit mit der Reichsforschungsgesellschaft für 
Wirtschaftlichkeit im Bau- und Wohnungswesen in Berlin 
diente  Westhausen auch als Experimentierfeld für die güns-
tigste Erschließungsform, die Erprobung des Plattenbaus 
und den Kostenvergleich zwischen Ganghäusern und Reihen-
häusern.118 So wurden die üblichen Zuordnungen von Straße 
und Haus aufgegeben und die Häuser über quer zu den 
schmalen Fahrstraßen liegende Fußwege erschlossen. Bei 
etwa einem Drittel der Flachdachhäuser experimentierten 
die Architekten119 mit Fertigplatten. Ein im Frankfurter Mon-
tageverfahren nach einem Entwurf des Hochbauamtes her-
gestelltes Plattenhaus war bereits 1927 bei einer Ausstel-
lung in der Frankfurter Festhalle, auf der sich auch die 
Heimstätte mit Kleinwohnungssiedlungen präsentierte, und 
in der Weißenhofsiedlung in Stuttgart vorgestellt worden.120 
Seine Vorteile lagen in der witterungsunabhängigen und 
schnellen Baufertigstellung. Mit dem geförderten Massen-
wohnungsbau begannen auch Baugroßunternehmen wie 
die Holzmann AG in die zuvor unbestrittene Domäne der 
kleinen und mittleren Handwerksbetriebe vorzudringen und 
die Industrialisierung des Bauens voranzutreiben. Holzmann 
errichtete beispielsweise in den 1920er Jahren rund 20.000 
schlüsselfertige Wohnungen, davon 5.000 in Frankfurt – vor 
allem in den Siedlungen Praunheim, Hellerhof und  West-
hausen. An der Frankfurter Plattenfabrik war Holzmann 
fi nanziell und technisch beteiligt. Das Verfahren geriet je-
doch wegen „Anfangsmängeln in Mißkredit“ und wurde 
erst nach dem Zweiten Weltkrieg auch in Zusammenarbeit 

zwischen der Baufi rma und der Heimstätte verbessert und 
in Großprojekten eingesetzt.121

Wichtige Impulse, die sich vielfach erst Jahre später ausge-
wirkt haben mögen, erhielt die Arbeit der Nassauischen 
Heimstätte aus der Kooperation mit dem Frankfurter Hochbau-
amt. Statt über den gesamten Regierungsbezirk verstreute 
Projekte zu betreuen, konnte das Unternehmen durch die 
Zusammenziehung geförderter Wohnungen in Großbaustellen 
den Arbeits- wie Verwaltungsaufwand und damit die Kosten 
senken. Typisierung und Normierung waren in Frankfurt ziel-
strebiger vorangetrieben worden als bei den individuelleren 
Bauten der Heimstätte andernorts. Von besonderer Bedeu-
tung erscheint aber die Einbindung der Wohneinheiten in ein 
stadtplanerisches Gesamtkonzept, das konsequent Wohnen 
und Arbeiten trennte und Fragen des Verkehrs, der Erholung, 
ja einer „neuen, geschlossenen Großstadtkultur“122 einbezog. 
Dieses Konzept zielte auf Reformen innerhalb der bestehen-
den Wirtschafts- und Sozialordnung und die Verbesserung der 
Lebensbedingungen für eine Vielzahl von Menschen.

Dazu gehörte auch die Entwicklung eines auf die Größe der 
Kleinwohnungen angepassten, vorbildlichen und preis-
werten Mobiliars, das beispielsweise in der Zeitschrift „Das 
Neue Frankfurt“ oder der Ausstellung „Der Stuhl“ propagiert 
wurde. Die funktionale, den Herstellungsprozess berücksich-
tigende Gestaltung bedingte eine neuartige, für viele un-
gewohnte Ästhetik ohne unnötige, von vielen aber liebge-
wonnene Verzierungen. Nach dem Anspruch der Gestalter 
sollte die „Vorstellung von einer Möbelform“ überwunden 
werden, „die aus Zeiten in uns vorhanden ist, die unserer Zeit 

1|32 Die Zeilen der Frankfurter Siedlung  Westhausen mit der Wäscherei am Ende der Mehrfamilienhausreihen.
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und ihren Sorgen und Aufgaben ganz fremd sind“.123 Heute 
als „Klassiker der Moderne“ gehandelte Möbel entwarfen die 
Planer in jener Zeit für die industrielle Massenfertigung und 
die normierten Typenwohnungen. Die gemeinnützige 
Frankfurter „Hausrat GmbH“, wo der spätere Geschäftsfüh-
rer der Nassauischen Heimstätte Paul  Müller beschäftigt 
war, vertrieb in der Erwerbslosenzentrale gefertigte Möbel 

beispielsweise nach Entwürfen Franz Schusters oder Fer-
dinand   Kramers. Die wenigsten Mieter bewohnten die 
Neubauten jedoch nach den Idealvorstellungen der Planer. 
Vielmehr möblierten sie unter Missachtung des ästheti-
schen Konzepts der Siedlungsarchitekten und auf Kosten 
ihres Bewegungsspielraumes zumeist im Stil der Jahrhun-
dertwende.124 

1|33 Montage der Fertigbauplatten in der neben  Westhausen gelegenen Versuchssiedlung Praunheim.

1|34 Grundriss eines Zweifamilienhauses in  Westhausen.
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Die Beteiligung am Bau Westhausens bescherte der Nassau-
ischen Heimstätte für die Zeit der Weimarer Republik das 
Rekordergebnis von 1.769 neu begonnenen Wohnungen im 
Jahr 1930, das in mehrfacher Hinsicht einen Wendepunkt 
darstellte. Unter dem Druck der Weltwirtschaftskrise und mit 
geschwundenen Mehrheiten für die Parteien des Sozial-

staatskompromisses war die Republik zunehmend in die 
Krise geraten. Die Kräfte der äußersten Rechten – besonders 
die Nationalsozialisten – und der äußersten Linken erstark-
ten, Fortschrittsgläubigkeit und Aufbruchsstimmung der Zeit 
nach der Währungsstabilisierung wichen angesichts wach-
sender Arbeitslosigkeit und Armut. Von 1928 bis 1930 hatte 
sich auf dem Gebiet des heutigen Bundeslandes Hessen die 
Zahl der Arbeitslosen auf 186.000 mehr als verdoppelt und 
erreichte 1932 mit 286.800 ihren Höchststand.125 Angesichts 
der Wirtschaftskrise entzogen die Brüningschen Notverord-
nungen 1930/31 dem Wohnungsbau die materielle Basis: 
Die Einnahmen aus der Hauszinssteuer sollten nun die all-
gemeinen Etatlöcher stopfen. Ab 1930 ging daher der Woh-
nungsneubau um 55 Prozent zurück, während die Bedeu-
tung der Umbauten wieder anstieg.126 Damit stagnierte ein 
wichtiger Zweig des Arbeitsmarktes. Auch die Heimstätte 
konnte 1931 nur 300 und im Folgejahr noch 579 Bauten neu 
beginnen, überwiegend in der vorstädtischen Kleinsiedlung 
Frankfurt-Goldstein.127 Ernst May zog die Konsequenz und 
ging mit einem Teil seines Frankfurter Architektenteams in 
die Sowjetunion, da er in Deutschland keine Chancen mehr 
zur Verwirklichung seiner Planungen sah.

Die Veränderung der politischen und sozialen Verhältnisse 
sowie die Massenarbeitslosigkeit waren für die konserva-
tiven Kräfte ein willkommener Vorwand, um mit dem 
Aushöhlen des sozialen Wohnungsbaus ein „Kernstück des 
republikanischen Sozialinterventionismus“ zu liquidieren. 
Gegenüber dem städtischen Massenwohnungsbau als wich-
tigstem Bestandteil der Sozialpolitik und „als Symbol und 
Nährboden kollektivistischen Denkens“, wie er in Frankfurt 
eindrucksvoll realisiert worden war, wurde nun das Leitbild 
der vorstädtischen Kleinsiedlung favorisiert. Mit ihm sollten 
die „Siedler“ in der „Scholle“ verwurzelt und die Landfl ucht 
verhindert werden, wie dies auch der Geschäftsbericht der 
Nassauischen Heimstätte 1931 sogleich aufgriff.128 Die 
Reichsregierung beschloss die Förderung der vorstädtischen 
Kleinsiedlung für die wachsende Zahl der Erwerbslosen, da-
runter viele Baufacharbeiter. Die künftigen „Siedler“ sollten 
im „freiwilligen Arbeitsdienst“ oder in Eigenbeteiligung für 
einen Tagessatz, der nur knapp dem tarifl ichen Stundenlohn 
von 1929 entsprach, ihre Häuser selbst errichten. Damit war 
der Wohnungsbau zum Instrument der Beschäftigungspolitik 
geworden. Der zuständige, direkt dem Reichskanzler unter-
stellte Reichskommissar für die vorstädtische Kleinsiedlung 
schrieb 1931 die Anpassung der Gebäude an ihre Umgebung 
und den Bau von Einzel- beziehungsweise Doppelhäusern 
in defi nierter Größe und begrenztem Wert vor, womit das 
vorher in Frankfurt bevorzugte Reihenhaus aus der Förde-
rung ausgeschlossen war.129 Im Rückschritt in das 19. Jahr-
hundert musste deshalb beim Bau der Siedlung Goldstein, 
von May noch mit Ein- und Mehrfamilienhäusern in Zeilen-
bauweise projektiert, auf so Elementares wie den Anschluss 

1|35 Schlafzimmer mit Klappbett in einer Frankfurter Kleinst-

wohnung 1929.

1|36 Die Bewohner der Mehrfamilienhäuser konnten in der Wä-

scherei von Westhausen mit modernen Hilfsmitteln ihre Wäsche 

pfl egen.
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an das Wassernetz und die Kanalisation verzichtet werden; 
an die vorher tausendfach installierten  Frankfurter Küchen 
oder Bäder war aus Kostengründen gar nicht mehr zu denken. 
Dafür verfügten die als Doppelhäuser mit Pultdach realisier-
ten „Siedlerstellen“ über Nutzgarten und Stall für Kleinvieh. 
Die Heimstätte zog bereits im Geschäftsbericht für das Jahr 
1931 resigniert Resümee: „Manches, was in dem letzten Jahr 
vom hygienischen Standpunkt als unbedingt erforderlich 
angesehen wurde, mußte wieder fallen gelassen werden. 
So bedauerlich diese Tatsache für uns, die wir doch in erster 
Linie wohnungsreformerische Ideen verfechten, ist, so müs-
sen wir uns doch damit abfi nden, denn zunächst gilt es, 
auch bei den veränderten Einkommensverhältnissen trag-
bare Mieten zu erzielen. ... Der gemeinnützige Wohnungs-
bau ist im letzten Jahr zu einem gewissen Abschluß gekom-
men“, was das Unternehmen nicht auf ein Nachlassen des 
Bedarfs, sondern auf einen Rückgang der Nachfrage auf-
grund der Arbeitslosigkeit zurückführte.

Unter der Betreuung der Nassauischen Heimstätte waren im 
ersten Jahrzehnt ihrer Tätigkeit annähernd 7.000 Wohnein-
heiten entstanden; zu zwei Dritteln als Mietwohnungen und 
zu einem Drittel als Eigenheime.130 Doch mit diesem Bau-
volumen trug sie nur marginal zur Behebung der Wohnungs-
not bei, wenn man bedenkt, dass allein in Frankfurt zwischen 
1924 und 1930 mehr als 18.000 öffentlich geförderte Woh-
nungen entstanden.131 Von größerer Bedeutung ist, dass die 
Heimstätte in dieser Zeit wohnungswirtschaftliches sowie 
planerisches Know-how akkumulierte und Strukturen für 
einen überörtlich gesteuerten, typisierten Wohnungsbau 
begründete, die erst nach dem Zweiten Weltkrieg in enger 
Zusammenarbeit mit der Hessischen Landesregierung syste-
matisch zum Einsatz kamen.
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3 Hirtsiefer (1929), S. 526.

4 Vgl. Wolfgang Bangert, Baupolitik und Stadtgestaltung in Frankfurt 

a. M. Ein Beitrag zur Entwicklungsgeschichte des deutschen Städtebaus 

in den letzten 100 Jahren, Würzburg 1937, S. 84.

5 Zum Folgenden vgl. Hirtsiefer (1929), S. 523ff.; Geschäftsbericht 

1922/23 in den Akten der Stadtverordnetenversammlung (STVV) Frank-

furt 1.938, Institut für Stadtgeschichte  Frankfurt am Main (ISG); Walter 

Pauly, Wohnungsfürsorgegesellschaften, in: Gerhard Albrecht (Hg.), 

Handwörterbuch des Wohnungswesens, Jena 1930, S. 802ff.

6 Vgl. Pauly (1930), S. 802ff.

7 Vgl. „Verhandlungsniederschrift über eine Vorverhandlung zur 

Gründung der Bezirkswohnungsfürsorgegesellschaft vom 16. Februar 

1922“, Archiv NH.

8 Für gemeinnützige Unternehmen durfte bei Veräußerung nicht mehr 

als das eingebrachte Beteiligungskapital ausgezahlt werden; Über-

schüsse waren gemeinnützigen Zwecken zuzuführen. Die öffentliche 

Hand honorierte die Leistungen der staatlicher Aufsicht unterstellten 

Gemeinnützigen mit teilweisem Steuerverzicht, vgl. Georg Klinke, Ge-

meinnützige Bautätigkeit, in: Gerhard Albrecht (Hg.), Handwörterbuch 

des Wohnungswesens, Jena 1930, S. 270ff.

9 Vgl. Pauly (1930), S. 802ff.; Hirtsiefer (1929), S. 529.

10 Die  Nassauische Siedlungsgesellschaft war 1919 zur Förderung der 

„inneren Kolonisation“ und Ansiedlung Kriegsbeschädigter ins Leben 

gerufen worden. Ihre Aufgaben bestanden in der Landbeschaffung und 

Bauberatung vornehmlich für landwirtschaftliche Projekte, vgl.  Nassau-

ische Siedlungsgesellschaft m.b.H. (Hg.), NSG. Geschichte eines Sied-

lungsunternehmens,  Frankfurt am Main o. J.

11 Franz  Heiser war bis 1921 Kulturamtsvorsteher in  Wetzlar. Dabei 

handelte es sich mit größter Wahrscheinlichkeit um ein Institut für 

ackerbauliche Kultur, vgl. Schreiben Heisers an das Frankfurter Woh-

nungsamt vom 10. April 1922, Archiv NH.

12 Die Geschäftsführung der Nassauischen Siedlungsgesellschaft hatte 

 Heiser bis 1945 inne, vgl.  Nassauische Siedlungsgesellschaft m.b.H. (Hg.), 

NSG. Geschichte eines Siedlungsunternehmens,  Frankfurt am Main o. J.

13 Arbeitsgemeinschaft der gemeinnützigen ländlichen Siedlungs-

träger (Hg.), Die gemeinnützigen ländlichen Siedlungsgesellschaften 

der Bundesrepublik Deutschland. Entstehung, Aufgaben, Leistung, Bonn 

o. J. [um 1963], S. 32ff.

14 Vgl. Satzung der Nassauischen Heimstätte vom 17. Mai 1922, in 

Magistratsakten 2.085, ISG.

15 Vgl. „Verhandlungsniederschrift über eine Vorverhandlung zur 

Gründung der Bezirkswohnungsfürsorgegesellschaft vom 16. Februar 

1922“; Schreiben des Frankfurter Magistrates an den Landeshauptmann 

für Nassau, Woell, vom März 1922, beides Archiv NH. Einen Großteil der 

Frankfurter May-Siedlungen sollte tatsächlich die Aktienbaugesellschaft 

für kleine Wohnungen bauen.

16 Vgl. Schreiben des Schwanheimer Bürgermeisters an den Vorsitzenden 

des Kreisausschusses in  Höchst vom 14. April 1922; Entwurf eines Schreibens 

von Franz  Heiser an den Vorsitzenden des Preußischen Landgemeindebun-

des, Bezirksverband  Wiesbaden, vom 5. Mai 1922, beides Archiv NH. 

17 Vgl. Vermerk des Landesrates vom 21. Januar 1922, Archiv NH.

18 Vgl. „Vermerk“ der Nassauischen Siedlungsgesellschaft vom 21. Ja-

nuar 1922; Tagesordnung des 56. Kommunallandtages im Regierungs-

bezirk  Wiesbaden für die Sitzung am 11. März 1922, beides Archiv NH; 

Hiertsiefer (1929), S. 523ff.

19 Vgl. Philipp Trumpfheller, Der dienstälteste Mitarbeiter erzählt, in: 

Nassauische Heimstätte (Hg.), 30 Jahre sozialer Wohnungsbau der 

staatlichen Treuhandstelle. Nassauische Heimstätte 1922-1952,  Frank-

furt am Main 1952, S. 179. 

20  Heiser hatte sich zuvor noch in  Wiesbaden niedergelassen; er ver-

legte 1922 seinen Wohnsitz von  Wetzlar nach  Frankfurt am Main, vgl. 



40 | Schreiben Franz  Heisers an das Frankfurter Wohnungsamt vom 10. April 

1922, Archiv NH.

21 Johann Friedrich Christian Hess (1785-1845) stand von 1816 bis 

1843 in Diensten der Stadt; er plante unter anderen die Stadtbibliothek 

am Mainufer (heute Literaturhaus), die Affentore, den Turm der Pauls-

kirche und das Städelsche Kunstinstitut in der Neuen Mainzer Straße, 

vgl. Evelyn Hils, Johann Christian Hess. Stadtbaumeister des Klassizis-

mus in  Frankfurt am Main von 1816 – 1845,  Frankfurt am Main 1988.

22 Vgl. Adressbücher der Stadt Frankfurt im 19. Jahrhundert, für 1920, 

1925 und 1928; Trumpfheller (1952), S. 179f.; Heinz Schomann/Volker 

Rödel/Heike Kaiser, Denkmaltopographie,  Frankfurt am Main 1994, S. 77.

23 Vgl. „Verhandlungsniederschrift über eine Vorverhandlung zur Gründung 

der Bezirkswohnungsfürsorgegesellschaft vom 16. Februar 1922“, Archiv NH.

24 Vgl. Schreiben der Farbwerke Hoechst an den Regierungspräsidenten 

und den Landeshauptmann in Nassau vom 10. März 1922, Archiv NH. In 

diesem Schreiben verwiesen die Farbwerke auch darauf, dass sie in den 

Jahren 1920 bis 1922 für den Bau von Arbeiterwohnungen 20 Millionen 

Mark aufgewandt hätten; dieser Betrag lag um zwölf Millionen Mark 

über dem tatsächlichen Stammkapital der Nassauischen Heimstätte.

25 Vgl. Geschäftsbericht 1922/23 in den Akten der STVV Frankfurt 1.938, ISG.

26 Vgl. Bericht über die „Allgemeine Lage des Kleinwohnungsbaus. Nassau-

ische Heimstätte“ für 1925, S 3/R 1.836, ISG; Geschäftsbericht 1924.

27 Vgl. Nassauische Heimstätte (Hg.), Geschichte, Fortschritt, Wirklich-

keit und Zukunft,  Frankfurt am Main 1981, S. 18.

28 Vgl. ebd. S. 15ff.; Geschäftsbericht 1930.

29 Vgl. u. a. Geschäftsbericht 1926.

30 Vgl. Nassauische Heimstätte G.m.b.H. Wohnungsfürsorgegesellschaft 

für den Reg.-Bez.  Wiesbaden, Sonderheft,  Frankfurt am Main 1925, in: 

Akten der STVV Frankfurt 1.871, ISG. Das Sonderheft mag wohl auch zur 

Legitimation der geforderten Stammkapitalerhöhung gedient haben. 

31 Vgl. Pauly (1930), S. 802ff.; Geschäftsbericht 1922/23.

32 Zitiert nach dem Tätigkeitsbericht für das Geschäftsjahr 1926; vgl. 

auch Geschäftsberichte 1928, S. 24, und 1929, S. 28.

33 Zur Hauszinssteuer vgl. den eigenen Unterpunkt in diesem Kapitel.

34 Gemäß der Personalabbauverordnung vom 27. Oktober 1923 in der 

Hochzeit der Infl ation mussten etwa 318.000 Personen, „abgebaute Be-

amte“, den Staatsdienst vor Erreichung der Altersgrenze bei Bezug eines 

Wartegeldes verlassen. Ihre Pensionsansprüche konnten sie sich laut Be-

amten-Siedlungsverordnung vom 11. Februar 1924 teilweise für den Er-

werb eines garten- oder landwirtschaftlichen Grundstückes auszahlen 

lassen, um den häufi g erfolgten Verlust der Dienstwohnung auszugleichen. 

Die Wohnungsfürsorge-Gesellschaften übernahmen in Zusammenarbeit 

mit der Deutschen Bau- und Bodenbank oder der Preußischen Landes-

pfandbriefanstalt die Abwicklung der Formalitäten, vgl. Kornemann (1996), 

S. 627; Eduard Schulz, Beamtenwohnungsbau, in: Gerhard Albrecht (Hg.), 

Handwörterbuch des Wohnungswesens, Jena 1930, S. 111.

35 Aus den Hauszinssteuermitteln war für Wohneinheiten auf dem Land 

ein Förderungsbetrag in Höhe von 3.000 Reichsmark, für die Stadt Frank-

furt von 6.000 (beziehungsweise 5.000 bis 7.500) Reichsmark vorgesehen, 

der seit 1929 für die Stadt Frankfurt auf 3.000 bis 4.000 Reichsmark redu-

ziert wurde, vgl. Geschäftsbericht 1926; Bruno Asch, Die Finanzierung des 

Wohnungsbaues in Frankfurt a. M., in: Das Wohnungswesen der Stadt 

Frankfurt a. M., bearb. von W. Nosbisch,  Frankfurt am Main 1930, S. 115.

36 Vgl. Geschäftsberichte 1922 bis 1932.

37 Vgl. Geschäftsberichte 1922/23, 1924, 1928. Das Sägewerk bei-

spielsweise wurde 1928 aufgegeben.

38 Vgl. auch Nassauische Heimstätte G.m.b.H. Wohnungsfürsorge-

gesellschaft für den Reg.-Bez.  Wiesbaden, Sonderheft,  Frankfurt am 

Main 1925, S. 11, in: Akten der STVV Frankfurt 1.871, ISG.

39 Vgl. Auszüge aus einem Prüfungsbericht des Reichsverbandes der 

Wohnungsfürsorge-Gesellschaften von 1928, Archiv NH.

40 Vgl. zum Problem der Wohnungsnot im Rhein-Main-Gebiet während 

des Kaiserreiches u. a. Franz Adler, Die Wohnungsverhältnisse und Woh-

nungspolitik der Stadt Frankfurt a. M. zu Beginn des 20. Jahrhunderts, 

Heidelberg 1904; Bangert (1937); Henriette Fürth, Miete und Haushalt. 

Einige Einzelfälle aus Frankfurt, in: Gemeinnützige Blätter für Hessen 

und Nassau. Zeitschrift für soziale Heimatkunde,  Frankfurt am Main 

1. September 1904, Nr. 9, 6. Jg.; Institut für Gemeinwohl u. a. (Hg.), Die 

Wohnungsnot in Frankfurt a. Main, ihre Ursachen und ihre Abhilfe, 

 Frankfurt am Main 1912; Emil Klar, Die Entwicklung des Wohnungswe-

sens von 1870 – 1914, in: Das Wohnungswesen der Stadt  Frankfurt am 

Main, bearb. von W. Nosbisch,  Frankfurt am Main 1930; Henriette Kramer, 

Die Anfänge des sozialen Wohnungsbaus in  Frankfurt am Main 

1860 – 1914, in: Archiv für Frankfurts Geschichte und Kunst. Frankfurter 

Verein für Geschichte und Landeskunde (Hg.), Heft 56,  Frankfurt am 

Main 1978 (AFGK), S. 191ff.; Soziales Museum (Hg.), Die Wohnungsfra-

ge in  Frankfurt am Main. Bericht über die Versammlung des Sozialen 

Museums, des Vereins für Förderung des Arbeiterwohnungswesens und 

verwandte Bestrebungen und des Deutschen Vereins für Wohnungsre-

form in Frankfurt a. M. am 29. Juni 1912,  Frankfurt am Main 1912.

41  Vgl. u. a. Marianne Rodenstein, „Mehr Licht, mehr Luft“. Gesund-

heitskonzepte im Städtebau seit 1750, Habil.  Frankfurt am Main 1988.

42 Vgl. Dieter Schneider, Selbsthilfe, Staatshilfe, Selbstverwaltung. Ein 

Streifzug durch Theorie und Praxis der Wohnungspolitik,  Frankfurt am 

Main 1972, S. 198.

43 Vgl. Niethammer (1988), S. 291ff.; Otto Schilling, Innere Stadterwei-

terung, Berlin 1921.

44 Vgl. u. a. Juan Rodriguez-Lores/Gerhard Fehl (Hg.), Städtebaureform 

1865 – 1900. Von Licht, Luft und Ordnung in der Stadt der Gründerzeit. 

Bauordnung, Zonenplanung, Enteignung, Bd. 1, Hamburg 1985, S. 247ff., 

zur Zonenbauordnung in  Frankfurt am Main von 1891. Bereits 1874 war 

außerhalb des Reiches in Budapest ein Zonenbauplan realisiert worden; 

bis 1895 hatte die Idee in 50 deutschen Städten für Teilgebiete Anwen-

dung gefunden. Vgl. auch Rodenstein (1988), S. 129ff.

45 Vgl. Niethammer (1988), S. 291ff.

46 Vgl. Hirtsiefer (1929), S. 22.

47 Vgl. Bangert (1937), S. 74f.

48 Vgl. Maureen Roycroft Sommer, Bodenreform im Kaiserreich und in 

der Weimarer Republik, in: Wolfgang Hofmann/Gerd Kuhn (Hg.), Woh-

nungspolitik und Städtebau 1900 – 1930, Berlin 1993, S. 67ff.; Hirtsiefer 

(1929), S. 39ff.

49 Vgl. Hirtsiefer (1929), S. 34ff.

50 Vgl. Kornemann (1996), S. 705; Gerd Kuhn, Die kommunale Regulie-

rung des Wohnungsmangels. Aspekte der sozialstaatlichen Wohnungs-

politik in  Frankfurt am Main, in: Wolfgang Hofmann/Gerd Kuhn (Hg.), 

Wohnungspolitik und Städtebau 1900 – 1930, Berlin 1993, S. 110.
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51 Vgl. Ursula Weis, Zu den sozialen Grundlagen des Wohnungsbaus in 

der Weimarer Republik, in: Wolfgang Hofmann/Gerd Kuhn (Hg.), Woh-

nungspolitik und Städtebau 1900 – 1930, Berlin 1993, S. 171ff.; Michael 

Ruck, Die öffentliche Wohnungsbaufi nanzierung in der Weimarer Re-

publik. Zielsetzungen, Ergebnisse, Probleme, in: Axel Schildt/Arnold 

Sywottek (Hg.), Massenwohnung und Eigentum. Wohnungsbau und 

Wohnen in der Großstadt seit dem Ersten Weltkrieg,  Frankfurt am Main 

1988, S. 150; Kuhn (1993), S. 131.

52 Vgl. Schneider (1972), S. 169.

53 Vgl. Die Neubautätigkeit in Preußen, in: Die Siedlung, Nr 1, 1. Jg., 

März 1929.

54 Vgl. Wolfgang Hofmann/Gerd Kuhn (Hg.), Wohnungspolitik und 

Städtebau 1900-1930, Berlin 1993, Einleitung, S. 1ff.

55 Vgl. Niethammer (1988), S. 291ff.

56 Vgl. Kornemann (1996), S. 605ff.

57 Vgl. Kuhn (1993), S. 109ff.; Ruck (1988), S. 150.

58 Hans Maier, Soziale Wohnungsfürsorge unter besonderer Berück-

sichtigung der kinderreichen Familien,  Frankfurt am Main 1919, S. 18.

59 Vgl. Hirtsiefer (1929), S. 98ff.

60 Zahlreiche Vermieter versuchten, die Anwendung der gesetzlichen 

Miete durch die Vermietung möblierter Zimmer zu umgehen, so dass 

das Angebot bald deren Nachfrage überstieg.

61 Vgl. Hirtsiefer (1929), S. 121ff. und S. 134.

62 Vgl. Ruck (1988), S. 161.

63 Vgl. Hirtsiefer (1929), S. 126ff.

64 Geschäftsbericht 1924.

65 Zur Finanzierung und zur Hauszinssteuer vgl. besonders Ruck (1988), 

S. 152ff.

66 Auf Reichsebene hieß diese Zwecksteuer Gebäudeentschuldungs-

steuer, vgl. Susanne Kreinz, Wohnungsversorgung als kommunale Auf-

gabe. Zur gesamtgesellschaftlichen Einbindung der Wohnungspolitik 

Frankfurts in den 20er Jahren,  Frankfurt am Main 1991, S. 72.

67 Im Maximum lag der Hauszinsanteil bei knapp über 50 Prozent, im 

Minimum bei rund 15 Prozent der Friedensmiete, von denen zwischen 

15 Prozent und 30 Prozent auf die Subventionierung des Wohnungsbaus 

entfi elen, vgl. Otto Lehmann, Hauszinssteuerhypothek, in: Gerhard 

Albrecht (Hg.), Handwörterbuch des Wohnungswesens, Jena 1930, 

S. 347f.; Kreinz (1991), S. 73.

68 Zu  Frankfurt am Main vgl. Asch (1930), S. 115.

69 Vgl. Kreinz (1991), S. 74.

70 Vgl. Schneider (1972), S. 170.

71 Vgl. Ruck (1988), S. 159ff.; Bangert (1937), S. 85; Eugen Kaufmann, 

Der Einfl uß der öffentlichen Hand auf den Wohnungsbau nach dem Kriege, 

in: Das Wohnungswesen der Stadt  Frankfurt am Main, bearb. von W. 

Nosbisch,  Frankfurt am Main 1930, S. 95ff.; Pauly (1930), S. 802ff.

72 Vgl. Bangert (1937), S. 80; Kaufmann (1930), S. 94ff.

73 Vgl. Niethammer (1988), S. 303ff.

74 Vgl. Geschäftsberichte 1926 bis 1927, 1930 bis 1932.

75 Zu Beginn des Zweiten Weltkrieges wurde  Sieber zur Wehrmacht einge-

zogen; mit Wirkung zum 1. April 1945 erhielt er im Rahmen der Entnazifi -

zierung seine Entlassung aus dem Unternehmen, vgl. Arbeitsbericht der 

Nassauischen Heimstätte 1939 und Geschäftsberichte 1922, 1925, 1926, 

1928, 1939 und 1944/45; Auszüge aus einem Prüfungsbericht des Reichs-

verbandes der Wohnungsfürsorgegesellschaften e. V. von 1928, Archiv NH.

76 Vgl. Reichsverband der Wohnungsfürsorge-Gesellschaften (Hg.), 

Heimstättenbau in Preußen. Wohnungsbauten der provinziellen Woh-

nungsfürsorge-Gesellschaften in Preußen, Berlin 1931, S. 80, 121 und 

179f. Dort sind eine vorstädtische Siedlung in  Oberursel mit rund 

100 Wohnungen und ein Bauernhof bei Kaub aus der Tätigkeit der Nas-

sauischen Heimstätte abgebildet, die beide bereits um die Mitte der 

1920er Jahre realisiert wurden. Es fällt auf, dass die Nassauische Heim-

stätte nur mit vier unter rund einhundert Abbildungen vertreten ist. 

Beachtenswert scheint weiter, dass diese Bestandsaufnahme kein ein-

ziges Gebäude mit Flachdach präsentiert. Offensichtlich bekannten sich 

Reichsverband und Heimstätten 1931 ausdrücklich zum „Heimatschutz-

stil“ und bereiteten tendenziell den Weg zur vorstädtischen Kleinsied-

lung mit regionaler Anmutung vor. Vgl. dazu im gleichen Band E. 

Scheidt, Dreißig Jahre staatliche Wohnungspolitik in Preußen, S. 5ff.

77 Vgl. Nassauische Heimstätte G.m.b.H. Wohnungsfürsorgegesell-

schaft für den Reg.-Bez.  Wiesbaden, Sonderheft,  Frankfurt am Main 

1925, in: Akten der STVV Frankfurt 1.871, ISG.

78 Vgl. Tätigkeitsbericht 1926, S. 5.

79 Vgl. u. a. Bericht über die „Allgemeine Lage des Kleinwohnungsbaus. 

Nassauische Heimstätte“ für 1925, ISG S 3/R 1.836; Geschäftsbericht 1926.

80 Drei der Häuser waren allerdings zunächst nicht zu veräußern; vgl. 

Geschäftsberichte 1924 und 1925; Magistrat der Stadt  Oberursel, 

Bericht über den Stand und die Verwaltung der Gemeindeangelegen-

heiten der Stadt  Oberursel (Taunus) in der Zeit vom 1. Januar bis 31. 

Dezember 1925,  Oberursel 1925, S. 36.

81 Von 1914 bis 1918 war die Belegschaft der Motorenwerke von 296 auf 

1.561 Mitarbeiter angewachsen, vgl. Magistrat der Stadt  Oberursel, Woh-

nungsbauprogramm der Stadt  Oberursel (Taunus),  Oberursel 1928, S. 6.

82 Vgl. Magistrat der Stadt  Oberursel (1928).

83 Vgl. Angelika Baeumerth,  Oberursel am Taunus. Eine Stadtge-

schichte,  Frankfurt am Main 1991, S. 283ff.

84 Die Schreiben des Oberurseler Bürgermeisters beziehungsweise Magis-

trates an die Nassauische Heimstätte vom 15. und 22. Oktober 1927 legen 

die Vermutung nahe, dass das Programm zumindest in enger Fühlung-

nahme mit der Heimstätte entstand, vgl. Akte VII, 8, Stadtarchiv  Oberursel.

85 Vgl. Magistrat der Stadt  Oberursel (1928).

86 Vgl. Magistrat der Stadt  Oberursel, Bericht über die Verwaltung und 

den Stand der Gemeindeangelegenheiten der Stadt  Oberursel (Taunus) 

für die Zeit vom 1. Januar 1926 bis 31. Dezember 1929,  Oberursel 1929, 

S. 18ff.; Oberurseler Bürgerfreund, Das städtische Wohnungsbaupro-

gramm geht seiner Vollendung entgegen, 20. Juni 1928; Magistrat der 

Stadt  Oberursel, Verwaltungsbericht der Stadt  Oberursel (Taunus) für die 

Jahre 1930 bis 1959,  Oberursel 1959, S. 315; Schreiben des Oberurseler 

Bürgermeisters beziehungsweise Magistrates an die Nassauische Heim-

stätte vom 15. und 22. Oktober 1927, Akte VII, 8, Stadtarchiv  Oberursel.

87 Vgl. Pauly (1930), S. 805; Hirtsiefer (1929), S. 524; Auszüge aus ei-

nem Prüfungsbericht des Reichsverbandes der Wohnungsfürsorge-Ge-

sellschaften e. V. von 1928, Archiv NH; Rudolf Hch. Appel, Fünfzig Jahre 

 Nassauisches Heim Siedlungsbaugesellschaft m.b.H., Fakten und Be-

trachtungen, in: Geschäftsbericht des Nassauischen Heims 1977, S. 9ff.

88 Nach Angaben von Appel (1977), S. 9, begann das Nassauische 

Heim mit einem Stammkapital in Höhe von 40.000 Reichsmark.



42 | 89 Vgl. Entwurf der Satzung für das Nassauische Heim; Schreiben der 

Nassauischen Heimstätte an den Landrat in  Höchst vom 8. und 22. Juni 

1928, in Abt. 425/1116, Hessisches Hauptstaatsarchiv  Wiesbaden (HHSTA).

90 Vgl. Appel (1977), S. 9ff. und S. 27.

91 Dr.-Ing. Wempe, Das Einfamilienhaus Fanger in Frankfurt a. M., in: Deutsche 

Bauzeitung, Nr. 59, 24. Juli 1929, S. 513, und ders., Haus Fanger in  Frankfurt 

am Main, in: Stein Holz Eisen, 4. April 1929, Woche 14, 43. Jg., S. 220f. 

92 Der Begriff „Heimatschutzstil“ für diese Baurichtung setzte sich erst 

in der Architekturgeschichte nach 1945 durch, vgl. Claus Käpplinger, 

Wohnungsbau zwischen konservativer Moderne und Neuem Bauen, in: 

Wolfgang Hofmann/Gerd Kuhn (Hg.), Wohnungspolitik und Städtebau 

1900 – 1930, Berlin 1993, S. 223ff.

93 Vgl. Käpplinger (1993), S. 223ff. Im Heimatschutzstil liefen Regio-

nalismus, Traditionalismus und Neoklassizismus in der Architektur zu 

einem von Käpplinger als „konservative Moderne“ bezeichneten Archi-

tekturstil zusammen.

94 Zitiert nach Helmut Böhme, Ernst  May und der soziale Wohnungsbau, 

 Frankfurt am Main 1988, S. 35.

95 Architekten: Franz Roeckle, Gustav Schaupp und Ludwig Bernoully, vgl. Das 

Neue Frankfurt von Ernst  May, S 2/25 Ernst  May, ISG; Heike Risse, Frühe Mo-

derne in  Frankfurt am Main 1920 – 1933,  Frankfurt am Main 1984, S. 244ff.

96 Architekten: Ernst  May, vgl. Das Neue Frankfurt von Ernst  May, S 2/25 

Ernst  May, ISG; Herbert Boehm, Arch. BDA Jahnel; vgl. Risse (1984), S. 289f. 

97 Vgl. Dr.-Ing. Wempe, Das Einfamilienhaus Fanger in Frankfurt a. M., 

in: Deutsche Bauzeitung, Nr. 59, 24. Juli 1929, S. 513ff.; ders., Haus 

Fanger in  Frankfurt am Main, in: Stein Holz Eisen, 4. April 1929, Woche 

14, 43. Jg., S. 220ff.; Risse (1984), S. 220f.

98 Vgl. Geschäftsbericht 1928.

99 Die Nassauische Heimstätte vergibt seit 1988 alle zwei Jahre an 

Studierende der Technischen Hochschule  Darmstadt und in Erinnerung 

an ihren ehemals stellvertretenden Aufsichtsratsvorsitzenden den 

Ernst- May-Preis, der „die Tradition des phantasievollen und sozial en-

gagierten Wohnungsbaus für breite Schichten der Bevölkerung fördern 

und Anregungen für neue Wege geben“ soll, vgl. Nassauische Heim-

stätte (Hg.), Ernst- May-Preis 1996,  Frankfurt am Main 1996.

100 Vgl. Geschäftsbericht 1925.

101 Vgl. Ernst  May, Das Neue Frankfurt 2/3, 1930.

102 Vgl.  Neues Bauen, Neues Gestalten. Das Neue Frankfurt/die neue 

Stadt. Eine Zeitschrift zwischen 1926 und 1933, Dresden 1991; Jutta Zwil-

ling, Vorposten der Demokratie, in: Lothar Gall (Hg.), FFM 1200. Traditi-

onen und Perspektiven einer Stadt,  Frankfurt am Main 1994, S. 279ff. 

103 Zur allgemeinen Problematik des Neuen Bauens vgl. u. a. Käpplinger 

(1993), S. 233.

104 Vgl. Ernst  May, Die Frankfurter Wohnungspolitik, in: Internationaler Ver-

band für Wohnungswesen, Publikation 2,  Frankfurt am Main o. J., S. 21ff.

105 Vgl. zu dieser Frage auch Heike Lauer, „Die neue Baukunst als 

Erzieher?“. Eine empirische Untersuchung der Siedlung Römerstadt in 

 Frankfurt am Main, in: Wolfgang Hofmann/Gerd Kuhn (Hg.), Woh-
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„Eine neue Baugesinnung wird an uns alle herangetragen, 
damit nationalsozialistisch gebaut wird, auf daß national-
sozialistisch gewohnt wird.“1

Die Ernennung Hitlers zum Reichskanzler am 30. Januar 1933 
und die folgende „Gleichschaltung“, das heißt die Kontrolle 
politischer, wirtschaftlicher wie kultureller Institutionen und 
Bereiche des öffentlichen Lebens durch Nationalsozialisten, 
schloss auch tiefgreifende Konsequenzen für die gemeinnüt-
zige Wohnungswirtschaft ein. Zwar waren die Unternehmen 
den Verantwortlichen aus Reichsarbeits-, Reichswirtschafts-
ministerium und der Deutschen Arbeitsfront (DAF) weiterhin 
„Hauptgaranten“ für die künftige Wohnungspolitik; eine Fülle 
neuer Gesetze, Verordnungen und Erlasse,2 die Änderungen 
ihrer Rechtsformen und Namen, Mustersatzungen, die Kont-
rolle und Zusammensetzung der Aufsichtsräte sowie die 
ideologische Ausrichtung ihrer Tätigkeit machten sie indes 
sukzessive zu Spielbällen zwischen Staat und Partei. Offi ziell 
lautete das Motto jedoch: „Die Gesellschaften sollen nicht 
ausgeschaltet, sondern eingeschaltet werden in das große 
Programm des wirtschaftlichen Aufbaues des Reichskanzlers 
Adolf  Hitler.“3

Innerhalb des wohnungspolitischen Sektors bedeutete das Jahr 
1933 nicht allein eine Zäsur, sondern auch die Fortführung 
bestimmter Projekte, wie zunächst jenes der Stadtrandsied-
lungen für Erwerbslose, das gezielt den Siedlungsgedanken 
mit der Reduktion der Arbeitslosenzahl verknüpft hatte.4 Aller-
dings transformierten die für den Wohnungsbau zuständigen 
Politiker die durch die Dritte Notverordnung des Reichskanz-
lers Heinrich  Brüning vom 6. Oktober 1931 als sozialpoliti-
sches Befriedungsinstrument initiierte Wohlfahrtsmaßnahme 
für Erwerbslose zu einem wirtschaftspolitischen Programm, 
mit dem spätestens ab 1936 das Arbeitskräftepotenzial gezielt 
in die Kriegsvorbereitung gelenkt werden konnte.5 Auch die 
anfänglich bekämpfte Typisierung und Normierung der für den 
Reformwohnungsbau der Weimarer Zeit verwendeten Bau-
teile wurde auf Grundlage des „Führer-Erlasses“ spätestens 
1940 wieder gefördert, um nach einem erwarteten „Endsieg“ 
rationell möglichst viele Wohneinheiten errichten zu können.

Für den zwölfjährigen Prozess der Planung und Realisierung 
von „Heimstätte und Wohnmaschine“6 als den programma-

tischen Extremen nationalsozialistischen Wohnungsbaus 
lassen sich zeitlich vier Phasen bestimmen: Kleinsiedlungs-
planung als Maßnahme der Arbeitsbeschaffung (1933 bis 
1935), Wohnungsbau im Zeichen des „Vierjahresplans“ 
(1936 bis 1939), Versuche einer Organisation des „sozialen 
Wohnungswesens“ (1940 bis 1942) und „totale Wohnungs-
politik“ im Verlauf des Zweiten Weltkrieges (1943 bis 1945). 
Dargelegt an der Entwicklung der Nassauischen Heimstätte 
und repräsentativen Projekten des Unternehmens spiegeln 
diese Phasen neben allgemeinen politischen Zielen auch 
jeweils die extreme Diskrepanz zwischen Anspruch und Re-
alität nationalsozialistischer Wohnungspolitik sowie den 
Dualismus von Staat und Partei auf diesem Gebiet wider.

Von der „Wohnungsfürsorge GmbH“ zur „Provinziellen 
Treuhandstelle“ – Die „Gleichschaltung“ der Nassaui-
schen Heimstätte
„Das Ziel muß sein, die Leitung der Wohnungsunternehmen 
und Verbände nicht zu verschlechtern, sondern unter Hoch-
haltung des alten Grundsatzes der gemeinnützigen Bauver-
einsbewegung: ‚Gemeinnutz geht vor Eigennutz‘ zu verbes-
sern. Dieses Ziel muß unter möglichster Ausschaltung 
derjenigen Personen erreicht werden, die nicht auf dem 
Boden der nationalen Regierung stehen.“7

Mit Inkrafttreten des „Gesetzes zur Sicherung der  Gemein-
nützigkeit im Wohnungswesen“ am 14. Juli 19338 griffen 
auch für die Nassauische Heimstätte die Maßnahmen der 
„Gleichschaltung“. Die Bestimmungen berührten die Zusam-
mensetzung ihres Vorstands und Aufsichtsrates, deren Mit-
gliedern zu kündigen war, wenn sie nicht Gewähr dafür 
boten, „jederzeit rückhaltlos für den nationalen Staat“ ein-
zutreten (§ 3, Absatz 1e). Des Weiteren sollten Vorschriften 
des „Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamten-
tums“ vom 7. April 19339 Anwendung fi nden, die für Perso-
nen „nicht arischer Abstammung“ eine Versetzung in den 
Ruhestand vorsahen. Augenfällig wird die Umsetzung dieser 
Bestimmungen in den Geschäftsberichten der Jahre 1933 
und 1934. War 1933 als Vorsitzender des Aufsichtsrates und 
Aufsichtsratsmitglied für den Preußischen Staat noch Staats-
kommissar Willy  Gutzmer, auch Vorstandsmitglied im 
„Reichsverband der Wohnungsfürsorge-Gesellschaften“, ge-
nannt worden, so wurde dieser ab dem Geschäftsjahr 1934 
durch Oberpräsident  Philipp Prinz von Hessen ersetzt, ein 
„alter Kämpfer“ und Repräsentant der nordhessischen NS-
DAP. Die Nassauische Landesbank vertrat 1933 deren neuer 

2|1 „Siedlerfrau“ auf dem Gelände des „ Reichssiedlungshofes“ in 

 Oberursel, um 1939.
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Generaldirektor Wilhelm  Avieny, der unter anderem als Leiter 
des „Gauheimstättenamtes“ für Hessen-Nassau fungierte.10 
Auch die Gemeinden und Gemeindeverbände im Aufsichts-
rat der Nassauischen Heimstätte erhielten einen neuen Ver-
treter.11 Für die hinzugekommene Gauleitung zeichnete 
zunächst der Stadtverordnete Arno  Wolfram aus Frankfurt 
verantwortlich; er war mit Beschlüssen der Stadtverordneten-
versammlung vom 22. Mai und 13. Juni 1933 vorgeschlagen 
worden.12 Ab 1938 übernahm  Avieny diese Funktion. Bis 
1935 vertrat Stadtbaurat Reinhold  Niemeyer,13 der während 
der Weimarer Zeit enge Verbindung zu Ernst  May gepfl egt 
hatte, die Stadt Frankfurt; ihm folgte ab 1936 Stadtrat Bruno 
 Müller.

Über personelle Veränderungen im Rahmen der Nazifi zie-
rung hinaus wurde der Aufsichtsrat stark dezimiert: Zählte 
er im Geschäftsjahr 1929 noch 21 Mitglieder, so waren es 
ab 1933 nurmehr 14.14 Die Verkleinerung sollte angeblich 
dem „Interesse einer Vereinfachung der Verwaltung ... sowie 
der Kostenersparnis“ dienen.15 Auch die Zusammensetzung 
des Gremiums wandelte sich. So waren der Staat Preußen 
statt mit sieben künftig nur noch mit vier, der Bezirksver-
band Nassau statt mit vier nur noch mit drei, die Stadt 
Frankfurt, die Nassauische Landesbank sowie Kreise und 

Städte statt mit zwei Mitgliedern jetzt noch durch eine Per-
son vertreten. Nicht mehr ernannt wurden Funktionäre der 
Hessischen Heimstätte und der Landesversicherungsanstalt. 
Desgleichen ersetzte nach 1933 ein Vertreter für die Ge-
meinnützigen Bauvereinigungen die beiden Mitglieder der 
„gleichgeschalteten“ Baugenossenschaften; ab 1936 nahm 
Georg  Schepp vom „ Verband Südwestdeutscher Wohnungs-
unternehmen“ diese Funktion wahr. Die Geschäftsführung 
oblag bis Ende 1937 weiterhin Franz  Heiser sowie den Pro-
kuristen Adam  Sieber und Theodor  Welp.  Heiser wurde im 
Geschäftsjahr 1938 durch Adolf  Darjes, Referent für das 
Siedlungswesen bei der Gauleitung Hessen-Nassau, abge-
löst. Im kleinen Rahmen bildete das Unternehmen künftig 
das Modell des „Führerstaates“ ab: Gemäß nationalsozialis-
tischer Terminologie hießen die Mitarbeiter „Gefolgschafts-
mitglieder“, und Geschäftsführer  Darjes avancierte zum 
„Gefolgschaftsführer“.

Auch die Corporate Identity der Nassauischen Heimstätte 
wandelte sich nach 1933. Außenstehenden deutlich sichtbar 
führte das als „Wohnungsfürsorge GmbH“ für den Regie-
rungsbezirk  Wiesbaden gegründete Unternehmen jetzt den 
Untertitel „Provinzielle Treuhandstelle für Wohnungs- und 
Kleinsiedlungswesen“; die angestammte Adresse  Unter-

2|2 Anzeige aus der Frankfurter Wochenschau von 1938.
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mainkai 13 hatte die Stadt Frankfurt im Zuge der Straßen-
umbenennungen und zu Ehren des „zweiten Mannes“ nach 
 Hitler zum Hermann-Göring-Ufer 13 deklariert. Auch das 
Layout der Geschäftsberichte wurde verändert: Entsprachen 
zum Beispiel die Publikationen für 1933 und 1934 in Schrift 
und Satz noch annähernd denen der Weimarer Zeit, so 
wechselten sie ihr Erscheinungsbild für das Jahr 1935 zu-
nächst geringfügig, um ab 1936 – in explizit gestalterischer 
Abgrenzung zur Typografi e des Neuen Frankfurt – in Fraktur 
gedruckt zu werden.

Mit dem „Gesetz über Beaufsichtigung und Anerkennung 
gemeinnütziger Wohnungsunternehmen“ vom 26. März 
193416 wurden die hessischen Wohnungsunternehmen der 
bisher geltenden Länderaufsicht durch das Hessische Mi-
nisterium für Arbeit und Wirtschaft entzogen. Stattdessen 
gehörten sie künftig einem vom Reichsarbeitsministerium 
bestimmten Prüfungsverband an, der in einem „örtlich ab-
gegrenzten Gebietsteil des Deutschen Reiches als Revisi-
onsbezirk“ wirkte. Für die Nassauische Heimstätte war dies 
der  Verband Südwestdeutscher Wohnungsunternehmen, 
der 1935 als Zwangsfusion aus dem „ Verband der Bauver-
eine in Hessen e. V.“ und dem „ Verband der Baugenossen-
schaften und -gesellschaften von Hessen-Nassau e. V.“ her-

vorging. Verbandsdirektor Görling, bis 1935 Mitglied im 
Aufsichtsrat der Nassauischen Heimstätte, wurde 1937 
durch  Avieny abgelöst,17 der mit dieser Position über ein 
weiteres Instrument zur Steuerung der regionalen Woh-
nungspolitik verfügte.

2|3 Innentitelblatt aus einem Lehrlingsbuch, begonnen 1938.

2|4 Das neue Lay-

out der Geschäfts-

berichte.



48 | „Jedem Volksgenossen seine eigene Heimstatt“ – Klein-
siedlung und Arbeitsbeschaffung (1933 – 1935)
„Die Heimstättensiedlung ist die Wohn- und Werkform des 
deutschen Arbeiters, die es ihm ermöglicht, von dem 
heiligsten Recht auf ein Stück Heimaterde einen solchen 
Gebrauch zu machen, daß der Familie daraus gesunde 
Kräfte für Leib und Seele erwachsen. Durch die Bewirt-
schaftung soll ihre Lebenshaltung wesentlich verbessert 
werden und in Krisenzeiten drückendste Not von ihr fern-
gehalten werden. Sie verdient daher als bevölkerungs-
politische wie als nationalsozialistische Notwendigkeit 
bevorzugte Förderung vor jeder anderen Wohnform.“18

Bereits im Geschäftsbericht für das Jahr 1932, der am 20. Juli 
1933 publiziert wurde und heute als „Gebrauchsanweisung“ 
für die nunmehr wohnungspolitisch Verantwortlichen gele-
sen werden kann, wurde deutlich, dass die Nassauische 
Heimstätte ihre Tätigkeit bereits in den Dienst der National-
sozialisten gestellt hatte. Als vordringliche Maßnahmen zur 
Linderung der Wohnungsnot schlug darin die Geschäfts-
leitung die Sanierung der Altstädte, die Herausgabe billiger 
Kleinhypotheken für Eigenheimbauer oder – aus Gründen 
der Gerechtigkeit – eine Angleichung der Mieten von Alt- 
und Neubauwohnungen vor.19 Solche Projekte zur Woh-
nungsbestandssicherung wurden anfänglich aus fi nanziellen, 
aber auch aus politischen Gründen gegenüber dem drin-
gend notwendigen Neubau von Geschosswohnungen favo-

risiert. Bei der Altstadtsanierung oder  „Altstadtgesundung“ 
wie es in Frankfurt hieß nahmen die Planer notwendige 
Wohnungsmodernisierungen und rigorose Häuserabrisse 
vor; gleichzeitig erzwang man zum Beispiel in der Frankfurter 
Altstadt über die Sanierung eine komplette Veränderung der 
Sozialstruktur der Quartierbevölkerung. Die dort ansässigen, 
in der Nazi-Terminologie pauschal als „asoziale Elemente“ 
bezeichneten Bewohner, die politisch eher mit Sozialdemo-
kraten und Kommunisten sympathisierten, wurden im Zuge 
der Sanierung umgesiedelt und die Vermieter enteignet. Die 
Nationalsozialisten rechtfertigten die Altstadtsanierung und 
die daran geknüpfte „Aussiedlung“ der Bevölkerung mit 
einem drohenden Luftkrieg.20 Soweit aus den Geschäfts-
berichten ersichtlich, beteiligte sich die Nassauische Heim-
stätte trotz eigener Empfehlung nicht an Sanierungen.21

Zu den bestandssichernden Maßnahmen gehörte auch der 
Wohnungsumbau. Hatte die Aufteilung leer stehender Groß-
wohnungen in kleinere Mieteinheiten Ende der 1920er Jahre 
mit reichsweit sieben Prozent des gesamten Wohnungsbau-
volumens kaum Bedeutung, so schnellte der Anteil der 
„Umbauwohnungen“ 1934 – getragen durch „Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen“ – auf 40,4 Prozent empor, um dann 
1935 mit Ablauf der staatlichen Förderprogramme wieder 
auf 20 Prozent zurückzugehen.22 Im Geschäftsjahr 1933 be-
treute die Nassauische Heimstätte 173 Maßnahmen; 1934 
waren es bereits 300.23 Der beträchtliche Leerstand von 
Wohnungen – etwa im Frankfurter  Westend – war nach 1933 
vielfach der erzwungenen Emigration jüdischer Bürger ge-
schuldet. Dem Reichstrend entsprechend spielte der Woh-
nungsumbau ab 1935 für das Unternehmen keine Rolle 
mehr.

Im Vordergrund der Bautätigkeit stand zunächst die Stadt-
randsiedlung: „Hier kann wieder ein gesunder Nachwuchs 
der Nation zugeführt werden. Erholung und Ausspannung 
wird im eigenen Besitz am besten gewonnen.“24 Angesichts 
des immensen Wohnungselends, vor allem in Großstädten, 
forderten die Nationalsozialisten zur Entlastung der öffent-
lichen Fürsorge vehement die Errichtung von Kleinsiedlun-
gen mit Garten zur Selbstversorgung, wobei – wie erwähnt 
– Planungen aus der Weimarer Zeit weitergeführt und modi-
fi ziert vollendet wurden.

Diametral entgegen der Propaganda zog sich der Staat 
sukzessive aus der direkten fi nanziellen Förderung des 
Siedlungs- und Wohnungsbaus durch Reichsdarlehen und 
Reichsbürgschaften zurück. Die Hauszinssteuer sollte zwar 
noch bis 1939 in die Staatskasse fl ießen; allerdings wur-
den zwischen 1933 und 1935 nur maximal zwei Prozent 
des Wohnungsbaus aus dieser Einnahmequelle fi nanziert – 
in der Weimarer Zeit waren es bis zu 51 Prozent.25 Diese 
Tendenz verstärkte die Rezession im Baugewerbe und 

2|5 Der Frankfurter „Stadtbaumeister“ Theo  Derlam erläutert den 

Plan der  „Altstadtgesundung“.
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wurde auch im Geschäftsbericht 1933 für das erste Halb-
jahr deutlich beklagt.26 So senkte der Staat zum Beispiel 
bereits 1933 das den Trägern bislang in Höhe von jeweils 
2.500 Reichsmark gewährte Reichsdarlehen für den Bau 
einer „Siedlerstelle“ um 250 Reichsmark und erhöhte den 
Eigenkapitaleinsatz der Siedler: 1935 betrug ihr zu leisten-
der Anteil immerhin 25 Prozent.27 Indem höhere Tilgungs-
raten für die Schuldner vereinbart wurden, fl ossen die 
gewährten Reichsmittel schneller zurück. Außerdem gin-
gen die verantwortlichen Politiker durch Steuererleichte-
rungen für private Bauherren zur indirekten Wohnungs-
bauförderung über.28 Reichsweit stieg der Zugang neu 
errichteter Wohneinheiten von 178.038 im Jahr 1933 auf 
283.995 im Jahr darauf, um 1935 wieder auf 241.032 zu 
sinken. Davon wurden 1933 lediglich 48.996 Einheiten, 
1934 immerhin 81.838 und 1935 etwa 75.200 Einheiten 
durch öffentliche Mittel gefördert. Der Anteil privater Bau-
herren betrug in dieser Phase konstant etwa drei Viertel: 
1933 waren es 99.660 (= 75,4 Prozent) von insgesamt 
132.192 und zwei Jahre später 154.845 (= 73 Prozent) von 
212.022 Trägern, darunter die Körperschaften öffentlichen 
Rechts und Behörden sowie gemeinnützige Bauvereini-
gungen.29

Für den Bau der etwa 50.000 Kleinsiedlungen, die zwischen 
1933 und 1935 reichsweit realisiert wurden,30 setzte das 
Reichsarbeitsministerium zur Kostenminimierung vornehm-
lich Erwerbslose ein. In dem „Gesetz zur Verminderung der 
Arbeitslosigkeit“ vom 1. Juni 1933,31 das auch Bestimmun-
gen zu Instandsetzungen und Umbauten von Wohnungen, 
zu vorstädtischen Kleinsiedlungen sowie landwirtschaft-
lichen Siedlungen enthielt, legten Reichskanzler, Reichs-
fi nanz- und Reichsarbeitsminister als beschäftigungspoliti-
sche Maßnahme ausdrücklich fest, dass für Erd- und 
Tiefbauarbeiten nicht Maschinen, sondern die „menschliche 
Arbeitskraft“ zu bevorzugen sei (§ 2, Ziffer 3). Das Gesetz, 
mit dem willentlich hinter den Standard moderner Technik 
zugunsten aufwendiger und zeitintensiver Handarbeit zu-
rückgekehrt wurde, trug zwar vordergründig zur Reduktion 
der Arbeitslosenzahlen bei; die nunmehr in Handarbeit be-
schäftigten Erwerbslosen konnten jedoch nicht damit rech-
nen, dass aus ihrer Tätigkeit ein dauerhaftes Dienstverhältnis 
hervorgehen würde.32

Die Förderung des Eigenheims auf „heimatlicher Scholle“ 
war vor allem ideologisch motiviert. Bereits in den 1920er 
Jahren hatten NS-Theoretiker wie Walter  Darré, jetzt 

2|6 Bau der Frankfurter  Goldsteinsiedlung, um 1932.
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Landwirtschaft, Alfred Rosenberg, Leiter des „Kampfbun-
des für Deutsche Kultur“, oder Gottfried  Feder, Verfasser 
des NSDAP-Programms von 1920, den „Blut- und Boden“-
Mythos propagiert, gegen den Reformwohnungsbau in 
den Städten polemisiert und eine Reagrarisierung als Ins-
trument der Familienpolitik gefordert. Diese Positionen 
unterschieden sich kaum von den Visionen Adolf  Da-
maschkes, der 1915 auf der Gründungsversammlung des 
„Hauptausschusses für Kriegerheimstätten“ dem Wohnen 
auf der „Scholle“ Bedeutung für die menschliche Repro-
duktion oder die kriegerische Landesverteidigung zuge-
wiesen hatte.33

Am 29. März 1934 wurde  Feder von   Hitler zum „Reichs-
kommissar für das Siedlungswesen“ bestellt. Der Zeitpunkt 
war nicht zufällig gewählt: Die Stagnation auf dem Bau-
markt schien beendet; und im Geschäftsbericht der Nas-
sauischen Heimstätte wurde erleichtert angemerkt: „Das 
Jahr 1934 hat in den ersten Monaten eine außerordentliche 
Beschäftigungszunahme auf dem Gebiete des Bauhand-
werks gebracht. In verschiedenen Fällen war das Arbeits-
amt nicht in der Lage, genügend Bauarbeiter zuzuwei-
sen.“34 Außerdem waren bis zu diesem Zeitpunkt wichtige 
Gesetze in Kraft getreten, durch deren rigorose Anwen-
dung Bevölkerungspolitik betrieben, das heißt Einfl uss auf 
die Auswahl der künftigen Siedler genommen werden 
konnte. So trugen zum Beispiel das bereits erwähnte „Ge-
setz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“ zur 
Stigmatisierung von Juden und politischen Gegnern der 
Nationalsozialisten oder das „Gesetz zur Verhütung erb-
kranken Nachwuchses“ vom 14. Juli 1933 zur Erfassung 
Kranker und angeblich Kranker bei, die als künftige Siedler 
und „Produzenten“ des geforderten „erbgesunden Nach-
wuchses“ nicht berücksichtigt werden sollten. Diesen Ma-
ximen verpfl ichtete sich umgehend auch die Nassauische 
Heimstätte: „Nur der staatlich, rassisch und gesundheitlich 
einwandfreie Mensch kann auf die Dauer einen brauch-
baren Siedler abgeben.“35

Das Kommissariat Feders war dem Reichswirtschaftsminister 
untergeordnet und fasste alle bislang mit dem Siedlungs-
wesen beziehungsweise dem öffentlichen Wohnungsbau 
betrauten Stellen zusammen; eine Ausnahme bildeten le-
diglich die für vorstädtische Kleinsiedlungen zuständigen 
Institutionen.36 Als Hjalmar  Schacht ein halbes Jahr später 
die Leitung des Reichswirtschaftsministeriums übernahm, 
wurde  Feder in den einstweiligen Ruhestand versetzt. Mit 
dem „Erlass über das Siedlungs- und Wohnungswesen“37 
wurde das Siedlungskommissariat im Dezember 1934 auf-
gelöst und sein Zuständigkeitsbereich der Abteilung III im 
Reichsarbeitsministerium unter Minister Franz  Seldte über-
tragen.

Zeitlich etwa parallel, im April 1934, gründete Robert  Ley 
das „Reichsheimstättenamt“ mit den Abteilungen „Schönheit 
der Arbeit“ und „Selbsthilfe und Siedlung“, das als parteiamt-
liche Organisation für die DAF fungierte und anfänglich noch 
dem „Reichskommissariat für das Siedlungswesen“ unter-
stand.38 Mit dieser Einrichtung und seinen auf mittlerer 
Ebene zuständigen „Gauheimstättenämtern“ verfügte die 
DAF künftig über ein Instrumentarium, das sie konkret auf 
den Wohnungsbau, die vormals gewerkschaftsnahen Woh-
nungsunternehmen und die Formulierung wohnungspoliti-
scher Ziele einwirken ließ.39 Für den Geschäftsbereich der 
Nassauischen Heimstätte war das von Wilhelm  Avieny 
geleitete „Gauheimstättenamt Hessen-Nassau“ zuständig. 
Es unterstand ebenso wie der  Verband Südwestdeutscher 
Wohnungsunternehmen und hier ansässige Wohnungsbau-
gesellschaften ab etwa 1935 dem von Gauleiter Jakob 
 Sprenger initiierten, gleichfalls von  Avieny geleiteten 
„Rhein-Mainischen Siedlungswerk“. Anders als zum Beispiel 
die Gemeinnützige Wohnungs- und Siedlungsbau-Aktien-
gesellschaft ( Gewobag) war die Nassauische Heimstätte 
jedoch zu keiner Zeit ein DAF-eigenes Wohnungsunterneh-
men, obgleich die Gesellschaft in enger Kooperation mit 
dem „Gauheimstättenamt“ ihre Siedlungsvorhaben plante.

2|7 Titelblatt der Sonderausgabe des Rhein-Main-Spiegels zur 

„Deutschen Bau- und Siedlungsausstellung“, September 1938.
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Bald wurde evident, dass Staat und Partei überfordert 
waren, ein gemeinsames Programm für den Wohnungs-
bau im Nationalsozialismus zu verfolgen, auch wenn  Feder 
dies – übrigens zu einem Zeitpunkt, als er bereits in den 
einstweiligen Ruhestand versetzt war – in einem pro-
grammatischen Artikel unter dem Titel „Das deutsche 
Siedlungswerk“ wenigstens ideell erzwingen wollte.40 
Zwischen DAF beziehungsweise „Reichsheimstättenamt“ 
und Reichsarbeitsministerium kam es nach Aufl ösung des 
Reichskommissariats wiederholt zu Kompetenzstreitigkeiten 
und Meinungsverschiedenheiten, vor allem was den 
künftigen „sozialen“ Wohnungsbau anbetraf. Während 
 Seldte und seine Mitarbeiter darunter eher den öffentlich 
geförderten Wohnungsbau für Unterschichten verstanden, 
wollte  Ley mit dem aus öffentlichen Mitteln oder privat 
fi nanzierten Wohnungsbau global ein Massenbedürfnis 
der „Volksgemeinschaft“ befriedigen. Während sich das 
Reichsarbeitsministerium bis etwa 1935/36 auf den Bau 
von Kleinsiedlungen und Eigenheimen, auf Sanierung und 
Wohnungsumbau bei gleichzeitigem Rückzug des Staates 
aus der direkten Förderung beschränkte, avisierte  Ley be-
reits in diesem Stadium die Vollbeschäftigung und plä-
dierte für größere „Gemeinschaftssiedlungen“ vornehm-
lich für seine Klientel, die (Industrie-)Arbeiter. Aber auch 
Bauern und Angestellte sollten dort ein neues Zuhause 
fi nden. In den isolierten „Siedlerstellen“ auf eigener 
„Scholle“ und mit Nutzvieh sah er keine Zukunft: Wie soll-
ten die vormals erwerbslosen Arbeiter bei Vollbeschäfti-
gung die Zeit aufbringen, Garten und Stall zu bewirtschaf-
ten?41 Leys Vision einer „Volksgemeinschaft“ en miniature 
konnte die Nassauische Heimstätte zu diesem Zeitpunkt 
allerdings noch nicht realisieren, was die Geschäftsfüh-
rung tief bedauerte: „Leider ist es bisher aus fi nanziellen 
Gründen in keinem Fall gelungen, eine derartige Anlage 
(„Gemeinschaftssiedlung“) durchzuführen und damit den 
Gedanken einer echten Siedlergemeinschaft, über den 
bisherigen losen Zusammenschluß hinauswachsend, zu 
verwirklichen.“42

Stadtrandsiedlung  Goldstein – Selbsthilfe in der Not
Die Heimstätte konzentrierte sich in Anlehnung an Vorga-
ben von Reichssiedlungskommissariat und Reichsarbeits-
ministerium sowie auf Basis der Bestimmung aus der Ge-
meinnützigkeitsverordnung weiter auf die Fertigstellung 
und den Neubau von Kleinsiedlungen oder Eigenheimen. 
Prominentes Projekt für Frankfurt war die Stadtrandsied-
lung  Goldstein mit insgesamt 930 „Siedlerstellen“, deren 
erster Bauabschnitt im Frühjahr 1932 in Trägerschaft von 
Heimstätte, AG Hellerhof und  Gewobag begonnen worden 
und die nach zwei weiteren Bauabschnitten im Januar 
1936 fertiggestellt war. Mit 590 „Siedlerstellen“ verantwor-
tete die Gesellschaft den Hauptanteil des neuerbauten 
Viertels rund um das Hofgut  Goldstein. Durch das Aufsetzen 

von Pult- und Satteldächern distanzierten sich die Architek-
ten vom Flachdach der Mayschen  Großsiedlungen. Der 
„Dächer-Streit“ war nicht nur eine Auseinandersetzung um 
Ästhetik, sondern auch um die Verwendung bestimmter 
Baumaterialien. So beantragte zum Beispiel die Hand-
werkskammer für den Regierungsbezirk  Wiesbaden, dass 
der Frankfurter Hochbauausschuss die Nassauische Heim-
stätte „einer dringenden Kontrolle unterziehen“ und dieser 
vorschreiben möge, „die Siedlung nur in bodenständigem 
Material“ zu errichten und die Vereinigten Ziegeleien ein-
zubinden.43

Waren die Siedlungen der Weimarer Zeit bereits an die 
städtische Kanalisation angeschlossen und mit modernen 
sanitären Anlagen ausgestattet, so hatte man in  Goldstein 
aus Kostengründen auf den Wasseranschluss verzichtet; 
eine manuell zu betreibende Pumpe im Garten sorgte für 
frisches Nass. Zur Demonstration, wie Küchenabwässer 
fachgerecht aus dem Spülstein abzuführen seien, hatte die 
Nassauische Heimstätte bereits während des ersten Bau-
abschnitts eine Musteranlage in der Siedlung eingerich-
tet.44 Der Weg zur Toilette führte in den Stall, wo sich das 
Torfklosett befand, dessen Eisenkübel regelmäßig in eine 
Dunggrube zu entleeren war. Vermengt mit Torf nutzten 
die Goldsteiner den Inhalt ihrer Notdurftkübel als Dünger 
für die Gärten. Wegen dieser primitiven Entsorgung der 
Aborte wurde  Goldstein scherzhaft „Scheißkübelhausen“ 
genannt.

Waren für die Auswahl der Siedler in der Weimarer Zeit 
noch die Arbeits- und Wohlfahrtsämter zuständig und 
Kriterien wie „Pioniergeist“, langfristige Erwerbslosigkeit, 
Kinderreichtum, Gesundheit sowie Erfahrungen im Garten-
bau und der Kleintierhaltung zu erfüllen gewesen, so än-
derten sich die Voraussetzungen für die Zuteilung einer 
„Siedlerstelle“ nach 1933 erheblich. Zuständig für die Aus-
wahl der Bewerber, die wie bereits in der Weimarer Zeit 

2|8 Prototyp einer Siedlerstelle in  Goldstein.
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2|9 Dachdecker auf dem Festzug des Frankfurter „Reichshandwerkertages“, 1935.

2|10 Nachbau einer Goldsteiner „Siedlerküche“, präsentiert in der Ausstellung „50 Jahre  Goldstein“, 1982.



| 53

1933 – 1945
„Gesundes Heim – gesundes Volk“

vornehmlich aus der Baubranche kamen, war jetzt ein ört-
licher Prüfungsausschuss, dem Vertreter der Stadt, des 
„Gauheimstättenamtes“ und der jeweilige Ortsgruppen-
leiter der NSDAP angehörten. Im Falle Goldsteins wurden 
viele Anfragen nach einer „Siedlerstelle“, wie das der Fa-
milie S., aus politischen oder sozialen Gründen abgelehnt: 
„Die Familie S. kann eine Siedlerstelle nicht erhalten, weil 
die Voraussetzungen bezüglich der Eignung als Siedler in 
jeder Beziehung fehlen. Sowohl das Fürsorgeamt als auch 
die zuständige Ortsgruppe der NSDAP haben übereinstim-
mend die Eignung des Bewerbers verneint. Wie die Orts-
gruppe mitteilte, gehörte S. der KPD an und dürfte diese 
Einstellung auch heute noch haben.“45 Anderen, deren 
Bewerbung zwar berücksichtigt worden war, die jedoch 
nicht der NSDAP angehörten oder als Juden bereits ver-
folgt wurden, entzogen Stadt und Partei noch während der 
dreijährigen „Probezeit“ die „Siedlerstelle“ zugunsten von 
Parteigenossen.

Um der Landfl ucht entgegenzuwirken und die von „Reichs-“ 
beziehungsweise „Gauheimstättenamt“ nicht zuletzt als 
Luftschutzvorkehrung geforderte  Dezentralisation der Be-
völkerung zu unterstützen, betreute die Heimstätte zuneh-
mend auch wieder den Bau von Siedlungen in kleinen und 
mittleren Gemeinden. Durch den sukzessiven Ausbau der 
Verkehrsverbindungen, auch der Autobahnen, sollten die 
Kleinsiedlungen auf dem Land tatsächlich an Attraktivität 
gewinnen. Waren es noch 32 von 432 übernommenen 
„Siedlerstellen“ im Geschäftsjahr 1932, die auf eher länd-
liche Regionen entfi elen, so zählte der Geschäftsbericht 
1933 bereits 84 ländliche von insgesamt 432 „Siedlerstel-
len“.46 Dabei handelte es sich im Durchschnitt um Einheiten 
mit zehn bis 15 Häusern, deren wirtschaftspolitische Be-
deutung angesichts des Wohnungsmangels als marginal zu 
bewerten ist.

Aufgrund sinkender Arbeitslosenzahlen verkündete 
die Heimstätte im Geschäftsjahr 1934, ihr vorstädtisches 
Kleinsiedlungsprogramm einzustellen. Ihr Hauptinteresse 
richtete sich nicht mehr auf Arbeitslose, die ja allmäh-
lich wieder in den Beschäftigungsprozess integriert wur-
den, sondern auf die „Sesshaftmachung des Industrie-
arbeiters“. Damit befolgte sie bereits die „Verordnung 
über die weitere Förderung der Kleinsiedlung, insbeson-
dere durch Übernahme von Reichsbürgschaften“,47 mit 
der nur noch Beschäftigte „in der gewerblichen Wirt-
schaft“ und nicht mehr Erwerbslose für das Auswahlver-
fahren um eine „Siedlerstelle“ zugelassen wurden. Eine 
von Gauleiter  Sprenger initiierte „Sonderaktion ..., die 
den Baumarkt des Rhein-Main-Bezirks in den nächsten 
Jahren maßgebend beeinfl ussen wird, die Industriesied-
lung“,48 wurde von der Geschäftsführung freudig be-
grüßt.

 „Jakob-Sprenger-Siedlung“
„Wenn man nach Frankfurt fährt, sieht man zur rechten 
Hand am Bergeshang einige schmucke Häuschen, die mit 
ihrem hellen Weiß ein freundliches Bild geben.“49 

Mit der Ernennung Sprengers zum Chef der Landesregierung 
in  Darmstadt am 28. Februar 193550 vergrößerte sich der 
Arbeitsbereich der Heimstätte nun offi ziell um den Volks-
staat Hessen. Bereits im selben Geschäftsjahr lagen 55 Pro-
zent der betreuten Wohnungen auf diesem Territorium. Ab 
November 1934 errichtete die Nassauische Heimstätte in 
Bad Vilbel „die erste Großsiedlung auf hessischem Gebiet“, 
die zu Ehren des Gauleiters, Reichsstatthalters und nunmehr 
hessischen Landesoberhauptes  „Jakob-Sprenger-Siedlung“ 
getauft wurde. Die Siedlung entstand auf dem Gelände der 
ehemaligen Siesmayerschen Gärtnerei, das 1932 im 
Zwangsverfahren von der im Aufsichtsrat der Heimstätte 
vertretenen Nassauischen Landesbank erworben und 1933 
von der Stadt Bad Vilbel angekauft worden war.51 Dort wur-
den im heutigen Bereich  Berkersheimer Weg, Elisabethen- 
und  Siesmayerstraße (letztere damals: Horst-Wessel-Straße) 
1934 etwa 50 Doppelhäuser in Eigenleistung von den Be-
werbern gebaut; weitere 25 sollten bis Herbst 1935 bezugs-
fertig sein. Mussten die Anwärter in  Goldstein noch den 
Nachweis erbringen, dass ihr bisheriger Wohnort Frankfurt 

2|11 Die Goldsteinsiedlung.
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war, so änderte sich für die „Jakob-Sprenger-Siedlung“ diese 
Voraussetzung; der Geschäftsbericht für 1935 vermerkt, dass 
das neue Wohngebiet „ausschließlich von Siedlern bewohnt 
wird, die vor der Ansiedlung in preußischem Gebiet ihren 
Wohnsitz hatten“.52 Die Entwicklung von der (vorstädti-
schen) Kleinsiedlung mit vornehmlich einheimischen Be-
wohnern zur Industriesiedlung auf dem Land in unmittel-
barer Nähe größerer Betriebe, die von ortsfremden Arbeitern 
errichtet wurden, entsprach dem Trend und auch dem wach-
senden Einfl uss Sprengers wie des „Gauheimstättenamtes“ 
als Institution der DAF auf die Wohnungswirtschaft. Im
Zeichen der Kriegsvorbereitungen war nicht mehr der an 
seine „Scholle“ gebundene Siedler, sondern das zur Mobili-
tät bereite „Gefolgschaftsmitglied“ Mittelpunkt der woh-
nungs- und wirtschaftspolitischen Bemühungen.

„Gefolgschaftssiedlung“ Gelastraße
Noch bevor der „Volkswohnungs-“ oder „Arbeiterwohnstät-
tenbau“ und die „Gemeinschaftssiedlung“ im Rahmen des 
„Vierjahresplans“ ab 1936 begriffl ich intensiver propagiert 
wurden, warben „Rhein-Mainisches Siedlungswerk“ und 
„Gauheimstättenamt“ 1935/36 bereits bei mittleren bis gro-
ßen Firmen dafür, den Wohnungsbau für ihre „Gefolgschafts-
mitglieder“ zum Beispiel durch Zuschüsse oder Übernahme 

der zweiten Hypothek zu unterstützen und damit den 
Staatshaushalt zu entlasten. Eines der repräsentativeren, 
von der Nassauischen Heimstätte betreuten Großprojekte 
dieser Jahre war die „Gefolgschaftssiedlung“ Gelastraße im 
Osten Frankfurts zwischen Riederwald und Seckbach mit 
100 geplanten Wohneinheiten.53 Das Baugelände nahe der 
Industriegebiete hatte die Heimstätte für 123.626 Reichs-
mark von der Stadt Frankfurt erworben. Ähnlich wie in Gold-
stein waren auch dort Kanalanschlüsse nicht vorgesehen. 
Mit Baubeginn stellten die Planer jedoch fest, dass eine Ver-
sickerung der Abwässer auf dem Areal nicht möglich war. 
Die Heimstätte musste die Mehrkosten für die Kanalisation 
aufwenden; vermutlich lag hierin begründet, dass schließ-
lich nur 66 Häuser in der Gelastraße errichtet wurden.54

Im März 1935 trat eine weitere Vorschrift in Kraft, die Status 
und Tätigkeit der Nassauischen Heimstätte beeinfl usste. Als 
„Großangriff auf die Wohnungsnot“55 wurde das „Gesetz zur 
Förderung des Wohnungsbaus“ gefeiert, das den Reichs-
arbeitsminister ermächtigte, 50 Millionen Reichsmark „für 
Zwecke der Kleinsiedlung und des Kleinwohnungsbaus zu 
verwenden“.56 Bereits vier Monate später modifi zierte Seldte 
jedoch diese Bestimmung und rückte statt der Kleinsiedlung 
den konkurrierenden „Volkswohnungsbau“ ins Zentrum der 

2|12 Die „Jakob-Sprenger-Siedlung“ in Bad Vilbel.

2|13 Bebauungsplan für die „Jakob-Sprenger-Siedlung“ in Bad Vilbel. 2|14 Titelblatt der Frankfurter Wochenschau Nr. 31, 1938.
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Förderung. Per defi nitionem handelte es sich dabei um „bil-
ligste Mietwohnungen in ein- oder mehrgeschossiger Bau-
weise, die hinsichtlich Wohnraum und Ausstattung äußerste 
Beschränkung aufweisen“.57 Die Wohnfl äche variierte in der 
Regel zwischen 34 und 42 Quadratmetern, die monatliche 
Miete zwischen 25 und 28 Reichsmark.58 Knapp drei Jahre 
später sollte  Seldtes Widersacher  Ley diese Wohnform ange-
sichts mangelnden Platzes für die „Kinderaufzucht“ verwerfen: 
„Der Typ der sogenannten Kleinstwohnung ist des Volkes Tod 
und nicht des Volkes Leben.“59 Und auch die Nassauische 
Heimstätte bedauerte im Geschäftsbericht 1936 aus bevölke-
rungspolitischen Gründen die Flächenreduktion in den „Volks-
wohnungen“. Von 1933 bis 1937 war die Zahl der Wohnungen 
in einem Gebäude von 1,7 auf 2,6 angestiegen.60 Laut Gesetz 
sollten die Gesamtherstellungskosten pro Wohnung ohne Be-
rücksichtigung der Aufwendungen für das Gelände und dessen 
Erschließung 3.000 bis 3.500 Reichsmark nicht überschreiten. 
Zwar gewährte das Reich noch immer Darlehen, die inzwi-
schen jedoch auf maximal 1.300 Reichsmark gesenkt worden 
waren;61 der Idee der Förderung des autarken Kleinsiedlers am 
Stadtrand oder auf dem Land in der „Wirtschaftsheimstätte“ 
war angesichts des Defi zits von mittlerweile circa 1,5 Millionen 
Wohnungen eine Absage erteilt worden.62 Im Geschäftsbericht 
der Nassauischen Heimstätte für das Jahr 1935 war bereits 
bevorzugt von Industriearbeitern als Zielgruppe die Rede; 
„Volkswohnungen“ sind zu diesem Zeitpunkt von dem Unter-
nehmen allerdings noch nicht errichtet worden.

Dienten sämtliche wohnungswirtschaftlichen Maßnahmen 
in den Jahren zwischen 1933 und 1935 primär der Arbeits-
beschaffung, so wurde nach Verabschiedung des „Vierjah-
resplans“ die staatliche Wohnungs- und Städtebaupolitik 
neu ausgerichtet.

Wohnungsbau im Zeichen des „Vierjahresplans“ 
(1936 – 1939)
„Die Unterbringung mehrerer Millionen Volksgenossen in 
gesicherten Arbeitsverhältnissen hat die Nachfrage nach 
gesunden Wohnungen, die viele von ihnen in der Krise vor 
1933 hatten verlassen müssen, unerhört gesteigert. Die 
Folge sind Anwachsen des Wohnungsmangels und Ver-
schärfung der Wohnungsnot, die in einer Reihe von Städten 
bedenkliche Formen angenommen haben. Diese Lage be-
stimmt den eindeutigen Kurs auf den Arbeiterwohnstätten-
bau im Vierjahresplan.“63

Der staatliche Einfl uss des Reichsarbeitsministeriums als 
„Hüterin des Kleinsiedlungsgedankens“64 auf die Wohnungs-
politik begann spätestens 1936 mit der Verkündung des 
„Vierjahresplans“ zu sinken. Erklärte Ziele dieses Wirtschafts-
plans waren eine Steigerung der Aufrüstung und die 
Selbstversorgung mit Rohstoffen; die Verantwortung für 
die Durchführung trug Hermann Göring.

Die für Ausbau und Steigerung der Rüstungsproduktion ein-
geplanten Arbeiter benötigten in großer Zahl Wohnungen, 
deren Projektierung und Realisierung in den Zuständigkeits-
bereich der DAF und der ihr angeschlossenen Institutionen 
fi el. Die massiven Kriegsvorbereitungen, vor allem die Pla-
nung des „Westwalls“, erschwerten den Trägern jedoch die 
Beschaffung von Arbeitskräften und Baumaterial – beson-
ders Zement, Eisen und Holz fehlten – für den künftigen 
„sozialen“ Wohnungsbau. Auf das Geschäft der Nassauischen 
Heimstätte wirkte sich die Konkurrenz anderer im Bereich 
des Prüfungsverbandes Südwestdeutscher Wohnungunter-
nehmen e. V. arbeitenden Organisationen und vor allem der 
DAF-eigenen  Gewobag negativ aus, weil sie auf demselben 
Gebiet tätig waren.

Eine Änderung des Gesellschaftsvertrages 1937 verpfl ichte-
te das Unternehmen ausdrücklich, „den Staat bei der Errei-
chung des Zieles einer wirtschaftlich und politisch zweckmä-
ßigen Verteilung und der Seßhaftmachung der Bevölkerung 
durch Beschränkung der Abwanderung vom Lande und Stär-
kung der Abwanderung aus den Städten zu unterstützen“.65 
Zur Durchführung dieser Aufgaben schloss sich die Heimstät-
te den im Januar 1937 gegründeten regionalen Landespla-
nungsgemeinschaften Hessen-Nassau und Rhein-Main an, 
die für die Ausscheidung von Wohngebieten und die Ansied-
lung neuer Industrien zuständig waren. In dieser Phase ver-
suchte die Gauleitung offenkundig, die Wohnungswirtschaft 
im hessischen Raum organisatorisch straffer zu strukturieren 
und die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen stärker 
einzubinden, was angesichts ihres Bedeutungsschwundes 
im Vergleich zum Tätigkeitsvolumen privater Bauherren 
dringend notwendig schien. Diese Neustrukturierung fi el 
zeitlich etwa zusammen mit der Verkündung des „Gesetzes 
zur Änderung des Reichsheimstättengesetzes“ vom 24. No-
vember 1937, das die alte Zuständigkeit der Länder zur 

2|15 Landarbeiterhaus in Heldenbergen.
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sam war auch § 2, in dem noch einmal ausdrücklich fest-
gelegt wurde, dass „Heimstätten nur an Reichsbürger aus-
gegeben werden“ dürften.66 Als Juden verfolgte Bewerber, 
denen aufgrund der Nürnberger Gesetze vom 15. Septem-
ber 1935, besonders des „Reichsbürgergesetzes“, die deut-
sche Staatsbürgerschaft aberkannt worden war, kamen als 
„Heimstätter“ nun offi ziell nicht mehr in Frage.

In Anlehnung an die erwähnte Präzisierung des Gesell-
schaftsvertrages eröffnete das Unternehmen zunehmend 
kleinere Baustellen auf dem Land: Von 1933 bis 1937 ver-
dreifachte sich die Zahl von 24 auf 73 Baustellen, die aller-
dings jeweils nur ein bis zwei Wohneinheiten umfassten.67 
Per „Vierjahresplan“ wurde die Heimstätte ausdrücklich be-
auftragt, Wohnungen für Landarbeiter und sogenannte Heu-
erlinge, das waren verheiratete Landarbeiter, die von einem 
Bauern Land und Gebäude gegen Arbeitsleistung pachteten, 
zu erbauen. Allerdings scheiterte dieses Vorhaben häufi g an 
der Finanzsituation der Siedler selbst, die das notwendige 
Eigenkapital ohne staatliche Unterstützung nicht aufbringen 
konnten. Nicht selten traten die Interessenten von ihren 
Siedlungsvorhaben zurück, so dass die Heimstätte zu ihren 
Lasten manches Bauprojekt komplett streichen musste.68 Für 
Bewerber, die Mitglied der NSDAP oder in Parteiorganisati-
onen waren, gab es allerdings Möglichkeiten, aus Sonder-
fonds wie beispielsweise dem „Dankopfer der Nation“ ein 
Darlehen zu erhalten.

 „SA-Dankopfer-Siedlung“  Wiesbaden
„So stehen auch hier (beim Siedlungsbau) die Männer im 
braunen Kleid der Bewegung für einander ein, zeigen sie 
auch in dieser Form die schöne Kameradschaft, die SA-

Männer miteinander verbindet. In den Wintermonaten 
wurde bei Scheinwerferlicht gearbeitet, und nun müssen 
die frühen Morgenstunden des Tages, der Feierabend und 
die Sonntage die Zeit spenden, damit das Werk vollendet 
wird.“69

Die Nassauische Heimstätte betreute Projekte zu Ehren von 
Parteifunktionären wie auch von Parteiorganisationen. Im 
März 1938 informierte das Preußische Domänenrentamt 
den Regierungspräsidenten in  Wiesbaden darüber, dass die 
Heimstätte im Auftrag des Rhein-Mainischen Siedlungs-
werkes beabsichtige, „in  Wiesbaden an der Siegfriedstraße 
eine Siedlung für SA-Angehörige zu errichten“.70 Im ersten 
Bauabschnitt waren 20 „Siedlerstellen“ mit einer Nutzfl äche 
von jeweils 800 Quadratmetern (Garten und Stall) vorge-
sehen. Das Areal entstammte städtischem, privatem sowie 
domänenfi skalischem Besitz; und aufgrund der politischen 
Bedeutung des Projektes zahlte die Heimstätte pro Quad-
ratmeter nur 0,75 Reichsmark.71 Zum Preis von 8.950 
Reichsmark bot die Gesellschaft den Bewerbern, die sich 
größtenteils aus SA- und SS-Kreisen rekrutierten, ihre 
Haustypen „ Sprendlingen“ und „Dillenburg“ an, wobei 
praktische Selbsthilfe auf den zu leistenden Eigenanteil 
von etwa vier Prozent angerechnet werden konnte. Beim 
Aufbau der „Siedlerstellen“ unterstützten Wiesbadener 
SA-Angehörige die künftigen Bewohner. Für die Finanzie-
rung standen ihnen besondere Darlehen zur Verfügung, 
die auf Antrag aus dem SA-Fonds „Dankopfer der Nation“ 
gezahlt wurden. Dieser gab der Siedlung schließlich auch 
seinen Namen.72 Im September 1939 zogen die ersten 
Siedler ein; der Beginn des Zweiten Weltkrieges ließ die 
Nassauische Heimstätte vermutlich auf den weiteren 
Ausbau des Viertels verzichten.

2|16 Panorama der Rüsselsheimer  Opel-Siedlung vor dem Hintergrund des Autowerks.
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Die Opel-Siedlungen
„Im Bereich der Siedlungshäuschen überkommt mich 
immer ein Gefühl der Weihe. Denn hier herrscht ein fröh-
licher Ernst. ... In würdevoller Bescheidenheit blicken die 
vielen Giebel über die einzelnen Gärtchen hinweg in die 
schöne waldreiche Umgebung.“73

Bereits zwischen 1935 und 1938 hatte die Nassauische 
Heimstätte in Zusammenarbeit mit Industrie- und Handels-
kammer Frankfurt, „Gauheimstättenamt“ und Landes-
planungsverband in  Rüsselsheim für die Belegschaft der 
Opelwerke 419 „Siedlerstellen“ und 143 „Volkswohnungen“ 
errichtet. Grundstück und Industriedarlehen für diese 
„erste größere Stammarbeitersiedlung“74 – die sogenannte 
A-Siedlung (heute:  Friedrich-Ebert-Siedlung) – waren von 
der Adam Opel AG zur Verfügung gestellt worden. Im 
Herbst 1938 begann nach Vorentwürfen des „Gauheim-
stättenamtes“ die Ausarbeitung eines weiteren Sied-
lungsabschnitts mit 628 Wohneinheiten – die sogenannte 
B-Siedlung (heute:  Böllensee-Siedlung). Bildeten beim 
ersten Bauabschnitt noch Eigenheime die Mehrzahl, so 
dominierten in der B-Siedlung entsprechend der Partei-

programmatik mit insgesamt vier Fünfteln „Volkswoh-
nungen“ und „Siedlerstellen“. Bei der Auswahl der Be-
werber wurden neben den üblichen politischen, 
rassistischen und „erbgesundheitlichen“ Kriterien Pendler 
bevorzugt, die bislang zeitaufwendige Wege zwischen 
Wohnung und Werk auf sich nehmen mussten. Mit dieser 
oder anderen ihrer betreuten Industriesiedlungen wie für 
die Buna-verarbeitenden Veith-Werke in  Höchst/Oden-
wald oder in  Wetzlar knüpfte die Heimstätte an Ideen des 
klassischen Werkswohnungsbaus der Firmen Krupp oder 
Vereinigte Stahlwerke an. Allerdings hatte die DAF bereits 
kritisiert, dass die Arbeiter durch Vermittlung einer kom-
plett vom Werk fi nanzierten Mietwohnung in Abhängig-
keit von ihrem Unternehmen geraten könnten. Aus diesem 
Grund favorisierte die Partei das Modell der „Betriebsheim-
stätte“ oder „Stammarbeitersiedlung“, das gemeinnützige 
Wohnungsunternehmen realisierten und bei dem das Werk 
nur fi nanzielle Hilfe in Form von Darlehen oder Zuschüssen 
zum Erwerb beisteuerte. Die von den Nationalsozialisten 
gewünschte Bindung der Arbeiter an Staat beziehungs-
weise Partei und nicht allein an den Betrieb sollte damit 
gefördert werden.75

2|17 Ansichten der Häuser „Isenburg“ und „ Rodgau“, bearbeitet 

von der Heimstätte für die  Opel-Siedlung in  Rüsselsheim.

2|18 Siedlung in  Wetzlar, Christian-Rübsamen-Straße, 1937.
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2|19 Richtfest in der  Opel-Siedlung,  Rüsselsheim.

„Deutsche Bau- und Siedlungsausstellung“ und  „Reichs-
siedlungshof“
„Der Reichssiedlungshof soll die geistige Zentrale für die 
gesamte Siedlungsarbeit sein. Dort sollen Methoden und 
Möglichkeiten der Siedlungsarbeit erprobt werden, um 
dann mit dem Erprobten und Erforschten in der Siedlungs-
arbeit Mustergültiges leisten zu können.“76

Im September 1938 öffnete auf dem Frankfurter Messe-
gelände unter der Schirmherrschaft von Robert  Ley die 
Deutsche Bau- und Siedlungsausstellung ihre Tore. Die Pla-
nungen für die Schau liefen bereits seit 1934; vermutlich 
wollte die Stadt zu diesem Zeitpunkt mit Stuttgart-Kochen-
hof, der „Anti-Weißenhof-Siedlung“, oder München-Ramers-
dorf konkurrieren, wo im selben Jahr Mustersiedlungen zur 
Demonstration nationalsozialistischer Siedlungspolitik er-
richtet worden waren.77 Die Frankfurter Ausstellung fand 
also mit mehrjähriger Verspätung zu einem Zeitpunkt statt, 
als der Kleinsiedlungsgedanke zumindest für das „Altreich“ 
überholt war, und präsentierte daher in der eigens für die 
Schau angelegten Siedlungsstraße vornehmlich größere 
Mietshäuser und Eigenheime. Die „Volkswohnungen“ in den 
Gebäuden waren so konzipiert, dass für die kinderreiche 
Familie bei Bedarf zwei zu einer größeren Einheit zusam-
mengelegt werden konnten; somit blieb man der Idee des 
Einfamilien-Eigenheims indirekt treu.

Die Musteranlage entsprach nunmehr der von der DAF lange 
propagierten idealtypischen „Gemeinschaftssiedlung“ für 
verschiedene Bevölkerungskreise mit Siedlerstraße, Anger, 
Gemeinschaftshaus und Brunnen. Laut Städtischem Anzeige-
blatt verwirklichte die Ausstellung vorbildlich vier „Grund-
gedanken der Siedlungsarbeit in Hessen-Nassau: Boden-
ständige heimatgebundene Bauweise, kein Schematismus 
der Art und Größe der Häuser, eine wahre Gemeinschafts-
siedlung für Menschen verschiedenen Berufes und verschie-
denen Einkommens, mustergültige Gemeinschaftsanlagen“.78 
Die Frankfurter Siedlungsstraße säumten zehn Wohngebäude 
und ein Gemeinschaftshaus, dem als „Mahnmal der Zusam-
mengehörigkeit“79 mit Räumen für den Ortsgruppenleiter 
und Gliederungen der Partei eine herausragende ideologi-
sche Bedeutung zugeschrieben wurde. Die Häusernamen 
„Maintal“, „Nassau“, „Odenwald“, „ Rodgau“ oder „Berg-
straße“ ließen die Tendenz zur Typisierung wiedererkennen; 
das benutzte Baumaterial sowie die beteiligten Handwerker 
und Architekten aus Hessen sollten dem geforderten regio-
nalen Bezug Rechnung tragen und „bodenständiges“ Bauen 
garantieren. Einfachstes „Mustermobiliar“ und extra gefer-
tigter, vornehmlich aus irdenen Krügen und Schüsseln be-
stehender „Hausrat“ dienten dazu, den künftigen Siedlern 
die Richtung für „formschönes“ Wohnen vorzugeben. Wäh-
rend eines Spaziergangs durch die bereits erwähnte Opel-
Stadt sollte sich ein Flaneur bald davon überzeugen: 
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2|20 Die Mustersiedlung mit dem Gemeinschaftshaus auf der Deutschen Bau- und Siedlungsausstellung, die vom 3. September bis 

9. Oktober 1938 in Frankfurt gezeigt wurde.

2|21 Erweiterter Lageplan des „ Reichssiedlungshofes“ in  Oberursel, März 1939.
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der Deutschen Arbeitsfront für die Möbelgestaltung gege-
benen Richtlinien.“80

Die Nassauische Heimstätte hatte sich maßgeblich an der 
Deutschen Bau- und Siedlungsausstellung beteiligt und die 
genannten Haustypen nach Entwürfen des „Gauheimstät-
tenamtes“ bearbeitet. Dabei entwickelte das Unternehmen 
den bereits in der Weimarer Zeit entfachten Ehrgeiz weiter, 
mit „den schmalen, langgestreckten, zweigeschossigen Gie-
belhäusern mit sichtbarem Fachwerk oder Rauhverputz und 
mit einer Mauer- oder Heckenverbindung zwischen den 
Hauskörpern“ einen „hessischen Stil“ kreieren zu wollen, 
der auch Eingang in die Planungen für  Sprendlingen und 
 Neu-Isenburg oder die Opel-Stadt  Rüsselsheim fand.81

Die Mustersiedlung, die ursprünglich für den „Retortenort“ 
 Zeppelinheim als „Heimstätte für Luftschiffer“ nahe des 
Frankfurter Flughafens projektiert und nach Beendigung der 
Ausstellung auch dorthin transferiert werden sollte, wurde 
schließlich originalgetreu in  Oberursel auf dem Gelände des 
„Gausiedlungshofes“ wiedererrichtet, den  Ley anlässlich der 
Ausstellung in den Rang eines „ Reichssiedlungshofes“ er-
hoben hatte. Der Gutshof war bereits 1934 von der heutigen 
Goethe-Universität erworben worden, um ihn für Siedler-
lehrgänge zu nutzen. 1936 hatte der im selben Jahr gegrün-

dete gemeinnützige „Siedlungsförderungsverein“ die Be-
wirtschaftung und weitere Ausstattung übernommen.82 Die 
Leitung wurde nunmehr  Avieny, die Geschäftsführung Adolf 
 Darjes übertragen; letzterer war gleichzeitig Geschäftsführer 
der Nassauischen Heimstätte. Diente die „Forschungs-, Lehr- 
und Musteranlage des nationalsozialistischen Siedlungs-
werkes“ einerseits als Ausbildungsstätte für Mitarbeiter der 
DAF und der NSDAP, als Beratungsstelle für künftige Siedler 
oder die Kleintierzucht,83 so erfüllte sie auch eine Modell-
funktion für die Ansiedlung ausgewählter Kreise des „Volkes 
ohne Raum“ im Rahmen der bevorstehenden kriegerischen 
Eroberung neuen Territoriums im Osten.84

Projekt „Erbhöfedorf  Mittelroden“
Ebenfalls im Herbst 1938 begann die Heimstätte im  Rodgau 
ein Versuchsprojekt. Es handelte sich um die Errichtung ei-
nes „Neubauerndorfes“ mit 80 „Erbhöfen“ in  Rollwald, heu-
te ein Ortsteil von  Nieder-Roden, dem eine Arbeitersiedlung 
mit etwa 400 Wohneinheiten angeschlossen werden sollte.85 
Vermutlich war es der inzwischen häufi g beklagte Arbeits-
kräftemangel, der das Unternehmen veranlasste, Insassen 
des seit April 1938 existierenden Strafgefangenenlagers 
 Rollwald für die Regulierungs- und Bauarbeiten einzuplanen. 
Wie der Geschäftsbericht von 1938 vermerkt, sollte nach 
Fertigstellung des ersten Bauabschnitts von 21 Einheiten 
generell die künftige Verwendung von Strafgefangenen für 
Siedlungsprojekte überprüft werden.86 Letztlich wurden nur 
insgesamt 27 Steinhäuser für „Vollzugsbeamte“ des Lagers 
und zwei „Erbhöfe“ für Versuche mit Kunst- und Natur-
düngung realisiert, deren Betreuung der Albert-Wagner-
Stiftung in Berlin oblag.87 Der ursprünglich geplante Gesamt-
umfang der Siedlung, die  Mittelroden heißen sollte, wurde 
nicht erreicht; erst zu Beginn der 1960er Jahre reaktivierte 
die Nassauische Heimstätte ihre Bautätigkeit im Ortsteil 
 Rollwald und errichtete mehrere Doppelhäuser.

An den bislang geplanten und ausgeführten Bauvorhaben 
unterschiedlichster Größenordnungen auf dem Land oder in 
der Stadt, jeweils von diffuser Programmatik seitens Staat 
und Partei begleitet, lässt sich ablesen, dass auch in der 
Phase des „Vierjahresplans“ für die Heimstätte keine ein-
deutige Defi nition ihres Tätigkeitsfeldes existierte. Dies än-
derte sich auch nicht, nachdem das Unternehmen beinahe 
seine „Eigenständigkeit“ verloren hätte, um organisatorisch 
in einem der von  Ley zu Beginn des Jahres 1939 gegründeten 
24 „Großträger“ im Reich aufzugehen. Für die hessische Re-
gion war dies die „ Neue Heimat. Gemeinnützige Wohnungs- 
und Siedlungsgesellschaft der DAF in den Gauen Hessen-
Nassau und Mainfranken“, vormals  Gewobag.88 Immerhin 
legte Gauleiter  Sprenger jetzt persönlich fest, „daß für große 
Entwürfe, namentlich für Mietwohnungen, die ‚Neue Heimat‘ 
... zuständig sein soll, während für ländliche Bauten und 
Siedlungen die Nassauische Heimstätte eintreten soll“.89

2|22 Blick in das mit einem „Führer“-Porträt dekorierte Lesezimmer 

im Gemeinschaftshaus der Mustersiedlung in  Oberursel, um 1939.
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Mit dem Überfall der deutschen Wehrmacht auf  Polen am 
1. September 1939 begann der Zweite Weltkrieg, von des-
sen anfänglichem Verlauf sich besonders  Hitler auch den 
„Durchbruch“ im Bereich des „sozialen“ Wohnungsbaus ver-
sprach. Einen Monat zuvor war paradoxerweise eine Bau-
sperre angeordnet worden, die per Erlass vom 11. Oktober 
1939 gesetzlich verankert wurde: Der Wohnungsbau kam 
danach zunächst weitgehend zum Erliegen; lediglich als 
„kriegswichtig“ anerkannte Bauvorhaben, Fertigstellungen 
und der Wohnungsbau im Zusammenhang mit der Rüs-
tungsindustrie erhielten eine Konzession. „Unter dem uns 
aufgezwungenen Abwehrkampf“ – so tröstete Julius  Brecht 
vom „Reichsverband der deutschen gemeinnützigen Woh-
nungsunternehmen e. V.“ die vom Bauverbot betroffenen 
Gesellschaften – „liegt die Hauptaufgabe innerhalb des 
Wohnungswesens in der Verwaltung und Bewirtschaftung 
des gewaltigen 7 Milliarden umfassenden volkswirtschaftli-
chen Wertes, demgegenüber Wohnungsbau und Neubautä-
tigkeit zurücktreten müssen.“90 Auf jene „Hauptaufgabe“ 
konzentrierte sich im zweiten Halbjahr 1939 auch die Nas-
sauische Heimstätte und verzichtete auf neue Bauvorhaben.

Versuche einer Organisation des „sozialen“ Wohnungs-
wesens (1940 – 1942)
„Wer einmal den Erlaß des Führers Abschnitt für Abschnitt 
mit genauer Aufmerksamkeit durchliest, der wird fest-
stellen können, daß es auch nicht einen Paragraphen gibt, 
der nicht irgendeinen grundsätzlich neuen revolutionären 
Gedanken enthält.“91

Am 29. Februar 1940 trat das „Gesetz über die  Gemein-
nützigkeit im Wohnungswesen“ in Kraft.92 Es bestimmte, 
dass die Existenz gemeinnütziger Wohnungsunterneh-
men „einem Bedürfnis“ entsprechen müsse (§ 15). Was 
in Ermangelung jenes wie auch immer zu interpretieren-
den „Bedürfnisses“ vorgesehen war, konkretisierte eine 
vier Monate später verkündete Durchführungsverord-
nung: Danach konnte der Gesetzgeber ein Wohnungsun-
ternehmen auffordern, sich zwecks Leistungssteigerung 
mit einem oder mehreren Unternehmen „zu verschmel-
zen“ und ihm bei Verweigerung jener „Verschmelzung“ 
die Anerkennung der  Gemeinnützigkeit entziehen (§ 16).93 
Der Nassauischen Heimstätte gelang es, durch ihre kurze 

2|23 Organisationsschema für die Wohnungspolitik in Südhessen und die Einbindung der Nassauischen Heimstätte um 1939.
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ten und Siedlungen“ ein „Bedürfnis“ zu formulieren und 
sich somit der geplanten Fusion mit der Neuen Heimat 
erfolgreich zu entziehen. Andere kleinere Unternehmen 
im Frankfurter Raum wie die Siedlungsgemeinschaft 
Kriegsbeschädigter GmbH in  Preungesheim, die „nur“ 
Bedürfnisse einer defi nierten Klientel befriedigte, wur-
den zwangsweise aufgelöst oder wie etwa die Sied-
lungsgenossenschaft berufstätiger Frauen mit dem Volks-
Bau- und Sparverein „verschmolzen“.94 Tendenziell 
diente das Gesetz dazu, den parteinahen Gesellschaften 
der Neuen Heimat eine Monopolstellung auf dem Woh-
nungsmarkt zu verschaffen. Waren im „Reichsverband 
des deutschen gemeinnützigen Wohnungswesens e. V.“ 
nur 23 Heimstätten, sechs Treuhandstellen für Berg-
mannswohnungen und die Gemeinnützige Aktiengesell-
schaft für Angestelltenheimstätten (Gagfah) organisiert, 
so war die Zahl der innerhalb der DAF tätigen Wohnungs-
unternehmen zwischen 1938 und 1941 von 22 auf 50 
angestiegen. Deren Bau- und Betreuungsaktivitäten um-
fassten etwa ein Drittel des Volumens aller zu diesem 
Zeitpunkt noch existenten gemeinnützigen Wohnungsun-
ternehmen.95

Das Gemeinnützigkeitsgesetz und seine Bestimmungen 
standen allerdings auch in engem Zusammenhang mit 
dem am 15. November 1940 von  Hitler verkündeten „Er-
laß zur Vorbereitung des deutschen Wohnungsbaus nach 
dem Krieg“.96 Vor dem Hintergrund der „Blitzkrieg“-Erfolge 
und des zu diesem Zeitpunkt spätestens für 1942 projek-
tierten „Endsieges“ wollte  Hitler neue Voraussetzungen 
für die im „Altreich“ bislang stagnierende Wohnungswirt-
schaft schaffen, aber auch Planungen einer künftigen 
Besiedelung des Ostens für sein  „Volk ohne Raum“ for-
cieren. Im ersten Nachkriegsjahr sah der Erlass die Errich-
tung von 300.000, später jährlich sogar 600.000 qualitativ 
hochwertigen Wohnungen vor, die genormt zu 80 Prozent 
als Vierzimmerwohnungen mit 74 Quadratmetern konzi-
piert werden sollten. Diese Forderung trug der Präambel 
Rechnung, die den „deutschen Wohnungsbau“ eng mit 
künftiger Bevölkerungs- und Familienpolitik verknüpft 
sehen wollte. Priorität sollte die Geschosswohnung erhal-
ten, dann folgte das Eigenheim mit Garten, und ganz un-
ten in der Hierarchie rangierte die vormals lautstark pro-
pagierte Kleinsiedlung. Zur Kostenreduktion sah der Erlass 
die Typisierung von Wohnungsgrundrissen und Einbauten 
sowie die Normierung von Geschosshöhen, Wandstärken, 
Dach-, Decken- und Treppenhauskonstruktionen vor. War 
das rationalisierte Bauen als ein Kennzeichen der „Sys-
temzeit“ zunächst bei den Nationalsozialisten verpönt 
gewesen, so wurde es wegen kriegsbedingter Versor-
gungsschwierigkeiten sowie zur Kostenreduktion nun-
mehr offi ziell gefördert.97

Neben der Bestellung eines „Reichswohnungskommissars 
für den sozialen Wohnungsbau“ und einer entsprechenden 
Ernennung der Gauleiter zu „Gauwohnungskommissaren“ 
auf mittlerer Verwaltungsebene räumte der Erlass den ge-
meinnützigen Wohnungsunternehmen, die bislang nicht 
von der „Verschmelzung“ oder Aufl ösung auf Grundlage 
des „Gemeinnützigkeitsgesetzes“ betroffen waren, eine 
exponierte Bedeutung bei der Durchführung des Baupro-
gramms ein. Damit berücksichtigte  Hitler zumindest pro 
forma Empfehlungen des vorausschauenden „Reichsheim-
stättenamtes“, dessen Leiter bereits 1937 angesichts des 
hohen Prozentsatzes privater Bauherren bei Neubaupla-
nungen gefordert hatte, „den Anteil der gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen und auch der Heimstätten an den 
jährlichen Bauergebnissen so stark zu erhöhen, daß sie 
den größeren Teil der bisher auf die private Bauherren-
schaft entfallenden Fertigstellungsziffern übernehmen“.98 
Betraut mit der zusätzlichen Funktion als „Gauwohnungs-
kommissar“ versuchte Gauleiter  Sprenger nun, anstelle des 
Kasseler Oberpräsidenten  Philipp Prinz von Hessen den 
Vorsitz im Aufsichtsrat der Nassauischen Heimstätte zu 
übernehmen, was ihm augenscheinlich nicht gelang. Noch 
im Frühjahr 1945 meldete Stadtrat Bruno  Müller dem 
Frankfurter Oberbürgermeister Friedrich  Krebs, dass der 
Vorsitz seit drei Jahren vakant sei.99

Mit dem „Führer-Erlass“ erreichte die Diskrepanz zwi-
schen Anspruch und Realität auf dem Sektor der Woh-
nungs- und Siedlungspolitik einen vorläufi gen Höhepunkt. 
Nicht zuletzt aufgrund der schwierigen, kriegsbedingten 
Personalsituation musste Stadtrat Müller über die Nas-
sauische Helmstätte berichten, dass das Unternehmen 
künftig seine „Arbeit mehr der Betreuung der auswärti-
gen Gesellschaften zuwenden“ und „nicht mehr selbst 
bauen“ würde, auch nicht durch die Tochter  Nassauisches 
Heim. Müller vermerkte weiter, dass 1.700 Wohnungen 
im Jahr 1940 unfertig übernommen und lediglich 189 
Wohneinheiten neu begonnen worden waren.100 Der Ge-
schäftsbericht für 1940 bestätigte diese Informationen 
und verwies resigniert auf die der Heimstätte verbliebe-
ne Betreuung der Siedlung  Rüsselsheim. Wie der Sozial-
bericht darlegte, waren von insgesamt 90 Mitarbeitern 
der Mutter- und Tochtergesellschaft inzwischen fast ein 
Drittel zum Wehrdienst einberufen beziehungsweise 
„dienstverpfl ichtet“ worden; bei Kriegsende sollten nur 
noch 38 Angestellte aktiv tätig sein. Damit erfuhr die seit 
1935 stetig angestiegene Personalstatistik erstmals ei-
nen empfi ndlichen Einschnitt,101 der sich auf den Ge-
schäftsalltag auswirkte. Schließlich verdeutlichten die 
Vakanz des Vorsitzes, das seltene Zusammentreffen des 
Aufsichtsrates und fehlende Jahresabschlüsse, dass die 
Nassauische Heimstätte ihre Tätigkeit nahezu eingestellt 
hatte.
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Spätestens nach der deutschen Kriegserklärung an die USA 
im Dezember 1941 und dem ersten Großangriff der Briten auf 
Köln im Mai 1942 stand fest, dass der Krieg 1942 nicht been-
det und damit auch der „soziale“ Wohnungsbau in den 1940 
projektierten Dimensionen nicht begonnen werden könne. 
Zwar waren seit Mai 1941 vom „Reichskommissariat“ sechs 
„Erprobungstypen“ für den Geschosswohnungsbau konzipiert 
worden; dabei ging es jedoch nicht um neue Wohnformen, 
sondern lediglich um bautechnische Fragen. Die „funktiona-
lisierte“ Wohnung wurde „zur Norm für alle erhoben“. Aller-
dings nur auf dem Reißbrett; realisiert wurden die „Erpro-
bungstypen“, deren Gestaltung einer „Reichs-“ oder einer 
„Landschaftsnorm“ folgen sollte, kaum.102 Mit dem am 23. 
Oktober 1942 verkündeten „Dritten Erlaß über den deutschen 
Wohnungsbau“ versuchte Hitler dennoch Optimismus zu ver-
breiten und Aktivität vorzutäuschen, indem er vorab wenigs-
tens die Zuständigkeiten klar defi nierte: Nunmehr verlor das 
Reichsarbeitsministerium endgültig seine Entscheidungs-
kompetenzen zugunsten Leys, der künftig den Titel „Reichs-
wohnungskommissar“ führte; sein Amt erhielt den Status 
einer obersten Reichsbehörde. Selbst die personelle und 
fi nanzielle Ausstattung des Reichsarbeitsministeriums für 
den Sektor Wohnungswirtschaft, dazu gehörten Planstellen, 
Haushaltsmittel und „sächliche Geschäftsbedürfnisse“, gin-
gen auf den „Reichswohnungskommissar“ über.103

Von „Ley-Lauben“ und „Neufert-Baracken“ – „Totale 
Planung“ im Zweiten Weltkrieg (1943 – 1945)
„Wir werden durch den Krieg zum einfach Leben zurück-
geführt. ... Wir machen den Großstädter durch das Be-
helfsheim wieder selbständiger und widerstandsfähiger 
gegen die Feindeinwirkungen und stärker für Krieg und 
Sieg. So mag in dem Luftterror ein Teil jener Kraft wirksam 
werden, die stets das Böse will und stets das Gute 
schafft.“104

Mit dem Sieg der russischen Armee bei Stalingrad im Februar 
1943 sowie angesichts der durch alliierte Bombardements 
zerstörten deutschen Städte war die Hoffnung eines baldigen 
„Endsieges“ und damit auf einen „Wohnungsbau nach dem 
Krieg“ erst einmal in weite Ferne gerückt. Bereits im Januar 
1943 war erneut ein Bauverbot für Wohnungen beschlossen 
worden, das einen Monat später durch die „Verordnung zur 
Wohnraumlenkung“105 indirekt bestätigt wurde: Darin er-
mächtigte Ley die Gauleiter, in ihrer neuen Funktion als „Gau-
wohnungskommissare“ zur regionalen Steuerung der Woh-
nungspolitik leer stehende oder bislang zweckentfremdete 
Wohnungen zunächst festzustellen, um sie „bevorrechtigten 
und begünstigten Volkskreisen“ zuzuweisen. Nicht Neubau, 
sondern Umverteilung lautete also entgegen aller Program-
matik die Devise. Zu jenen unbewohnten Wohnungen zählten 

2|24 Grundrisse, Schnitte und Ansichten zum Behelfsheim „Reichseinheitstyp 001“.



64 | auch solche, deren vormalige Mieter oder Besitzer als Juden 
verfolgt und zu diesem Zeitpunkt bereits in die Konzentra-
tions- oder Vernichtungslager Osteuropas verschleppt worden 
oder noch in sogenannten „Ghettohäusern“ als Zwischen-
stufe der Deportation zwangskonzentriert waren. Bereits im 
April 1939 waren durch das „Gesetz über die Mietverhält-
nisse mit Juden“106 der Mieterschutz gelockert und vorzeitige 
Kündigungen gegenüber Juden für zulässig erklärt worden. 
Vertreibung und Ermordung wurden administrativ vorbereitet, 
und dies nicht zuletzt auf der Basis wohnungswirtschaftlicher 
Bestimmungen.107

Die gesetzlichen Maßnahmen reichten bald nicht mehr aus, 
die zunehmend obdachlose Bevölkerung mit Wohnraum zu 
versorgen. Am 9. September 1943 trat schließlich der „Erlass 
des Führers über die Errichtung des Deutschen Wohnungs-
hilfswerkes“ in Kraft, der das gleichnamige „Deutsche Woh-
nungshilfswerk“ unter Leitung Leys etablierte. Ziel dieses 
Erlasses war „die Aufstellung von einfachen Behelfsheimen 
in Siedlungsform, die in weitgehender Selbst- und Gemein-
schaftshilfe der Bevölkerung“ erfolgen sollte.108 Einen Monat 
später wurde das „Behelfsheim 001“ präsentiert: eine in 
zwei Einheiten geteilte Baracke mit etwa 20 Quadratmetern 
für maximal sechs Personen. Vorläufer jener „ Ley-Laube“ 
war der von Ernst  Neufert entwickelte „Kriegseinheitstyp“, 
der zunächst in Holzbauweise und Serienproduktion erstellt 
worden war. Da der Standard bald als zu hoch bemängelt 
worden war, ließ  Ley von dem Architekten Hans Spiegel den 
„Reichseinheitstyp 001“ konzipieren, der „das Primitivste 
darstellte, was wir den deutschen Volksgenossen bieten 
können“.109 Für Produktion und Montage wurden Konzent-
rationslagerhäftlinge und Zwangsarbeiter herangezogen.

Im Geschäftsjahr 1943 erfuhr die Neubautätigkeit der 
Heimstätte im Wesentlichen durch das „Behelfsheim“-

Programm Belebung. Dabei unterschied das Unternehmen 
präzise zwischen „Behelfsheimen für Bombengeschädigte“, 
das waren zweigeschossige Gebäude mit jeweils 16 Woh-
nungen, und reinen „Behelfsheimen“. Insgesamt wurden 
von diesen Heimen 1943 immerhin 82 begonnen; für das 
Jahr 1944 rechnete die Geschäftsführung mit 500 weiteren 
zu betreuenden Einheiten. Dieses Engagement war kalku-
liert; schließlich hatte Julius  Brecht als Präsident des 
„Reichsverbandes des gemeinnützigen Wohnungswesens 
e. V.“ die Mitglieder rechtzeitig zur Beteiligung an dem 
Programm aufgefordert: „So wird man schon jetzt sagen 
können, daß in erster Linie die Wohnungsunternehmen für 
den Einsatz der Wohnungserstellungen nach dem Krieg 
zuzulassen sind, die sich jetzt in der Notzeit des Krieges 
und in der scharfen Bewährungszeit der Wohnungswirt-
schaft in der Erstellung von Behelfsheimen ... als tauglich 
erwiesen haben.“110

Hatte die Heimstätte schon 1938 Erfahrungen mit dem Ein-
satz von Strafgefangenen für ihre Bauprojekte gesammelt, 
so beschäftigte sie jetzt – wie andere deutsche Unterneh-
men auch – angesichts des sich permanent verschärfenden 
Arbeitskräftemangels Zwangsarbeiter aus  Polen und der 
Sowjetunion zur Errichtung der Notunterkünfte. Um die op-
timale Ausbeutung der zahlreichen Kriegsgefangenen zu 
erreichen, entwickelte die Gesellschaft „in eigener Regie“ 
den „Bauzug Frankfurt“, der eine aus zwölf Wohnwagen 
inklusive Büro-, Küchen- und Materialcontainer bestehende 
mobile Kolonne bildete und „mit knapp 50 Ostarbeitern 
neben den entsprechenden deutschen Führungskräften 
besetzt“ war. Dieses „Bauzuges“ bediente sich auch wieder-
holt der „Bauhof Hessen-Nassau“, so hieß die Bauhilfe der 
DAF; allerdings wurde der Heimstätte stets Vorrang für 
dessen Benutzung eingeräumt.111

Neben der kriegsbedingten „Belebung“ des Baumarktes 
hatte die Heimstätte zunehmend mit dem Problem zer-
störter „Siedlerstellen“ zu kämpfen. Laut eigenen Angaben 
war die Gesellschaft verpfl ichtet, „Kriegsschäden der Sied-
ler zu vertreten, Entschädigungsfragen zu bearbeiten sowie 
den Neuaufbau der Siedlerstellen nach Kriegsende zu be-
treiben“.112 Damit war bereits ein potenzielles Tätigkeits-
feld für die Nachkriegszeit defi niert. Von Beschädigungen 
und Zerstörungen durch alliierte Luftbombardements waren 
vor allem die „Gefolgschaftssiedlungen“ in unmittelbarer 
Nähe von Industrieanlagen wie zum Beispiel die Siedlung 
 Rüsselsheim betroffen; dort wurden bis Kriegsende für 321 
Wohneinheiten mittelschwere Schäden und für weitere 
293 Totalschäden gemeldet. Auch die Außenstelle der 
Heimstätte in  Rüsselsheim war betroffen; mit ihr wurden 
sämtliche die  Opel-Siedlung dokumentierenden Bauakten 
ein Raub der Flammen. Der Geschäftsbericht von 1943 
wies insgesamt 214 komplett zerstörte, 230 schwerbe-2|25 Zerstörte  Opel-Siedlung in  Rüsselsheim.
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66 | schädigte und 530 mittel- oder leichtbeschädigte „Siedler-
stellen“ aus. Nach der Befreiung Hessens durch die Ameri-
kaner wurde der Schaden an den sich noch im Besitz der 
Heimstätte befi ndlichen Siedlungen auf über drei Millionen 
Reichsmark beziffert.113

Am 1. Juli 1944 trat die Neuordnung der Provinz Hessen-
Nassau in Kraft; der Arbeitsbereich der Heimstätte ent-
sprach nunmehr dem neuen Gau Hessen-Nassau. Dieser 
war aus der Provinz Nassau, bestehend aus dem ehemali-
gen Regierungsbezirk  Wiesbaden nebst den Landkreisen 
 Hanau,  Gelnhausen und  Schlüchtern, sowie dem früheren 
Volksstaat Hessen gebildet worden. Die Geschäftsführung 
stellte bereits zu diesem Zeitpunkt Vermutungen an, dass 
sich die territoriale Veränderung auch auf Gesellschaftsver-
trag, Firmenbezeichnung und Zusammensetzung des Auf-
sichtsrates auswirken würde. Dazu kam es nicht mehr; es 
existierte lediglich ein Vertragsentwurf, in dem der bisherige 
Name des Unternehmens in „ Rhein-Mainische Heimstätte 
GmbH. Treuhandstelle für Kleinwohnungen und Kleinsied-
lungen“ abgewandelt, als Arbeitsbereich der Gau Hessen-
Nassau defi niert und der ideologisch motivierten Ziel-
setzung der Heimstätte, die „Abwanderung aus den 
Städten zu fördern“, wenigstens formal die Treue gehalten 
wurde. Vor allem hätte der neue Name der von  Sprenger 
ab 1935 forcierten „Rhein-Main“-Ideologie späte Genug-
tuung beschert; durch die Gründung zahlreicher Rhein-
Mainischer Verbände und Institutionen in den Bereichen 
Luftfahrt, Handwerk, Presse und nicht zuletzt der Woh-
nungswirtschaft – etwa das „Rhein-Mainische-Siedlungs-
werk“ – hatte der Gauleiter immer wieder an der „Erfi n-
dung“ jener Region gearbeitet.114

Der in dem Entwurf gleichfalls umrissene Aufgabenbereich 
für die Nachkriegszeit, nämlich die Errichtung und Betreu-
ung von Kleinwohnungen und Kleinsiedlungen, sollte die 
Heimstätte ideell wieder zu ihrer ureigenen Bestimmung 
zurückführen und die Zeit des Aufbaus nach 1945 zentral 
bestimmen.115 
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„Wenn man in Frankfurt steht, zumal in der alten Innen-
stadt, und wenn man an München zurückdenkt: München 
kann man sich vorstellen, Frankfurt nicht mehr. Eine Tafel 
zeigt, wo das Goethehaus stand. Daß man nicht mehr auf 
dem alten Straßenboden geht, entscheidet den Eindruck: 
die Ruinen stehen nicht, sondern versinken in ihrem ei-
genen Schutt, und oft erinnert es mich an die heimat-
lichen Berge, schmale Ziegenwege führen über die Hügel 
von Geröll, und was noch steht, sind die bizarren Türme 
eines verwitterten Grates; einmal eine Abortröhre, die in 
den blauen Himmel ragt, drei Anschlüsse zeigen, wo die 
Stockwerke waren ...“1

Bereits am 10. April 1945, einen Monat vor der bedingungs-
losen Kapitulation des Deutschen Reiches, war der Krieg für 
das heutige Hessen beendet. Die amerikanischen Truppen 
zogen in ein verwüstetes Land ein, an dessen Zerstörung sich 
in den letzten Kriegstagen aufgrund des „Nerobefehls“2 auch 
deutsche Einheiten beteiligt hatten.  Hanau, das seit 1944 
durch die Zuordnung der Kreise  Hanau,  Gelnhausen und 
 Schlüchtern zum Regierungsbezirk  Wiesbaden im Tätigkeits-
gebiet der Nassauischen Heimstätte lag,3 gehörte mit einem 
Zerstörungsgrad von 87 Prozent zu den am stärksten verwüs-
teten Orten in Deutschland.4 Städte wie Frankfurt,  Offenbach 
oder  Darmstadt wiesen einen Zerstörungsgrad von mehr als 
70 Prozent auf; ein großer Teil der Bevölkerung war länger-
fristig in kleinere Orte auf dem Lande evakuiert worden, weil 
der Zu- und Rückzug in die Städte wegen Unterbringungspro-
blemen begrenzt werden musste. Die Zerstörungen betrafen 
die Wohngebiete in den Ballungsräumen weitaus stärker als 
die Industrie. In den Westzonen waren rund 45 Prozent des 
Vorkriegswohnungsbestandes zertrümmert;5 in Frankfurt bei-
spielsweise lag der Anteil der Beschädigungen bei 83,4 Pro-
zent für Wohnhäuser, aber nur bei 12,3 Prozent für Gebäude 
industrieller, gewerblicher und bürolicher Nutzung.6 Zudem 
waren die bürgerlichen (Villen-)Viertel erheblich weniger zer-
stört als die industrienahen Arbeiterquartiere: „Das Bürgertum 
... mußte zusammenrücken“, „die städtische Arbeiterschaft“ 
und damit eine der Zielgruppen der Heimstättenarbeit „muß-
te häufi g überhaupt eine neue Bleibe suchen“, oft in Not- und 
Massenquartieren. Aus der Polarität zwischen Wohnungsin-
habern und Obdachlosen erwuchs eine immense, durch die 
Wohnungspolitik abzumildernde „soziale Sprengkraft“.7

Die Nassauische Heimstätte konnte vermelden, dass die 
„größte Anzahl unserer Siedlungen von den Kriegsgescheh-
nissen verschont blieb“; eine Ausnahme bildete das Wohn-
viertel nahe des zum Rüstungsbetrieb ausgebauten Opel-
Werkes in  Rüsselsheim. Der Gesamtschaden des Unternehmens 
belief sich auf 3,15 Millionen Reichsmark.8 Das Nassauische 
Heim verzeichnete Verluste in Höhe von 5,7 Millionen 
Reichsmark und einen Mietausfall von einer Million Reichs-
mark.9 Vom Wohnungsbestand des Heims 1944 mit 3.388 
Einheiten waren 1.966 teilweise bis vollständig beschä-
digt.10

Der nationalsozialistische Angriffskrieg hatte 160.000 Hessen 
an den Fronten das Leben gekostet, 25.000 hatten durch 
Luftangriffe den Tod gefunden, 120.000 Kriegsgefangene 
und Vermisste waren zu beklagen.11 Von den rund 75.000 
jüdischen Bürgern, die 1933 auf dem Gebiet des heutigen 
Bundeslandes Hessen gemeldet waren, lebten 1950 nach 
der Shoah noch 600 hier.12

Mit der bedingungslosen Kapitulation am 8. Mai 1945 er-
losch die Souveränität Deutschlands,13 das in vier Besat-
zungszonen geteilt wurde. Alle das gesamte Land betreffen-
den Entscheidungen sollte der Alliierte Kontrollrat fällen, 
während in den einzelnen Zonen Militärregierungen die Ge-
walt übernahmen. Das heutige Hessen gehörte zur US-Zone 
und unterstand bis 1947 General Eisenhower, danach Gene-
ral Clay. Die NSDAP und alle ihre Untergliederungen wurden 

3|1 Im Erdgeschoss des „ Y-Hauses“ am Rathenauplatz in  Offenbach 

unterhielt die Heimstätte eine ihrer Bezirksstellen.

3|2 Einmarsch der US-Armee in der Frankfurter Berger Straße am 

29. März 1945.
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sagt.14 Bereits bis Mitte Mai 1945 hatte die amerikanische 
Militärregierung die Spitzen der bestehenden regionalen 
Verwaltungen neu besetzt, für die sich vielfach die Eliten aus 
der Ära der Weimarer Republik zur Verfügung stellten.15

Sämtliche hessische Regierungspräsidien, die bis zur Ernen-
nung des groß-hessischen Ministerpräsidenten im Oktober 
1945 gegenüber den Sonderverwaltungen und nachgeord-
neten Behörden weisungsbefugt waren, führten Sozialde-
mokraten.16

Mit der Proklamation Nr. 2 vom 19. September 1945 be-
gründete Eisenhower unter Verzicht auf das linksrheinische, 
in der französischen Zone gelegene, früher hessische Terri-
torium das Land Groß-Hessen, bestehend aus den zur US-
Zone gehörenden Gebieten der ehemaligen preußischen 
Provinzen Kurhessen und Nassau sowie dem Volksstaat 
Hessen.17 Damit verlor auch die Nassauische Heimstätte Teile
ihres Tätigkeitsgebietes wie beispielsweise Worms, Alzey, 
Mainz oder Montabaur. Preußen, das die Heimstätte initiiert 

und wesentlich getragen hatte, war von der Landkarte ver-
schwunden.

Die Militärregierung setzte am 9. Oktober 1945 den partei-
losen Karl Geiler zum Ministerpräsidenten ein, der auf 
Wunsch der Amerikaner ein beratendes Allparteienkabinett 
berief. Zum Sitz der zivilen Landesregierung bestimmten die 
Amerikaner das nur zu einem Drittel zerstörte Wiesbaden.18

Im Januar 1947 wurden britische und amerikanische Zone 
zu einem vereinigten Wirtschaftsgebiet, der „Bizone“ zu-
sammengefasst und noch im selben Jahr die parlamenta-
risch legitimierte Bizonen-Verwaltung, deren Direktorien 
CDU-Politiker anführten, installiert, unter anderem mit dem 
Wirtschaftsrat in Frankfurt. Wegen des britischen Widerstands 
erhielt sie jedoch keine wohnungspolitischen Kompetenzen.19

Ebenfalls 1947 begannen das europäische Wiederaufbau-
programm (ERP = European Recovery Programm) und der 
Ausschuss für Wohnungswesen20 in der US-Zone wirksam zu 
werden. Bis zur Gründung der Bundesrepublik Deutschland, 
die nur schrittweise die völlige völkerrechtliche Anerkennung 
erhielt, wurden die relevanten politischen Entscheidungen 
unter Aufsicht der alliierten Militärregierungen auf Landes- 
beziehungsweise (Bi-)Zonenebene getroffen.

Im Januar 1946 durften die Hessen nach zwölf Jahren Nazi-
Deutschland erstmals wieder frei wählen. Ende dieses 
Jahres hatte sich mit SPD, KPD, CDU und FDP landesweit ein 
Vier-Parteien-System herauskristallisiert. Am 30. Juni wähl-
ten die Hessen eine Verfassungberatende Landesversamm-
lung und nahmen am 1. Dezember 1946 in einem Volksent-
scheid die von diesem Gremium vorgelegte Verfassung an. 
Von der Stimmabgabe 1946 blieben 5,3 Prozent der Wahl-
berechtigten wegen laufender Entnazifi zierungsverfahren 
ausgeschlossen. Nach den damals gleichzeitig stattfi nden-
den ersten Landtagswahlen bildeten SPD und CDU unter 
Ministerpräsident Christian Stock (SPD) eine Große Koalition, 
die bis zum nächsten Urnengang im November 1950 hielt. 
Danach regierte die SPD zunächst allein, von 1954 bis 1966 
in einer Koalition mit dem Block der Heimatvertriebenen 
und Entrechteten (BHE). In der Ära unter Ministerpräsident 
Georg August Zinn (von 1950 bis 1969) wurde das „rote“ 
Hessen zum Modell fortschrittlicher sozialdemokratischer 
Landespolitik.21

Entsprechend den Vereinbarungen zwischen den USA und 
Großbritannien von 1943 begannen die Siegermächte sofort 
nach der Einnahme Deutschlands mit der Entnazifi zierung. 
Angesichts der Massenbewegung, die der Nationalsozialis-
mus dargestellt hatte, erachteten sie das bloße Verbot der 
NS-Organisationen als unzureichend. Alle NS-Funktionäre 
und ihre Anhänger sollten bestraft und die NS-Eliten von der 
Macht ausgeschlossen werden.22 Die Militärregierung 
verhängte Beschäftigungsverbote gegen Mitarbeiter des

3|3 Proklamation Nr. 2: Begründung des Landes Hessen am 

19. September 1945.
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öffentlichen Dienstes und leitende Angestellte der Wirt-
schaft: 1945/46 wurden deshalb 57 Prozent der Beamten, 
34 Prozent der Angestellten und 15 Prozent der Arbeiter aus 
dem öffentlichen Dienst entlassen; 26,4 Prozent der leiten-
den Angestellten wurden ihrer Aufgaben enthoben. Auf 
Anordnung der Militärregierung erarbeiteten die Länder der 
US-Zone das Gesetz zur Befreiung von Nationalsozialismus 
und Militarismus vom März 1946, auf dessen Grundlage in 
der Folge deutsche Stellen die Entnazifi zierung durchführten. 
3,2 Millionen Einwohner Hessens, das heißt alle, die älter als 
18 Jahre waren, mussten den „Fragebogen“ ausfüllen. Rund 
28,8 Prozent der Befragten waren Mitglieder von NS-Orga-
nisationen gewesen23 und hatten sich dem Spruchkammer-
verfahren zu stellen, wobei sich viele durch „Persilscheine“ 
rein zu waschen wussten. Unter dem Eindruck des Kalten 
Krieges drängten die Amerikaner ab 1947 auf einen raschen 
Abschluss der Entnazifi zierung, so dass die Masse der Fälle 
bis 1949 abgeschlossen wurde. Doch gerade die schwereren 
und damit komplizierter zu verhandelnden Tatbestände wa-
ren zu diesem Zeitpunkt noch nicht bearbeitet. Viele Verfah-
ren endeten deshalb mit Amnestie (26 Prozent bis 1948, bis 
1950 insgesamt rund 70 Prozent) oder kleinen Geldstrafen,24 
was vielfach den Unmut der Bevölkerung erregte nach dem 
Motto: „Die Kleinen hängt man, die Großen lässt man lau-

fen.“ Zudem verzichteten die Amerikaner aus pragmatischen 
Gründen angesichts der Kriegszerstörungen ab etwa 1947 
bei der Stellenbesetzung mit Fach- und Führungskräften auf 
die konsequente Säuberung in Wirtschaft und Verwaltung, 
so dass die alten „Funktionseliten“ häufi g wieder ihre ehe-
maligen Positionen einnehmen konnten.25

Auch die Mitglieder des Aufsichtsrates, des Arbeitsaus-
schusses sowie die Staatskommissare der Nassauischen 
Heimstätte hatten aufgrund der Entnazifi zierungsbestim-
mungen ihre Ämter niederzulegen.26 Der leitende Ge-
schäftsführer Adolf  Darjes musste seinen Posten zum 1. Ap-
ril 1945, also noch vor der offi ziellen Kapitulation des 
Deutschen Reiches, ebenso räumen wie die Prokuristen 
Adam  Sieber und Wilhelm  Becker. Von den Angestellten be-
fanden sich bei Kriegsende noch 34 im Militärdienst. Nach 
der politischen Überprüfung konnte von den insgesamt 72 
Mitarbeitern der Nassauischen Heimstätte nur die Hälfte am 
Arbeitsplatz verbleiben. Die Geschäftsführung übernahm 
kommissarisch Georg  Schepp vom  Verband Südwestdeut-
scher Wohnungsunternehmen, nach seiner Entlassung aus 
der Kriegsgefangenschaft Theodor  Welp.27 Bis 1948 unter-
standen die Geschäfte von Heimstätte und Heim der Kont-
rolle eines Treuhänders; die von den Militärbehörden seit 

3|4 Trümmerbeseitigung mit dem Frankfurter „Adolf-Hitler-Gedächtnis-Express“ um 1946.
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1945 ausgeübte Vermögenskontrolle wurde erst 1950 auf-
gehoben.28 Die Entnazifi zierung wirkte sich aber auch auf 
die externen Beziehungen der Heimstätte aus, so dass sie 
im Geschäftsbericht für das Jahr 1947 klagte: „Durch die 
Umbesetzungen in den oberen, mittleren und unteren Ver-
waltungsbehörden mit in der Mehrzahl neuen Amtsträgern 
waren wir über Nacht fast unbekannt geworden.“29 Dane-
ben fand die „Säuberung der Siedlungen von (NS-)Aktivis-
ten“ statt. Die Heimstätte beziehungsweise das Heim reali-
sierten die vom Regierungspräsidenten angeordneten 
Kündigungen; allein in  Rüsselsheim mussten 61 „Siedler“ 
ihre Häuser räumen.30

Erst die am 10. November 1947 einberufene Gesellschafter-
versammlung beschloss einen neuen Gesellschaftsvertrag 
und wählte den ersten Nachkriegs-Aufsichtsrat. In den Auf-
sichtsräten der 1950er und 1960er Jahre waren zum Vorteil 
der Heimstätte stets die Entscheidungsträger von Land, 
Kommunen und Kreisen vertreten, so dass dort getroffene 
Entscheidungen zumeist gute Aussichten auf Realisierung 
hatten. Gewerkschaften und Landesarbeitsamt gehörten zu 

den neuen Teilhabern; im Jubiläumsjahr der Heimstätte 
1952 sollte die Bundesrepublik31 als eingetragene Gesell-
schafterin hinzukommen. Der Hessische Minister für Arbeit 
und Wohlfahrt übernahm die Staatsaufsicht, die später vom 
Hessischen Innenminister wahrgenommen wurde;32 die 
Bundesaufsicht oblag dem Wohnungsbauministerium.33

Ähnlich der Situation nach dem Ersten Weltkrieg fehlten 
auch 1945 in Hessen rund 200.000, um 1950 sogar 400.000 
Wohnungen, nachdem während des Krieges trotz eines für 
das Land bereits 1939 festgestellten Bedarfs von 65.000 
Wohnungen der Neubau nahezu gänzlich zum Erliegen ge-
kommen war. Hinzu waren, anders als 1918, die erheblichen 
Zerstörungen zu addieren. Von 956.055 Wohnungen zu 
Kriegsbeginn waren 1945 in Hessen nur noch 798.000 be-
wohnbar; von diesen hatte die Militärregierung rund 2,6 
Prozent in zumeist großen, gut ausgestatteten und unzer-
störten Gebäuden beschlagnahmt. Auch 126 Einheiten der 
Nassauischen Heimstätte34 und 181 des Nassauischen 
Heims35 waren konfi sziert. Gleichzeitig stieg der Wohnungs-
bedarf durch den Zuzug zahlreicher sogenannter Neubürger: 

3|5 Notwohnung in der Wittelsbacherallee in  Frankfurt am Main.
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Menschen aus den ehemaligen deutschen Ostgebieten.36 

Daher drängten sich Ende 1946 in oft kaum bewohnbaren 
Räumen durchschnittlich 1,65 Personen pro Zimmer;37 
Flüchtlinge und Evakuierte lebten häufi g jedoch in wesent-
lich beengteren Verhältnissen als Einheimische.38 

Entsprechend den Vereinbarungen der Alliierten waren ab 
1945 in  Polen, Ungarn und der Tschechoslowakei lebende 
Deutsche ausgewiesen worden; bis 1950 nahmen die west-
lichen Besatzungszonen rund acht Millionen Menschen auf. 
Mehr als 750.000 von ihnen erreichten bis 1952 Hessen. 
Dazu kamen rund 200.000 Flüchtlinge aus der „Ostzone“ so-
wie bereits im Krieg nach Hessen Evakuierte. Damit war 1952 
jeder vierte Hesse ein Neubürger.39 Im Gegensatz zu Bayern, 
wo viele Flüchtlinge wegen der geringen Aufnahmebereit-
schaft der Bevölkerung in Lagern leben mussten, konnten die 
Menschen in Hessen bald in Privatquartieren wohnen. Auf-
grund der starken Zerstörung der Städte erfolgte die Einwei-
sung jedoch meist in die Landkreise, deren Bevölkerung seit 
1939 um 30 Prozent bis mehr als 50 Prozent anstieg.40 

Mit diesem Bevölkerungswachstum hatte jedoch der Woh-
nungsbau nicht Schritt gehalten: Allerorten herrschte katast-
rophales Wohnungselend; die Menschen hausten in feuchten 
Kellern, lichtlosen Bunkern, Ruinen oder Baracken. So sahen 
sich Militär- und Landesregierung gezwungen, an der bereits 
nach dem Ersten Weltkrieg erprobten und während der NS-
Zeit wieder eingeführten Zwangsbewirtschaftung des Woh-
nungsmarktes festzuhalten. Dazu gehörten die Zuzugsbe-
schränkungen in die zerstörten Städte, die Einweisung 
Wohnungssuchender in bestehende Unterkünfte und das 
Zweckentfremdungsverbot. Der Alliierte Kontrollrat regelte 
das Problem mit dem Wohnungsgesetz vom 8. März 1946 
für alle Zonen einheitlich und führte erstmals eine Hierar-
chie unter den Wohnungssuchenden ein. In Hessen wurden 
1947 darüber hinaus ein Hausratgesetz erlassen, das die 
Beschlagnahme von Möbeln und Gebrauchsgütern zuguns-
ten völlig Mittelloser ermöglichte, und der Mieterschutz 
auch auf Untermietverhältnisse ausgeweitet. Da die Miet-
gesetzgebung des Reiches in Kraft blieb, galten faktisch die 
Mieten von 1936 weiter. Wie bereits während der Weimarer 
Republik mussten die Hausbesitzer für die inzwischen ge-
stiegenen Bewirtschaftungskosten bis 1950 allein aufkom-
men, was wenig Anreize für den privaten Mietwohnungsbau 
schuf und teilweise zum Instandhaltungsstau beim Altbau-
bestand führte.41 

In Anbetracht des Zerstörungsausmaßes sahen sich die Pla-
ner und Wohnungsbaugesellschaften gezwungen, die Typi-
sierung und die Trümmerverwertung voranzutreiben, um 
langfristig für tragbare Mieten zu sorgen.42 Die Wiederauf-
bauplanungen basierten zumeist auf dem Leitbild der „ge-
gliederten und aufgelockerten Stadt“, das auch die Belange 

des Luftschutzes berücksichtigte und Zielsetzungen der NS-
Planungen gemäß dem „Erlass  Hitlers zur Vorbereitung des 
deutschen Wohnungsbaus nach dem Kriege“ vom 15. No-
vember 1940 in die Aufbauphase integrierte.43 Es bezog sich 
auf die „Charta von Athen“ des Congrès Internationaux 
d‘Architecture Moderne (CIAM) von 1933 und stellte den 
„städtebaulichen Minimalkonsens der Nachkriegszeit“ dar.44 
Dieses Leitbild fand seinen Ausdruck auch in den Diskussio-
nen um den Wiederaufbau der Altstädte im Gegensatz zur 
völligen Neugestaltung bei verstärkter Berücksichtigung der 
Bedürfnisse des Autoverkehrs. Die „mechanische Aufl ocke-
rung“45 nach den Bombenangriffen – wie Hans Scharoun die 
totale Zerstörung euphemistisch nannte – bot den Planern 
die Chance zur vollständigen Neuordnung, Gliederung und 
Aufl ockerung des gesamten Stadtareals. Ein „zellenhaftes 
Wachstum“ sollte zum „Gesamtorganismus der großen 
Stadt“ gefügt werden.46 Schon der „Führer-Erlass“ hatte die 
staatlich geförderte typisierte, preisgünstige „Volkswoh-
nung“ im Geschossbau für die Nachkriegszeit propagiert; zu 
diesem Zeitpunkt schien die Eigenheimideologie überholt. 
Neben einer genauen Defi nition der Wohnungs- und Zim-
mergrößen war die Gewährleistung des Luftschutzes ein 
wichtiges Kriterium für den „sozialen“ Wohnungsbau im 
Nationalsozialismus gewesen. Die Übernahme dieser Maxi-
men bedeutete nach 1945 zugleich eine Abkehr von Ver-
dichtung und Bauweise der 1920er Jahre zugunsten der 
„aufgelockerten und gegliederten“ Stadt. Jenes während der 
NS-Zeit politisch und ideologisch motivierte Leitbild für den 
deutschen Städtebau wurde jetzt weiterentwickelt und kon-
kretisiert. Das unter Kriegsbedingungen entstandene Kon-
zept trug dazu bei, dass die Priorität im Wohnungsbau vor-
nehmlich dem Siedlungsbau in Innenstadtnähe sowie später 
den Trabantenstädten an der Peripherie galt.47 So entstan-
den in den zuvor dicht bebauten Innenstädten nur wenige 
durchgrünte Wohnbereiche und an den Stadträndern Zeilen-
bausiedlungen. Die planerische Kontinuität der „alten Prak-
tiker“ und das Vakuum, das die während der NS-Zeit emig-
rierten Architekten hinterlassen hatten, verhinderten eine 
Auseinandersetzung mit alternativen Architekturstilen und 
begünstigten eine Weiterentwicklung der Formensprache 
der Jahre vor 1945.

Die wohnungspolitische Debatte bestimmten vor allem nach 
der zweiten Bundestagswahl 1953 Gegensätze zwischen 
Mietwohnung versus Eigenheim, Hochhaus versus Flachbau, 
Neubau versus Wiederaufbau und Themen wie familienge-
rechtes Wohnen oder Mietpreisgestaltung. Während sich die 
Sozialdemokraten tendenziell für die Mietwohnung im Ei-
gentum der gemeinnützigen Wohnungsgesellschaften und 
die Richtsatzmiete einsetzten, bezog die CDU/CSU unter 
Bundeskanzler Konrad  Adenauer Position für das Eigenheim 
und eine befristete Festschreibung der Mieten. Die Liberalen 
wollten den Wohnungsmarkt rasch in die freie Marktwirt-
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schaft zurückführen.48 Die Vorstellungen vom familien-
gerechten Wohnen gingen in der Regel vom Ideal einer 
Familie mit mehreren Kindern sowie einer traditionellen 
Aufgabenverteilung zwischen berufstätigem Mann und nicht 
berufstätiger Frau aus.

Angesichts des offenkundigen Massenbedarfs bemühte sich 
die Landesregierung mit verschiedenen, den sich ständig 
wandelnden wirtschaftlichen und politischen Verhältnissen 
angepassten Programmen, jedem Einwohner zumindest erst 
einmal ein Dach über dem Kopf zu verschaffen. Hessen 
setzte im Wohnungsbau klare Akzente gegen den Bundes-
trend: Landesmittel wurden nur für Eigenheime und Werks-
wohnungen in Reihenbauweise bereitgestellt.49

Diese erste große Etappe des Wohnungsbaus nach dem 
Zweiten Weltkrieg endete 1956 mit Inkrafttreten des Zwei-
ten Wohnungsbaugesetzes. Sie wurde einschneidend von 
den Rahmenbedingungen geprägt, die von der Währungs-
reform 1948, der Verabschiedung des Ersten Wohnungsbau-
gesetzes 1950 nach Gründung der Bundesrepublik und seiner 
Umsetzung im strukturpolitischen Landesentwicklungskon-
zept „Hessenplan“ zwischen 1950 und 1954 ausgingen.

Mit Notprogrammen aus der Wohnungsnot – 1946 bis 
zum „Tag X“
„... daß unsere Aufgabe nicht nur technische und bauliche 
Maßnahmen umfaßt, sondern daß vor allem eine neue 
soziale, dem Wohle der Bevölkerung dienende Grundlage 
zu schaffen ist. Dies kann nur im Rahmen eines staatspo-
litischen Programms erfolgen. ... Nur mit dem Ziel, eine 
neue Gesellschaftsordnung zu schaffen, werden wir die 
uns gestellten Aufgaben lösen können.“50

Die zunächst in Kooperation von SPD und KPD erarbeitete, 
nach Einschaltung der Militärregierung durch Kompromiss 
zwischen SPD und CDU zur Verabschiedung gebrachte demo-
kratische und sozialstaatliche Hessische Landesverfassung 
(HV)51 spiegelte die verbreitete Bereitschaft der Zeitgenos-
sen zur grundlegenden wirtschaftlichen und politischen 
Neuorientierung wider: so zum Beispiel durch die in Artikel 
41 HV festgelegte Sozialisierung bestimmter Schlüsselindus-
trien, die im marktwirtschaftlich orientierten  Adenauer-
Deutschland jedoch nicht mehr im vorgesehenen Umfang 
realisiert wurde. Ferner gewährleistete die Verfassung in 
Artikel 45 HV – ganz in der Weimarer Tradition stehend – die 
soziale Bindung des Privateigentums und Enteignungsmög-
lichkeit im Interesse des Gemeinwohls, beispielsweise für 
den Wohnungsbau. Artikel 42 HV sah eine Bodenreform vor, 
bei der entsprechend den Intentionen der Alliierten Groß-
grundbesitz52 eingezogen werden sollte und Land für „ge-
sunde Wohnstätten, Kleinsiedlerstellen und Kleingärten zu 
schaffen“ sei.53 Die Nassauische Heimstätte setzte zunächst 
große Hoffnungen in die Durchführungsverordnungen zur 
Bodenreform vom Oktober 1946, weil darin den Wohnungs-
fürsorge-Gesellschaften die Aufgabe der Landzuteilung für 
Wohnsiedlungen zugedacht war; sie wurden jedoch durch 
Verfahrensschwierigkeiten bei der Umsetzung enttäuscht. 
Bis zur Währungsreform fand nur in einem von 20 geplan-
ten Fällen die Übertragung von Wohnungsbaugelände im 
Rahmen der Bodenreform auf die Heimstätte statt.54 

Im Einklang mit diesen Vorstellungen beschloss die Landes-
regierung unter Ministerpräsident  Geiler schon Anfang 1946 
ein Wohnungsnotbauprogramm auf gemeinnütziger Basis, 
das die „Volksheimstätte in der  Gartenstadt“ als die „Fami-
liensiedlung der Zukunft“ auch für den Wiederaufbau der 
städtischen Wohnquartiere ins Zentrum der Aufbaubemü-
hungen rückte.55 Nach den – auch auf die Terminologie der 
NS-Siedlungsprogramme zurückgreifenden – Worten von 
Minister Binder war bereits „seit Jahren ... von den sozialen 
Führern die  Gartenstadt als die künftige Heimstätte des Vol-
kes gegen die trostlosen Massenquartiere verfochten wor-
den“.56 In einer angesichts der allgemeinen Rohstoffknapp-
heit äußerst aufwendig gestalteten und reich illustrierten 
Broschüre57 propagierte das Hessische Innenministerium, 
derweil bereits unter Leitung gewählter Volksvertreter, 1947 

3|6 Die Briefkastenanlage im Wohnheim „Pestalozzi“ in der Frank-

furter Vatterstraße.
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die „neuen hessischen Typenentwürfe“ unter Verwendung 
industriell gefertigter und genormter Bauteile. Die für maxi-
mal vier Wohneinheiten konzipierten Einzel-, Doppel- und 
Reihenhäuser, die sich an regionalen historischen Vorbildern 
orientierten, sollten „grundsätzlich“ die „übliche Wohnküche“ 
als „Mittelpunkt der Wohnung“ und ein Steildach erhalten, 
damit „die Einheitlichkeit des Gesamtbildes“ der Siedlungen 
gewahrt wäre. Das Programm war zwar mit einem demo-
kratischen Erziehungsanspruch verknüpft,58 doch erinnerten 
sowohl die vorgegebene Formensprache als auch die Termi-
nologie an die wohnungsbaupolitischen Zielsetzungen der 
frühen NS-Zeit für die vorstädtischen Kleinsiedlungen. Auf 
die Anknüpfung an die auch sozialpolitisch vorbildlichen 
Projekte des Neuen Bauens der 1920er Jahre wurde ver-
zichtet, diese sogar als „ausgeklügelte Wohnmaschine“59 
diffamiert und ausdrücklich verworfen. Gleichzeitig unter-
mauerte der Text beispielsweise die Forderung nach der 
 Gartenstadt mit kernigen Formulierungen wie der „Besse-
rung des Lebensstandards“ durch die Ernte der „Früchte des 
Bodens“ von „eigener Scholle“. Dahinter verbarg sich der 
Anspruch, die Hunger leidende Bevölkerung in der befürch-
teten langfristigen Verarmung Deutschlands durch eine sub-
sistenzwirtschaftliche Ausrichtung der Baupolitik zu stabili-
sieren. Die Nassauische Heimstätte hoffte zudem wie so 
viele Politiker auch, auf diese Weise die Arbeiterschaft „kri-
senfest zu machen“,60 was wohl bedeutete, sie gegenüber 
politischen Extrempositionen zu immunisieren. Hinsichtlich 
der Bodenreform bezog die Landesregierung eindeutig Po-
sition gegen „die Auswüchse einer kapitalistischen Epoche“; 
außerdem verlangte sie eine „einheitliche Lenkung“ des 
gesamten Geld- und Kreditwesens. Zur Konzentration der 
nur knapp vorhandenen Baustoffe und Arbeitskräfte wurden 
alle Wohnungsneubauten außerhalb dieses tendenziell 
großstadtfeindlichen Programms untersagt.

Das Land stellte 85 Millionen Reichsmark61 für das Woh-
nungsnotbauprogramm bereit, das die Typenhäuser ver-
bindlich vorschrieb. Die Richtsatzmiete war auf 50 Pfennig 
auf dem Land und 65 Pfennig in den Städten pro Quadrat-
meter begrenzt; Gemeinden mit mehr als 3.000 Einwohnern 
mussten Generalbebauungspläne aufstellen. Nassauische 
und  Hessische Heimstätte fungierten neben den Staatsbau-
ämtern, örtlichen Baubehörden und der Deutschen Bau- und 
Bodenbank als Anlauf- und Informationsstellen für das Not-
bauprogramm. Ausdrücklich verwies ein Erlass vom 26. 
Januar 1946 darauf, dass zur Planerstellung neben freien 
Architekten auch die Wohnungsfürsorge-Gesellschaften 
herangezogen werden können. Allerdings waren für diese 
Leistungen keine Gebühren vorgesehen, so dass sich die 
Heimstätten mit dem Problem konfrontiert sahen, wesent-
liche Leistungen für den Wiederaufbau unter anderem auch 
im Rahmen der Bodenreform erbringen zu müssen, ohne 
entsprechende Einnahmen dagegenrechnen zu können.62

3|7 Einzelhaustyp E1 mit Einliegerwohnung des hessischen Woh-

nungsnotbauprogramms von 1946.

Zur  Integration der Neubürger und Kanalisation der Eigen-
leistungen sollten, sofern sie nicht bereits bestanden, 
Kreisbaugenossenschaften gemeinsam mit den Alteinge-
sessenen und mit Hilfe der beiden hessischen Heimstätten 
ins Leben gerufen werden; notfalls hatten neben Privaten 
und Gebietskörperschaften die Heimstätten die Bauträger-
schaft für die Neubauten zu übernehmen.63 Mit dem Be-
kenntnis zur planwirtschaftlichen Lenkung des Wohnungs-
wesens, seinem sozialpolitischen Anspruch unter 
Akzentuierung der Genossenschaftsidee und der „Vision 
menschenfreundlichen Wohnens“ entsprach das Notpro-
gramm im Wesentlichen den wohnungspolitischen Vor-
stellungen der Sozialdemokraten in der frühen Nach-
kriegszeit.64 Trotz der Bewilligung von 22.000 Wohnungen 
innerhalb des Programms konnten davon allerdings bis zur 
Währungsreform 1948 nur 2.000 Wohnungen von der Ziel-
gruppe, bestehend aus Ausgebombten, Neubürgern, 
Schwerbeschädigten, NS-Opfern und kinderreichen Fami-
lien, bezogen werden; 18.000 Wohnungen befanden sich 
in verschiedenen Ausbaustadien. Insgesamt wurden in 
Hessen bis zur Währungsreform 48.000 Wohnungen er-
stellt, das Gros jedoch durch Instandsetzungen oder Um-
bauten.65
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einerseits am Mangel an Baufachleuten und andererseits an 
der allgemeinen wirtschaftlichen Notsituation. Alle Artikel 
des täglichen Bedarfs unterlagen bereits im Krieg der Zutei-
lung, die von der US-Militärregierung bestätigt wurde, und 
waren größtenteils offi ziell nicht zu bekommen. Das zentra-
lisierte, deutschlandweite Verteilungssystem war nach dem 
Zusammenbruch des „Dritten Reiches“, der Zerstörung der 
Transportwege und wegen der Zonengrenzen nicht mehr 
funktionsfähig; ein gerechter Austausch zwischen Agrar- und 
Industrieregionen fand anfangs kaum noch statt. Für den 
Normalverbraucher betrug die vorgesehene Tagesration 
1.600 Kalorien, doch im Laufe des Jahres 1947, als eine 
Missernte die Lage zusätzlich verschlimmerte, erreichte die-
se zeitweise mit nur 800 Kalorien einen Tiefpunkt. Privat-
haushalten und der Industrie fehlte es zudem an Kohlen.

Konsumgüter waren aufgrund des Vorrangs der Rüstungs-
produktion und der Zwangswirtschaft bereits während des 
„Dritten Reiches“ kaum erhältlich gewesen, deshalb verfüg-
ten einige Haushalte nun über Ersparnisse. Auch nach 
Kriegsende blieb das Warenangebot knapp. So entstand ein 
umfangreicher „Schwarzmarkt“, auf dem gegen „Zigaret-
tenwährung“ alles zu haben war. Damit verlor jedoch die 

Reichsmark ihre Funktion als allgemeines Tauschmittel. Dies 
lähmte auch die Steigerung der Produktion, die vielfach nur 
über „Kompensationsgeschäfte“ sichergestellt werden 
konnte und unter dem Mangel an qualifi zierten Arbeits-
kräften litt. Ab 1946 erhöhten die Amerikaner ihre Hilfs-
lieferungen nach Deutschland, um der demoralisierenden 
Wirkung der katastrophalen Versorgungslage zu begegnen, 
den Aufbau einer deutschen Demokratie zu stützen und ge-
gen den Kommunismus zu „immunisieren“. Schulspeisungen 
aus US-Armeebeständen und Care-Pakete sollten die Not 
lindern. Der Erkenntnis, dass der Import lebensnotwendiger 
Nahrungsmittel nur durch den Export industrieller Güter 
fi nanziert werden könne, folgte die amerikanische Politik 
seit Ende 1945; die Beschränkungen der deutschen Export-
produktion sollten abgebaut werden.66 Die Einbeziehung 
Deutschlands in den Marshallplan mit umfangreicher Unter-
stützung des Wohnungsbaus seit April 1948 und die Wäh-
rungsreform führten schließlich das „geplante Wunder“ in 
der Versorgung herbei.67

Das Personal der Nassauischen Heimstätte, dessen Arbeit 
ebenfalls diesen Bedingungen unterworfen war, versuchte 
zuerst für die Instandsetzung teilzerstörter Wohneinheiten zu 
sorgen. Bereits im Januar 1945 war eine spezielle Abteilung 

3|8 Von der Heimstätte in den 1950er Jahren betreutes Einfamilienhaus in  Neu-Isenburg.
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für die Beseitigung von Kriegsschäden eingerichtet worden.68 
Die Heimstätte begann 1946 im Rahmen des Bizonen-
Programms für die  Süwag mit dem Wiederaufbau von 265 
Wohnungen in der  Mörfelder Landstraße in Frankfurt, betreute 
den Bau eines Spruchkammergebäudes zur Durchführung der 
Entnazifi zierung und den Wiederaufbau der Häuser des Nas-
sauischen Heims.69 Da die Buchhaltung nach Kronberg aus-
gelagert und kein Raub der Flammen im komplett ausge-
brannten Hinterhaus des Firmensitzes im  Untermainkai 13 
geworden war, mussten die Akten zu Mietverhältnissen oder 
Bauvorhaben nicht mühevoll rekonstruiert werden. Trotzdem 
war in den Jahren vor der Währungsreform keine Rentabilität 
im Unternehmen zu erreichen; der Verwaltungsaufwand blieb 
groß, während die Einnahmen sanken; Betreuungs- und Ver-
waltungsgebühren deckten bis zur Währungsreform die Aus-
gaben für Gehälter und Nebenkosten nur zu 90 Prozent.70 
Bereits fertiggestellte Häuser, die teilweise wie in  Rüssels-
heim größere Bombenschäden aufwiesen, konnte die Nas-
sauische Heimstätte nicht wie geplant verkaufen, da die 
Grundbuchämter geschlossen waren und sich das Vermögen 
unter Kontrolle der Militärregierung befand. So blieb das in-
vestierte Kapital gebunden. Neubauten waren nur in sehr 
eingeschränktem Umfang realisierbar, so dass die Zinsein-
nahmen aus den sonst von der Nassauischen Heimstätte ge-

währten Zwischenkrediten sowie die Betreuungsgebühren 
empfi ndlich zusammenschrumpften.71

In den Jahren 1945 und 1946 kam der soziale Wohnungs-
neubau praktisch völlig zum Erliegen. Da das Unternehmen 
über kein eigenes Baumateriallager verfügte und damit auf 
die kontingentierten Zuteilungen angewiesen war, konnte 
es sich nicht an Kompensationsgeschäften beteiligen. Es 
entstanden deshalb unter dem „Faustrecht der Wirtschaft“ 
nur die privaten sogenannten „BMW-Bauten“ (Bäcker-, 
Metzger-, Wirte-Bauten), die teilweise bereits „steinerne“ 
Fakten schufen und später die Umsetzung der Bodenreform 
oder großangelegte Neukonzeptionen behinderten.72 Zudem 
fehlte es an Baufachleuten. Die Heimstätte begann zwar 
1946 mit Planungen für das Wohnungsnotbauprogramm der 
Landesregierung, doch noch 1947 konnte sie innerhalb des 
Programms nur 99 Bauten beginnen und 13 davon fertig-
stellen, obwohl die Finanzierung über staatliche Mittel zu 90 
Prozent abgesichert war. In der Hanauer Limesstraße ent-
standen für das Nassauische Heim im Rahmen des Notbau-
programms gleich nach der Währungsreform beispielsweise 
18 Wohnungen. Insgesamt begann die Heimstätte bis zur 
Währungsreform außerhalb des Bizonen-Programms nur mit 
dem Bau von 156 Wohneinheiten.73

3|9 Nach der Währungsreform 1949 in der Hanauer Limesstraße realisierte Wohnungen.
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„Der schwarze Markt verschwand urplötzlich. Die Auslagen 
waren zum Bersten voll von Waren. ... Wo es auch sei, 
überall statt der Totenstille der Ruinen das Gerassel der 
Baustellen. ... Noch am Abend vorher liefen die Deutschen 
ziellos in den Städten umher, um kärgliche zusätzliche 
Nahrungsmittel aufzutreiben, am Tage darauf dachten sie 
nur noch daran, sie zu produzieren.“74

Die Währungsreform in Verbindung mit der gleichzeitigen, 
weitgehenden Aufhebung der Bewirtschaftung entzog dem 
Schwarzmarkt über Nacht den Boden und schuf Anreize zur 
Produktion; das reale Volkseinkommen stieg allein bis 1950 
um 40 Prozent. Die Reform war damit in vielfacher Hinsicht 
ein bedeutender Wendepunkt in der Nachkriegsgeschichte. 
Da die Alliierten keine Einigung über eine neue Währung 
erzielt hatten, verkündeten die drei Westalliierten am 18. 
Juni 1948 für ihre Zonen eine gesonderte Währungsreform. 
Die sowjetische Zone antwortete darauf mit einer eigenen 
Reform und der Sperrung der Zufahrtswege nach West-Ber-
lin, das vom 26. Juni 1948 bis zum 30. September 1949 von 
Briten und Amerikanern über die legendäre Luftbrücke ver-
sorgt wurde. Ein weiterer Schritt zur Teilung Deutschlands 
war vollzogen, dem 1949 die Gründung der beiden deut-
schen Staaten folgte. Die westliche Reform stellte das Kom-
promisswerk eines amerikanisch-deutschen Experten-Konkla-
ves nahe Kassel dar. Im Zentrum stand die plötzliche 
Reduzierung des umlaufenden Geldes. Jeder konnte 60 
Mark – davon 40 Mark sofort – im Verhältnis 1:1 tauschen; 
das übrige Geld wurde abgewertet, durchschnittlich im 
Verhältnis 100:20. Regelmäßige Leistungen wie Löhne, Mie-
ten oder Renten wurden ebenfalls im Verhältnis 1:1, Schul-
den 10:1 umgestellt. Damit waren die Empfänger von Lohn, 
Gehalt oder Rente gegenüber den Sachwert-, Grund- und 
Anlagebesitzern benachteiligt, was 1949 durch das Lasten-
ausgleichsgesetz teilweise kompensiert werden sollte. Das 
Bizonengesetz zur Bewirtschaftung und Preispolitik, we-
sentlich von Ludwig Erhard und Leonhard  Miksch gestaltet, 
gab den Weg zur raschen Aufhebung der Zwangswirtschaft 
frei, der auch die freie Lohnbildung folgte. Die Stundenlöhne 
stiegen jedoch erheblich langsamer als der Produktionser-
trag pro Arbeitsstunde, so dass gerade die Arbeitnehmer 
einen großen Teil der Aufbauleistung trugen.75

Für die Bau- und Wohnungswirtschaft bedeutete die Wäh-
rungsreform eine Umkehrung der bisherigen Situation: 
Plötzlich waren Materialien und Arbeitskräfte verfügbar, 
während die Kapitalbeschaffung in diesem nur geringe Ren-
dite versprechenden Wirtschaftszweig nun größte Probleme 
bereitete.76 Zunächst konnten deshalb hauptsächlich die 
„Hortungsgewinnler“ bauen. Im Juni 1949 meldete sich mit 
dem BICO-Memorandum die Militärregierung zu Wort. Sie 
forderte eine Anhebung der Höchstmieten und unterstrich 

die volkswirtschaftliche und staatspolitische Bedeutung des 
Wohnungsbaus.77 In der Folgezeit sollte die öffentliche Hand 
mit einer Fülle von Programmen versuchen, Kapital für den 
Wohnungsbau bereitzustellen: Die große Zeit des sozialen 
Wohnungsbaus brach an.

Bis 1963 konnten in Hessen 800.000 neue Wohnungen ge-
schaffen werden,78 mehr als die Hälfte der Hessen lebte 
1968 in Neubauten oder wiederhergestellten Wohnungen.79 
Der Anteil von rund 335.000 Sozialwohnungen80 kam zu 
großen Teilen Neubürgern, Ausgebombten und Kriegsheim-
kehrern zugute.81 Insgesamt stellten Bund, Bundesaus-
gleichsamt (Soforthilfeprogramm) und Land bis 1958 rund 
1.403 Millionen Mark für den sozialen Wohnungsbau in Hes-
sen bereit; in dieser Summe sind die Aufwendungen der 
Kreise und Gemeinden noch nicht enthalten.82 Die Mittel 
kamen im „dezentralen Programm“ über die Gemeinden 
und Kreise zur Verteilung und wurden dort hauptsächlich für 
Eigenheime verwendet. Im „zentralen Programm“ wurden 
Projekte mit „überörtlicher wirtschafts- und sozialpolitischer 
Bedeutung“ gefördert wie beispielsweise die innere und 
Bundesumsiedlung, die Neubürger innerhalb des Bundeslan-
des beziehungsweise West-Deutschlands gezielt ansiedelte, 
das industrielle Schwerpunktprogramm, der Bergarbeiter-
wohnungsbau oder Versuchs- und Vergleichsbauten.83

Zunächst entzog die Währungsreform dem Zwischenkredit-
geschäft der Nassauischen Heimstätte jedoch die Basis. 
Ohne nennenswerten Immobilien- und Grundbesitz zählte 
sie zu den Verlierern der Reform, da das in Reichsanleihen 
angelegte Gesellschaftskapital seinen Wert verlor. Als um-
fangreiche Aufgabe erwuchs ihr daraus allein die Ummel-
dung von rund 3.000 Hypothekendarlehen, wobei jedoch 
Arbeitsaufwand und Einnahmen in ungünstiger Relation 
standen. Angesichts des geringen Handlungsspielraumes 
stellte sich das Unternehmen die Existenzfrage, da sogar 
begonnene Projekte in Frankfurt- Höchst und  Hanau 1948 
nur mit fi nanzieller Hilfe des Innenministeriums beendet 
werden konnten.84 Ein Startkapital in Höhe von 300.000 DM 
verschaffte sich die Heimstätte durch eine illegale Transak-
tion mit dem Hessischen Finanzminister Werner Hilpert 
(CDU), dessen Etat ebenfalls profi tierte: Die Staatskasse, de-
ren Guthaben nicht umgestellt wurden und damit verloren 
gingen, gewährte der Heimstätte vor der Währungsreform 
ein Darlehen in Höhe von 30 Millionen Reichsmark, das diese 
nach der Abwertung auf drei Millionen DM zurückzahlen 
musste. Das Unternehmen erhielt als „Provision“ zehn Pro-
zent der geretteten Landesmittel.85

Nachdem die Militärregierung der britischen Zone bis April 
1948 eine einheitliche Aufbaugesetzgebung für die Bizone 
blockiert hatte, regelten die Länder diese Frage schließlich 
unabhängig voneinander. Hessen verabschiedete am 25. 



| 81

1945 – 1956
Neuer Anfang mit alten Konzepten

Oktober 1948 ein eigenständiges Aufbaugesetz und stellte 
damit unter anderem das Bodenrecht auf eine neue Basis. 
Es vereinfachte mit den Regelungen für Umlegung und Ent-
eignung besonders die umfassende Neuplanung der zer-
störten und lange als Trümmerfelder daliegenden Stadtker-
ne. Unter den Ländern räumte Hessen die umfangreichsten 
Eingriffsmöglichkeiten in das private Grundeigentum ein 
und stellte damit gemeinschaftliche und stadtplanerische 
Gesichtspunkte in den Mittelpunkt. Eine bundeseinheitliche 
Regelung für Boden- und Planungsrecht schuf erst das 
Bundesbaugesetz von 1960.86

Bis die Finanzierung des sozialen Wohnungsbaus durch Bun-
desgesetzgebung auf eine einheitliche Basis gestellt war, 
galt in Hessen ein auf zwei Jahre angelegtes Wohnungsnot-
programm für 1949/50. Danach sollten mit staatlicher Hilfe 
40.000 Kleinwohnungen nach den Typen des 1946 verab-
schiedeten Programms entstehen. Die Mieten waren pro 
Quadratmeter auf 50 Pfennig auf dem Land und 75 Pfennig 
in der Stadt begrenzt, damit sie maximal ein Fünftel eines 
durchschnittlichen Arbeiternettolohnes ausmachten.87

Das Wohnungsbaugesetz – Kompromiss der Parteien
„Es gibt viele Fälle, in denen das an sich schöne ‚freie Spiel 
der Kräfte‘ zum Unsinn wird, so z. B. im sozialen Woh-
nungsbau. Oder glaubt man wirklich, daß die Wohnung 
für die dreiköpfi ge Familie des Angestellten X und die 
ebenso große Familie des Angestellten Y nicht denselben 
Grundriß aufweisen kann? ... Und braucht dieser unbe-
dingt größere Fenster um glücklich zu sein? Nicht durch 
‚individuellen Wohnungsbau‘, nicht durch die Verschieden-
heit der Wohnungsgrundrisse läßt sich der Vermassung 
entgegenarbeiten, sondern – soweit durch die Wohnung 
überhaupt – durch die Schaffung von möglichst vielen 
Eigenheimen.“88

Mit Gründung der Bundesrepublik 1949 und damit der 
Durchsetzung deutschlandpolitischer Vorstellungen der 
amerikanischen Politiker Truman und Marshall avancierte 
das ehemalige „Trizonesien“ zum „Bollwerk“ gegen den 
Kommunismus.89 Zu den drängendsten Problemen des 
jungen Staates gehörte die Wohnungsnot, deren rasche 
Bewältigung auch die Überlegenheit der sozialen Markt-
wirtschaft gegenüber der sozialistischen Deutschen Demo-
kratischen Republik unter Beweis stellen sollte. Das Aus-
maß des Wohnungsfehlbestandes führte zu einem 
„additiven Kompromiss“ der Parteien im Ersten Wohnungs-
baugesetz, das bereits im April 1950 als 26. Gesetz der 
Republik bundesweit in Kraft trat und die Voraussetzungen 
für die Förderung des sozialen Wohnungsbaus schuf. Zu-
nächst nur für das Baujahr 1950 gedacht, galt es mit einer 
Novellierung 1953 bis zur Verabschiedung des Zweiten 
Wohnungsbaugesetzes 1956. Es verpfl ichtete die öffent-

liche Hand zu zinslosen oder zinsgünstigen Darlehen für 
den sozialen Wohnungsbau, der damit seine fi nanzielle 
Basis erhielt; nach der Novelle musste allein der Bund min-
destens 500 Millionen Mark jährlich zur Verfügung stellen. 
Die Verteilung auf die Länder regelte ein Schlüssel, der 
Bevölkerungszahl, Zerstörungsgrad und Fehlbestand be-
rücksichtigte. Hessen erhielt beispielsweise von 1953 bis 
1955 gemäß „Düsseldorfer Schlüssel“ rund acht Prozent der 
Fördermittel,90 die nach den Länderrichtlinien zur Vertei-
lung kamen. Als „konkurrierendes Bundesgesetz“ regelte 
das Erste Wohnungsbaugesetz die Bedingungen der Woh-
nungsbauförderung, deren Durchführung und damit Akzen-
tuierung laut Artikel 83 des Grundgesetzes (GG) bei den 
Ländern lag, die ihre Interessen hinsichtlich der Wohnungs-
baugesetzgebung über den Bundesrat formulierten. Die 
Länder und Kommunen stellten ebenfalls Haushaltsmittel 
und Gelände für den Wohnungsbau zur Verfügung. In der 
Kompetenz der Länder lagen die Festlegung der Standards 
und des Verhältnisses von Miet- zu Eigentumseinheiten. 
Die 1951 in Kraft getretenen DIN-Wohnungsbaunormen, 
deren Vorläufer 1939 nur „verbindlich“ waren, erhielten 
nun Pfl ichtcharakter.91 Das sozialdemokratisch regierte 
Hessen reservierte 50 Prozent der Mittel für die gemein-
nützigen Wohnungsunternehmen, was zur Intervention der 

3|10 Plakat der CDU zur Bundestagswahl 1949.



82 | christdemokratisch-liberalen Bundesregierung unter Bun-
deskanzler Konrad  Adenauer (CDU) führte, die gegenüber 
dem kollektiven Eigentum die Streuung als Privateigentum 
favorisierte. Der Bundeswohnungsbauminister sah sich 
deshalb veranlasst, dieser hessischen Richtlinie zugunsten 
von Einzelbauherren „die schlimmsten Giftzähne“ zu zie-
hen.92 Eine weitere Maßnahme zur Unterstützung der pri-
vaten Eigentumsbildung bestand 1951 in der gesetzlichen 
Verankerung der Eigentumswohnung, die in Deutschland 
seit 1900 nicht mehr gebräuchlich war. Nach Intention der 
Christdemokraten und Liberalen sollten damit gegen den 
Widerstand gemeinnütziger Wohnungsunternehmen die 
Baukostenzuschüsse für Wohnungssuchende beispiels-
weise aus dem Lastenausgleich, die diese sonst als Auf-
baumieter „abwohnten“, zur Schaffung von Privateigen-
tum dienen.93

Statt wie in der Weimarer Republik nur den Kleinwohnungs-
bau für die Einkommensschwachen zu fördern, defi nierte 
der Gesetzgeber die Aufgaben des „sozialen Wohnungsbaus“ 
angesichts des schichtenübergreifenden Wohnungsbedarfs 
darin, „nach Größe, Ausstattung und Miete (Lasten) für die 
breiten Schichten des Volkes bestimmt[e] und geeignet[e]“ 
Wohnungen zu errichten. Das Wohnungsbaugesetz unter-
schied drei Förderarten: Im mit öffentlichen Mitteln geför-
derten sozialen Wohnungsbau war die Wohnungsgröße auf 
zunächst 32 bis 65 Quadratmeter, ab 1954 auf 40 bis 80 
Quadratmeter und eine Richtsatzmiete von 1,10 DM pro 
Quadratmeter begrenzt. Das Mietereinkommen durfte bei 
Einzug die Rentenversicherungspfl ichtgrenze für Angestellte 
nicht überschreiten; die Wohnungen unterlagen der öffent-
lichen Bewirtschaftung. Im „gehobenen sozialen Wohnungs-
bau“ konnte ein Zuschlag von 30 Prozent zur Richtsatzmiete 
erhoben und die Fläche bis auf 120 Quadratmeter vergrößert 
werden. Bis 1956 sollten im sozialen Wohnungsbau 1,8 
Millionen Einheiten erstellt werden. Im steuerbegünstigten 
Wohnungsbau blieb die Wohnungsgröße auf 80 Quadrat-
meter beziehungsweise für Kinderreiche auf 120 Quadrat-
meter beschränkt; er unterlag nicht der Bewirtschaftung, 
und es galt eine  Kostenmiete von maximal 1,50 DM pro 
Quadratmeter. Der freifi nanzierte Wohnungsbau konnte 
Miete, Wohnungsgröße und Mieter unabhängig bestimmen 
und wurde durch den Steuerverzicht gemäß §§ 7 und 10 des 
Einkommensteuergesetzes gefördert.

Diese Objektförderung stellte alle Bauherren gleich, so dass 
sich auch Private unter Berücksichtigung der gesetzlichen 
Aufl agen im sozialen Wohnungsbau engagieren konnten, 
was Wiederaufbaugemeinschaften wie etwa die  Merian 
GmbH in Frankfurt zur Finanzierung ihrer Baumaßnahmen 
ausnutzten, deren Bauten die Nassauische Heimstätte we-
sentlich betreute. Zugleich verloren die gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen als Repräsentanten des Kollektiv-

eigentums aufgrund der Liberalisierungswünsche der christ-
demokratisch-liberalen Regierungskoalition ihre Vorrang-
stellung bei der Förderung des Massenwohnungsbaus. Als 
„Herzstück des ganzen Wohnungsbaugesetzes“ galt jedoch 
der Kompromiss zwischen Plan- und Marktwirtschaft: Die 
staatlichen Subventionen schlossen die marktabhängige 
Lücke zwischen sozialpolitisch defi nierter Richtsatzmiete, 
Herstellungskosten und Kapitalmarktmitteln; das Förder-
konzept unterschied sich damit wesentlich von der subven-
tionierten  Kostenmiete der Weimarer Republik.94

Ebenfalls 1950 verabschiedete der Bundestag unter dem 
Druck der Korea-Krise und fortschreitender Westintegration 
das Gesetz zur Wiederaufrüstung. Gleichzeitig stiegen die 
Baukosten erheblich an, so dass Bundeswohnungsminister 
Eberhard Wildermuth (FDP) eine Reduktion der Wohnstan-
dards anregte. Die Mehrheit der Politiker und Fachleute 
lehnte „Schlichtwohnungen“ jedoch ab.95 Und auch die Nas-
sauische Heimstätte erteilte dem Modell eine eindeutige 
Absage.96

Bereits im Jahr der Verabschiedung des Ersten Wohnungs-
baugesetzes empfahl ein Gutachten des Wissenschaftlichen 
Beirates beim Bundesministerium für Wirtschaft die allmäh-
liche Wiedereinführung der Marktmiete, weil die subven-

3|11 Programm der SPD zur Bundestagswahl 1949.
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tionierten beziehungsweise eingefrorenen Mieten zum 
„künstlichen Niedrighalten der Nominallöhne“ und damit zur 
Verfälschung der Produktionskosten führten. Und auch der 
Gesamtverband der gemeinnützigen Wohnungsunternehmen, 
an dessen Gründung die Nassauische Heimstätte maßgeb-
lich beteiligt war und bei dem sie einen Sitz im Verwal-
tungsrat inne hatte,97 war seit 1952 an der Aufgabe der 
Richtsatzmieten im sozialen Wohnungsbau interessiert, um 
die Wirtschaftlichkeit im Wohnungswesen sicherzustellen.98 
Die Nassauische Heimstätte hatte schon 1951 Probleme, 
erstrangige Hypotheken in ausreichender Höhe zu vermit-
teln, weil aufgrund der Richtsatzmiete die Rentabilität von 
Bauvorhaben unsicher war.99

Hessenplan – Landesumsiedlung – Wohnungsbau
„Da haben wir aus dem Zug die zerbombten Städte ge-
sehen. Mein Gott, haben wir gedacht, Deutschland ist so 
zerbombt und wir sollen da auch noch rein, ganze Wag-
gons, ganze Züge voller Menschen.“100

Die Umsetzung des Ersten Wohnungsbaugesetzes lag bei 
den Ländern. Hessen konzipierte in deutlicher Anlehnung an 
das von der SPD zum Bundestagswahlkampf 1949 vorge-
legte Programm „Plan A. Aufgabe Nr. 1: Wohnungen bau-
en!“101 ein auf vier Jahre angelegtes Landesentwicklungs-
programm: den „Hessenplan“ für die Jahre 1950 bis 1954. 
„Plan A“ hatte den gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
eine Modellfunktion für die gesamte Wohnungswirtschaft 
zugewiesen und ihnen eine Vorrangstellung bei der Bewäl-
tigung des Aufbaus eingeräumt. Der in den 1920er Jahren 
erreichte Standard sollte nicht unterschritten werden. Zu-
mindest ein Drittel der öffentlichen Subventionen sollte 
größeren Siedlungen in den Ballungsräumen zugutekom-
men. Bundeskanzler  Adenauer hatte dagegen inzwischen 
auf Anregung des späteren Wohnungsbauministers Paul 
 Lücke (CDU) dem Eigenheim und einer breiten Streuung des 
Eigentums zur „Entproletarisierung“ und der Protektion der 
Familie den Vorrang in der Wohnungspolitik eingeräumt. Die 
politische Kontroverse über die Förderung von Eigenheim 
oder Geschossbau, gemeinnützigem oder privatem Woh-
nungsbau sollte auch das Verhältnis zwischen christdemo-
kratisch-liberaler Bundesregierung und sozialdemokratischer 
Hessischer Landesregierung in den 1950er und 1960er Jahren 
beeinfl ussen. In der frühen Nachkriegszeit hatten sich die 
Sozialdemokraten beispielsweise mit dem hessischen Woh-
nungsnotbauprogramm zwar auch für die Errichtung von 
Kleinsiedlungen stark gemacht, doch 1950/51 erschien 
ihnen die vorrangige Förderung des Eigenheims unrealis-
tisch und „unangebracht“ angesichts der Tatsache, dass ein 
Viertel aller Haushalte über keine eigene, abgeschlossene 
Wohnung verfügte.102 Trotzdem gelang es in Hessen, zwi-
schen 1950 und 1959 unter den geförderten Wohnungen 
einen Anteil von 42 Prozent in Ein- und Zweifamilienhäu-

sern auszuweisen.103 Die Wohnungsgröße stieg von durch-
schnittlich 54 Quadratmeter 1953 auf 62,3 Quadratmeter 
1957.104

Hessens spezifi sches Problem bestand in einem starken 
Wirtschafts- und Arbeitsmarktgefälle zwischen Norden und 
Süden. In Nordhessen, das vermeintlich als luftkriegssicher 
gegolten hatte, waren während des „Dritten Reiches“ für 
die dort neu eingerichteten oder vergrößerten Rüstungs-
betriebe Zehntausende von Menschen aus anderen Gegen-
den angesiedelt worden. Dazu kam nach Kriegsende eine 
große Zahl von Neubürgern. Nach Währungsreform und 
Wiederherstellung einer rationalisierten Produktion stiegen 
dort die Arbeitslosenquoten über den Landesdurchschnitt, 
was durch die ungünstige Zonengrenzlage noch verschärft 
wurde.105 Gerade unter den Flüchtlingen, die bis zur Wäh-
rungsreform ihr Auskommen in Nischen hatten sichern 
können, waren gegenüber der einheimischen Bevölkerung 
überproportional viele Arbeitslose zu zählen.106 Da die Mi-
litärregierung die Eingliederung der Neuankömmlinge al-
lein der deutschen Verwaltung übertragen hatte, errichte-
te Hessen eine eigene Flüchtlingsverwaltung, die frühzeitig 
Vertreter der Betroffenen einbezog.107 Die Kooperation von 
Interessenvertretungen, später dem Block der Heimatver-
triebenen und Entrechteten (BHE), und der Verwaltung gab 
schließlich den Anstoß zum Hessenplan, den die Vertriebe-
nenpolitiker Peter Paul Nahm (CDU) und Wenzel Jaksch 
(SPD) wesentlich prägten. Sein Ziel bestand jedoch nicht 
allein in der  Integration der Neubürger, sondern er sah 
eine gesteuerte Strukturentwicklung des gesamten Landes 
vor. Damit beschritt in der Bundesrepublik allein Hessen 
den Weg, die Eingliederung der Neubürger mit der Landes-
entwicklung zu verknüpfen. Im Rahmen der innerdeut-
schen Flüchtlingsumsiedlung sollte der Hessenplan dazu 
beitragen, die zuvor vorwiegend in ländlichen Gebieten un-
tergebrachten Neubürger dorthin umzusiedeln, wo ausrei-
chend Arbeitsmöglichkeiten zur Verfügung standen, oder 
neue Arbeitsplätze einzurichten108 und damit in den „Not-
standsgebieten“ gezielt Abhilfe zu schaffen. So konnten 
durch den vor allem mit Landesmitteln geförderten Bau 
von 37.500 Hessenplan-Wohnungen 100.000 Menschen in 
Orten mit berufl ichen Zukunftsperspektiven angesiedelt 
werden; ferner konnten mehr als 10.000 Arbeitsplätze neu 
geschaffen oder erhalten werden. Die „Krönung“ dieser 
Bemühungen stellte die Entwicklung von Industriezentren 
in ehemaligen Rüstungsbetrieben dar, die eine  Dezentrali-
sierung der Industrien und die Förderung von Neubürger-
betrieben bewirken sollte.109 Hessen, das zunächst nur 
mittelmäßige Wirtschaftsdaten vorweisen konnte, prospe-
rierte zunehmend und gehört seit 1957 zu den gebenden 
Ländern im Finanzausgleich der Bundesländer. 1963 wies 
Hessen erstmals unter den Flächenstaaten das höchste 
Steueraufkommen pro Kopf auf.
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„Wohnungsbau ohne Dogma“ – Die Nachkriegssiedlungen
„Bei uns macht man aus dem Wohnungsbau eine weltan-
schauliche Frage. Dabei ist er nur eine Frage der sozialen 
Verantwortung und der wirtschaftlichen Einsicht. Nur von 
diesen Überlegungen war unser Handeln bestimmt.“110

Die Nassauische Heimstätte sah in Hessen die „wirklich-
keitsnahe Konkretisierung [des Ersten Wohnungsbaugeset-
zes] durch die Hessische Staatsregierung“ gewährleistet. Im 
Wettlauf der Aufbaukonzepte bemühten sich die beiden 
Heimstätten Hessens 1949, ihre Position gegenüber ande-
ren gemeinnützigen Wohnungsbauunternehmen zu stärken: 
Sie wollten die Verteilung der staatlichen Gelder beeinfl us-
sen und die „bauwirtschaftliche Prüfung“ an sich ziehen, um 
unter überörtlichen Planungsgesichtspunkten Neubausied-
lungen im Umfeld der Industriestädte begünstigen zu kön-
nen.111 Als Vertreterin der Soforthilfeberechtigten versuchte 
die Nassauische Heimstätte, im interministeriellen Bewilli-
gungsausschuss auf die Verteilung der Mittel in Hessen nach 
ihren Vorstellungen einzuwirken. Die bei einer Tagung des 
Flüchtlingslandesbeirates 1948 formulierten „Thesen zum 
Flüchtlingswohnungsbau“ bildeten ihre Arbeitsgrundlage.112 
Danach sollten vor allem die Isolation der Neubürger ver-
mieden und ihre Ansiedlung der zentralen  Landesplanung 

vorbehalten werden. Idealerweise sollten für die Neubürger 
unter Ausnutzung der Selbsthilfe Heimstätten und Kleinsied-
lungen entstehen.113 Die Nassauische Heimstätte gehörte 
außerdem zu den Gründerinnen der „Interessengemein-
schaft für Wohnungsbau der Berechtigten nach dem Lasten-
ausgleich“, über die private Ansprüche für den Wohnungs-
bau mobilisiert werden sollten.114 Die Verwaltung der 
staatlichen Mittel wollten die Heimstätten jedoch nicht 
selbst übernehmen; sie regten vielmehr zu diesem Zweck 
die Gründung einer Landeskreditanstalt an.115 Anfang der 
1950er Jahre musste sich die Heimstätte der Kompetenz-
überschneidungen einer Treuhandgesellschaft des Verban-
des der Südwestdeutschen Wohnungsunternehmen er-
wehren,116 was darauf hindeutet, dass die Vorrangstellung 
der Heimstätten zur Umsetzung der staatlichen Wohnungs-
politik in dieser Konsolidierungsphase noch nicht unbestritten 
war.

Das Unternehmen bemühte sich verstärkt um die Einbezie-
hung in die  Landesplanung sowie eine konzentrierte und 
gezielte Zusammenarbeit mit der Landesregierung. Zunächst 
zeigten die für die konkrete Umsetzung der Bauprogramme 
verantwortlichen Kommunen jedoch nur geringes Interesse 
an gebührenpfl ichtigen Leistungen wie beispielsweise Bau-
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leitplänen.117 Schon 1949 begann die Heimstätte, Bürger-
meister, Landräte und potenzielle Kunden auf Arbeitstagun-
gen und Rundfahrten zu aktuellen Bauprojekten einzuladen 
und Kontakte mit den Entscheidungsträgern vor Ort anzu-
knüpfen.118 Aus diesen Aktivitäten entwickelte sich in den 
1950er Jahren eine rege PR-Tätigkeit mit Heimstättenforum 
seit 1949, Rundfahrten und (Rundfunk-) Interviews zu 
Fragen der Wohnungswirtschaft.119 Außerdem suchte die 
Heimstätte schon 1950 mit der Eröffnung dezentraler Be-
zirksstellen in  Wiesbaden,  Darmstadt,  Hanau,  Wetzlar,  Rüs-
selsheim und Frankfurt- Westhausen, ab 1951 in  Offenbach, 
später in Frankfurt-Louisa, Rebstock, nahe dem Dom, am 
Zoo, am Lindenbaum und in Dreieich wieder Kundennähe.120 
Nach der Währungsreform wurde der Kontakt zur Landes-
versicherungsanstalt, die bereits während der Weimarer 
Republik zu den Geldgebern der Heimstätte gehört hatte, 
wieder enger geknüpft und auch das Landesarbeitsamt als 
Partner gewonnen.121

Der 1948 zum leitenden Geschäftsführer berufene Paul 
 Müller122 erklärte 1949 zum „Schicksalsjahr“ der Heimstätte 
und wollte mit einem „entschlossenen Übergang … [vom] 
Siedlungsbau ... [zum] Geschoßbau“ und dem Engagement 
nicht in potenziellen, sondern in „tatsächlichen Wirt-
schaftszentren“ dem Unternehmen zu einem „fundierten 
Auftragsbestand“ verhelfen. Damit waren die Weichen für 
die zukünftigen Akzente der Heimstättenarbeit gestellt. Dies 
hatte zur Folge, dass Einzelbauherren gegenüber mittleren 
Wohnungsbauunternehmen als Auftraggeber zunehmend in 
den Hintergrund traten.123 Ihr Anteil lag knapp unter zehn 
Prozent und erreichte nur 1954 einen Höchstwert von 13,1 
Prozent, während die Beteiligungs-, Wohnungsbaugesell-
schaften und -genossenschaften meist 90 Prozent der 
Wohneinheiten in Auftrag gaben.124 Schon im Arbeitspro-
gramm des Jahres 1950 errichtete die Nassauische Heim-
stätte im Mittel 31,5 Wohneinheiten pro Baustelle und lag 
mit diesem Spitzenwert erheblich über allen anderen west-
deutschen Heimstätten, die damals durchschnittlich 12,3 
Wohneinheiten auf einer Baustelle betreuten. Dieser Trend 
setzte sich bis 1958 fort: Mit 17,6 Einheiten pro Baustelle, 
dem Höchstwert unter ihren Schwestergesellschaften, die 
durchschnittlich 4,8 Einheiten pro Baustelle betreuten, 
setzte die Heimstätte weiterhin deutlich auf den Geschoss-
bau.125

Kurz nach Kriegsende schien der Nassauischen Heimstätte 
die Errichtung von Kleinsiedlungen besonders in den länd-
lichen Regionen Hessens notwendig, weil dort noch viele 
ehemalige Beschäftigte der an vermeintlich „luftkriegs-
sichere“ Orte ausgelagerten Rüstungsindustrien lebten. Ein 
von der Heimstätte 1949 vorgelegter Gesetzentwurf zur För-
derung der Kleinsiedlung fand keine Berücksichtigung. Mit 
dieser Siedlungsform, die „die Menschen wieder mit dem 

Boden verbindet, ihnen aber gleichzeitig die Möglichkeit 
bietet, in der Industrie tätig zu sein“, sollten die früheren 
Rüstungsarbeiter „sesshaft“ gemacht werden. Als weiteren 
Vorteil der Kleinsiedlung pries die Heimstätte die niedrige-
ren Kosten gegenüber der Enttrümmerung und dem raschen 
Aufbau in den Städten und schlug vor, dass die Heimstätten 
die Umsetzung des Gesetzentwurfes übernehmen sollten.126 
Faktisch spielten Wohneinheiten in Kleinsiedlungen mit ei-
nem sinkenden Anteil von sechs Prozent im Jahr 1951 auf 
2,5 Prozent zwei Jahre später und schließlich 1955 von 0,2 
Prozent bei den Baubeginnen der Nassauischen Heimstätte 
kaum eine Rolle. So warnte das Unternehmen 1955, die 
Kleinsiedlung „sei in Not“.127 Der Löwenanteil der von der 
Heimstätte betreuten Einheiten bestand mit etwa 85 Pro-
zent aus Mietwohnungen im Geschossbau. Nur 1954 lag ihr 
Anteil knapp unter 50 Prozent, als der Hundertsatz der 
Eigenheime in einem Jahr von 7,2 auf knapp 38 Prozent 
hinaufschnellte, um im Folgejahr wieder auf 15,7 Prozent 
und 1957 auf nur rund zehn Prozent abzusinken.128 Mög-
licherweise wirkte sich dabei die Novelle des Ersten Woh-
nungsbaugesetzes von 1953 kurzzeitig aus. Auffällig war der 
Anstieg des Eigenkapitalanteils von 21 Prozent auf 30,5 Pro-
zent im Jahr 1954.129 Doch in den Städten waren die Bau-
landpreise bald so teuer, dass Eigenheime für den Durch-
schnittsverdiener unerschwinglich wurden. So hatte die 
Heimstätte schon 1952 Schwierigkeiten, Käufer für ihre 
Häuser zu fi nden.130

3|13 Kleinsiedlung der Heimstätte in  Darmstadt-Eberstadt.
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3|14 In den 1950er Jahren waren die Städte übersät mit Trümmergrundstücken und Hinweisen „... baut auf“.

3|15 Chefarchitekt  Bossert (Mitte) mit Kollegen im Zeichensaal der Heimstätte im zweiten Stock,  Untermainkai 13.
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In der ersten Wiederaufbauphase konzentrierte die Heim-
stätte ihre Tätigkeit auf den Ballungsraum um  Frankfurt am 
Main. Dort engagierte sie sich gemeinsam mit gemeinnüt-
zigen Frankfurter Wohnungsbauunternehmen in einem vom 
Hochbaudezernat initiierten „Aktionsausschuss für den sozi-
alen Wohnungsbau“.131 Allein in dieser Stadt entstanden 
nach der Währungsreform bis 1971 rund ein Drittel aller von 
der Heimstätte betreuten Wohnungen.132 In seinem Nach-
kriegsrekordjahr 1954 begann das Unternehmen mit dem 
Bau von 6.987 Wohnungen.133 Die quantitative Bedeutung 
des Nachkriegswohnungsbaus lässt sich am Beispiel Frank-
furts verdeutlichen: Zwischen 1946 und 1961 entstanden im 
Wesentlichen außerhalb des vom Alleenring umgrenzten 
Stadtkerns mehr als 35 geschlossene Wohnanlagen – größ-
tenteils Sozialwohnungen, die US-Siedlungen oder Einzelan-
lagen wie die Dom-Römer-Wohnhöfe nicht mitgerechnet. 
Im Jahr 1987 befanden sich darin 32.600 beziehungsweise 
nach anderer Zählung 26.499 Wohnungen oder etwa zehn 
Prozent aller Frankfurter Siedlungswohneinheiten. Die Nach-
kriegssiedlungen stellen damit vor den nach 1961 gebauten 
 Großsiedlungen wie der  Nordweststadt mit etwa neun Pro-
zent und den May-Siedlungen mit einem Anteil von knapp 
fünf Prozent den größten Bestand von Siedlungswohnungen 
und prägten die architektonische wie städtebauliche An-
mutung Frankfurts wesentlich. Dagegen brachte die natio-
nalsozialistische Stadtregierung nur etwa ein Prozent der 
heutigen Siedlungswohnungen hervor – lässt man die nach 
1933 fortgeführten Projekte der Weimarer Zeit unberück-
sichtigt.134

Die Gesellschafter passten im Laufe der Jahre die Kapital-
basis den wachsenden Aufgaben der Heimstätte an. Seit 
1948 wuchs das Stammkapital von 1,2 Millionen auf 18 Mil-
lionen DM 1957. Damit entwickelte sich die Nassauische 
Heimstätte unter ihren Schwestern von einer vergleichsweise 
schmal ausgestatteten Wohnungsfürsorge-Gesellschaft zu 
derjenigen mit dem größten Stammkapital.135 Der Bund trat 
1952 als neuer Gesellschafter ein; 1953 übernahm das Land 
nach Aufl ösung der Kommunalverbände deren Anteile. Mit 
wachsendem Auftragsvolumen konnte das Unternehmen 
erstmals seit dem Geschäftsjahr 1950 wieder eine Dividende 
in Höhe von drei Prozent an seine Gesellschafter ausschütten, 
1957 wurden schon die maximal möglichen vier Prozent 
gezahlt. Die Mehrheit des bislang von der Heimstätte gehal-
tenen Gesellschaftskapitals am Nassauischen Heim ging 
1953 an die Landesversicherungsanstalt Hessen über, die 58 
Prozent der Anteile hielt. Sie beteiligte sich mit dem Argu-
ment, „daß es besser ist, die Menschen in gesunden Woh-
nungen gesund zu erhalten, als die in unzulänglichen Un-
terkünften krank gewordenen zu heilen“. Das Stammkapital 
wurde von sechs auf neun Millionen DM erhöht. Bereits seit 
ihrer Neukonstitution 1948 besaßen Heimstätten-Gesell-
schafter auch Anteile am Heim.136 In Personalunion hatte der 

Geschäftsführer der Heimstätte seit Entbindung des von den 
Militärbehörden eingesetzten Treuhänders 1948 diese Posi-
tion auch beim Heim inne. Das Heim schloss 1950 einen 
Treuhandvertrag und 1951 einen  Geschäftsbesorgungsver-
trag mit der Heimstätte ab. Auch das Heim konnte 1953 
wieder eine Dividende von 2,5 Prozent, ab 1954 dann eben-
falls von vier Prozent auszahlen. 1956 besaß das Heim mehr 
als 15.000 Wohneinheiten sowie 105 Läden und Büros.137

Paul  Müller, der in seiner über 16-jährigen Amtszeit die 
Geschicke der Heimstätte prägen sollte, begann daneben 
die gezielte sozialpolitische Gestaltung des Mitarbeitersta-
bes: Politisch möglichst unbelastete junge Leute wurden 
vorrangig neu eingestellt, so dass 1957 das Durchschnitts-
alter des Teams unter 35 Jahren lag. Im selben Jahr waren 
unter den inzwischen 286 Mitarbeitern 25 Prozent Neubür-
ger, 15 Prozent Ausgebombte, drei Prozent politisch Verfolg-
te, acht Prozent Kriegsbeschädigte und knapp ein Prozent 
Spätheimkehrer zu fi nden; darunter arbeiteten 74 Personen 
für das Nassauische Heim.138 Mit dieser Personalpolitik folgte 
die Nassauische Heimstätte nicht dem Bundestrend in Un-
ternehmen und öffentlichen Einrichtungen, die zuvor auf-
grund der Entnazifi zierung Gekündigte in den 1950er Jahren 
wiedereinstellten, nachdem die Bundesgesetzgebung 1951 
den Entlassenen den Weg zur Wiederanstellung im öffent-
lichen Dienst geöffnet hatte.139 Auch einige der früheren 
Heimstätten-Mitarbeiter versuchten über arbeitsgerichtliche 
Verfahren bereits ab 1949, zumindest Abfi ndungen zu er-
streiten, was jedoch auf den Widerstand der Geschäftslei-
tung stieß. Demokratische Gesinnung dokumentierte sich 
auch innerhalb des Unternehmens: Zum Verfassungstag 
1948 veranstaltete die Geschäftsleitung beispielsweise mit 
allen Mitarbeitern eine „würdig verlaufene Verfassungs-
feier“140 und arbeitete nach eigenem Bekunden bereits 
1948/49 gut mit dem Betriebsrat zusammen, nachdem das 

3|16 Mitarbeiter 

des Nassauischen 

Heims waren täg-

lich zu sprechen.
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zeitweise von der Militärregierung suspendierte Betriebs-
verfassungsgesetz von der Heimstätte freiwillig anerkannt 
worden war.141 Im Vergleich mit den anderen Heimstätten 
rangierte die Nassauische hinsichtlich des Ertrags aus den 
Betreuungsgebühren pro Mitarbeiter in den 1950er Jahren 
stets an der Spitze; 1956 lag der Wert sogar 50 Prozent über 
dem Durchschnitt,142 was sicherlich auch mit ihrem über-
durchschnittlich hohen Anteil von Geschosswohnungen im 
Bauprogramm zusammenhing. 

Mit stetig vergrößerter Projektzahl war auch der Mit-
arbeiterstab von Heimstätte und Heim angewachsen, so 
dass zum 1. Dezember 1956 das Nassauische Heim ge-
genüber dem langjährigen Sitz der Heimstätte am  Unter-
mainkai 13143 sein neues Verwaltungsgebäude am Frank-
furter  Schaumainkai 47 bezog,144 das noch heute Sitz der 
Heimstätte ist. Selbstverständlich planten die Architekten 
der Heimstätte unter Leitung Friedrich Wilhelm Bosserts145 
das Bürohaus, das nach  Abriss der im September 1944 
bombengeschädigten Villa des Privatbankiers Otto 
Hauck146 realisiert wurde. Bei den Erdarbeiten stießen die 
Bauleute auf einen amerikanischen „Blindgänger“; die 
Zehnzentner-Bombe konnte, ohne Schaden zu verursa-

chen, entschärft werden. Mit dem lichtdurchfl uteten, 
schnörkellosen Flachdachbau aus TVG-Trümmersteinen, 
den sie ursprünglich auf der Main-, zugleich Schauseite 
repräsentativ mit weißem und rotem italienischen Mar-
mor verkleideten, legten die Gestalter ein Bekenntnis zur 
modernen Architektur ab. An den parallel zum Main aus-
gerichteten vieretagigen Kopfbau schloss sich ein dreige-
schossiger Verbindungstrakt zu einem vierstöckigen Quer-
bau im Garten des ehemaligen Trümmergrundstückes an, 
der wiederum mit einem Glasmosaik versehen wurde.147 
Schon drei Jahre nach dem Bezug musste dieser Mittelteil 
um ein Stockwerk erweitert werden, weil die Heimstätte 
erneut unter Platzmangel litt.148 

Das Unternehmen beauftragte drei Künstler mit einem Ent-
wurf für ein Wandbild im Treppenhaus des durchgängig im 
Stil der 1950er Jahre gestalteten Gebäudes unter dem Motto 
„Geschichte des Wohnens“, um die geforderten „zwei Pro-
zent für die Kunst am Bau“ zu investieren. Die künstleri-
sche Auswahl lag bei Oberbauleiter  Bossert. Das realisierte 
Fresko Bruno Großkopfs lässt die Menschheitsgeschichte 
programmatisch in der Darstellung eines Punkthauses – 
wie sie die Heimstätte in vielen Siedlungen realisierte – 

3|17 Die Villa Otto Haucks um 1910. 3|18 Das Trümmergrundstück der Hauckschen Villa am  Schaumain-

kai 47 vor dem Baubeginn für das neue Geschäftshaus.
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3|19 Das neue, von den Heimstätten-Architekten gestaltete Geschäftshaus am  Schaumainkai 47 versucht, „mit Betonung der Waage-

rechten die Aufgeschlossenheit und solide Grundlage des Unternehmen zu demonstrieren“.

gipfeln, freilich neben einem Atompilz und einem Hub-
schrauber. Symbolisch bekannte sich das Unternehmen 
damit zu Fortschritt, Wirtschaftswunder und dem Glauben 
an die unbegrenzte Machbarkeit durch Technik; gemahnte 
jedoch gleichzeitig an den zerstörerischen Missbrauch etwa 
der Atomenergie. Georg Jakob  Best zeichnete für die Kera-
mikeinlegearbeit im Windfang verantwortlich. Er stellte das 
Thema Wohnen symbolisch in Form zweier, von Jungtieren 
bewohnter Vogelnester dar.149

Speise- und Sitzungssaal wurden mit technischen Geräten 
für Film- und Audiovorführung sowie für Tonaufnahmen 
ausgerüstet,150 um die Voraussetzungen für gemeinschaft-
liche Fortbildungen und Freizeitvergnügen zu schaffen. Die 
gegenüber den Mietern bekundete soziale Verantwortung 
zeigte das Unternehmen im neuen Gebäude auch gegen-
über seinen Mitarbeitern: Eine Dachterrasse diente der 
Erholung und ein Casino, wo ein Gemäldezyklus die ver-
schiedenen Baugewerke im Hausbau bis zum Einzug der 
Mieter täglich in Erinnerung rief, dem leiblichen Wohl. Schon 
im Jubiläumsjahr 1952 hatte die Heimstätte wieder eine 
durchgestaltete Corporate Identity erhalten: ein Logo und 
gedruckte, bebilderte Geschäftsberichte.

Mit dem Umzug in das neue Stammhaus modernisierte 
das Unternehmen auch die Arbeitsabläufe mit der Inbe-
triebnahme einer Hollerith-Lochkartenanlage, über die 
zunächst die Mietbuchhaltung für das Nassauische Heim 
und später auch anderer betreuter Gesellschaften gebucht 
wurde. Das vollautomatische Mahnwesen führte rasch zu 
einer deutlichen Senkung der Mietrückstände. In den 
neuen Räumen richtete die Heimstätte zudem eine Haus-
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3|21 Die ursprüngliche Ausführung des repräsentativen Treppen-

aufgangs im Geschäftsgebäude am  Schaumainkai 47 mit Glas-

elementen.

3|22 Erholungsuchende Heimstätten-Mitarbeiterinnen auf der Terrasse des neuen Bürogebäudes.

3|23 Mit dem Umzug in das neue Geschäftsgebäude wurde von 

der Buchhaltung eine moderne Lochkartenanlage in Betrieb ge-

nommen.
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druckerei ein, die der Herstellung der eigenen Schriftreihen 
diente.151

Schon 1950 verzeichnete der Geschäftsbericht kulturelle 
Veranstaltungen der „Jung-Angestelltengruppe“,152 die sich 
im Laufe der Jahre zur 1955 formierten Heimstätten-Ge-
meinschaft153 für Mitarbeiter und zum Verein „Wohnen und 
Leben“ für Mieter entwickeln sollten.1952 richtete das 
Unternehmen eine Bibliothek für seine Mitarbeiter ein 
und gewährte in Zusammenarbeit mit dem Bund für Volks-
bildung Zuschüsse für Kino-, Theater- oder Konzertveranstal-
tungen. Im selben Jahr wurde ein Erholungsheim für die 
Angestellten in Hillersbach im Vogelsberg eröffnet,154 dem 
ein Jahr später ein zweites Ferienheim in Lichtenberg im 
Odenwald, das 1957 an die Heimstätten-Gemeinschaft 
überging,155 und 1954 ein Campingplatz auf einem Grund-
stück  Müllers im Tessin folgten.156 Dort fanden neben Ur-
laubsaufenthalten auch Schulungen für die Belegschaft, 
vorzugsweise für die Auszubildenden, statt. Stets versuchte 
die Heimstätte, ihren Mitarbeitern zu einer Unterkunft zu 
verhelfen; 1952 lebte ein Drittel von ihnen in Heimstätten-
wohnungen.157 Darüber hinaus übernahm das Unternehmen 
mit zusätzlichen Gratifi kationen oder der freiwilligen, nach 
Betriebszugehörigkeit gestaffelten Übernahme der Höher-
versicherung in der Angestellten- und Invalidenversicherung 
sowie betriebsärztlicher Betreuung soziale Verantwortung, 
die die Beschäftigten an die Heimstätte band. Seit 1953 
erschienen die „Informationen“ als internes Nachrichten-
blatt für die Mitarbeiter.158

In Zusammenarbeit mit der Stadt Frankfurt errichtete die 
Nassauische Heimstätte explizit für NS-Opfer reservierte 
Wohnungen. So erhöhte die Stadt 1953 ihre Kapitaleinlage 
zugunsten der Heimstätte und von ihr betreuter Woh-
nungsbaugesellschaften wie der  Merian um zwei Millionen 
DM, um 15 Wohnungen für NS-Opfer zu errichten.159 In der 
Frankfurter Waldschmidtstraße baute die Heimstätte in einer 
fünfgeschossigen Anlage 30 Sozialwohnungen für ehema-
lige „DP“ des Anfang 1957 aufgelösten, nur jüdischen Be-
wohnern vorbehaltenen Lagers Föhrenwald,160 die rasch 
von den Frankfurtern als „Judenblock“ bezeichnet wurde. 
Die Stadt sah sich seit der Zusage Oberbürgermeister Walter 
 Kolbs 1953, knapp 200 Personen aus dem Lager aufzu-
nehmen, in der Pfl icht, geeigneten Wohnraum zu schaffen. 
Doch dem Bau ging ein jahrelanger Streit um das Bauge-
lände voraus, nachdem kein Grundstück des Bundes zur 
Verfügung stand und die Stadt sich außer Stande sah, kom-
munales Bauland anzubieten. Letztlich entstanden die 
Wohnungen für die ehemaligen DP unter Betreuung der 
Nassauischen Heimstätte und konnten 1956/57 endlich 
bezogen werden. Die ursprüngliche Absicht, kein „Ghetto“ 
entstehen zu lassen, konnte damit jedoch in Frankfurt nicht 
eingelöst werden. 

Wiederaufbau in den Innenstädten:  Frankfurt am Main ...
„Wie hat sich hier das Stadtbild verändert. Anstelle einer 
Unzahl kleiner und kleinster Anwesen, die hier ein küm-
merliches Dasein fristeten, sind in klarer Gliederung mit 
geschlossenen Straßenfronten 3- und 4-geschossige 
Wohngebäude errichtet. ... Das hinter der Randbebauung 
liegende Gelände ist eine große Grünfl äche ...“161

Von der Währungsreform bis 1957 lagen die Arbeitsschwer-
punkte der Nassauischen Heimstätte beim Wiederaufbau 
der zerstörten (Innen-)Städte, der Errichtung von Wohnsied-
lungen am Stadtrand, wie der Frankfurter Kissel-Siedlung, 
und zuletzt in der Konzeption der „neuen  Wohnstadt“, die 
am Beispiel Hirschsprung in  Sprendlingen vorgestellt wer-
den soll. Die dabei entwickelten Haus- und Wohnungstypen 
fi nden sich mit geringen Abwandlungen in vielen hessi-
schen Gemeinden wieder.

Nachdem das Gesetz über den Aufbau der Städte und Dörfer 
des Landes Hessen vom 25. Oktober 1948 die rechtlichen 
Voraussetzungen für eine großzügige Neuparzellierung der 
zerstörten Innenstädte geschaffen hatte, begannen allerorten 
die Planungen für den Aufbau. Häufi g erschien den Verant-
wortlichen die Verknüpfung des Wiederaufbaus der Altstädte, 
die ihre architektonische Identität im Bombenkrieg weit-
gehend verloren hatten, mit dem Wohnungsbau der schnells-
te Weg zur Beseitigung von Trümmern und Wohnungsnot. Die 
zugunsten großzügiger Wohnblocks von Umlegungen und 
Enteignungen betroffenen Grundstücksbesitzer kritisierten 
jedoch bald die neue Bebauung, weil ihnen damit der indivi-
duelle Zugriff auf ihr Eigentum verwehrt blieb.162 Die Nassau-
ische Heimstätte beteiligte sich in vielen hessischen Städten 
an der Neugestaltung zerstörter Stadtkerne, so in  Frankfurt 

3|24 Mitarbeiter der Heimstätte beim Winterausfl ug im Ferienheim 

Lichtenberg.
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3|25 Stadtkernaufbau am Gießener Ludwigsplatz für die  Mibau.

3|27 Privater Wiederaufbau für eine Erbengemeinschaft in der 

Wetzlarer Langgasse 1955/56.

3|28 Trümmergrundstück in der Frankfurter Rotlintstraße 15 vor 

Baubeginn.

3|29 Typischer Wiederaufbau der Heimstätte – Rotlintstraße 15.

3|26 In Darmstadts Zentrum baute die Heimstätte für das Heim 

1950/51 am Steubenplatz 61 Wohnungen.
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am Main, wo sie größtenteils für den Aufbau der Innenstadt 
verantwortlich zeichnete, in  Gießen,  Wetzlar,  Darmstadt, 
 Offenbach,  Wiesbaden und auch in  Hanau.163

Gemeinsam mit einem ortsansässigen Architekten gewann 
das Unternehmen in  Hanau 1949 den ersten Preis eines 
Wiederaufbauwettbewerbs.164 Die Stadt hatte sich bereits 
1946 grundsätzlich für eine den Maßstab der zerstörten Alt-
stadt aufnehmende zwei- bis dreigeschossige Bebauung der 
Innenstadt entschieden, wobei die Straßen im Wesentlichen 
unter Beibehaltung des alten Wegenetzes verkehrsgerecht 
breiter angelegt werden sollten. Statt der früher kleinteiligen 
Bebauung waren großzügige Wohnblöcke mit begrünten 
Innenhöfen vorgesehen. Der Aufbau sollte in zeitgenössi-
schem Stil und Material erfolgen. Zunächst bestand Einigkeit, 
historische Bauten zu erhalten oder zu rekonstruieren. Doch 
im Laufe der 1950er Jahre wurden, ähnlich wie in Frankfurt, 
viele der zuvor als erhaltenswert erachteten Ruinen abge-
rissen.165

Ab 1949 errichtete die Heimstätte in Zusammenarbeit mit 
der Hanauer Baugesellschaft die preisgekrönte viergeschos-
sige Siedlung an der Französischen Kirche.166 Das war der 
Beginn eines groß angelegten Bauprogramms, nachdem 
zuvor nur „BMW-Bauten“ entstanden waren, und Hoffnungs-
zeichen für die Bevölkerung. Die Finanzierung erfolgte 
hauptsächlich im Rahmen des Hessenplans, aber auch mit 

Garioa-Mitteln.167 Bis 1958 baute die Heimstätte in  Hanau 
2.395 Wohnungen; damit war das Unternehmen an der Er-
stellung eines Viertels aller Neubauten in der Stadt betei-
ligt.168 Doch der unter dem Zwang der Typisierung und Rati-
onalisierung größtenteils äußerst einheitliche Stil des 
Aufbaus bei gleichzeitigem  Abriss historischer Bausubstanz 
erhielt nicht die ungeteilte Zustimmung von Fachleuten und 
Bevölkerung. Der Hanauer Ingenieur- und Architektenver-
band kritisierte 1954 scharf die starre Rahmenplanung, die 
„die Gefahr der Uniformität“ heraufbeschwöre. Gerade die 
Wohnblöcke der Heimstätte, die „sich ähneln wie ein Ei dem 
anderen“, verurteilte er wegen ihrer dem Diktat der Renta-
bilität unterworfenen Ausmaße und gleichförmigen Gestal-
tung. Sein Hauptanliegen war jedoch die Beteiligung der 
ortsansässigen Fachleute an der Planung des Wiederauf-
baus.169 Schon 1953 hatte die Nassauische Heimstätte selbst 
angekündigt, verstärkt freie Architekten als „weitere ge-
staltende Kräfte“ in ihre Projekte einzubeziehen, um der 
„Monotonie in der Architektur“ zu begegnen.170

Die Bedeutung, die der innerstädtische Wiederaufbau für die 
Nassauische Heimstätte besaß, unterstrichen die 1952 in der 
Frankfurter Paulskirche begangenen Feierlichkeiten zum 30. 
Jahr ihres Bestehens, bei denen die Grundsteinlegung für 
Wohnblöcke am Dom einen zentralen Programmpunkt bilde-
te. Wie bei dem Projekt in  Hanau handelte es sich auch hier 
um die „Durchführung beispielhafter Vergleichsbauten“, die 

3|30 Rechts neben der Ruine der Französischen Kirche der preisgekrönte Baublock der Heimstätte auf dem Trümmerfeld Hanaus um 1950.
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3|31 In der Frankfurter Elkenbachstraße baute die Heimstätte in den 1950er Jahren für ihre Beteiligungsgesellschaft  Merian.

3|33 Blick vom Schreibtisch des Geschäftsführers der Heimstätte 

zur aufgebauten Frankfurter Altstadt.

3|32 Vor dem anlässlich des Firmenjubiläums 1952 festlich ge-

schmückten Geschäftshaus  Untermainkai 13 patrouilliert ein US-Sol-

dat.

3|34 Eingangsfassade des von der Heimstätte errichteten AOK-

Gebäudes in Frankfurt- Höchst.
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3|35 Die Jubiläumsfestgesellschaft beim Beginn des Altstadtaufbaus neben dem Frankfurter Dom am 17. Mai 1952.

der Bund mit 1,2 Millionen DM subventionierte.171 Nachdem 
bei einer Konferenz der Heimstätten 1950 „der private Wie-
deraufbau als Sonderaufgabe der Heimstätten“ defi niert wor-
den war, begann eine lange währende Zusammenarbeit mit 
den Eignern privater Trümmergrundstücke wie dem „Bund 
der Fliegergeschädigten“, aus dem die Wiederaufbaugemein-
schaft  Merian GmbH hervorging.172 Die Heimstätte übernahm 
hier die Neuparzellierung sowie in der Regel die komplette 
Baubetreuung der von ihr konzipierten und treuhänderisch 
durchgeführten Aufbauprogramme. Zwar besaßen die Altei-
gentümer ein Rückkaufrecht, doch häufi g verweigerten die 
Baugesellschaften später die Rückübereignung.173 Die Nas-
sauische Heimstätte hatte sich schon frühzeitig dazu bekannt, 
dem „privaten Trümmerbesitzer wieder zum Hausbesitz“ 
verhelfen zu wollen und explizit die Reprivatisierung vorge-
sehen, um auch „Altbürger“ zu unterstützen.174

Für die Allgemeine Ortskrankenkasse (AOK) realisierte die 
Nassauische Heimstätte als Bauherrin und -trägerin im Zen-
trum von Frankfurt- Höchst 1953/54 ein Sonderprojekt: die 
neue Geschäftsstelle der AOK. Die Gestaltung des Zweck-
baus mit großem Dachüberstand, strengen Fensterreihen 
und großzügigem Entree war offensichtlich Vorbild für die 
eigenen, zwei Jahre später bezogenen Geschäftsräume der 
Heimstätte. Bereits hier experimentierte die Heimstätte mit 
einer Deckenbeheizung,175 später sollten in den Siedlungen 
 Limesstadt und  Wiesbaden- Klarenthal in Fertigbauteilen in-
tegrierte Fußbodenheizungen folgen.

Von der Siedlung zur „neuen  Wohnstadt“
„Bei uns hat sich der Sog bestimmter Städte immer stärker 
und daher bestimmend ausgewirkt. Nicht die Möglich-
keiten der Ablenkung, der Zerstreuung sind ausschlag-
gebend für den Sog nach der Stadt, sondern die Arbeits-
möglichkeiten, die Verdienstchance in ihrer Vielfalt. Neue 
Wohnformen müssen diesem natürlichen Sog Rechnung 
tragen.“176

Mit anwachsendem Verkehr in den Stadtkernen begann 
auch bei der Heimstätte ein Umdenkungsprozess: Ver-
kehrslärm und -abgase beeinträchtigten das Wohnen in der 
City zunehmend,177 das nun als ungesund galt. Gleichzeitig 
stiegen die Grundstückspreise in den Innenstädten auf ein 
für den (sozialen) Wohnungsbau untragbares Niveau, so 
dass sich die Wohnungsbauunternehmen verstärkt auf Bau-
gelände an der Peripherie der Städte orientierten. Zur güns-
tigen Baulandbeschaffung begann die Heimstätte 1955 
erstmals mit einer umfangreicheren Bodenbevorratung.178 
Daneben zog sich seit Mitte der 1950er Jahre der Bund all-
mählich aus der Wohnungsbauförderung zurück; 1955 kam 
es zu einer Krise in der Bauwirtschaft.

Die unterschiedlichen Intentionen der Planer und die Ein-
fl üsse der Wohnungsbaugesetze lassen sich an zwei Sied-
lungen der Nassauischen Heimstätte aus den 1950er Jahren 
exemplarisch veranschaulichen: der  Fritz-Kissel-Siedlung in 
Frankfurt und der  Siedlung Hirschsprung in  Sprendlingen. 
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planerischer Hinsicht an die Siedlungsplanungen Ernst Mays 
anknüpfte, mit ihrer Innenausstattung allerdings lediglich 
das Bemühen der frühen Nachkriegsjahre dokumentiert, 
den obdachlos gewordenen Menschen überhaupt eine ei-
gene Wohnung im Mindeststandard zu schaffen, verfolgten 
die Planer der  Siedlung Hirschsprung den umfassenden An-
spruch einer „neuen  Wohnstadt“ im Grünen, in der aktuelle 
wissenschaftliche Erkenntnisse beispielsweise der Psycho-
logie oder des Städtebaus Berücksichtigung fanden.

„Eine Siedlung der Flachbauten“ – Die  Fritz-Kissel-Siedlung
Die Fritz-Kissel-Siedlung179 (1950 – 1955) am Westrand  Sach-
senhausens war nach der Währungsreform das erste große 
geschlossene Frankfurter Siedlungsbauprojekt auf freiem 
Feld.180 Zwischen  Mörfelder Landstraße und Stadtwald ge-
legen, ergänzte sie die unvollendeten Komplexe der gewerk-
schaftlich fi nanzierten „ Heimatsiedlung West“ (1927 – 1934), 
die der Architekt des Frankfurter Instituts für Sozialforschung 
und der Westend-Synagoge Franz Roeckle gestaltet hatte, 
und der sich südlich der  Mörfelder Landstraße vom Riedhof-
weg bis zur Feuerwache erstreckenden „ Heimatsiedlung Ost“ 
(1930 – 1931), deren architektonische Planung und Ausfüh-
rung die Nassauische Heimstätte übernommen hatte.181 In 
den 1920er Jahren waren parallel zur  Mörfelder Landstraße 
neun dreigeschossige Häuserzeilen mit den charakteristi-

schen durchgehenden Balkon- und Wintergartenbändern er-
richtet worden, die entlang der Bahngleise im Westen von 
einer viergeschossigen Zeile und zur Stresemannallee durch 
höhere Gebäude, im Erdgeschoss mit Ladengeschäften, ge-
schützt wurden. Alle Häuser hatten Flachdach, sämtliche 
Wohnungen waren an eine zentrale Heizungs- und Warm-
wasserversorgung angeschlossen, verfügten über eine  Frank-
furter Küche, einen Balkon, eine (Dach-)Terrasse oder einen 
persönlich zu nutzenden Gartenanteil. Den Komplex „Riedhof 
Ost“ grenzte zur Stresemannallee eine viergeschossige Zeile 
ab. Dahinter liegen noch heute mit Gärten versehene Zeilen 
quer zur Allee. Der Generalplan „Riedhof“ von  May, Boehm 
und Berke hatte bereits damals auch das Gebiet der späteren 
 Fritz-Kissel-Siedlung umfasst. Auf dem der  Heimatsiedlung 
West gegenüberliegenden, von zwei Bahnlinien begrenzten 
Areal sollten parallel zur  Mörfelder Landstraße und zur Strese-
mannallee ebenfalls durchgrünte Häuserzeilen verlaufen. An 
der großen Kreuzung war im künftigen Siedlungsmittelpunkt 
ein Gemeinschaftshaus vorgesehen, das ebenfalls nicht mehr 
realisiert werden konnte. Heute befi nden sich dort eine Gast-
stätte und ein Supermarkt. Schräg vis-à-vis lag damals noch 
der Anfang des 19. Jahrhunderts erbaute Riedhof. Am Ende 
einer frei gelassenen Sichtachse sollte ihm ein halbkreis-
förmiger moderner Wohnbau gegenübergestellt werden. 
Drei Waschhäuser und rund 20 Läden sowie einige Garagen 
sollten die Anlage vervollständigen.

3|36 Die Frankfurter  Fritz-Kissel-Siedlung, rechts setzen die Punkthäuser städtebauliche Akzente.
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Die Nachkriegsplanung für die  Fritz-Kissel-Siedlung, die 
wohl auf den Generalplan der 1920er Jahre zurückgriff, 
hatte ein annähernd rechteckiges Straßenraster und setzte 
alle Häuserzeilen quer zur  Mörfelder Landstraße. Die Nas-
sauische Heimstätte, deren Direktor Paul  Müller die Erwei-
terung der  Heimatsiedlung angeregt hatte, übernahm im 
Auftrag der  Süwag und des Nassauischen Heims die bauliche 
Gesamtplanung. Die  Gewobag bebaute ab 1954 den Bereich 
zwischen den beiden Hauptstraßen sowie der Beuthener 
und Karlsbader Straße. In der Tradition des ersten deutschen, 
im Jahr 1900 zwischen dem Katharinen- und Weißfrauenstift 
mit der Aktienbaugesellschaft für kleine Wohnungen in 
Frankfurt abgeschlossenen Erbbauvertrages stellten auch 
1950 dieselben Stiftungen und die Stadt das Baugelände in 
Erbpacht zur Verfügung. Zinsgünstige Darlehen des Landes, 
der Stadt, der städtischen Zusatzversorgungskasse, der 
Deutschen Bundespost, des Landesarbeitsamtes und einiger 
Firmen, erstrangige Hypotheken der Landesversicherungs-
anstalt, des Landesarbeitsamtes sowie Eigenkapital der Ge-
sellschaften ermöglichten die Finanzierung des Projektes. 
Die Nassauische Heimstätte wies für den Zeitpunkt des Erst-
bezugs Gesamtkosten von 13,78 Millionen DM für die  Fritz-
Kissel-Siedlung aus.182

Wo zuvor die Bäume der Apfelweinwirte gewachsen waren, 
entstanden rund 2.400 Wohnungen.183 Bereits seit Ende des 
19. Jahrhunderts bestand mit der früheren Waldbahn nach 
 Neu-Isenburg, 1928/29 elektrifi ziert, eine Verbindung zur 
Stadt mit öffentlichen Verkehrsmitteln. So lag die Siedlung 
zwar im Grünen, war zugleich jedoch von Beginn an bestens 
an das Stadtzentrum angeschlossen. Die leicht geschwunge-
nen und teilweise in sich gestaffelten Häuserzeilen, die mit 
der strengen Zeile der 1920er Jahre brachen, spiegeln das 
zeitgenössische Leitbild der „aufgelockerten und geglieder-
ten Stadt“ wider. Dieses Ideal war – wie bereits erwähnt – 
unter dem Eindruck des Krieges in der NS-Zeit geprägt worden. 
So äußerte der für  Rüsselsheim zuständige „Stadtbaumeister“ 
noch 1948: „Die künftigen Siedlungsstraßen müssen von einer 
solchen Breite sein, daß bei einem künftigen Krieg die Schutt-
kegel der zerstörten Häuser die Durchfahrt von Rettungsfahr-
zeugen nicht behindern.“184 Gehwege durchziehen als zwei-
tes Wegenetz zur Trennung von Fuß- und Fahrverkehr die 
Siedlung. Der „gefürchteten Gleichförmigkeit“ begegneten 
die Architekten mit dem Bau unterschiedlicher Typen von 
Mehrfamilienhäusern, die sich unter anderem in der Aus-
formung der Balkone und der Dachneigung unterscheiden. 
Die Geschosshöhe variiert von drei bis fünf Etagen. Die höhe-
ren Gebäude erstrecken sich entlang der verkehrsreichen 
 Mörfelder Landstraße und im nördlichen Teil der Breslauer 
Straße. Die zur Nachmittagssonne orientierten Westfassaden 
gliedert eine vertikale Reihung der Balkone und Loggien.185 
Dagegen sind die östlichen Eingangsfassaden unspektakulär 
gestaltet. Nur bei etwa einem Drittel der Häuser hebt eine 

aus der Außenmauer hervorragende Steinumrandung die ein 
durchgängiges Glasband bildenden Treppenhausfenster samt 
Eingangstür charakteristisch hervor. Die Holzfenster wiesen 
die für den sozialen Wohnungsbau der 1950er Jahre so typi-
schen zwei- oder dreifach senkrecht unterteilten Scheiben 
auf, sind jedoch mittlerweile größtenteils durch Kunststoff-
fenster neuer Aufteilung ersetzt worden. Bis auf die mit fl ach 
geneigten Satteldächern ausgestatteten nördlichen Häuser-
zeilen an der Breslauer Straße, für die größtenteils Post, LVA, 
AEG, einzelne andere Firmen sowie die Stadt die Belegungs-
rechte erworben hatten, besitzen alle Häuser Flachdach. Im 
Gegensatz zu den May-Bauten, bei denen die Dächer häufi g 
als Dachterrassen angelegt wurden,186 sind die Flachdächer 
hier ausschließlich ästhetisches Gestaltungsmittel, deren 
Preisvorteil zusätzlich für sie sprach. Allerdings erinnern sie 
mit stark überstehenden Dachplatten nach schweizerischem 
Vorbild, die das Gebäude in der Horizontalen akzentuieren, 
einen am Fuße des Hauses stehenden Betrachter eher an 
Giebelformen und mildern so den Eindruck „kubischer Strenge“, 
den die Architektur der 1920er Jahre hervorgerufen hatte.187 
Nur die Architekten der etwa zeitgleich erbauten Frankfurter 
Siedlungen  Westhausen (1951 – 1955), Bornheimer Hang 
(1951 – 1958) und  Friedrich-Ebert-Siedlung (1950 – 1956), die 

3|37 Bei einer Festrede in der Kissel-Siedlung 1952.
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ebenfalls sämtlich Ergänzungen von Flachdachsiedlungen der 
Ära  May darstellen, entschieden sich ebenfalls für diese mo-
derne Dachform.188 Gerade in Frankfurt war der Streit um 
Flach- oder geneigtes Dach seit Ernst  May stark ideologisch 
besetzt. Nachdem die Nationalsozialisten das Flachdach als 
„undeutsch“ diffamiert hatten, setzte sich im Siedlungsbau bis 
weit in die 1960er Jahre das Satteldach fl ächendeckend durch. 
Nur die Wohnhochhäuser, bei denen ein Schrägdach un-
passend gewirkt hätte, bildeten dabei normalerweise eine 
Ausnahme.

Das Anliegen der Nachkriegszeit, in den neu zu errichtenden 
Wohneinheiten möglichst viele Menschen unterzubringen, 
wirkte sich nachhaltig auf die Wohnungsgrundrisse aus: Die 
Planer versuchten, auf kleinsten Flächen in – wie es hieß – 
„ökonomischer und familiengerechter Aufteilung“ möglichst 
viele Räume zu schaffen. Hierfür entwickelten die Gesell-
schaften sogenannte Grundtypen, wie sie bereits der „Führer- 
Erlass“ von 1940 vorgesehen hatte. Der Heimstätte gelang es, 
1955 die durchschnittliche Grundfl äche ihrer Wohneinheiten 
von 57 Quadratmetern auf annähernd 60 Quadratmeter zu 
steigern; sie lag damit fünf Quadratmeter über dem Bundes-
durchschnitt für Sozialwohnungen.189 Die Ein- bis Fünfzim-
merwohnungstypen in der Kissel-Siedlung (26 bis 110 

Quadratmeter), davon die meisten Zweieinhalb- und Drei-
Zimmerwohnungen (46 bis 79,5 Quadratmeter),190 waren vor 
allem für Familien mit Kindern konzipiert. Ganz der Tradition 
des sozialen Wohnungsbaus und der Moral der 1950er Jahre 
verpfl ichtet, sollten Mädchen und Jungen möglichst getrennt 
schlafen. Bei Raumgrößen von teilweise nur acht Quadrat-
metern und Durchgangszimmern haben die Bewohner in der 
Zuweisung der Funktionen an die Räume allerdings wenig 
Spielraum. Ähnlich den „Wohnungen für das Existenzmini-
mum“ der Weimarer Jahre wurden nur die ermittelten Mini-
malbedürfnisse und die vom Wohnungsbaugesetz vorge-
schriebenen Mindestanforderungen berücksichtigt. In der Ära 
 May erhielten die Wohnungen in Frankfurt jedoch ausgeklü-
gelte Einbaumöbel und -küchen, die das Erste Wohnungsbau-
gesetz von 1950 nicht vorsah. Mit der widersprüchlichen 
Begründung, es müssten mit den verfügbaren Mitteln schnell 
möglichst viele Wohnungen errichtet werden, und die An-
sprüche an die Größe der Wohnungen seien noch „relativ 
niedrig“, da „die meisten Wohnungssuchenden ... ohnedies 
keine Möbel“ mehr hätten, wurden minimale Ausstattung 
und geringe Größe der Wohnungen im historischen Rückblick 
des Bundesbauministeriums legitimiert.191 Jede Wohnung der 
 Fritz-Kissel-Siedlung verfügte über ein ungekacheltes Wan-
nenbad und eine Küche, die in der Regel nicht direkt mit dem 
Wohn-/Essraum verbunden war. Deren Ausstattung bestand 
in Spülstein, Herd und in einigen Wohnungen einem nach 
außen belüfteten Speiseschrank vor der Fensterwand, der 
einen Kühlschrank ersetzte. In den Punkthäusern des Nassau-
ischen Heims erhielten die Mieter zusätzlich ein Küchenbuf-
fet. Nur die von AEG, LVA, Post und anderen fi nanzierten 
Wohnungen waren etwas größer, zusätzlich mit Elektroherd 
und -boiler ausgestattet und an eine Zentralheizung ange-
schlossen. Die anderen Einheiten wurden entsprechend dem 
Ersten Wohnungsbaugesetz mit Einzelöfen192 beheizt. Gas- 
und Elektrospeicherboiler sowie Kohlebadeöfen sorgten für 
warmes Wasser. Im Vergleich zur  Heimatsiedlung waren so-
wohl die Raumaufteilung, die dort größere Gestaltungsvari-
ablen zulässt, als auch Ästhetik und Ausstattung ein Rück-
schritt hinter die Errungenschaften der 1920er Jahre. Dabei 
muss allerdings berücksichtigt werden, dass der Bau der  Fritz-
Kissel-Siedlung bereits 1950 begann und es zu diesem Zeit-
punkt noch galt, zunächst der massiven Wohnungsnot rasch 
und preisgünstig entgegenzuwirken.

Neu für Frankfurt war das Experiment mit den ersten sechs- 
bis achtetagigen Wohnhochhäusern, den „Punkt-“ oder „Dop-
pelpunkthäusern“ nach schwedischem Vorbild,193 die entlang 
des Ziegelhüttenweges aufgereiht sind. Durch große Zeltglas-
dächer fällt Tageslicht in die im Inneren liegenden Treppen-
häuser mit Lastenaufzügen, deren Mittelpunktlage den 
Punkthäusern ihren Namen gab. Sie erschließen 24 bezie-
hungsweise 48 Ein-, Zwei- oder Dreizimmerwohnungen, die 
hauptsächlich für Alleinstehende und kinderlose Paare ge-

3|38 Zwischen den Häuserzeilen der Kissel-Siedlung können sich Fuß-

gänger auf Gehwegen unbehindert vom Autoverkehr bewegen.
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dacht waren. Im Süden grenzen zwischen Bodenbacher Weg 
und Gablonzer Straße 25 Einfamilienreihenhäuser (Baubeginn 
1954) die Siedlung zum Stadtwald hin ab. Sie wurden nach 
Fertigstellung in Privatbesitz verkauft. Es handelte sich um 
den zweigeschossigen Typ „R 180“ mit fünf Zimmern auf 80 
Quadratmetern Wohnfl äche, der zum Nachbarhaus leicht ver-
setzt errichtet wurde. Eines der Reihenhäuser in der Gab-
lonzer Straße wurde als 50.000ste unter Betreuung der 
Heimstätte gebaute Wohnung an die Bewohner übergeben, 
nachdem es der Öffentlichkeit zuvor in einer Ausstellung als 
Musterhaus präsentiert worden war und 1.200 Neugierige 
angezogen hatte.194

Die zu ihrer Entstehungszeit von der Presse so gefeierten 
Gemeinschaftsanlagen erscheinen im Vergleich zu späteren 
Siedlungen bescheiden. Sie beschränkten sich auf Geschäfte, 
eine Pavillonschule am Riedhofweg (1952), eine Wäscherei 
in einem der Punkthäuser sowie etwa 30 Garagen. Die Arka-
den des vierstöckigen Laubenganghauses gegenüber der 
Gaststätte beherbergten 13 Läden. Von den sieben auf einem 
 Bebauungsplan von 1950 noch vorgesehenen ovalen Laden-
pavillons zwischen den Häuserzeilen entlang der  Mörfelder 
Landstraße wurden – vermutlich 1953 – nur zwei sowie ein 
kleiner Kiosk realisiert.195 Zwischen den Garagen in den Sied-
lungsstraßen wurden noch einige Läden eingestreut, so war 
auch im späteren „Teplitz-Pavillon“ ehemals ein Lebensmit-
telgeschäft untergebracht. Bis Mitte der 1950er Jahre war das 
Kino „Südpalast“ an der Stelle, wo  May ein Gemeinschafts-
haus vorgesehen hatte, die Attraktion der Siedlung. Die bei-
den Kirchen verdanken ihre Existenz der  Fritz-Kissel-Siedlung: 
Die evangelische Ostergemeinde besteht seit 1953,196 und für 
die Katholiken wurde 1957 mit St. Aposteln eine selbststän-
dige Gemeinde geschaffen.197 Alle Grünzonen zwischen den 
Häusern sind öffentlich; trotzdem war das Betreten des Ra-
sens oder gar dort zu spielen lange Zeit verboten. Zwischen 
den Häuserzeilen wurden von den Wohnungsbaugesellschaf-
ten einige Spielplätze und an der Beuthener Straße eine Roll-
schuhbahn eingerichtet. Der seit 1894 bestehende Klein-
gartenverein der Rosisten steht den Hobbygärtnern offen und 
hat nach eigenen Angaben in einigen Anlagen bis zu 90 
Prozent Mitglieder aus der  Fritz-Kissel-Siedlung. Neben dem 
nahen Stadtwald bieten der Spielpark Louisa, mehrere Sport- 
und Tennisplätze sowie das Licht- und Luftbad vom Ende des 
19. Jahrhunderts den Bewohnern Erholungsmöglichkeiten.

Alle Wohnungen der  Fritz-Kissel-Siedlung unterstanden der 
kommunalen Wohnungsvermittlung, wobei der Klientel der 
Finanziers Stadt, LVA, Post und einzelner Firmen lange be-
stimmte Wohnungen vorbehalten waren. Die Durchschnitts-
mieten lagen beim Erstbezug mit 1,21 DM pro Quadratme-
ter198 an der äußersten Grenze der laut Wohnungsbaugesetz 
zulässigen Höchstmieten. Im Kernbereich zwischen Beuthe-
ner und Karlsbader Straße wurde vorwiegend an Neubürger 

3|39 Eines der ersten Wohnhochhäuser: Punkthaus der Kissel-Sied-

lung am Ziegelhüttenweg.

3|40 Gartenfronten der Reiheneigenheime in der Kissel-Siedlung.
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aus dem Sudetenland, Schlesien und der sowjetisch besetz-
ten Zone vermietet. Die Herkunft der Bewohner fi ndet sich 
auch in der Benennung der Straßen nach böhmischen und 
schlesischen Städten wieder, die „die Erinnerung an die ferne 
Heimat im Osten Deutschlands wachhalten“.199 Die Bewoh-
nerstruktur ist sozial durchmischt, denn in diesen frühen 
Nachkriegsjahren, als viele Menschen ihren vormaligen Be-
sitzstand noch nicht wiedererlangt hatten, kamen breite Be-
völkerungskreise in den Genuss von Sozialwohnungen. So 
wurde 1957 auch über eine „Kolonie“ von Universitätsprofes-
soren in der  Fritz-Kissel-Siedlung berichtet.200 Dieser sozialen 
Mischung, die eine „Ghettobildung“ sozialer Gruppen verhin-
derte, liegt jedoch nicht wie in den 1920er Jahren das Kon-
zept zugrunde, durch verschiedene Haus- und Eigentumsfor-
men auch unterschiedliche Bevölkerungsgruppen auf einem 
abgegrenzten Areal anzusiedeln. Die Einkommensgrenzen 
zum Bezug einer Sozialwohnung waren vielmehr so ausge-
legt, dass in den 1950er Jahren rund drei Viertel201 der Bevöl-
kerung diesen Anspruch stellen konnten.

„Befreites Wohnen“ in der „neuen  Wohnstadt“
In der zweiten Hälfte der 1950er Jahre, als der Wiederauf-
bau in den Stadtzentren immense Fortschritte gemacht hatte 
und zusammenhängendes Baugelände in den Großstädten 
rarer wie teurer geworden war, begann die Nassauische 
Heimstätte als „Pionierin“ in den Einzugsgebieten der Bal-

lungsräume mit der Projektierung „neuer Wohnstädte“ auf 
der „grünen Wiese“. Die in den Wald eingebettete Siedlung 
„Am Hirschsprung“ in Sprendlingen202 südlich von Frankfurt 
und westlich der Bundesstraße 3 ist ein erstes Beispiel für 
den Versuch der „überörtlichen Aufl ockerung der Wohnungs-
not“ und der gezielten Entwicklung einer „Wachstumsge-
meinde“, die von den damit steigenden Einnahmen aus 
Lohn- und Einkommensteuer profi tieren wollte. Bereits zwi-
schen 1936 und 1941 hatte die Nassauische Heimstätte auf 
einem ehemals der Frankfurter Familie Merton, der Gründe-
rin der Metallgesellschaft gehörenden Gelände die Siedlung 
„Am Wilhelmshof“ errichtet. In der Nachkriegszeit erwarb 
die Stadt  Sprendlingen das angrenzende Gelände der spä-
teren  Siedlung Hirschsprung, das sie zu günstigen Konditio-
nen an die Nassauische Heimstätte weiterveräußerte. Die 
Mittel für das Pilotprojekt kamen unter anderem aus dem 
Hessenplan, dem SBZ203 und dem Wohnungsnotstandspro-
gramm.204 Wie die ebenfalls von der Heimstätte in  Langen 
realisierte Siedlung „ Wohnstadt   Oberlinden“ gehörte Hirsch-
sprung zu den von Bund und Land als Versuchs- und Ver-
gleichsbauten geförderten Baustellen.205

Die Ideen der 1920er Jahre aufnehmend bestand die in sich 
geschlossene  Siedlung Hirschsprung aus einer Mischung von 
Wohn-, Haus- und Eigentumsformen und getrennten Ver-
kehrs- und Fußwegen. Insgesamt errichtete die Heimstätte 

3|41 Blick in die Apotheke der Kissel-Siedlung an der  Mörfelder Landstraße.
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zwischen 1956 und 1963 auf dem von ihr erworbenen Ge-
lände von 209.800 Quadratmetern rund 1.100 Wohneinhei-
ten mit Einbauküchen und -möbeln; teilweise ausgestattet 
mit Zentralheizung, in den Hochhäusern mit Fahrstuhl und 
Müllschlucker. Davon waren 254 Einfamilienhäuser, denen 
annähernd 50 Prozent der Siedlungsfl äche vorbehalten war, 
und 693 Miet- und Eigentumswohnungen in mehrgeschos-
sigen Bauten, teilweise in Hochhäusern. Bot die Kissel-Sied-
lung mit ihren Zeilen und angeglichenen Traufhöhen größ-
tenteils ein einheitliches, nun als starr empfundenes Bild, 
sollten die Sprendlinger Gebäude „in ihrer Höhenentwick-
lung lebendig gestaffelt“ und auch zur Ausrichtung nach der 
Sonne „locker in die Landschaft gestellt“ werden. Die Heim-
stätte zielte mit ihrer Versuchssiedlung unter dem Motto 
„Vielfalt statt Massierung“ auf eine „neue Wohnkultur“, mit 
der verkehrstechnischen wie psychologischen Erkenntnissen 
erstmals im „Großformat“ Rechnung getragen werden sollte. 
Die „neue Wohnkultur“ umfasste auch die Inneneinrichtung, 
die in Musterwohnungen vorgeführt wurde.206

Die Planer entwickelten zwei den Bestimmungen des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes entsprechende Einfamilienhaustypen: 
einen voll unterkellerten Bungalow mit vier Räumen, Bad, 
Toilette, Küche, 93 Quadratmetern Wohnfl äche und Pultdach 
sowie ein zweigeschossiges, ebenfalls unterkellertes Reihen-
haus mit knapp 80 Quadratmetern Wohnfl äche, vier Räumen, 

3|42 Auf freiem Feld in  Sprendlingen soll die „neue  Wohnstadt“ Hirschsprung entstehen.

3|43 Aufbruch der Heimstätten-Belegschaft in die „neue  Wohn-

stadt“ Hirschsprung in  Sprendlingen.

Toilette, Bad, Küche und Satteldach. Die Eigenheime waren 
bewusst als „Haus von der Stange“ konzipiert.207 Symbol-
trächtig und in der Hoffnung auf „Erweckung eines gesunden 
Eigentums- und Standortgefühls“ legten der Hessische Innen-
minister und Aufsichtsratsvorsitzende der Heimstätte Heinrich 
 Schneider (SPD), Paul  Müller und ihre Gäste den Grundstein 
für die gesamte Anlage in eines der Einfamilienhäuser, die 
später als Eigenheime verkauft wurden.
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3|44 Das charakteristische Treppenhaus des „Y-Hauses“. 3|45 „ Y-Haus“ in der  Siedlung Hirschsprung in  Sprendlingen.

3|46 Die Gebäude der „neuen  Wohnstadt“ Hirschsprung gruppieren sich um die kreuzungsfreie achtförmige Straße.
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Die bereits in der Kissel-Siedlung erprobten Punkthochhäuser 
mit Flachdach variierte die Heimstätte hier in zwei neuen 
Gebäudetypen: dem „Punkthaus Y“ mit acht Etagen und dem 
„Hochhaus A“ mit zehn Stockwerken, die jeweils drei Mal 
realisiert wurden. „Typ Y“, mit einem stark überkragenden 
Dach, dessen Überstand durchbrochen war, und schräg aus-
gestellten Balkonen noch ganz der Anmutung der frühen 
1950er Jahre verpfl ichtet, kopierte im Grundriss die Buch-
stabenform. Die drei Y-Hochhäuser, für die die Heimstätte mit 
dem Slogan „behaglicher und schöner Wohnen im neuzeitli-
chen  Y-Haus“ warb, wurden jeweils mit einem eigenen, aber 
aufeinander abgestimmten Farbanstrich versehen: in den 
Kombinationen hellgelb und hellblau, hellgelb und dunklere 
Blautöne, orange und blau. In jeder Etage befanden sich 
Zweizimmer- und Dreizimmerwohnungen mit 45 bis 70 Qua-
dratmetern Wohnfl äche, überwiegend mit Balkon. Das Man-
sardengeschoss markierte eine Reihe kleiner Fenster. Mit 
geringfügigen Abwandlungen fi ndet sich „Typ Y“ in zahl-
reichen hessischen Gemeinden wieder, zum Beispiel am 
Rathenauplatz in  Offenbach, wo die Nassauische Heimstätte 
im Erdgeschoss ihre Bezirksstelle unterhielt. Der „Hoch-
haustyp A“ war als Vierspänner mit 40 Dreizimmer-Wohnun-
gen ausgelegt, ergänzt jeweils durch eine Loggia. Seine 
glatte Fassade ließ bereits die Ästhetik bald folgender Groß-
bauprojekte in  Plattenbauweise wie der Nordwest- oder 
 Limesstadt erahnen. Die viergeschossigen Mehrfamilienhäu-
ser mit Satteldach „Typ V“ entsprachen dem hundertfach in 
Hessen gebauten Dreispänner der Nassauischen Heimstätte 
mit Dreizimmerwohnungen, die mit Balkon, Bad und Küche 
versehen wurden. Die Hochhäuser, in der Mitte der Siedlung 
gleichsam als Perlen auf der Schnur aufgereiht, akzentuieren 
die Ausdehnung der Siedlung in ostwestlicher Richtung.

Mitten im Wald gelegen, bildete die Siedlung eine städte-
baulich geschlossene Einheit mit späterer Erweiterungsop-
tion; tatsächlich errichtete die Heimstätte nach 1964 dane-
ben in Fertigbauweise die Siedlung „ Breitensee“ gemeinsam 
mit ihren Beteiligungsgesellschaften  Süwag,  Merian und 
 Mavest. Das bereits in der Kissel-Siedlung angewandte Prinzip 
der Trennung von Fuß- und Autoverkehr brachten die Planer 
in  Sprendlingen in eine weniger strenge, „organischere“, 
runde Form: mit einer als „Acht“ angelegten, nahezu kreu-
zungsfreien Erschließungsstraße, von der Fußwege zu den 
Wohngebäuden führten. Vermutlich beeinfl ussten sie bei der 
städtebaulichen Planung etwa zeitgleiche Entwürfe Hans 
Bernhard  Reichows.208 Der in den frühen Konzepten noch der 
Subsistenz dienende Garten und die umgebende Natur er-
hielten hier die Aufgabe, den „arbeitende[n] Menschen von 
der Hast des Alltags [zu] lösen“. Die Trennung von Wohnen 
und Arbeiten, die bereits mit innenstadtnahen reinen Wohn-
gebieten begonnen worden war, wurde in der „neuen 
 Wohnstadt“ weiter fortgesetzt und vervollkommnet. Diese 
„stadtferne und naturnahe“ Erholung war nur durch die mit 

dem Auto gewonnene Mobilität möglich; folgerichtig baute 
die Heimstätte hier auch schon für mehr als zwölf Prozent 
der Wohnungen Garagen. Waren die Siedlungen in der Ära 
des Hessenplans vielfach zur Vermeidung des Pendelver-
kehrs innenstadtnah gebaut worden, so wirkten sich im 
Laufe der 1950er Jahre Fortschrittsgläubigkeit, Autobegeis-
terung und neue Großstadtfeindschaft, die später unter dem 
Schlagwort „Unwirtlichkeit der Städte“209 subsumiert wurde, 
zugunsten der „Siedlungen auf der grünen Wiese“ aus. Die 
 Siedlung Hirschsprung wurde an die bestehende Gemeinde 
 Sprendlingen angegliedert und das neu zu schaffende Ge-
meindezentrum mit Schule (heute: Max-Eyth-Schule), Kinder-
garten, Ladenzentrum, Bank, Sportplatz, Gaststätte, Biblio-
thek und Jugendzentrum als Bindeglied zwischen alter und 
neuer Bebauung geplant, so dass in den sozialen Einrichtun-
gen Neubürger und Alteingesessene zusammengeführt 
werden konnten. Die Straßennamen Kurt-Schumacher- und 
Sudeten-Ring symbolisierten geradezu die Verknüpfung des 
Bemühens um  Integration der Neubürger mit dem Bekennt-
nis zur Demokratie.

Die westdeutsche Pilotsiedlung Hirschsprung diente der Er-
mittlung der Baukosten bei streng durchrationalisierten Groß-
baustellen und dem Nachweis, dass in  Großsiedlungen reali-
siertes rationelles, typisiertes Bauen im Taktverfahren mit 
modernen Baumaschinen sogar allgemeine Kostensteigerun-
gen ausgleichen kann. Die Baufortschritte analysierte im Auf-
trag des Bundeswohnungsbauministeriums ein Forschungs-
institut, dessen Erkenntnisse den Weg für Großprojekte wie 
die Nordwest- oder  Limesstadt geebnet haben dürften.

Mit Pilotprojekten wie den Siedlungen Hirschsprung und 
  Oberlinden leitete die Nassauische Heimstätte den Über-
gang vom Siedlungs- zum Städtebau ein, mit dem sich auch 
ihre Aufgabenstellung vom Wohnungsbau zur Stadt- und 
 Regionalplanung erweiterte.

3|47 Die „Y-Häuser“ setzen zwischen Ein- und Mehrfamilien-

häusern die Akzente in der  Siedlung Hirschsprung.
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Müller auch im Aufsichtsrat der mit der Heimstätte eng zusammen-

arbeitenden  Süwag, vgl. Geschäftsberichte 1948 und 1964; S 2/6407, 

ISG; FAZ 9. Januar 1997.

123 Vgl. Geschäftsbericht 1948/49.

124 Vgl. Geschäftsberichte 1950 bis 1957.

125 Vgl. Betriebsvergleiche der Aktiengesellschaft für Wirtschafts-

prüfung, Deutsche Baurevision, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

1949/50 – 1958, Archiv der Deutschen Baurevision.

126 Vgl. Abt. 650/2740, HHSTA.

127 Vgl. Geschäftsbericht 1955.

128 Vgl. Geschäftsberichte 1950 bis 1957.

129 Vgl. Geschäftsbericht 1954.

130 Vgl. Geschäftsbericht 1952.

131 Vgl. Thomas Bauer, „Seid einig für unsere Stadt“. Walter  Kolb – 

Frankfurter Oberbürgermeister 1946 – 1956,  Frankfurt am Main 1996, 

S. 86f.

132 Vgl. Heinrich  Schneider, 50 Jahre Nassauische Heimstätte und der 

 Goldsteinwettbewerb, in: Das Dach, Juni 1972, S. 4.
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133 Vgl. Geschäftsbericht 1954.

134 Zu den unterschiedlichen Wohnungszahlen vgl. Magistrat der 

Stadt Frankfurt, Dezernat Planung, Amt für kommunale Gesamtent-

wicklung und Stadtplanung (Hg.). Zur Erneuerung der 50er-Jahre-

Wohnsiedlungen in  Frankfurt am Main,  Frankfurt am Main 1993, S. 8 

und 190.

135 Vgl. Betriebsvergleiche der Aktiengesellschaft für Wirtschaftsprüfung, 

Deutsche Baurevision, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 1949/50 – 1958, 

Archiv der Deutschen Baurevision.

136 Zwölf Gesellschafter hielten 1953 Anteile am Heim: die Landes-

versicherungsanstalt, das Land Hessen, die Heimstätte, die Städte 

 Frankfurt am Main,  Darmstadt,  Offenbach,  Rüsselsheim,  Hanau,  Lan-

gen, Kelsterbach,  Michelstadt und die Gemeinde Bergen- Enkheim, 

die erst 1977 nach Frankfurt eingemeindet wurde; bis 1955 kamen 

noch die Nassauische Sparkasse, die Gemeinden  Sprendlingen,  Butz-

bach und die Wetzlarer Wohnungsgesellschaft hinzu, vgl. Appel 

(1978), S. 43.

137 Vgl. ebd., S. 39ff.; Geschäftsberichte 1948/49 bis 1957.

138 Vgl. Geschäftsberichte 1948 bis 1957.

139 Vgl. Kropat (1979), S. 243f.

140 Vgl. Niederschrift der Aufsichtsratssitzung vom 13. Januar 1949, 

Abt. 650/2768, HHSTA.

141 Vgl. Geschäftsbericht 1948/49.

142 Erhebung der Gesamtgebühren 1950 – 1956, Archiv der Deutschen 

Baurevision.

143 Das noch heute der Heimstätte gehörende Gebäude wurde 

nach Angaben des früheren Geschäftsführers Ewald  Geißler bis 1964 

an die Stadt vermietet, die dort ihr Verkehrs- und Wirtschaftsamt 

unterbrachte; heute befi nden sich im Gebäudekomplex mit dem 

Mitte der 1960er Jahre vom Verein der Glasindustrie angekauften 

Nebengebäude die technischen Abteilungen und der Eigenheimver-

kauf der Heimstätte.

144 Vgl. Appel (1978), S. 47.

145  Bossert ging 1961 nach dreizehn Jahren bei der Heimstätte in den 

Ruhestand. Zu seinem 70. Geburtstag erhielt er die Ehrenplakette der 

Stadt Frankfurt, vgl. Geschäftsberichte 1961 und 1966.

146 Die Villa war nach Plänen des für historisierende Entwürfe bekann-

ten Architekten A. Günther um 1910 für den Chef der Frankfurter Ban-

kiersdynastie errichtet worden, der u. a. zu den Aufsichtsräten der I.G. 

Farbenindustrie AG oder der Allianz & Stuttgarter Verein Versicherungs-

AG gehörte, mündliche Auskunft von Michael Hauck im April 1997, vgl. 

Georg Hauck & Sohn Bankiers KGaA (Hg.), Spurenlese. Von der Verfl ech-

tung einer Bank, ihrer Partner und einer Familie mit der Stadt  Frankfurt 

am Main,  Frankfurt am Main 1996, S. 187f.

147 Vgl. Friedrich Wilhelm  Bossert, Verwaltungsgebäude der Siedlungs-

gesellschaft  Nassauisches Heim m.b.H. in Frankfurt a. M., in: Glasforum 

3/1958, S. 32ff.

148 Mündliche Information des ehemaligen Heimstätten-Architekten 

Günter Köhler.

149 Mündliche Information des ehemaligen Heimstätten-Architekten 

Günter Köhler, der an der Planung des Geschäftshauses beteiligt war; 

Korrespondenz, Aktennotizen zum Verwaltungsgebäude 1955 und 1956, 

Archiv NH.

150 Vgl. Aktennotiz zum Verwaltungsgebäude vom 18. Mai 1956, 

Archiv NH.

151 Vgl. Geschäftsbericht 1957 und Geschäftsbericht des Nassauischen 

Heims 1956.

152 Vgl. Geschäftsbericht 1950.

153 Vgl. Geschäftsbericht 1955. Die Gemeinschaft ist noch heute aktiv.

154 Vgl. Geschäftsbericht 1952.

155 Vgl. Geschäftsbericht 1957.

156 Vgl. Geschäftsberichte 1953 und 1954. Das Ferienheim in Lich-

tenberg verkaufte die Heimstätte in den 1960er Jahren, der Erlös 

kam den Reisen der Heimstätten-Gemeinschaft zugute. Über die 

weitere Geschichte der anderen Einrichtungen ist nichts Näheres 

bekannt. Mündliche Informationen des ehemaligen Geschäftsführers 

Ewald  Geißler.

157 Vgl. Geschäftsbericht 1952.

158 Vgl. Geschäftsbericht 1953.

159 Vgl. Akten der Stadtkämmerei 305, ISG.

160 Als „displaced persons“ (DP) wurden die Opfer des NS-Staates be-

zeichnet, für die die Militärregierungen der Westzonen Lager einrichte-

ten, die nach ihren entwurzelten Bewohnern benannt waren. Föhren-

wald bei München wurde als letztes DP-Lager aufgelöst. Lager und DP 

mussten ab 1956 einer unter Leitung des Katholischen Siedlungswerkes 

entstehenden Siedlung für Einheimische und „Vertriebene“ weichen. 

Neun westdeutsche Städte, darunter Frankfurt, hatten 1953 die Auf-

nahme der DP in Aussicht gestellt. Insgesamt sollten für den „Auslese-

rest“ der Föhrenwalder 264 Wohnungen gebaut werden, die zu 85 

Prozent der Bund und zu 15 Prozent der Staat Bayern fi nanzieren sollte, 

vgl. FAZ 14. Juni 1996.

161 Beschreibung des Wiederaufbaus in der Frankfurter Innenstadt, in: 

Rudolf Scheidel, Studie über den Auftrag der Nassauischen Heimstätte 

und seine Erfüllung, Coburg 1957, S. 17f.

162 Vgl. u. a. Magistrat der Stadt  Hanau (Hg.),  Hanau 19. März 1945, 

50. Jahrestag der Zerstörung der Stadt 1945,  Hanau 1995, S. 115.

163 Vgl. Geschäftsbericht 1952.

164 Vgl. Geschäftsbericht 1948/49.

165 Vgl. Magistrat der Stadt  Hanau (1995), S. 102ff.

166 Vgl. Hanauer Anzeiger 23. August 1952.

167 Vgl. Magistrat der Stadt  Hanau (1995), S. 116; Nassauische Heim-

stätte, Übersicht über alle Bauvorhaben in  Hanau vom 5. August 1953, 

Fotomappe  Hanau, Allgemeines, Archiv NH; Garioa ist die Abkürzung 

für Government Appropriations for Relief in Occupied Areas der US Armee 

für Notstandsarbeiten.

168 Vgl. Hanauer Anzeiger 15. Februar 1958.

169 Vgl. Fuller/Schorsch/Tuch, Hanaus Architekten sind zur Mitarbeit 

bereit, in: Hanauer Anzeiger 24. September 1954.

170 Vgl. Geschäftsbericht 1953.

171 1,2 Millionen für die Altstadt, in: S 3/R 1.836, ISG.

172 Vgl. Geschäftsberichte 1950, 1951 und 1953.

173 Noch heute führen einige dieser bislang nicht abschließend ge-

klärten Fälle zu Kontroversen zwischen Alteigentümern und jetzigen 

Besitzern, vgl. FAZ 9. Januar 1997; Bauer (1996), S. 94f.

174 Vgl. Geschäftsbericht 1953; Aufgaben und Möglichkeiten für das 

Baujahr 1954, Referat Direktor  Müller am 3. November 1953 vor der 
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175 Vgl. u. a. Repräsentative Neubauten in  Höchst, Amtsstuben kont-

rastreich getönt, in: FNP 21. Mai 1954; AOK in neuen Räumen, in: 

Höchster Kreisblatt 12. Juni 1954; Die Ortskrankenkasse steht im Roh-

bau, in: Höchster Kreisblatt 11. Juli 1953.

176 Friedrich Wilhelm  Bossert, Auf dem Weg zu neuen Wohnformen, 

in: Nassauische Heimstätte (Hg.), 30 Jahre sozialer Wohnungsbau der 

staatlichen Treuhandstelle. Nassauische Heimstätte 1922 – 1952,  Frank-

furt am Main 1952, S. 162.

177 Vgl. Geschäftsbericht 1954.

178 Vgl. Geschäftsbericht 1955.

179 Benannt nach dem Präsidenten der Landesversicherungsanstalt, 

der u. a. zum Aufsichtsrat der Nassauischen Heimstätte gehörte. Die LVA 

hatte einen großen Teil der erstrangigen Hypotheken zur Verfügung 

gestellt, so dass sie Belegungsrechte für einige Häuser erhielt. Am 30. 

Jubiläumstag der Heimstätte 1952 wurde in der Siedlung eine Gedenk-

plakette für Fritz Kissel enthüllt, vgl. FR 13. Oktober 1951; 1,2 Millionen 

für die Altstadt, in: S 3/R 1.836, ISG; Geschäftsbericht 1952.

180 Vgl. zur  Fritz-Kissel-Siedlung u. a. Heike Drummer/Jutta Zwilling, 

Wohninseln in der Großstadt. Die monofunktionale Stadt I, in: Dieter 

Bartetzko (Hg.), Sprung in die Moderne.  Frankfurt am Main. Die Stadt 

der 50er Jahre,  Frankfurt am Main 1994, S. 122ff.; Hans-Reiner Müller-

Raemisch,  Frankfurt am Main. Stadtentwicklung und Planungsgeschich-

te seit 1945,  Frankfurt am Main 1996, S. 122ff.; FR 7. Mai 1951; FR 13. 

Oktober 1951;  Fritz-Kissel-Siedlung in Frankfurt-Süd: 1111 Wochen, in: 

das dach 8/1972; Frankfurts größtes Richtfest, in: FNP 9. Mai 1951; FNP 

19. Januar 1953; Eigenheime von der Stange, in: FNP 9. August 1954; 

FNP 24. März 1956; Busch/Vetter (1957), S. 54 und 82. Ansonsten ist 

die  Fritz-Kissel-Siedlung ausgesprochen schlecht dokumentiert, sowohl 

hinsichtlich der stadtplanerischen als auch sozialpolitischen wie der 

ästhetischen Planer-Intentionen. In Festschriften taucht sie in der Regel 

nur im Bild und mit kurzer Erwähnung auf. Auch dies lässt den Schluss 

zu, dass beim Bau der Siedlung theoretische und sozialpolitische Erwä-

gungen gegenüber reiner Wohnraumbeschaffung nur peripher eine 

Rolle spielten. Die Architekten der Siedlung treten überhaupt nicht in 

Erscheinung, einzig der Oberbauleiter und Geschäftsführer der Nassau-

ischen Heimstätte Friedrich Wilhelm  Bossert ist auf den Plänen nament-

lich fassbar.

181 Vgl. zur  Heimatsiedlung: DW Dreysse, Ernst  May. Housing Estates. 

Architectural Guide to eight new Francfort Estates (1926 – 1939),  Frank-

furt am Main 1988, S. 39ff.; Bernd Kalusche/Wolf-Christian Setzepfandt, 

Architekturführer  Frankfurt am Main, Berlin 1992, S. 55; Magistrat der 

Stadt Frankfurt, Dezernat Planung, Amt für kommunale Gesamtent-

wicklung und Stadtplanung (Hg.), Zur Erneuerung der 20er-Jahre-Wohn-

siedlungen in  Frankfurt am Main,  Frankfurt am Main 1993, S. 18ff.; 

Heike Risse, Frühe Moderne in  Frankfurt am Main 1920 – 1933,  Frankfurt 

am Main 1984, S. 284ff. Die  Heimatsiedlung befi ndet sich seit 1985 im 

Besitz der Nassauischen Heimstätte.

182 Nach Angaben der Nassauischen Heimstätte im Mai 1994. In die-

sem Betrag sind die Baukosten für die Gewerbebetriebe nicht berück-

sichtigt.

183 Vgl. Magistrat der Stadt Frankfurt, Dezernat Planung, Amt für kom-

munale Gesamtentwicklung und Stadtplanung (1993).

184 Zitiert nach Paul  Müller (1987), S. 325.

185 Alle Wohnungen waren mit Freisitz ausgestattet. Dies könnte ein 

Resultat der Untersuchung Ernst Neuferts sein, der 1942 (!) herausge-

funden hatte, dass sich 82,5 Prozent der von ihm Befragten einen 

Balkon wünschten, vgl. Ernst  Neufert, Der Mieter hat das Wort, Berlin 

1942, S. 21.

186 Vgl. u. a. das Tondokument: Der ehemalige Frankfurter Stadtbaurat 

Ernst  May erzählt aus seinem Leben, 1969.

187 Vgl. auch Christoph Hackelsberger, Die aufgeschobene Moderne. 

Ein Versuch zur Einordnung der Architektur der Fünfziger Jahre, München 

1985, S. 51.

188 Vgl. Magistrat der Stadt Frankfurt, Dezernat Planung, Amt für kom-

munale Gesamtentwicklung und Stadtplanung (1993).

189 Vgl. Geschäftsbericht 1955.

190 Die Wohnungsgrößen orientierten sich an den Wohnungsbauge-

setzen von 1950 und 1954 (mit höheren Obergrenzen) sowie den 

hessischen Ausführungsrichtlinien, die auch Richtsatzmieten vor-

schrieben. 1950 waren die hessischen Sozialwohnungen durchschnitt-

lich 45 Quadratmeter groß, 1955 immerhin schon 59,5 Quadratmeter, 

vgl. Busch/Vetter (1957), S. 13.

191 Vgl. ebd., S. 11.

192 Vgl. Hackelsberger (1985), S. 48.

193 Vgl. ebd., S. 53f.

194 Vgl. FR 18. August 1956; Geschäftsbericht 1955.

195 Vgl. die Pläne aus dem Archiv der WohnBau Rhein-Main AG.

196 Vgl. L. Schmidt, 25 Jahre evangelische Osterkirche  Frankfurt am 

Main  Sachsenhausen 1959 – 1984,  Frankfurt am Main 1984.

197 Zu St. Aposteln vgl. 25 Jahre Katholische Pfarrgemeinde St. Apo-

steln Frankfurt/Main,  Frankfurt am Main 1982. Eine Gemeindezählung 

aus dem Jahr 1957 zeigt den Zusammenhang mit der  Fritz-Kissel-

Siedlung: Alle 3.400 Gemeindemitglieder lebten in Sozialwohnungen, 

davon kamen 1.100 aus dem Sudetenland, 500 aus Schlesien bzw. 

Ost- und Westpreußen, 100 aus den „Donauländern“, die übrigen aus 

Frankfurt und dem ganzen Bundesgebiet.

198 Nach Angabe der Nassauischen Heimstätte, Mai 1994.

199 Vgl. C. A. Heinrich, Festschrift zur Übergabe der Osterkirche  Frankfurt 

am Main,  Frankfurt am Main 1959, zitiert in: Schmidt (1984), S. 29.

200 Laut einer Anwohnerin der „ersten Stunde“ handelt es sich dabei 

vor allem um ein Haus in der Teplitz-Schönauer-Straße. Der nahe ge-

legene Lerchesberg, der als Villenviertel ausgewiesen ist, war eine 

weitere Garantie, dass hier kein „sozialer Brennpunkt“ entstehen würde. 

Noch heute ist die Fluktuation der Mieter sehr gering und der Auszug 

meist altersbedingt.

201 Vgl. Peter Conradi/Christoph Zöpel, Wohnen in Deutschland. Not 

im Luxus, Hamburg 1994, S. 90.

202 Zur  Siedlung Hirschsprung vgl. Nassauische Heimstätte, Die 

neue  Wohnstadt. Am Hirschsprung,  Frankfurt am Main 1961; Nas-

sauische Heimstätte, Die neue  Wohnstadt, Informationsblatt, abge-

druckt in: Dieter Schneider, Selbsthilfe, Staatshilfe, Selbstverwaltung. 

Ein Streifzug durch Theorie und Praxis der Wohnungspolitik,  Frank-

furt am Main 1973, S. 213ff.; FR 6. Dezember 1958;  Offenbach Post 

18. Oktober 1956; zur Idee der  Wohnstadt Geschäftsberichte 1955 

und 1957.
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203 Sowjetisch besetzte Zone (SBZ).

204 Vgl. Versöhnungsgemeinde (Hg.), Bericht über Entstehung und 

Entwicklung der Versöhnungsgemeinde, o. O. u. J.

205 Vgl. Busch/Vetter (1968), S. 27.

206 Vgl. Geschäftsbericht 1955.

207 Ebd.

208 Vgl. „Modell einer Stadt“ im folgenden Kapitel.

209 So der Titel des berühmten Buches von Alexander  Mitscherlich, Die 

Unwirtlichkeit unserer Städte,  Frankfurt am Main 1996.
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„Altstadtgesundung“
Eine internationale Propagandakampagne der Stadt Frank-
furt galt um 1935 der ,,Altstadtgesundung“. Auch dieses 
Programm war keine Erfi ndung der Nationalsozialisten: Das 
städtische Bauamt war bereits um 1930 mit Fragen der „Be-
seitigung verwahrloster Wohnviertel“ betraut. Neben der 
tatsächlich notwendigen Sanierung des Viertels und der 
Wohnungen – die meisten hatten weder Bad noch Toilette – 
wurde mit Hilfe dieser Maßnahme die Sozialstruktur der Alt-
stadt komplett verändert. Die dort ansässigen, in der NS-
Terminologie „asozialen Elemente“ wurden umgesiedelt und 
ihre Vermieter rigoros enteignet. Um höhere Steuereinnah-
men zu erzielen, bevölkerten künftig Gewerbetreibende und 
Handwerker die nach mittelalterlichen Vorbildern moderni-
sierten Häuser. Ein Prestigeobjekt für die künftige Handwer-
ker-Idylle in der zur „Stadt des deutschen Handwerks“ ge-
kürten Main-Metropole war nach seiner „Entkernung“ das 
Fünffi ngerplätzchen.

Bausparen
Zur Mobilisierung privaten Kapitals boten nach dem Ersten 
Weltkrieg Bausparkassen das kollektive zweckgebundene 
Sparen an, das jedoch während der Weimarer Zeit kaum
Bedeutung erlangte. Die Bundesregierung gab mit der Ein-
führung der Bausparprämie 1952 für Geringverdiener der 
Bewegung neue Impulse. Bauspargelder spielten bei der 
Finanzierung des privaten Eigenheims seitdem eine zuneh-
mend bedeutsame Rolle. Mit dem Bausparkassengesetz und 
der Bausparkassenverordnung wurde ab 1973 eine einheit-
liche Rechtsgrundlage für die Geschäftstätigkeit der privaten 
und öffentlichen Bausparkassen geschaffen. 1991 ebnete die 
Novellierung des Bausparkassengesetzes den Kassen unter 
anderem den Weg in den Europäischen Binnenmarkt. Die 
Gewährung von Wohnungsbauprämien für Sparleistungen 
auf Bausparkonten und die Zahlung von Arbeitnehmerspar-
zulagen für vermögenswirksame Leistungen sollten helfen, 
das Bausparen zu fördern. Zudem ergänzt seit 1. Januar be-
ziehungsweise 1. August 2008 das Eigenheimrentengesetz 
(auch Wohn-Riester) das bestehende Angebot von steuerlich 
begünstigten Modellen für die Altersvorsorge. Die auf dieser 
Grundlage geförderten Immobilien müssen allerdings von 
den Käufern selbst bewohnt werden.

Bebauungsplan
Das Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplans ist im 
Bundesbaugesetz geregelt. Der Bebauungsplan wird als 

Satzung von der Gemeindevertretung beschlossen und 
vom Regierungspräsidenten oder von der Bezirksregierung 
genehmigt; er besitzt damit den Charakter eines Gesetzes, 
an das Behörden wie auch die Bürger gebunden sind. Der 
Bebauungsplan ist aus dem Flächennutzungsplan zu ent-
wickeln. Er skizziert in Text und/oder Zeichnung die Nut-
zung der Gemeindefl ächen, die sich innerhalb seines Gel-
tungsbereiches befi nden. Dazu gehören zum Beispiel Art 
und Maß der Grundstücksnutzung, Größe und Lage der Ver-
kehrs-, Grün- und Sportfl ächen sowie der Flächen für Land- 
und Forstwirtschaft.

Bodenspekulation
Der Begriff bezeichnet die Hoffnung auf künftige Erhöhung 
des Bodenwertes oder -preises eines Grundstückes zum Bei-
spiel durch Umwandlung von Acker- in Bauland, eines 
Wohnviertels in ein Gewerbegebiet, Ausbau des Verkehrs-
netzes oder Bauabsichten eines am Grundstück interessier-
ten Nachbarn. Bei der Spekulation versucht der Eigentümer, 
durch Verkauf extreme Gewinne zu erzielen, die öffentli-
chen Belangen häufi g zuwiderlaufen.

Citybildung
Bezeichnet die Kernbildung einer Großstadt, in der wirtschaft-
liche und politische Funktionen zentral zusammenlaufen. 
Aus der ursprünglichen Altstadt, wo sich über Jahrhunderte 
Wohnen und Arbeiten aller Bereiche nebeneinander ansie-
delten, wurden Wohnen, Gewerbe und Industrie zugunsten 
von Handel und Verwaltung zunehmend verdrängt. Die City 
entwickelte sich zum überregionalen Geschäftszentrum, in 
dem die ehemaligen, zwischenzeitlich oft verslumten Woh-
nungen Büro- und Kaufhäusern weichen mussten. Wegen 
steigender Grundstückspreise im Geschäftszentrum erhöhte 
sich beispielsweise in Frankfurt die Bebauungshöhe und 
gipfelte in der Skyline, längst Markenzeichen der Main-
Metropole. Mit der Citybildung entstanden in den Außenbe-
zirken der Stadt häufi g sozial kaum durchmischte Quartiere 
wie Villen- oder Sozialbauviertel, ab den 1950er Jahren auch 
„Schlafstädte“ im Ballungsraum bei gleichzeitiger Verödung 
der Innenstädte.

Denkmalschutz
Der Denkmalschutz regelt gesetzlich die Bewahrung und 
Pfl ege von Bauten, Ensembles oder gärtnerischen Anlagen, 
deren Erhaltung wegen ihrer historischen, künstlerischen, 
städtebaulichen oder wissenschaftlichen Bedeutung im
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öffentlichen Interesse liegt. In Deutschland ist der Denkmal-
schutz Angelegenheit der Länder. Diese sind in ihrer Eigen-
schaft als Oberste Denkmalbehörden grundsätzlich auch für 
den Gesetzesvollzug zuständig. Als zentrale Fachbehörden 
arbeiten jeweils Landesdenkmalämter; zu deren Aufgaben 
gehören zum Beispiel die Beratung von Denkmaleigentü-
mern, das Erstellen fachlicher Gutachten oder die Interessen-
vertretung bei öffentlichen Planungen und Baumaßnahmen. 
Letztere sind genehmigungspfl ichtig. Für die Sanierung und 
Unterhaltung denkmalgeschützter Gebäude gewähren die 
Denkmalschutzbehörden, Länder und Kommunen auf An-
trag Fördermittel. Außerdem enthalten Einkommen-, Grund- 
und Umsatzsteuergesetze Bestimmungen zu Steuervergüns-
tigungen. In Hessen fungierte Gottfried Kiesow (1931 – 2011) 
ab 1966 drei Jahrzehnte als Präsident des Landesamtes für 
Denkmalpfl ege. Unter seiner Amtsleitung trat 1974 das ers-
te gesamthessische Denkmalschutzgesetz in Kraft; es wurde 
1986 novelliert und gilt – mit geringfügigen Änderungen – in 
dieser Fassung bis heute.

Dezentralisation 
Ab der Jahrhundertwende reagierten die Planer auf das 
ungebremste, stark verdichtende Wachstum der Städte 
während der Hochindustrialisierungsphase mit Konzepten 
zur Dezentralisation des Verkehrs und einer gezielten Auf-
lockerung des Stadtgefüges. Idealerweise wurde der 
Durchgangsverkehr in Ringstraßen um das Zentrum herum-
geleitet; Gesamtentwicklungspläne sahen Erholungs- und 
Grünfl ächen sowie weiträumig angelegte Wohngebiete vor. 
Mit Eingemeindungen versuchten die Städte die Planungs-
hoheit für ihr Umland zu erhalten. Eine Aufgabe der Heim-
stätten bestand von Anbeginn in der Errichtung preisgüns-
tigen Wohnraumes auch außerhalb der Städte, um die 
Landfl ucht zu stoppen. Das Konzept, solche Gebietseinhei-
ten mit möglichst vielen infrastrukturellen Funktionen des 
städtischen Lebens auszustatten, soll auch heute das über-
wiegend störungsfreie Nebeneinander von Nutzungen und 
lebendige Nachbarschaften gewährleisten.

Entwicklungsplanung
Entwicklungsplanung fi ndet auf Landes-, Regional-, Kreis- 
oder Gemeindeebene statt; sie ist dadurch gekennzeichnet, 
dass alle öffentlichen Planungsaufgaben koordiniert und ihre 
Durchführung möglichst konzentriert gesteuert wird. Dazu 
gehören zum Beispiel die Ausweisung neuer Bau- und Sied-
lungsfl ächen samt Verkehrs- und Versorgungserschließung, 
die Mittelvergabe für den Wohnungsbau, die Förderung sozi-
aler und bildungspolitischer Einrichtungen, die Verbesserung 
der Wirtschaftsstrukturen, vor allem hinsichtlich Erhaltung 
und Schaffung von Arbeitsplätzen. In Hessen gewann die Ent-
wicklungsplanung nach der Gebietsreform ab 1972 oder dem 
Freiwerden militärisch genutzter Areale durch den Abzug US-
amerikanischer Truppen Mitte der 1990er Jahre besonderes 

Gewicht. Zwischenzeitlich entstanden zum Beispiel in Gießen, 
Frankfurt-Höchst, Eschborn oder Wiesbaden hochwertige 
Wohngebiete und Gewerbe standorte.

Erbbaurecht
Das 1896 verabschiedete und 1900 in Kraft getretene Bürger-
liche Gesetzbuch regelte auch die Erbpacht und bot damit 
eine neue Form der Grundstücksausnutzung an. Als erster 
Erbbaunehmer schloss die Frankfurter Aktienbaugesellschaft 
für kleine Wohnungen auf Anregung des damaligen Ober-
bürgermeisters Adickes einen Vertrag mit dem Katharinen- 
und Weißfrauenstift. Mit der Erbbaurechtsverordnung (Erb-
bauVO) vom 15. Januar 1919 wurde eine neue Form des 
Bodeneigentums begründet, bei der ein Grundstück nicht 
käufl ich erworben werden muss. Vielmehr pachtet der Erb-
bauberechtigte das Grundstück für eine Zeit, die etwa der 
„Lebensdauer“ des auf dem Boden stehenden Hauses ent-
spricht. In der Regel werden Erbbaurechte für einen Zeitraum 
zwischen 50 bis 90 Jahren ausgegeben, und sie sind vererb-
bar. Verlängert der Grundstückseigentümer nach Ablauf der 
Frist das Erbbaurecht nicht, fällt das Grundstück an ihn zurück. 
Allerdings muss er dem Pächter beim sogenannten Heimfall 
den Wert des Hauses ersetzen. Mit dieser Rechtsform, die 
Eigentum vom Boden trennt, ist der Bodenspekulation ein 
wirksamer Riegel vorgeschoben. Da sich heute mit dem Ver-
kauf von Grundstücken mehr Geld verdienen lässt als mit der 
Vergabe von Erbbaurechten, verzichten die meisten Kommu-
nen in der Bundesrepublik darauf, die Rechte bei Auslauf zu 
verlängern; vielmehr bieten sie den vormaligen Pächtern die 
Grundstücke zum Kauf an. Mit Wirkung vom 30. November 
2007 wurde die ErbbauVO in Erbbaurechtsgesetz (ErbbauRG) 
umbenannt; die letzte Änderung nach dieser Rechtsbereini-
gung trat zum 15. Dezember 2010 in Kraft.

„Erbhof“
Das 1933 erlassene „Reichserbhofgesetz“ erklärte rund 35 
Prozent der land- und forstwirtschaftlich genutzten Besit-
zungen zu „Erbhöfen“ und war ein wichtiges Instrument 
nationalsozialistischer Landwirtschaftspolitik. Nach gesetz-
lich festgelegter Defi nition durfte ein „Erbhof“ nicht kleiner 
als 7,5 und nicht größer als 125 Hektar sein. Nur der Besitzer 
eines Erbhofes konnte die Bezeichnung Bauer führen, wobei 
§ 13 des Gesetzes bestimmte: „Bauer kann nur sein, wer 
deutschen oder stammesgleichen Blutes ist. Deutscher oder 
stammesgleichen Blutes ist nicht, wer unter seinen Vorfahren 
väterlicher- oder mütterlicherseits jüdisches oder farbiges
Blut hat.“ Die „Erbhöfe“ durften nicht verkauft oder mit 
Hypotheken belastet werden und sollten ungeteilt auf den 
sogenannten Anerben, meistens den Sohn des Bauern, 
übergehen. Im hessischen Ried wurden in den 1930er Jah-
ren ganze „Erbhöfedörfer“ gegründet; auch die Nassauische 
Heimstätte beteiligte sich ab 1938 an einem solchen Projekt 
im Rodgau.
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Der Flächennutzungsplan stellt die derzeitige und künftige 
Nutzung aller Flächen des Gemeindegebietes für einen Zeit-
raum von etwa zehn Jahren fest. Das Bundesbaugesetz de-
fi niert ihn als „vorbereitenden Bauleitplan“. Der Plan weist 
Art und Nutzung von Baufl ächen, das Verkehrsnetz, Stand-
orte von Infrastruktureinrichtungen sowie Grün-, land- und 
forstwirtschaftliche Flächen aus. Übergeordnete Planungen 
des Bundes, der Länder oder Regionalverbände müssen Be-
rücksichtigung fi nden. Die Behörden sind an den Flächen-
nutzungsplan gebunden, das heißt, alle Bauprojekte der 
Gemeinde sind aus dem gültigen Flächennutzungsplan zu 
entwickeln.

Frankfurter Küche
In der „Frankfurter Küche“, zentraler Baustein der typisier-
ten Frankfurter Grundrisse in der Ära Ernst Mays, sollte die 
Hausarbeit mit funktional aufeinander abgestimmten Ein-
richtungsteilen zeit- und kraftsparend organisiert werden. 
Auf einem Minimum an Platz boten feste Einbauten einen 
für diese Zeit keineswegs üblichen Komfort: fl ießendes 
warmes und kaltes Wasser, Gas- oder Elektroherd, Strom-
anschluss, Einbauschränke vom Fußboden bis unter die 
Decke und teilweise Heizung. Von Rationalisierungsunter-
suchungen der Industrie und von hygienischen Idealvor-
stellungen beeinfl usst, wurde hier erstmals die übliche 
Wohnküche in Wohn- und Kochraum getrennt. Die Wiener 
Architektin Grete Schütte-Lihotzky (1897 – 2000) gilt als 
Gestalterin dieser ersten reinen Arbeits- und Einbauküche, 
von der etwa 10.000 Exemplare in verschiedenen Versio-
nen und Farben installiert wurden; darunter auch in den 
von der Nassauischen Heimstätte errichteten Häusern in 
Westhausen.

Gartenstadt
In England, dem Mutterland der Industrialisierung, entwi-
ckelte sich als siedlungspolitisches Programm die Garten-
stadtidee, die ursprünglich städtebauliche, agrarpolitische 
und bodenreformerische Ziele umfasste und durch Ebenezer 
Howard (1850 – 1928) bekannt wurde. Unter Mitwirkung 
von Bernhard Kampffmeyer (1867 – 1942) konstituierte sich 
1902 die „Deutsche Gartenstadtgesellschaft“, die seit 1917 
mit der „Gartenstadt“ für ihr Modell warb. Wesentlicher 
Grundgedanke auch der hiesigen Rezeption war die plan-
mäßige Dezentralisation der Besiedlung auf gemeinschafts-
eigenem, der Spekulation entzogenem Boden. Allerdings 
wurden in Deutschland nur Gartenvorstädte als Flachbau-
siedlungen mit Gärten ohne Realisation des Bodenreform-
gedankens, beispielsweise als Arbeiterkolonien, errichtet. 
Die Idee beeinfl usste viele bedeutende Stadtplaner des
20. Jahrhunderts; so kann sie auch als vorbildhaft für Mays 
„Trabantenkonzept“, Schwagenscheidts „Raumstadt“ oder 
Reichows „organische Stadtlandschaft“ gelten.

Heimstätte
Eine „Heimstättenbewegung“ mit dem Ziel, Menschen durch 
Hausbesitz an Grund und Boden zu binden, existierte bereits 
Ende des 19. Jahrhunderts; nach dem Ersten Weltkrieg erfuhr 
sie jedoch eine besondere Belebung, da den zurückkehren-
den Soldaten die Möglichkeit einer dauerhaften Eigentums-
bildung geboten werden sollte. Das Reichsheimstättengesetz 
vom 10. Mai 1920 defi nierte Heimstätte als zweckgebun-
denes, vollstreckungsgeschütztes Familienheim, das gleich-
zeitig der wohnlichen Lebensgrundlage dient. Unterschieden 
wurden darin Wohnheimstätten, die aus einem Einfamilien-
haus mit Nutzgarten bestehen, und Wirtschaftsheimstätten, 
die landwirtschaftliche oder gärtnerische Anwesen in Fami-
lienbetrieb waren. Die Wohnungsfürsorge-Gesellschaften 
gehörten unter anderem zu ihren „Ausgebern“, deren Zu-
stimmung für Teilungen, Belastungen oder Veräußerungen 
notwendig war. Sie konnten einen „Heimfallsanspruch“ gel-
tend machen, sofern der Heimstätter das Objekt nicht dau-
ernd selbst bewohnte oder bewirtschaftete. Das Reichs-
heimstättengesetz wurde am 24. November 1937 geändert. 
In § 2 legten die Nationalsozialisten fest, dass „Heimstätten 
nur an Reichsbürger ausgegeben werden“; als Juden ver-
folgte Deutsche wurden künftig nicht mehr als Heimstätter 
anerkannt und verloren ihr Eigentum. Mit Abänderungen 
bildete diese Fassung nach dem Zweiten Weltkrieg die 
Grundlage des bundesrepublikanischen Heimstättenrechts.

Infrastruktur
Der Begriff Infrastruktur bezeichnet Institutionen oder Maß-
nahmen im städtebaulichen Kontext, die zumeist vom Staat 
oder den Kommunen fi nanziert und unterhalten werden. 
Dabei fallen Straßen, Wasserwege, Einrichtungen der Ener-
gieversorgung oder Eisenbahnlinien unter die technische 
Infrastruktur, während Schulen, Krankenhäuser, Kindergär-
ten oder Erholungsräume zur sozialen Infrastruktur einer 
Gemeinde gezählt werden. Für die Qualität des Wohnens 
besitzt eine ausreichende Infrastruktur große Bedeutung. 
Die „Schlafstädte“ oder Hochhaussiedlungen der 1960er 
und 1970er Jahre zeichneten sich zum Beispiel durch starke 
Trennung der Lebensfunktionen Arbeiten und Freizeit aus; 
mangelnde Infrastruktur führte hier zu Segregationen, die 
letztlich zur Entstehung „sozialer Brennpunkte“ beitrugen.

Kinderzimmer
Hatten um 1900 bis weit in unser Jahrhundert hinein die 
Kinder der Bevölkerungsmehrheit häufi g kein eigenes Bett, 
geschweige denn ein eigenes Zimmer, so bestand bei den 
Wohn- und Sozialpolitikern schon früh Konsens über die 
Notwendigkeit, aus sittlichen Gründen spätestens mit der 
Pubertät die Geschlechter und Altersgruppen zu trennen. So 
erhielten seit den 1920er Jahren zumindest winzige Schlaf-
kammern für den Nachwuchs einen festen Platz in den 
Typengrundrissen. In den Wohnungsbaunormen der 1950er 
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Jahre waren Mindestgrößen von zehn Quadratmetern für 
Schlafräume beziehungsweise sechs Quadratmeter für 
Schlafkammern vorgesehen, die für Kinderzimmer lange 
Zeit zumeist kaum überschritten wurden. Ab den 1960er 
Jahren sah der Deutsche Normenausschuss auch Spielfl ächen
im Kinderzimmer vor. Die Räume sollten jetzt eher den ver-
schiedenartigen Ansprüchen von Kindern und Jugendlichen 
gerecht werden. Längst ist die den Menschen bevormun-
dende Grundrissaufteilung und Funktionszuweisung in Woh-
nungen und Häusern überholt, was nicht zuletzt den neuen 
Familien- und Partnerschaftsstrukturen, einem gewandelten 
Wohn- und Freizeitverhalten, steigenden Platzbedürfnissen 
und liberaleren Erziehungsmethoden geschuldet ist. In Neu-
bauten dominieren heute meist großfl ächige Wohnzimmer 
mit offenen Küchen; die Wohnfunktionen – auch diejenigen 
mit Kindern – sind kaum mehr voneinander separiert. Den-
noch sollte die Anordnung von Kinderzimmern die optimale 
Aufsicht durch Erziehungsberechtigte ermöglichen. 

Konversion
Um 1994/95 begann nach 50-jähriger Präsenz der Abzug 
vormals alliierter Truppenverbände aus Deutschland. Nach 
dem Ende des Kalten Krieges begrüßten Politiker die allge-
meine Abrüstung sowie eine Reduktion von Militärpersonal 
und Manövern als Chance. Da die Standorte aber auch regi-
onale Wirtschaftsfaktoren waren, kämpften nach deren Auf-
lösung besonders kleinere Gemeinden mit dem Verlust von 
Arbeitsplätzen und sinkender Konsumentenzahl. Die Hessi-
sche Landesregierung unter Ministerpräsident Hans Eichel 
(SPD) legte das Sonderprogramm „Standorte-Konversion“ 
mit einem Volumen von 150 Millionen D-Mark und einer 
Laufzeit bis 1999 auf. Es sollte den betroffenen Kommunen 
helfen, ehemalige militärische Liegenschaften der US-Armee 
von Altlasten zu befreien und umzunutzen – etwa in Dienst-
leistungs- und Technologiezentren, Gewerbeparks oder 
Wohnviertel. Herausragende Konversionen sind inzwischen 
abgeschlossen. So erwarb die Stadt Wiesbaden die ehema-
lige Lindsey Air Station und ließ auf dem 32 Hektar großen 
„Filetstück“ das „Europa-Viertel“ mit etwa 1.000 Wohnungen 
errichten. Darunter realisierte die Nassauische Heimstätte 
ab 1999 etwa 90 Sozialwohnungen. Das Unternehmen be-
teiligte sich als Bauherr und Architekt außerdem an den 
Konversionen des ehemaligen Camps Pieri in Wiesbaden-
Dotzheim, der Michael-McNair-Kaserne im Frankfurter Stadt-
teil Höchst sowie der früheren Steuben-Kaserne in Gießen. 
Auf dem Gelände von Camp Eschborn entstand das Gewer-
begebiet Camp Phönix Park.

Kostenmiete
Die Kostenmiete (§ 72 (1), Zweites Wohnungsbaugesetz) ist 
die für den öffentlich geförderten und preisgebundenen 
Wohnraum gesetzlich zulässige Miete und soll die Deckung 
der Kapital- und Bewirtschaftungskosten des Wohnungsun-

ternehmers garantieren. Sie löste die sogenannte Richtsatz-
miete ab. In die Kostenmiete fl ießen ein die Zinsen für das 
Eigenkapital des Wohnungsunternehmers, die Zinsen für das 
auf dem Kapitalmarkt aufgenommene Fremdkapital, die 
Abschreibung des Gebäudes, die Instandhaltungskosten, die 
Verwaltungskosten des Vermieters, eventuelle Mietausfälle, 
aus möglichen Mietrückständen entstehende Risiken des 
Vermieters und die Betriebskosten. Die Kostenmiete wurde 
wiederholt kritisiert, da durch die jährlich zunehmenden 
Bau-, Grundstücks- und Kapitalkosten die – wenn auch sub-
ventionierten – Mieten für neu errichtete Sozialwohnungen 
ständig stiegen. Mitte der 1990er Jahre beriet die Bundes-
regierung den Entwurf für ein Wohngesetzbuch, das die 
Kostenmiete durch die Vergleichsmiete ersetzen sollte. Das 
Gesetz wurde nie verabschiedet. Schließlich wurde das Kos-
tenmietrecht durch das Gesetz zur Reform des Wohnungs-
baurechts vom 13. September 2001 doch noch aufgegeben. 
Übergangsweise und in Ausnahmefällen galt es für den ge-
förderten Wohnungsbau (Stichtag: 31. Dezember 2002) bis 
zum Auslaufen der entsprechenden Preisbindungen; in vol-
lem Umfang wird dies erst für 2075 prognostiziert.

Landesplanung
Die Landesplanung liegt im Zuständigkeitsbereich der Bun-
desländer. Mittels Karten, Text oder Tabellen werden in Lan-
desentwicklungsplänen die Ziele und Maßnahmen der mit-
tel- und langfristigen Raumordnungspolitik auf Länderebene 
bestimmt. Für Hessen beispielsweise verkündete Albert 
Osswald (SPD) 1970 den Landesentwicklungsplan „Hessen 
'80“; er sollte den „großen Hessenplan“ der Ära Georg Au-
gust Zinns fortführen und umfasste einen längerfristigen 
Zeitraum bis 1985. Das heute verantwortliche Hessische Mi-
nisterium für Wirtschaft, Verkehr und Landesplanung macht 
zum Beispiel Vorgaben für die Bereiche Wohnungs- und 
Schulbau, Gewerbefl ächenentwicklung, Natur- und Denk-
malschutz, Energiebereitstellung oder Verkehr. Die Behörde 
formuliert dabei den strategischen Rahmen sowie auch die 
Eckdaten für die nachgeordnete Regionalplanung. Der der-
zeit gültige Landesentwicklungsplan wurde im Jahr 2000 
aufgestellt und zuletzt 2007 geändert. 

Mietskaserne
Die nach Pariser Vorbild im Blockraster besonders während 
des Gründerzeitbooms unter größtmöglicher Flächenaus-
nutzung errichteten vieletagigen Häuser mit Hinterhaus 
erhielten die Bezeichnung Mietskaserne. Spekulation, Grund-
stücksausnutzung und Rendite standen dabei in direktem 
Verhältnis zueinander. Die Bodenreformer machten für die 
aus dem Gewinnstreben resultierenden ungesunden Wohn-
verhältnisse vor allem die Spekulationsgewinne und damit 
exorbitanten Preise der Baulandverkäufer verantwortlich. 
Das Schreckbild der Mietskaserne mit seinen für die „Volks-
hygiene und -gesundheit“ schädlichen Bedingungen gab 
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zialen Wohnungsbau seit der Weimarer Republik, die Ent-
wicklung der Gartenstadt und moderner Stadtplanung.

Neues Bauen
In Abkehr von der „steinernen Stadt“ des 19. Jahrhunderts, 
die wegen ihrer dichten Bebauung nicht nur als ungesund 
galt, sondern vielen zum Sinnbild erstarrter Gesellschafts-
strukturen geworden war, entstanden in den 1920er Jahren 
beispielsweise in Frankfurt durchgrünte Trabantensiedlun-
gen: damals das größte Experiment des Neuen Bauens. Den 
Planern galt humanes Wohnen der Massen als Vorausset-
zung des sozialen Friedens. Ernst May (1886 – 1970) und 
seine Kollegen verstanden avantgardistische Architektur, die 
radikal mit dem Traditionellen brach, als Baustein eines um-
fassenden kulturellen und lebensweltlichen Wandels zur 
Modernität, der auch die Inneneinrichtung einschloss. Eine 
umfassende Modernisierung glaubte die Avantgarde der 
Städtebauer nur über die Erziehung zu erreichen, so ent-
warfen sie auch Schulbauten und -möbel für einen reform-
pädagogischen Unterricht. Die vom Zwang zur Sparsamkeit 
diktierte Normierung und Vorfertigung der Bauteile beding-
te eine neue industrielle Form, die der Arbeiterklasse als 
eigene, nicht vom Bürgertum übernommene Ästhetik ange-
boten wurde. In den gleichartigen, schmucklosen Fassaden 
kam der Gedanke kollektiver Einheit zum Ausdruck, den die 
Gegner sogleich als „Kulturbolschewismus“ diffamierten. 
Die Kombination von Eigenheimen und Mehrfamilienhäu-
sern als Mietobjekte zielte auf die soziale Durchmischung 
und sollte der Slumbildung entgegenwirken. Doch alle Re-
duktion auf ein Minimum an Größe unter Beibehaltung des 
technischen Standards konnte nicht erreichen, dass einkom-
mensschwache Arbeiter – die eigentliche Zielgruppe – die 
Wohnungen bezahlen konnten.

Ortsbild
Die Gestaltung des Ortsbildes ist gemäß § 1 Abs. 1 (4) Bau-
gesetzbuch ein öffentlicher Belang. Ohne selbst Merkmale 
zu nennen, geht das Baurecht in dieser Bestimmung davon 
aus, dass die Gestaltung mit den Mitteln des Planungsrechts 
erreicht und durchgesetzt werden soll.

Plattenbauweise
Unter dem Druck, die Baukosten zugunsten tragbarer Mie-
ten für Durchschnittsverdiener senken zu müssen, experi-
mentierte die Nassauische Heimstätte im Rahmen der Sied-
lungsprojekte Ernst Mays bereits Ende der 1920er Jahre zur 
weiteren Rationalisierung mit Fertigbauteilen, was die 
Reichsforschungsanstalt förderte. Die Vorteile lagen in der 
witterungsunabhängigen und schnellen Produktion. In den 
1950er und 1960er Jahren nahm die Heimstätte die Idee 
wieder auf und gab den entscheidenden Impuls zur Einfüh-
rung der Großtafelbauweise in Hessen: Die Großsiedlungen 

Frankfurt-Nordweststadt, Schwalbach-Limesstadt und Wies-
baden-Klarenthal entstanden weitgehend im Plattenbau. 
Das Unternehmen hatte schließlich Mitte der 1960er Jahre 
einen Anteil von knapp 30 Prozent in Plattenbauweise unter 
allen Baubeginnen gegenüber einem Bundesdurchschnitt 
von fünf Prozent. Nicht zuletzt wegen der monotonen An-
mutung der Architektur verlor die Fertigbauweise zuneh-
mend an Relevanz. Heute konzentriert sich die Nassauische 
Heimstätte auf die umfassende Modernisierung ihrer Plat-
tenbausiedlungen; neben optischen „Verschönerungen“ in-
nen wie außen gilt es, etwa die CO2-Emissionen zu mildern 
und fl ächendeckend Barrierefreiheit zu gewährleisten.

Querlüftung
Bereits im 19. Jahrhundert bemängelten Hygieniker die un-
gesunden Auswirkungen der licht- und luftlosen Wohnver-
hältnisse der Mehrheit der Bevölkerung in den Mietskasernen
und Altbauvierteln der Städte. So forderten die Wohnrefor-
mer breite Straßen für eine gute Luftzirkulation der Außen-
luft. Außerdem sollten, bei mindestens 20 Kubikzentimeter 
Luft pro Person im Raum, die Grundrisse das Querlüften in 
den Wohnungen ermöglichen. Dies hatte besonders ab Ende 
des 19. Jahrhunderts Grundrisse mit einem Raum zur Stra-
ßenseite, einem langen Flur und einer Küche und Hinterzim-
mern zum Hof zur Folge. Die Zeilenbauweise versuchte die 
Forderung nach Licht und Luft durch die Ausrichtung nach 
der Sonne und kompaktere Grundrisse mit der Möglichkeit 
des Querlüftens zu realisieren. Besonders in den 1920er und 
1950er Jahren erlebte der Zeilenbau seine Hochphasen.

Regionalplanung
Die Regionalplanung ist eine Stufe zwischen der von den 
Bundesländern aufgestellten Landesentwicklungsplanung 
und der von Kommunen durchgeführten Gemeindeentwick-
lungsplanung. Durch sie werden beispielsweise Zielvorga-
ben oder Prognosen für die Bevölkerungsentwicklung eines 
Bundeslandes auf einzelne Regionen übertragen. Die Regi-
onalplanung wird in den Landesplanungsgesetzen geregelt. 
Je nach Bundesland wird sie von regionalen Planungsge-
meinschaften oder -verbänden, Umlandverbänden, Regie-
rungspräsidenten oder Bezirksregierungen durchgeführt.

Segregation
Die Soziologie beschreibt Segregation als den Vorgang der 
Entmischung ganz unterschiedlicher Elemente in einem 
festgelegten Beobachtungsfeld. In Städten oder Stadträu-
men mit ihren wenig homogenen Bevölkerungen zeigte 
sich dieser Prozess von jeher am deutlichsten. So existierte 
dort Segregation zum Beispiel nach Status, berufl ichen, eth-
nischen oder religiösen Merkmalen bereits seit dem Mittel-
alter. Eine besonders diskriminierende Form der Segregation 
stellten dabei Ghettos für die jüdischen Einwohner dar. Heute
gehört es zu den wichtigen Aufgaben von Politikern, Stadt-
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planern, Architekten und der Wohnungswirtschaft, die ne-
gativen Auswirkungen der Entmischung zu erkennen und zu 
mildern. Als vorbeugende Maßnahmen gelten dabei beson-
ders für sozial benachteiligte Minderheiten eine Verbesse-
rung der Wohnumfelder, eine schützende Gesetzgebung 
(zum Beispiel Antidiskriminierungsgesetze), Mietsubventio-
nen, Öffnungsklauseln im Sozialwohnungsbestand und In-
tegrationsangebote für Zuwanderer. Mit ihren Projekten im 
Rahmen des Programms „Soziale Stadt“, der Stärkung von 
sozialer Kontrolle im öffentlichen Raum, etwa durch Quar-
tiersmanagement und Mietergärten, entwickelte die Nas-
sauische Heimstätte schon früh ambitionierte Handlungs-
strategien. 

Soziale Stadt
„Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf – Soziale
Stadt“ heißt das Städtebauförderungsprogramm, das 1999 
von Bund, genauer dem Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung, und Ländern initiiert wurde. Da-
mit reagierte die Politik auf die etwa seit Beginn der 1990er 
Jahre manifestierte Segregation in den Städten und die
damit einhergehenden Auf- und Abwertungen von Wohn-
gebieten. Das Programm greift speziell die Probleme von 
Stadtteilen und -quartieren auf, die durch den rapiden ge-
sellschaftlichen und ökonomischen Wandel Gefahr laufen, 
ins soziale Abseits zu geraten; und es versteht sich als Hand-
lungsanweisung dafür, wie das Entstehen sozialer Brenn-
punkte verhindert und drohenden sozialen Spaltungen der 
Städte effektiv vorgebeugt werden kann. Mit seinem integ-
rierten Ansatz kombinierte es bauliche Maßnahmen mit 
Modellvorhaben aus dem Bereich der Sozialarbeit, etwa 
Sprachkurse, Weiterbildung, Gründerberatung, Beschäfti-
gungspolitik, Jugend- und Seniorenbetreuung, Nachbar-
schaftsinitiativen, Quartiers- und Stadtteilmanagement. An-
gestrebtes Ziel ist es, unter den betroffenen Bewohnern, 
vielfach Migrantinnen und Migranten, die Identifi kation mit 
ihrem Viertel zu stärken oder herzustellen, die sozialen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Bedingungen vor Ort und 
damit auch die Lebenschancen zu optimieren. Auf Beschluss 
des Bundestages wurden die Modellvorhaben allerdings nur 
noch bis einschließlich 2010 gefördert. Von dem Programm 
„Soziale Stadt“ mit verschiedenen Partnern profi tierten bis-
lang bundesweit 375 Kommunen mit 603 Projekten (Stand: 
2010). Die Nassauische Heimstätte engagierte sich etwa in 
Dietzenbach, Raunheim oder Unterliederbach.

Spielplatz
Solange Wohnen und Arbeiten der Erwachsenen eine räum-
liche Einheit bildeten, die Industrialisierung die sozialen und 
ökonomischen Lebensbedingungen also noch nicht verän-
dert hatte, sammelten Kinder ihre Erfahrungen – häufi g 
durch Kinderarbeit – in der Alltagswelt der Erwachsenen. In 
den dicht bebauten Mietskasernenvierteln des 19. Jahrhun-

derts, wo es um größtmögliche Grundstücksrendite ging, 
waren selbstverständlich keine speziellen Spielmöglichkeiten
für Kinder vorgesehen. Parallel zur Idee, auch Einkommens-
schwachen gesunde Wohnungen zu tragbaren Preisen an-
zubieten, entwickelten sich Überlegungen, für Kinder ver-
kehrsgeschützte, gesunde Spielstätten möglichst in Woh-
nungsnähe einzurichten. Seit den 1920er Jahren erhielten 
die Siedlungen in der Regel einfachst ausgestattete Spiel-
plätze. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde Spielen zuneh-
mend als freiwillige Einübung eines selbstständigen Sozial-
verhaltens verstanden, das durch planmäßig möblierte 
Spielplätze, beispielsweise als Abenteuerspielplatz, gefördert 
werden sollte.

Städtebauförderungsgesetz
Zur Vorbereitung, Förderung und Durchführung städtebauli-
cher Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen in Gemein-
den und ländlichen Regionen trat am 1. August 1971 das 
Städtebauförderungsgesetz (StBauFG) in Kraft. Für den Zeit-
raum einer Maßnahme ersetzt das StBauFG als Sonderrecht 
die Vorschriften des Bundesbaugesetzes. Durch Sanierungen 
(§§ 3-52 StBauFG) sollen städtebauliche Missstände, wie 
ungesunde oder die Sicherheit beeinträchtigende Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse beseitigt werden. Dabei tragen in 
der Regel Bund, Land und Gemeinde je ein Drittel der „un-
rentierlichen Kosten“ für Untersuchungen, Planungen und 
Abrisse, Umzüge oder besondere Verkehrsmaßnahmen. In 
Vorbereitung der Sanierung wird ein Sozialplan aufgestellt, 
der die Auswirkungen der Sanierung auf die persönlichen 
Lebensumstände der Bewohner (Eigentümer, Mieter, Pächter,
Arbeitgeber) überprüft. Entwicklungsmaßnahmen (§§ 53 – 63
StBauFG) helfen, neue Orte zu schaffen, bereits vorhandene 
Gemeinden zu Siedlungseinheiten zu verschmelzen oder zu 
erweitern. Die Aufgaben gemäß StBauFG werden vielfach 
von Wohnungsunternehmen oder Landesentwicklungsge-
sellschaften wahrgenommen, die mit den betroffenen Kom-
munen Treuhandverträge abschließen. Nach dem Fall der 
Mauer 1989 wurde der Schwerpunkt der Stadterneuerungs-
politik nach Ostdeutschland verlagert; so fl ossen zwischen 
1991 und 2006 circa 20 Milliarden Euro an Fördermitteln in 
die fünf neuen Länder. 1998 initiierte die rot-grüne Bundes-
regierung eine stärkere Vernetzung von Stadtentwicklungs-, 
Wohnungs- und Sozialpolitik. Etwa mit dem Bund-Länder-
Programm „Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf –
Soziale Stadt“ wurde die Städtebauförderung alsbald um ein 
zunächst befristetes, inzwischen aber verstetigtes integrati-
ves Instrument ergänzt. An der Entwicklung solcher Projek-
te beteiligte sich auch die Nassauische Heimstätte.

Wohngeld
Das Erste Wohngeldgesetz trat 1965 in Kraft und garantierte 
Mietern oder Wohnungseigentümern auf Antrag einen Miet- 
bzw. Lastenzuschuss (Subjektförderung), wenn diese die 
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erfüllten. Zu diesem Zeitpunkt war es das Ziel, zur Vermei-
dung sozialer Härten für alle Haushalte ein Mindestmaß an 
Wohnraum wirtschaftlich zu sichern. Das Zweite Wohngeld-
gesetz von 1970 sprach bereits von einer wirtschaftlichen 
Sicherung „angemessenen und familiengerechten Wohnens“,
hob die Einkommensgrenzen deutlich an und erweiterte 
den Empfängerkreis für Wohngeld. Die Wohngeldnovellen 
von 1974, 1978, 1981,1987 und 1991 nahmen Anpassungen
des Wohngeldes an die steigenden Lebenshaltungskosten 
und Mieten vor. Dabei wurden auch regionale Differenzen 
berücksichtigt. Heute sind sechs Ortsklassen mit unter-
schiedlichen Mietniveaus festgeschrieben, an denen sich die 
Höhe des Wohngeldes orientiert; diese sollen bis 2014 ab-
geschafft werden. Zuletzt trat am 1. Januar 2009 ein neues 
Wohngeldgesetz in Kraft. Neben einer Erhöhung der Höchst-
beträge für Mieten und der Werte in den Wohngeldtabellen 
bezieht es unter anderen Studierende, die BAföG als Bank-
darlehen erhalten, in die Förderung ein und sieht eine Ver-
einfachung des Wohngeldrechts vor. 

Trümmer-Verwertungs-Gesellschaft
Die Aufnahme der Trümmerbeseitigung in Frankfurt durch 
eine Trümmer-Verwertungs-Gesellschaft mbH (TVG) datiert 
vom Februar 1946. Nach dem Krieg waren die Geländetrüm-
mer zur „Nutzbarmachung der Trümmermassen für den 
Wiederaufbau“ von der Stadt beschlagnahmt worden, ohne 
Verpfl ichtung, die Eigentümer zu entschädigen. Eine Schmal-
spurbahn vom Scheffeleck zum Ratsweg, auch ,,Adolf-Hitler-
Gedächtnis-Express“ genannt, transportierte die Steinmassen
zum Ostpark, wo das Aufbereitungswerk der TVG stand. 
1947 wurden hier bereits 490.000 Dachziegel, 540.000 
Mauersteine und 2.000 Wandplatten hergestellt, die als 
Baumaterial für die Errichtung von Wohnhäusern zur Ver-
fügung standen. Wegen anfänglicher Schwierigkeiten bei 
der Material- und Arbeiterbeschaffung nahm das Werk erst 
1949 in vollem Umfang seine Tätigkeit auf. Fünfzehn Jahre 
später wurde der Vertrag mit der TVG gelöst, da es kein 
Trümmermaterial mehr zum Verarbeiten gab.

Untermieter
Im Zuge der Industrialisierung und Abwanderung ländlicher 
Bevölkerung in die Städte stieg die Zahl der Untermieter 
dort rapide an. Lebten 1885 nur in 20 Prozent der Frank-
furter Wohnungen Untermieter, so stieg diese Zahl 15 Jahre 
später auf 25 Prozent. Während die Hauptmieter die Woh-
nungskosten oft nur durch Untervermietung fi nanzieren 
konnten, und sich damit zwangsläufi g in Abhängigkeit be-
gaben, fehlten für Alleinstehende bezahlbare Unterkünfte. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg stieg die Zahl der Untermieter 
durch Zwangseinweisungen nochmals erheblich an: 1950 
lebten 1,6 Haushalte in einer Wohnung. Verstärkter Woh-
nungs- und Wohnheimbau ließen das „möblierte Wohnen“ 

heute zur singulären Erscheinung werden. Für Untermietver-
hältnisse muss die Zustimmung des Vermieters eingeholt 
werden; der Kündigungsschutz gilt nur stark eingeschränkt.

„Volk ohne Raum“
Häufi g gebrauchtes Schlagwort der Nationalsozialisten nach 
dem gleichnamigen, 1926 veröffentlichten Roman des völ-
kischen Dichters Hans Grimm (1875-1959). Der Autor hatte 
in dem Buch mit englandfeindlicher und antisemitischer 
Tendenz die Idee entwickelt, dass Deutsche berechtigt seien, 
fremde Gebiete für sich zu beanspruchen. Auch Hitler sprach 
bereits in seinem 1925 publizierten Buch „Mein Kampf“ von 
der Eroberung neuen „Lebensraumes“ im Osten und ließ 
nach der Ernennung zum Reichskanzler keinen Zweifel an der 
Durchsetzung dieses Plans mittels Krieg. Die Nationalsozialis-
ten vertraten die Ansicht, dass den Deutschen nach dem Ers-
ten Weltkrieg kein ausreichender „Lebensraum“ mehr zur 
Verfügung stehe und sie als Angehörige eines „Herrenvolks“ 
ein natürliches Recht auf mehr Grund und Boden hätten.

Wohnen im Alter
Seit etwa 1972 verändert sich in Deutschland die Alters-
struktur der Bevölkerung massiv: Die Geburtenraten sind 
rückläufi g bei gleichzeitig steigender Lebenserwartung. Die-
ses Phänomen, auf das die Politik spät reagierte, wirkt sich 
auf eine Vielzahl gesellschaftlicher Bereiche aus, etwa das 
Gesundheitswesen, die Altersvorsorge, die städtebauliche 
Infrastruktur oder den Verkehr. Eine besondere Herausforde-
rung stellt die demografi sche Entwicklung für die Woh-
nungswirtschaft dar. Denn die meisten älteren Menschen 
lehnen nach wie vor den Umzug in klassische Seniorenein-
richtungen ab. Sie bevorzugen vielmehr den selbstständigen 
Verbleib in den eigenen vier Wänden oder auch alternative 
Lebensformen in Mehrgenerationenhäusern und Wohnge-
meinschaften. Die Nassauische Heimstätte hat ihr Service-
konzept auf die neuen Bedürfnisse der betroffenen Mieter 
ausgerichtet. So berät das Unternehmen seit 2006 über die 
Wohnungsumgestaltung, etwa die altersgerechte Badsanie-
rung oder Dienstleistungen rund um die Haushaltsführung, 
und bietet Putz- und Waschservices, Einkaufs- oder Fahr-
dienste an. Auch der drohenden Tendenz von Vereinsamung 
im Alter wird vorgebeugt: in Begegnungszentren oder „Be-
wohnertreffs“. 

„Y-Haus“
Mit dem Motto „behaglicher und schöner Wohnen im neu-
zeitlichen Y-Haus“ warb die Nassauische Heimstätte Ende 
der 1950er Jahre für ihre Variante des Punkthochhauses. Das 
Gebäude erhielt seinen Namen vom charakteristischen 
Grundriss in Form des Buchstabens „Y“. In unterschiedlicher 
Farbgebung und mit verschiedenen Dachabschlüssen reali-
sierte das Unternehmen „Y-Häuser“ unter anderem in Offen-
bach, Frankfurt, Wetzlar und Sprendlingen, wo es mit dem 
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achtstöckigen Bau in typischer Anmutung der 1950er Jahre 
städtebauliche Akzente setzte. Die dreieckige Treppe gab 
dem Inneren seine spezifi sche Prägung. Aus wirtschaftlichen 
Erwägungen und im Rahmen ihrer behutsamen Maßnahmen
zur Bestandspfl ege begann die Nassauische Heimstätte ab 
Ende der 1990er Jahre auch ihre Y-Häuser als bauliche „Zeit-
zeugen“ zu modernisieren, etwa in der Offenbacher Carl-
Ulrich- oder der Frankfurter Fritz-Kissel-Siedlung.

Zeilenbau
Die Planer entwickelten die aufl ockernde Zeilenbauweise 
als Gegenmodell zur rasterförmigen Blockrandbebauung, 
teilweise mit Hinterhäusern, der stark verdichteten Städte 
des 19. Jahrhunderts. Einhergehend mit der systematischen 
Anwendung des Zeilenbaus nach dem Ersten Weltkrieg bei-
spielsweise durch Ernst May in Frankfurt, auch in Westhau-
sen, fand eine Differenzierung der Erschließung für Fuß- und 
Autoverkehr statt. Der Zeilenbau ermöglichte die Ausrich-
tung aller Häuser auf eine optimale Besonnung und die freie 
Luftzirkulation zwischen den Gebäuden. Er trug damit der 
Forderung der Wohnreformer nach mehr „Licht, Luft und 
Sonne“ Rechnung. Die Architekten variierten Einfach- und 
Doppelzeilen, staffelten die Baukörper, stellten sie parallel, 
rechtwinklig oder schräg zur Straße, um eine monotone An-
mutung der Zeile zu vermeiden. Wurden in der Weimarer 
Zeit Zeilen vor allem in Form von Einfamilienhäusern mit 
Flachdächern realisiert, so errichtete man sie in der Nach-
kriegszeit verstärkt als Geschosswohnungsbau. In der Regel 
wurden ihre Zwischenräume als Gärten angelegt. Vielfach 
fand die Zeilenbauweise in den Gartenstädten Anwendung.
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„Der Wohnungsbau ist stolz auf seine imponierenden Zahlen. 
Lassen Sie mich für uns [die Nassauische Heimstätte] nur 
drei nennen: im ersten Vierteljahrhundert unseres Bestehens 
haben wir jährlich durchschnittlich 500 Wohnungen gebaut. 
Von 1948 bis 1952 waren es jährlich schon rd. 3000, und in 
den letzten 10 Jahren waren es in jedem Jahr fast 6000 Woh-
nungen! So haben wir bis heute 87500 Wohnungen fertig-
gestellt und 7500 Wohnungen in Bau – in unserem Arbeits-
gebiet wohnt fast jeder neunte Bürger in einer von uns 
gebauten Wohnung, in jeder zweiten Gemeinde haben wir 
irgendwann einmal Wohnungen errichtet!“1

Fast ein Jahrzehnt nach der Währungsreform waren Vollbe-
schäftigung erreicht und eine Steigerung des hessischen 
Nettoinlandsproduktes um mehr als das Doppelte seit 1950 
zu verzeichnen;2 der (Wieder-)Aufbau galt weitgehend als 
bewältigt. Die Lage auf dem Wohnungsmarkt hatte sich bis 
1957 gegenüber der unmittelbaren Nachkriegszeit zwar 
merklich entspannt. Doch laut Wohnungszählung von 1956 
lag Hessen mit einem Fehlbestand im Verhältnis zu den be-
stehenden Wohnungen von 20,3 Prozent nach Niedersachsen
und Hamburg auf Platz drei und damit deutlich über dem 
Bundesdurchschnitt von 18,4 Prozent.3 In Hessen waren bis 
Ende 1956, dem Spitzenjahr seiner Wohnungsproduktion, 
rund 290.000 neue Wohneinheiten entstanden; aber noch 
immer lebten durchschnittlich 1,3 Haushalte in einer Wohnung. 
Dabei waren nur 45 Prozent der Untermieter Einzelpersonen. 
Mit 93 Bewohnern auf 100 Räume lag die Wohndichte 1958 
spürbar höher als 1927 (87:100).4

Gleichzeitig avancierte das Rhein-Main-Gebiet zu einer zu-
sammenhängenden Wirtschaftsregion von bundesweiter 
Bedeutung; Frankfurt entwickelte sich zum zentralen Börsen- 
und Bankenplatz in Deutschland. Bereits 1960 war Rhein-
Main nicht nur wichtigster Flughafen in der Republik und auf 
Platz zwei in Europa, sondern auch der größte Arbeitgeber 
Hessens. Inmitten dieser Region damals scheinbar unbe-
grenzten Wachstums sah sich die Nassauische Heimstätte 
als Organ staatlicher Wohnungspolitik in der späteren Nach-
kriegsphase mit ganz neuen Aufgaben konfrontiert. Zwi-
schen dem Zweiten Wohnungsbaugesetz und dem Antritt 
der sozialliberalen Regierungskoalition mit Bundeskanzler 
Willy Brandt 1969 bestand der Bedarf nicht mehr allein im 
raschen Bau möglichst vieler Unterkünfte, bei denen bislang 

ein niedriger Ausstattungsstandard in Kauf genommen wor-
den war. Vielmehr wuchsen, nachdem die Grundbedürfnisse 
der „Unbehausten“ gedeckt waren, einerseits die Anforde-
rungen an Komfort, Wohnungsgröße, Lage, Infrastruktur des 
Wohnumfeldes und die Verkehrsanbindung. Die Landesent-
wicklungsplanung zielte andererseits auf den Ausbau wirt-
schaftlicher Zentren, in deren Einzugsgebiet Arbeitnehmer 
adäquat unterzubringen waren. Mit den „Großexperimen-
ten“ der „neuen Wohnstadt“ im Umland Frankfurts hatte die 
Heimstätte bereits erste Erfahrungen in der Konzeption 
ganzer Viertel gesammelt, die sie nun unter veränderten 
gesetzlichen Voraussetzungen in Satellitenstädten mit 
bislang unbekannten Dimensionen weiterentwickelte. Die 
fi nanziellen und rechtlichen Rahmenbedingungen für die 
Planungen bestimmten unter anderem das Zweite Wohnungs-
bau-, das Abbau-, das Bundesbau- und das Wohngeldgesetz 
neu. Der Große Hessenplan kanalisierte schließlich Mittel 
und Aktivitäten in eine systematische Landesentwicklung, 
die neben Wohnungsbau und Sanierungen auch Gemein-
schaftseinrichtungen umfasste.

Das Zweite Wohnungsbaugesetz
„Wir wollen nicht genormte Häuser, die dem Familien-
stand keine Rechnung tragen! ... wir wollen auch die Vor-
herrschaft der Wohnungsunternehmen brechen; denn sie 
sollen Mittel zum Zweck, aber nicht Selbstzweck sein!“5

Der Bundestag verabschiedete 1956 – im Vorfeld der dritten 
Bundestagswahlen – einstimmig das lange umkämpfte 
Zweite Wohnungsbaugesetz,6 mit dem neben der Finanzie-
rung vor allem die Verteilung der öffentlichen Mittel im Sinne
der Vermögensbildung zugunsten der Familien festgelegt 
wurde: Es räumte dem Eigenheim nun explizit Vorrang vor 
der Mietwohnung ein. Damit war die Kontroverse zwischen 
Christ- und Sozialdemokraten um die Priorität des Geschoss- 
beziehungsweise Mietwohnungsbaus gegenüber dem Ei-
genheimbau, die bereits nach Verabschiedung des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes aufgebrochen war, zu einem vorläu-
fi gen Abschluss gelangt. Drei Entwürfe waren in das seit 
1. Juli 1956 gültige Gesetz eingegangen.

Auf Anregung Paul Lückes hatte die CDU/CSU-Fraktion unter 
Einbeziehung kirchlicher Experten bereits Ende November 
1952 einen Entwurf für ein „Familienheimgesetz“ einge-
bracht.7 Neben der Eigenheimförderung für „große Familien“ 
als Norm des sozialen Wohnungsbaus zielte er darauf ab, „die 4|1 „Intimer“ Balkongenuss in Offenbach-Lauterborn. 
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Vorherrschaft der Wohnungsunternehmen [zu] brechen“. Die 
Fraktion wollte Neubauwohnungen in Drei- und Mehrfamilien-
häusern nicht weiter subventionieren und darüber hinaus 
die Fördermittel an der Wohnfl äche und Familiengröße aus-
richten. Der junge Wohnungsbauminister Victor-Emanuel 
 Preusker (FDP) und die SPD-Fraktion legten 1954 zwei weitere 
Entwürfe zum sozialen Wohnungsbau vor, die völlig konträre 
Vorstellungen verfolgten. Der ministerielle Vorschlag forcierte 
die schrittweise Einbindung des Wohnungswesens in die 
soziale Marktwirtschaft: Die  Kostenmiete sollte die Richtsatz-
miete im sozialen Wohnungsbau ablösen und der Bund seine 
Subventionen allmählich reduzieren. Dabei entstehende 
„Nachteile“ einzelner sollten mit sozialpolitischen Instrumen-
ten gemildert werden.  Preusker sah als Entgegenkommen 
zum  Lücke-Entwurf einen Rechtsanspruch des Eigenheiminte-
ressenten auf ein öffentliches Baudarlehen vor, wenn dieser 
mindestens 30 Prozent Eigenkapital oder -leistung an den 
Gesamtkosten erbringe. Die Sozialdemokraten dagegen 
wollten vorrangig den Wohnungsbau für die Einkommens-
schwachen fördern, bei dem die Richtsatzmiete 1,10 DM pro 
Quadratmeter nicht überschreiten sollte. Eine Bevorzugung 
der Eigentumsmaßnahmen im sozialen Wohnungsbau lehn-
ten sie ab, hielten diese jedoch im teilgeförderten Wohnungs-
bau für gerechtfertigt. Nach einer Fehlbelegungskontrolle 
könnte zudem bei Einkommen über der Berechtigungsgrenze 
statt der Richtsatz- eine  Kostenmiete für Sozialwohnungen 
erhoben werden. Außerdem schlugen sie Mietbeihilfen vor. 
Der Vermittlungsausschuss des Bundestages fasste die Ent-
würfe schließlich zur Gesetzesvorlage zusammen.

Entsprechend den Prioritäten der Parteien lagen die Schwer-
punkte des Zweiten Wohnungsbaugesetzes8 einerseits auf 
dem Familienheim, gegebenenfalls mit Einliegerwohnung, 
und andererseits auf dem sozialen Wohnungsbau für breite 
Schichten. Nach einer „Prioritätenskala“ galt die besondere 
Förderung den Einkommensschwachen unter Bevorzugung 
Kinderreicher. Die laut § 43 von den Landesbehörden zu 
bestimmenden Fördersätze nachrangiger Baudarlehen waren 
für den „Bau von Familienheimen“ jedoch um mindestens 
zehn Prozent höher zu bemessen als für eine „Mietwohnung 
vergleichbarer Größe und Ausstattung“. Die Gewährung der 
Fördermittel für den Bauherrn von Mietwohnungen in Mehr-
familienhäusern – hier waren explizit auch die Organe staat-
licher Wohnungspolitik genannt – konnte die Bewilligungs-
behörde gemäß § 65 mit der Aufl age zum Bau von 
Kaufeigentum belegen. Um die tatsächliche Überführung in 
Privateigentum sicherzustellen, untersagte der Gesetzgeber 
mit § 56 den Bauherrn, in der Regel Wohnungsunter nehmen, 
die Vermietung der „Kaufeigenheime“ und -wohnungen, 
sofern sich den gesetzlichen Bestimmungen entsprechende 
Käufer fanden.9 Der staatlich geförderte Eigenheimbau war 
demnach zusätzlich im Gesetz verankert worden.

Trotz unterschiedlicher Handhabung in den Ländern wirkten 
sich diese Vorgaben auf die Mischung der Haus- und Eigen-
tumsformen in den Siedlungen der 1950er wie 1960er Jahre 
und wohl auch noch auf die bereits begonnene „neue 
 Wohnstadt“ Hirschsprung der Nassauischen Heimstätte aus. 
Faktisch stieg jedoch der Anteil der Eigenheime an den 
Sozialwohnungen ab 1957 im Jahresdurchschnitt bundes-
weit nur um rund zwei Prozent; er avancierte also nicht zur 
„Norm des sozialen Wohnungsbaus“, weil die Länder unter 
Ignorierung des Gesetzes eigene Prioritäten setzen konn-
ten. In der Bauproduktion der Nassauischen Heimstätte 
schrumpfte der Anteil der Eigenheime sogar seit 1957 von 
10,5 auf 8,3 Prozent im Jahr 1968, jener von Eigentums-
wohnungen stagnierte im gleichen Zeitraum zwischen zwei 
und fünf Prozent. Doch 1968 hatte die Heimstätte ange-
sichts sprunghaft wachsender Nachfrage zeitweise Liefer-
schwierigkeiten bei Eigentumsmaßnahmen. Auffällig war 
jedoch ein Ansteigen des Eigenkapitals bei den Eigen-
heimern auf rund 30 Prozent,10 was sicherlich auch auf die 
Einführung der Bausparprämien für Geringverdiener 1952 
zurückzuführen war.11

Zwischen 1956 und 1962 sollten laut gesetzlicher Vorgabe 
1,8 Millionen Wohnungen errichtet werden. Doch wurde zu-
gleich der Rückzug des Bundes aus der Förderung, wie es 
die FDP gefordert hatte, gesetzlich verankert; die für 1957 
vorgesehenen 700 Millionen DM sollten ab 1958 um jährlich 
70 Millionen DM reduziert werden und bis 1966 ganz ent-
fallen. Die Änderung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
1965 sah einen Förderbetrag von 210 Millionen DM jährlich 

4|2 Bundeswohnungsbauminister Paul Lücke (CDU) 1965 vor dem 

Modell der  Limesstadt.
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vor, der aufgrund der Auswirkungen der Rezession 1966/67 
auf 150 Millionen DM schrumpfte. Der öffentlich geförderte 
Wohnungsbau hatte den plötzlichen Fortfall von 22 Prozent 
der Fördermittel zu verkraften; die Neubewilligungen der 
Nassauischen Heimstätte gingen um 30 Prozent zurück.12 
Zur Bekämpfung der Rezession initiierten Bund und Länder 
Mitte 1967 Investitionsprogramme, die auch eine Bauförde-
rung als Multiplikator der Konjunkturpolitik umfassten. Erst-
mals seit der Währungsreform war aufgrund verstärkter 
Konkurrenz unter den Baufi rmen kein Anstieg der Baukosten 
zu verzeichnen, doch die für 1968 geplante Einführung der 
Mehrwertsteuer verursachte einen erneuten Preisanstieg. 
Die Nassauische Heimstätte profi tierte mit zwei Projekten 
von dem Investitionsprogramm: Neben dem Frankfurter 
Nordwestzentrum entstanden beispielsweise 3.000 Woh-
nungen in vier- bis 16-geschossigen Häusern. Als Auswirkung 
der Rezession sank jedoch 1968 der Anteil gemeinnütziger 
Wohnungsunternehmen am Umfang der von der Heimstätte 
betreuten Neubauten von 27 Prozent im Vorjahr auf 23,3 
Prozent.13

Mit dem Rückzug des Bundes wuchs der Einfl uss der Länder 
auf die Wohnungsbauförderung. Gleichzeitig wurden die 

Mittel nun vorrangig in Regionen mit besonders großer 
Nachfrage nach Sozialwohnungen gelenkt. Außer den Ka-
pitalsubventionen konnten seitdem auch Aufwendungs-
darlehen, Zins- und Tilgungshilfen gewährt werden, um 
mit geringeren Mitteln größere Kapitalsummen für den 
Wohnungsbau zu mobilisieren und die Haushalte kurzfristig 
zu entlasten. Der Rahmen für die Übernahme der Bürg-
schaften von 100 Millionen DM gemäß Erstem Wohnungs-
baugesetz wurde auf 500 Millionen DM erweitert. Ab 1959 
gewährte Hessen über das Landesbaudarlehen hinaus ei-
nen zeitlich befristeten Zinszuschuss für Hypotheken aus 
dem Kapitalmarkt, nach dessen Fortfall jedoch die Mieten 
der geförderten Wohnungen wegen höherer Finanzie-
rungskosten stiegen.14 Eine Gesetzesnovelle führte 1965 
auch den „Zweiten Förderweg“ ein: „Gehobene“ Sozial-
wohnungsprojekte für Einkommensgruppen über den sonst 
gültigen Grenzsätzen erhielten nun, wenn auch geringere, 
Mittelzuweisungen. Dahinter stand die Intention der christ-
lich-liberalen Bundesregierung, die Eigentumsbildung des 
unteren Mittelstandes zu fördern und gleichzeitig den so-
zialen Mietwohnungsbau verstärkt auf junge Paare, Alte 
und Kinderreiche festzulegen. Die Große Koalition nahm 1967 
mit dem Finanzänderungsgesetz diese Einschränkungen 

4|3 Wohnverhältnisse eines Mieters vor seinem Umzug in die  Limesstadt 1964.



122 | zurück: Nun waren auch „gehobene“ Sozialmietwohnun-
gen förderwürdig.15

Ein zusätzlicher Schritt in Richtung Marktwirtschaft im Woh-
nungswesen war 1957 der Übergang für öffentlich geförder-
te oder steuerlich begünstigte Neubauwohnungen von der 
Richtsatz- zur  Kostenmiete, wie sie „zur Deckung der laufen-
den Aufwendungen erforderlich ist“.16 Die Zweite Berech-
nungsverordnung von 1957 zur Preisbildung der Mieten 
avancierte damit zur „Kalkulationsgrundlage der gesamten 
Wohnungswirtschaft“, Mietpreisbeihilfen, die 1960 im Wohn-
geldgesetz gesondert verankert wurden, sollten soziale 
Härten in Einzelfällen abmildern (§§ 46 und 73). Nun war 
neben die Objekt- auch die  Subjektförderung getreten, mit 
deren Hilfe – quasi als „städtebaulichem Nebeneffekt“17 – der 
Bildung von „Ghettos“ sozialer Randgruppen entgegenge-
wirkt werden sollte, was letztlich aufgrund des divergieren-
den Mietpreisniveaus in den verschiedenen Vierteln Illusion 
blieb. Kurz nach der Bundestagswahl 1957 wurden die Be-
rechtigung zur Sozialwohnung von der Versicherungspfl icht-
grenze abgekoppelt und feste Einkommensgrenzen defi -
niert; bis 1960 betrugen sie beispielsweise für ein Ehepaar 
mit zwei Kindern 1.050 DM. Weiterhin besaß also die 
Mehrheit der Bevölkerung einen Anspruch auf eine Sozial-
wohnung.18

Das Zweite Wohnungsbaugesetz legte ferner neue, größere 
Wohnfl ächen fest: Eigentumswohnungen und Familien-
heime durften nun 120 Quadratmeter, mit Einliegerwohnung 
160 Quadratmeter, Mietwohnungen zwischen 50 und 85 
Quadratmeter, für Alleinstehende 26 Quadratmeter groß 
sein. Die durchschnittliche Wohnfl äche der hessischen Sozial-
wohnungen wuchs zwischen 1957 und 1967 von 62,3 auf 
78,5 Quadratmeter,19 während die von der Heimstätte er-
richteten Einheiten im gleichen Zeitraum im Mittel deutlich 
kleiner waren: 1957 mit 58,5 Quadratmetern und 1967 mit 
68,9 Quadratmetern.20 Dabei wirkte sich der große Anteil 
von Geschosswohnungen, darunter auch Wohnheime für 
Studierende, Krankenschwestern oder Alte, im Bauprogramm 
des Unternehmens aus.21 Allerdings wuchsen nach Inkraft-
treten des Zweiten Wohnungsbaugesetzes Wohnfl ächen und 
Zimmerzahl der von der Heimstätte gebauten Eigenheime 
verhältnismäßig rascher als bei den Mietwohnungen,22 da 
das Unternehmen im Hinblick auf die Absetzbarkeit der 
Häuser hier wohl auf die Wünsche der künftigen Bewohner 
stärker eingehen musste.

Da die Umsetzung des Gesetzes bei den Ländern lag, 
konnten diese die Intentionen der Bundesregierung „ver-
wässern und die Ergebnisse beeinfl ussen“. Tendenziell 
bevorzugten sie gemeinnützige Wohnungsbauunternehmen 

4|4 Einfamilienhaus in der  Limesstadt aus Fertigbauteilen der Firma Grötz.
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gegenüber privaten Bauherren, Mietwohnungen gegen-
über dem Familienheim,  Großsiedlungen gegenüber 
Einzel objekten, was sowohl auf pragmatische Überlegun-
gen der Verwaltung als auch auf den Einfl uss der Sozial-
demokraten, Gewerkschaften, „linken Gemeinnützigen“ 
sowie der Kommunen zurückzuführen war.23 Trotzdem ent-
fi elen in Hessen 44,6 Prozent der geförderten Wohnungen 
auf private Einzelbauherren; nur knapp 60 Prozent der 
Wohnungen lagen in Mehrfamilienhäusern.24 Bei ihren 
Neubauprojekten favorisierte die Nassauische Heimstätte 
zwischen 1957 und 1968 dagegen weiterhin den Ge-
schosswohnungsbau, dessen Anteil etwa zwischen 77 und 
90 Prozent lag, der Rest bestand aus Eigenheimen oder 
Kleinsiedlerstellen in Ein- und Zweifamilienhäusern, Eigen-
tumswohnungen sowie Landarbeiterstellen.25 Mit diesem 
hohen Anteil an Mietwohnungen unterschied sich das 
Profi l der Nassauischen Heimstätte deutlich von dem der 
anderen Wohnungs fürsorge-Gesellschaften, die in den 
1960er Jahren durchschnittlich nur zu knapp 60 Prozent 
Mietwohnungen errichteten. Der bei zehn Prozent pen-
delnde Anteil von Eigentumsmaßnahmen der Nassaui-
schen Heimstätte lag folgerichtig deutlich unter dem 
Durchschnittswert der anderen Heimstätten, der sich um 
40 Prozent bewegte.26 In dieser Struktur der Bautätigkeit 
der Heimstätte werden die besonderen Anforderungen im 
Ballungsraum des Rhein-Main-Gebietes deutlich, das sich 
wesentlich von den Tätigkeitsgebieten anderer Heimstätten 
unterscheidet.

Der Bundesbauminister nahm 1961 das Absinken des Eigen-
tumsanteils unter den von der Nassauischen Heimstätte 
betreuten Bauten von 41 Prozent im Jahr 1955 auf 19 Pro-
zent vier Jahre später zum Anlass, die Minderheitsbeteili-
gung des Bundes an der Heimstätte dem Land Hessen zum 
Kauf anzubieten. Er begründete „diesen ungewöhnlichen 
Schritt“ damit, „die Nassauische Heimstätte habe den 
wohnungspolitischen Zielsetzungen des Bundes nicht ge-
nügend entsprochen“. Der Hessische Innenminister und 
Aufsichtsratsvorsitzende der Nassauischen Heimstätte 
Heinrich  Schneider wies den Vorwurf „unter Hinweis auf 
die besondere Struktur des Rhein-Main-Gebiets und meh-
rere große Wohnsiedlungen mit einem erheblichen Anteil 
von Eigenheimen zurück“. Die FDP-Fraktion im Frankfurter 
Stadtparlament nutzte dies sogleich als Aufhänger für eine 
Anfrage an den Magistrat, was dieser zu tun gedenke, da-
mit „sich die Nassauische Heimstätte mit ihrem Wohnungs-
bau in Zukunft wieder den Zielen der Wohnungspolitik des 
Bundes, wie sie im 2. Wohnungsbaugesetz festgelegt wur-
den, anschließt“. Auch der Frankfurter Magistrat stellte sich 
mit Hinweis auf die Schwierigkeiten beispielsweise der 
teuren Baulandbeschaffung im Ballungsraum hinter die 
Heimstätte.27 Der Bund hielt nach der Fusion mit dem Nas-
sauischen Heim um 1997 sechs Prozent der Gesellschafts-

anteile der Heimstätte, bot diese allerdings bereits 1994 
im Rahmen allgemeiner Privatisierungstendenzen zum 
Kauf an.

Abschied von der Zwangswirtschaft
Im Aufwind des „Wirtschaftswunders“ und des permanent 
steigenden Bruttosozialproduktes führte der „Lücke-Plan“ 
1960 schließlich zu einer weiteren Liberalisierung des Woh-
nungsmarktes, um die Rentabilität des Hausbesitzes zu 
bewirken.28 Bereits seit 1953 mussten Vermieter keine Ein-
weisungen mehr dulden, sondern konnten den Behörden 
einen selbst gewählten Mieter vorschlagen. Seitdem verlor 
die Wohnraumzuweisung faktisch an Bedeutung, während 
die Mietpreise weiterhin der staatlichen Kontrolle und Be-
grenzung unterlagen. Allmählich hatte sich ein dreistufi ges 
Mietpreisniveau herausgebildet: billige Altbauten, nach 
sozialen Gesichtspunkten defi nierte Richtsatzmieten im 
sozialen Wohnungsbau bis 1957 und teurere, freifi nanzierte 
Neubauten.

Obgleich 1960 noch mit einem Wohnungsfehlbestand von 
rund zehn Prozent gerechnet wurde, verabschiedete der 
Bundestag das Gesetz über den Abbau der Wohnungs-
zwangswirtschaft, um damit – ähnlich den 1920er Jahren – 
unter anderem möglichen sozialen Konfl ikten die Grundlage 
zu entziehen. Abhängig von der Wohnungsgröße, der Bau-
altersklasse und einem regionalen Fehlbestand von weniger 
als drei Prozent wurden die Altbauwohnungen allmählich 
aus der Bewirtschaftung entlassen. Ihre Miete konnte 1960 
schlagartig um bis zu 38 Prozent erhöht werden, wobei die 
Richtsatzmieten des sozialen Wohnungsbaus nur mit einem 
defi nierten Prozentsatz überschritten werden durften. Ab 
August 1963 folgte schließlich sukzessive die Freigabe der 
Altbaumieten, deren übermäßiges Ansteigen die Verord-

4|5 Wohnen im Hochhaus in der Frankfurter  Nordweststadt.
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nung über die angemessen erhöhte Miete beschränkte. 
Seitdem gelten die  Kostenmiete für den sozialen Wohnungs-
bau und ansonsten die frei zu vereinbarende Miete.

Die Liberalisierung des Wohnungsmarktes fl ankierten die 
Aufnahme von Kündigungsfristen und der Sozialklausel in 
das Bürgerliche Gesetzbuch sowie die nun breiter angewen-
deten Mietpreisbeihilfen, die 1963 als Wohnbeihilfen und 
1965 mit Einführung des  Wohngeldes bundeseinheitlich 
weiter ausdifferenziert wurden. Sozialwohnungen blieben 
zunächst vor Mieterhöhung und damit auch vor Kündigung 
zur Durchsetzung der Mieterhöhung geschützt, wobei 1965 
das Wohnungsbindungsgesetz die Erhöhung auf die  Kosten-
miete gestattete. Seit 1968 konnten nach dem Gesetz zur 
Fortführung des sozialen Wohnungsbaus die Zinsen der 
öffentlichen Darlehen für Sozialmietwohnungen, für die ein 
unbefristetes Zinserhöhungsverbot gegolten hatte,29 und 
damit die Mieten der Neubaujahrgänge 1948 bis 1959 – 
bundesweit etwa zwei Millionen Wohnungen – angehoben 
werden. Die höhere Rückfl usssumme diente der Fortführung 
des sozialen Wohnungbaus.30 In Hessen sollten mit diesen 
Mitteln im Rahmen eines Zusatzprogramms jährlich 3.000 
Einheiten gefördert werden.31

Mit Beginn des Jahres 1968 bestanden in Hessen außerhalb 
des sozialen Wohnungsbaus keine Wohnraumbewirtschaf-
tung und Mietpreisbindungen mehr; damit war wie im Ab-
baugesetz vorgesehen das Mieterschutzgesetz außer Kraft 
gesetzt worden; an dessen Stelle traten die Regelungen des 
Bürgerlichen Gesetzbuches. Gemeinnützige Wohnungsunter-
nehmen wie das Nassauische Heim durften jedoch zum 
Schutz der Bewohner Mietverträge nur nach genehmigten 
Mustern abschließen. In Hessen mussten deren Kündigungs-
klauseln in der Regel dem früheren Mieterschutzgesetz ent-
sprechen. Bis 1967 waren die Sozialmieten im Durchschnitt 
auf 2,64 DM pro Quadratmeter angestiegen, so dass bereits 
22.417 Haushalte in Sozialwohnungen Mietbeihilfen bean-
spruchten. Die durchschnittliche Quadratmetermiete in den 
von der Heimstätte errichteten Wohnungen stieg bereits 1961 
von 1,63 DM im Vorjahr auf 1,77 DM, 1964 auf 2,64 DM und 
1968 auf 3,14 DM; damit lag sie eindeutig über dem Bundes-
durchschnitt, was wesentlich auf die hohen Baulandpreise im 
Ballungsraum Rhein-Main zurückzuführen war. Parallel dazu 
verbesserte sich der Ausstattungsstandard der öffentlich ge-
förderten Neubauwohnungen erheblich: Während 1953 nur 
83,3 Prozent über ein Badezimmer verfügten, waren es 1957 
bereits 95,7 Prozent und 1967 mehr als 99 Prozent; noch 
günstiger war die Bilanz bei den Zentralheizungen: 1953 
wurden nur 5,4 Prozent der Wohnungen zentral beheizt, 1957 
rund neun Prozent und 1967 schon 68,8 Prozent.32

„Hessen baut“ – mit der Nassauischen Heimstätte
Parallel zur gesetzlichen Ausdifferenzierung im Wohnungs-
wesen hatten „Wirtschaftswunder“ und Hessenplan zu 
wachsendem Wohlstand geführt: Das Land zahlte seit 1957 
in den Länderfi nanzausgleich. Gleichzeitig litt der Woh-
nungsbau jedoch zunehmend unter Arbeitskräftemangel 
sowie steigenden Preisen und Zinsen. Zwar hatten die hes-
sischen Ballungsgebiete große Zugewinne Einheimischer 
und erster Gastarbeiter zu verzeichnen, diese übten jedoch 
zusätzlichen Druck auf den Wohnungsmarkt aus. Weiterer 
Wohnungsbedarf entstand, als der Mauerbau 1961 zu einer 
Flüchtlingswelle aus der Deutschen Demokratischen Republik 
führte.

Vor diesem Hintergrund hatte das Bundesbaugesetz 1960 
nach annähernd zehnjähriger, vor dem Bundesverfassungs-
gericht ausgetragener Kontroverse um die Zuständigkeit von 
Bund oder Ländern für die städtebauliche Planung den Weg 
vom „Wohnungsbau zum Städtebau“ freigegeben. Das Woh-
nungsbauministerium erhielt dementsprechend 1961 neue 
Kompetenzen und den Namen Ministerium für Wohnungs-
wesen, Städtebau und Raumordnung. Allerdings hatte sich 
die SPD bei der Abstimmung über das Bundesbaugesetz der 
Stimme enthalten, weil ihr die staatlichen Eingriffsmöglich-
keiten nicht ausreichend erschienen. Das geforderte Vor-
kaufsrecht für Baugelände zugunsten der Heimstätten war 

4|6 Titelblatt eines Ratgebers der 1960er Jahre nach Lockerung der 
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126 | nicht realisiert worden. Lediglich ein „abgeleitetes Vorkaufs-
recht“, das die Gemeinden „zugunsten eines anderen“ aus-
üben konnten, sah der Gesetzgeber vor. Aus dem Gesetz 
leiteten die Heimstätten ein gesteigertes Engagement zur 
„treuhänderischen“ vorsorglichen Baulandbevorratung ab, 
um preisregulierend zu wirken.33 Die Nassauische Heimstät-
te richtete aufgrund der Gesetzesänderung eine städtebau-
liche Abteilung ein, die unter anderem Flächennutzungs- 
und Bebauungspläne für hessische Gemeinden konzipierte 
und bereits 1962 erste Aufträge über städtebauliche Erneu-
erungsmaßnahmen bearbeitete. Auch wenn das Unter-
nehmen die beschränkten Möglichkeiten der Stadtsanierung 
wegen eines fehlenden  Städtebauförderungsgesetzes be-
dauerte,34 war mit dieser neuen Abteilung die Grundlage für 
einen zukünftig an Bedeutung gewinnenden Geschäfts-
zweig gelegt.

Nachdem die Sozialdemokraten 1962 mit dem Slogan 
„Hessen vorn“ die absolute Mehrheit im Landtag errungen 
hatten, präsentierte Ministerpräsident Georg August  Zinn 
den „Großen Hessenplan“ für 1965 bis 1974 als weiteres 
Landesentwicklungsprogramm mit einem geplanten Investi-

tionsvolumen von rund 33 Milliarden DM. Danach sollten 
unter anderem jährlich 15.000 öffentlich geförderte Woh-
nungen gebaut, ferner Altbau- und Althöfemodernisierungen 
und Städtesanierungen durchgeführt werden. Außerdem sah 
der Hessenplan die Errichtung von 297 Dorfgemeinschafts-, 
104 Bürgerhäusern und 207 Mehrzweckhallen, zusätzlichen 
Kindergärten und -horten, Schulen sowie Alteneinrichtungen 
vor.35 Bereits viele Jahre vor Verabschiedung des Städte-
bauförderungsgesetzes hatte das Land damit die Entwick-
lung historischer Stadtkerne programmatisch in der Landes-
politik verankert und später per Erlass Sondermittel36 
bereitgestellt. Doch die Nassauische Heimstätte war bereits 
zuvor in diesen Bereichen aktiv: Sanierungsmaßnahmen 
plante und realisierte sie beispielsweise ab 1963/64 für 
 Herborn,  Egelsbach,  Viernheim,  Butzbach,  Bensheim,  Michel-
stadt oder  Wetzlar- Niedergirmes. Gegen Ende des Jahrzehnts 
häuften sich die Aufgaben im Bereich Städtebau und Sanie-
rung; 1968 lagen außerdem Aufträge für Planungen und 
Maßnahmen in  Camberg,  Dörnigheim,  Gießen,  Haiger,  Mör-
felden,  Seligenstadt,  Braunfels,   Burgsolms,  Hermannstein, 
 Okriftel,  Rauenthal,  Wallau und  Weißkirchen vor.37 Mit der 
erweiterten Fortführung der „sozialen Aufrüstung des Dorfes“38 

4|9 Blick vom Schreibtisch Alexander  Mitscherlichs zum Atrium seines Penthauses auf einem der „Altentürme“ in Frankfurt- Höchst.
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im Rahmen der Landwirtschaftspolitik der sozialdemokrati-
schen Regierung  Zinn dehnte die Heimstätte ihre Tätigkeit 
zunehmend auf den Bau von Gemeinschaftseinrichtungen 
wie Heime, Bürgerhäuser, (Mittelpunkt-)Schulen oder sogar 
Sportanlagen aus. Die Förderung von Altenwohnanlagen 
war schon im hessischen Sozialplan 1960 vorgesehen. So 
übergab die Heimstätte 1962 die Altenwohnhäuser in 
Frankfurt- Schwanheim und - Preungesheim ihrer Bestim-
mung. Im Auftrag der Gemeinnützigen Gesellschaft für 
Wohnheime und Arbeiterwohnungen mbH begannen 1963 
nach Plänen des freien Architekten Teuto  Rocholl die Bau-
arbeiten am größten hessischen Altenzentrum in Frankfurt-
 Höchst mit 450 Plätzen. Es bestand aus einem 15-geschos-
sigen Appartmenthaus, einem elfstöckigen Pfl egeheim, 
einem Pensionsheim und einer Altentagesstätte. Der Frank-
furter Arzt und Sozialpsychologe Alexander  Mitscherlich be-
zog ein Penthaus auf einem der „,Altentürme“. Die Wohner-
fahrungen in dieser Anlage mögen ihn vielleicht auch zu 
seinem berühmten Werk „Die Unwirtlichkeit unserer Städte“ 
inspiriert haben.39 1967 begann das Unternehmen mit den 
Planungen einer ersten Schule in Fertigbauweise für den 
Landkreis  Hanau und konzipierte in Zusammenarbeit mit 

Pädagogen eine Schulbauserie auf Höhe der aktuellen 
Forschung für geplante, integrierte Gesamtschulen. Schon 
ein Jahr später war Baubeginn für drei Gesamtschulen in 
 Bischofsheim,  Großauheim und  Langendiebach.40

Ein ministerieller Erlass hatte bereits 1957 die Mitwirkung 
der Heimstätte an der Konzeption der Landesbauprogram-
me festgelegt.41 Ein neu eingerichteter Bauplanungsaus-
schuss diente der Verständigung zwischen Land und Heim-
stätte über eine „übereinstimmende Grundstückspolitik“,42 
deren Aufsichtsrat 1960 wiederum aus seinen Reihen eine 
Grundstückskommission bildete.43 Der leitende Geschäfts-
führer der Heimstätte wurde 1962 in den Landesplanungs-
beirat berufen.44 Nachdem größere Trümmergrundstücke in 
den Stadtkernen mittlerweile bebaut und citynahes Bau-
gelände kaum noch für den sozialen Wohnungsbau er-
schwinglich war, begann die Heimstätte in dieser Zeit in 
Abstimmung mit der  Landesplanung, systematisch poten-
zielles Bauland vor allem im Rhein-Main-Gebiet anzukaufen. 
Im Vergleich zu den anderen Heimstätten wuchs der Grund-
besitz des Unternehmens in den 1960er Jahren wegen der 
Beteiligung an den  Großsiedlungen rasch an. Zudem besaßen 

4|10 Gemeinschaftsküche im Studentenwohnheim an der Frankfurter Ludwig-Landmann-Straße.



128 | die Flächen aufgrund der Struktur des Rhein-Main-Gebietes 
einen höheren Wert, so dass die Heimstätte 1968 zwar bei 
der Größe des Bodenvorrates nur den vierten Rang, bei sei-
ner fi nanziellen Bewertung jedoch den Spitzenplatz unter 
den Heimstätten einnahm. Die Mietbelastungen in den neu-
en Wohnstädten konnten durch den frühzeitigen Ankauf 
zusammenhängenden Geländes zu noch niedrigen Quadrat-
meterpreisen auf einem für den sozialen Wohnungsbau 
akzeptablen Niveau gehalten werden. Die verstärkt bis zu 
den 1970er Jahren erworbenen Flächen bilden vielfach noch 
heute die Grundlage für erfolgreiche Bauvorhaben des 
Unternehmens.45 Darüber hinaus war die Heimstätte bei-
spielsweise ab 1959 an den organisatorischen Vorarbeiten 
für den Planungsverband „Engeres Untermaingebiet“ be-
teiligt.46 Erhebliche Erhöhungen des Stammkapitals 1957 
auf zunächst 18 Millionen DM bis 1966 auf 41 Millionen 
DM47 schufen die Basis für die großen städtebaulichen 
Projekte der 1960er Jahre.

Während die Nassauische Heimstätte 1958 Frankfurt mit 
einem Anteil von knapp der Hälfte an ihren Projekten 
noch als ihre „größte Baustelle“ bezeichnete, verlagerte 
sich ihr Engagement im Laufe der 1960er Jahre zuneh-
mend in Gemeinden mit weniger als 50.000 Einwohnern 
im Rhein-Main-Gebiet. Damit kehrte sie zur bereits in den 
1920er Jahren verfolgten Strategie der  Dezentralisation 
zurück. In der Hoffnung, sich die anwachsenden Gemein-
den des Umlands später im Rahmen einer Gebietsreform 
einverleiben zu können, förderte die wesentlich an der 
Heimstätte beteiligte Stadt Frankfurt die Errichtung der 
„neuen Wohnstädte“ und sicherte sich dort Belegungsrechte 
für ihre Bürger.48 So besaß die Main-Metropole beispiels-
weise in der  Limesstadt noch Ende der 1990er Jahre die 
Belegungsrechte für 318 unter den 1.171 Wohnungen im 
Besitz der Heimstätte.49 Doch der Plan des Frankfurter 
Oberbürgermeisters Walter  Möller (SPD) für eine „Regional-
stadt Frankfurt“, wonach die politischen und wirtschaft-
lichen Grenzen des Raumes in Übereinstimmung gebracht 
werden sollten – was bedeutete, das Rhein-Main-Gebiet 
nach Frankfurt einzugemeinden –, scheiterte Anfang der 
1970er Jahre.50 Die Gründung des  Umlandverbandes mach-
te die Frankfurter Hoffnungen zunichte; seitdem musste 
die Stadt vielmehr Einmischungen des Umlands in ihre Flä-
chennutzungsplanungen hinnehmen. Für gemeinnützige 
Wohnungsunternehmen errichtete die Heimstätte Ende 
der 1950er Jahre über 90 Prozent, 1968 noch rund 87 Pro-
zent aller Einheiten, während der Anteil für private Bau-
herren, bis auf einen einmaligen Spitzenwert von mehr 
als neun Prozent, zwischen vier bis unter ein Prozent pen-
delte.51 Die Heimstätte wollte den sinkenden Anteil ge-
nossenschaftlicher Wohnungen explizit steigern, indem sie 
Genossenschaften günstiges Bauland und geringere Be-
treuungsgebühren anbot.52

„Perfektes Wohnen“
„Ein Blick aus diesen hohen Häusern hat nichts mehr ge-
mein mit dem aus einer Wohnung der ‚guten alten Zeit‘, 
kein dunkler Hinterhof, kein bedrängendes Visavis einer 
nahen Häuserzeile. Hier schafft die hohe Anzahl der Ge-
schosse Platz für weiträumige Grünfl ächen, die das Bild 
der Wohnanlage prägen und den Bewohner Lärm und 
Hast der Stadt vergessen lassen, deren Vorteile er jeder-
zeit genießen kann.“53

Nach Abschluss des eigentlichen Wiederaufbaus, der zu-
meist als gleichförmiger „traditionsbezogener Anpassungs-
neubau ... in [der] biederen Form drei- und viergeschossiger 
Häuserzeilen, die sich im Abstand des Sonneneinfallswinkels 
dahinziehen“,54 erfolgt war, suchte auch die Nassauische 
Heimstätte nach neuen, modernen städtebaulichen Lösungen 
für den sozialen Wohnungsbau. Bei ihren drei größten zeit-
lich etwa parallel durchgeführten Projekten dieser zweiten 
Nachkriegsphase arbeitete die Nassauische Heimstätte mit 
den Preisträgern städtebaulicher Wettbewerbe, äußerst 
namhaften deutschen Architekten und Städtebauern, zu-
sammen: So zeichneten Ernst  May für die Planung von 
 Wiesbaden-Klarenthal55, Walter  Schwagenscheidt für die 
Frankfurter  Nordweststadt56 und Hans Bernhard  Reichow für 
die Schwalbacher  Limesstadt verantwortlich.57  May und 
 Schwagenscheidt – beide exponierte Vertreter des Neuen 
Bauens – hatten in den 1920er Jahren unter anderem bei 
der Siedlung  Westhausen, an der auch die Nassauische 
Heimstätte wesentlich beteiligt gewesen war, zusammen-
gearbeitet und waren gemeinsam 1930 in die UdSSR gegan-
gen.  Reichow und  May hatten in den 1950er Jahren die 
Neue Vahr in Bremen realisiert.58  May galt als Verfechter der 
Trabantenstadt, während  Schwagenscheidt die „Raumstadt“ 
und  Reichow die „organische Stadtlandschaft“ als Modelle 
für neue  Großsiedlungen konzipiert hatten.

4|11 Die in unterschiedlichen Höhen gestaffelte Silhouette der 

Großsiedlung  Wiesbaden- Klarenthal.
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4|12 Blick in das Einkaufszentrum von  Wiesbaden- Klarenthal.

Mit den drei  Großsiedlungen, die jeweils eine eigene  Infra-
struktur mit Einkaufszentrum, Kindergärten, Schulen und 
Sporteinrichtungen erhielten, verfolgte die Heimstätte im 
vergrößerten Maßstab weiterhin die Trennung von Wohnen 
und Arbeiten. Die hohen Grundstückspreise im Rhein-Main-
Gebiet zwangen auch in den drei neuen Wohnstädten zur 
Verdichtung in Form von Hochhäusern, wobei die Planer ver-
suchten, den Eindruck „optischer Dichte“ in den durchgrünten 
Anlagen zu vermeiden. Wie unter anderen bereits in den 
May-Siedlungen der 1920er Jahre realisiert, trennten die 
Planer hier ebenfalls den Automobil- vom Fußgängerverkehr, 
wobei die Konzepte weiter ausgefeilt wurden. Aufgrund der 
gesetzlichen Vorgaben für den sozialen Wohnungsbau, aber 
auch aus sozialpolitischen Erwägungen wurden wieder 
Wohn-, Haus- und Eigentumsformen gemischt. Die Häuser 
wurden per Fernheizung an ein zentrales Blockheizkraftwerk 
angeschlossen.

Erstmals experimentierte die Heimstätte in diesen  Großsied-
lungen in bedeutendem Umfang mit der Großtafelbau-
weise,59 die sie in Hessen einführte. Auf ihre Initiative hin 
adaptierte das Unternehmen Philipp Holzmann, mit dem die 
Heimstätte bereits in den 1920er Jahren Erfahrungen beim 
Bau mit Fertigbauteilen in  Westhausen gesammelt hatte, 

die in Frankreich von Edmond Coignet entwickelte Groß-
tafelbauweise auf deutsche Anforderungen. Nachdem sich 
die Heimstätte zur Abnahme eines Großteils der Produktion 
verpfl ichtet hatte,60 errichtete 1961 die neu geschaffene 
Holzmann-Coignet-Fertigbau GmbH in  Neu-Isenburg bei 
Frankfurt ihr Werk „Gehspitz“, in dem 1962 die Fertigung 
von jährlich 1.000 Wohnungen begann. Die ersten Mieter 
konnten bereits im Januar 1963 in der Frankfurter  Nordwest-
stadt eine Holzmann-Coignet-Wohnung beziehen. In der 
Folge arbeitete die Nassauische Heimstätte zur Vermeidung 
eines Monopols für Holzmann-Coignet mit weiteren Fertig-
baufi rmen zusammen, beispielsweise mit Grötz.

Die nach Typenentwürfen der Heimstätte produzierten Ein-
heiten wurden zu vier- bis achtstöckigen Häusern montiert. 
Die Gebäude erhielten eine charakteristische kubische Sil-
houette ohne Überstände bei den Flachdächern; die Fugen 
der Großtafeln blieben als Gestaltungselement häufi g sicht-
bar. Bereits ab Werk wurden die Elemente mit Leitungen, 
Tür- und Fensterrahmen sowie einer in die Deckenplatten 
integrierten Heizung versehen. An der Baustelle der  Limes-
stadt wurde später eine zusätzliche Feldfabrik in Betrieb 
genommen, die von den Anwohnern den Namen „Häuser-
Kack-Maschine“61 erhielt. Die Heimstätte versprach sich vom 
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4|13 Montage der Holzmann-Coignet-Großtafeln in der Frankfurter 

 Nordweststadt.

4|15 Die  Nordweststadt aus der Vogelperspektive.

4|14 Gelände der künftigen  Nordweststadt im Frankfurter Niddatal.

seriellen Fertigbau eine deutliche Verkürzung der Bau- sowie 
der Zwischenfi nanzierungszeiten und damit eine mittelbare 
Senkung der Bau- und Mietkosten.

Bei der Anwendung der Großtafelbauweise belegte die 
Heimstätte eine Vorreiterrolle: Ihr hoher Anteil von zunächst 
zehn Prozent aller Bauten des Unternehmens 1963 kletterte 
1966 auf 29 Prozent, im Gegensatz zum zwischen drei und 
6,3 Prozent pendelnden Bundesdurchschnitt bei Neubauvor-
haben. Mitte der 1960er Jahre war jedoch keine weitere 
Steigerung möglich, weil wegen Schwierigkeiten bei der 
Kapitalbeschaffung langfristige Serienverträge mit den Her-
stellern nicht mehr abzuschließen waren.62 Daneben mag 
auch die stark funktionalistische Architektur der  Großsied-
lungen, die Akzeptanzprobleme hervorrief, die anfängliche 
Begeisterung gebremst haben. Um die Monotonie dieser 
seriellen Architektur zu mildern, erhielten die Gebäude in 
der  Nordweststadt und in  Klarenthal einen bunten Anstrich 
nach jeweils ausgeklügelten Konzeptionen. Die Farbplanun-
gen für die  Nordweststadt übernahm Tassilo  Sittmann, der 
Partner  Schwagenscheidts. Zwar hatten die ursprünglichen 
Entwürfe die farbliche Gestaltung bereits vorgesehen, die 
 Nordweststadt wurde jedoch zunächst als weitgehend 
„weiße Stadt“ realisiert. Auf Druck der Bewohner erhielt sie 
mehr als ein Jahrzehnt nach Bezug der Gebäude ein buntes 
Gewand.63 Auch dies war ein Rückgriff auf die 1920er Jahre; 
damals wurde beispielsweise die May-Siedlung Römerstadt 
in Frankfurt nach einem Entwurf des Grafi kers Hans Leistikow 
farblich angelegt.

Am Limes – „Modell einer Stadt“
Am Beispiel der  Limesstadt, dem am stärksten von der 
Heimstätte geprägten Projekt, sollen die städtebaulichen 
Dimensionen ihrer Arbeit in dieser Phase näher betrachtet 
werden. Hatte die Heimstätte zu ihrem 30. Geburtstag 1952 
den Wiederaufbau der Frankfurter Altstadt in den Mittel-
punkt der Feierlichkeiten gestellt, so symbolisierte der Bau-
beginn der  Limesstadt zu ihrem 40-jährigen Jubiläum am 
17. Mai 1962 geradezu programmatisch den Beginn einer 
neuen Ära. Ministerpräsident  Zinn stellte in seiner Ansprache 
fest, „hier werden ‚die Wohnungen der Zukunft‘ gebaut“: 
„familiengerecht“, „ein Drittel in Eigenheimen“ und „in der 
Nähe des Arbeitsplatzes“.64 Mit der für rund 10.000 Bewoh-
ner konzipierten neuen  Wohnstadt sollte sich auch die 
Struktur der Gemeinde  Schwalbach, die 1958 zur Zeit der 
Vorplanungen 4.014 Einwohner zählte, erheblich verändern: 
Am 9. Mai 1970 erhielt  Schwalbach Stadtrechte.

Die Alteingesessenen wehrten sich zunächst heftig gegen 
den Bau des neuen „Stadtteils“, den der ehemalige Frank-
furter SPD-Stadtverordnete Hugo  Lietzow nach seiner Wahl 
am 10. Juni 1958 zum Schwalbacher Bürgermeister vehe-
ment vorantrieb.65 Am 19. Februar 1960 gingen die Bauern 



| 131

1957 – 1968 
Satellitenstädte auf der „grünen Wiese“

auf die Straße, weil sie sich in ihrer Existenz bedroht sahen. 
Der Konfl ikt eskalierte, als die Gemeindevertretung am 
15. Mai 1962 – also zwei Tage vor Baubeginn – ihre Zustim-
mung zu dem Projekt erteilte: Der Vorsitzende der Gemein-
devertretung erhielt von den wütenden Bürgern einen „Tritt 
in den Hintern“.66 Schon fünf Tage zuvor, also am 10. Mai 
1962, hatten Gemeindevorstand und Nassauische Heimstätte 
den Vertrag67 über die Errichtung der  Wohnstadt Limes un-
terzeichnet. Damit wollte die Gemeindevertretung die Ent-
wicklung Schwalbachs gezielt steuern und einer befürchte-
ten Eingemeindung nach  Eschborn vorbeugen. Die Stadt ließ 
sich den Ausbau der „Folgeeinrichtungen“ parallel zur Er-
richtung der Wohnbebauung zusichern, wobei wegen der 
„überregionalen Bedeutung des Projektes“ Innenminister 
 Schneider Landeshilfe zugesagt hatte. Außerdem konnte sie 
den  Bebauungsplan nur mit Zustimmung der Heimstätte 
verändern. Sowohl bei der Vergabe der Bauaufträge als 
auch bei Vermietung und Verkauf der Wohneinheiten und 
Läden sollten die Ortsansässigen bevorzugt werden.

Das von  Lietzow für die neue  Wohnstadt ins Auge gefasste 
Areal hatte schon 1908 Landrat von Marx teilweise als zu-
künftiges Siedlungsgebiet vorgeschlagen – allerdings für 
Villen.68 Bevor das Projekt  Limesstadt bekannt wurde, hatte 
die Nassauische Heimstätte dort bereits systematisch zahl-
reiche Grundstücke angekauft. Wesentliche Unterstützung 
ihres ehrgeizigen Projektes erfuhren das Unternehmen und 
der Bürgermeister durch den Hessischen Innenminister 
 Schneider, Vorsitzender im Aufsichtsrat der Heimstätte, und 
die Aufsichtsratsmitglieder Heinrich  Kraft, Frankfurter Stadt-
verordnetenvorsteher und zuvor Vertreter der Landesver-
sicherungsanstalt Hessen, sowie Karl  Steinbiss, Ministerial-
dirigent des Bundeswohnungsbauministeriums, und den 
Präsidenten der Industrie- und Handelskammer Fritz  Dietz. 

 Schwalbach und Heimstätte lobten 1959 einen städtebauli-
chen Wettbewerb unter hessischen Architekten aus, weitere 
prominente außerhessische Planer wurden zur Teilnahme 
eingeladen. Unter den 31 eingereichten Arbeiten kürte die 
Heimstätte den Entwurf Hans Bernhard Reichows mit dem 
ersten Preis und beauftragte ihn mit der Planung und städte-
baulichen Oberleitung für die  Limesstadt. Die Gemeinde über-
trug ihm die Bauleitplanung des angrenzenden Gebietes.69 
Die Wettbewerbsarbeiten präsentierte das Unternehmen in 
den Frankfurter Messehallen der Öffentlichkeit.70

Reichows Grundidee bestand in der kreuzungsfreien Ver-
kehrserschließung des Neubaugebietes, wobei Auto- und 
Fußwege ganz nach der Maxime seines 1959 erschienenen 
Werkes „Die autogerechte Stadt“ strikt getrennt wurden. Die 
Häusergruppen – als Raumbildungen überschaubaren Maß-
stabs in durchgrünten Einheiten zusammengefasst – sind 
von einem Ring über Stichstraßen zu erreichen.71 In der Mit-
telachse der Ringstraße des reinen Wohngebietes führt ein 
Geh- und Radweg direkt in das projektierte, ab 1969 gebaute 
neue Stadtzentrum mit Geschäften, Rat- und Bürgerhaus 
sowie S-Bahnanschluss. Dort wurde auch durch den später 
realisierten „schwarzen Riesen“, ein schwarzes Wohnhoch-
haus, ein weithin sichtbarer Akzent gesetzt. Das Markt-
zentrum nach Plänen von Friedrich Spengelin, für das Nas-
sauische Heimstätte und Gemeinde 1967 ebenfalls einen 
Wettbewerb ausgeschrieben hatten, diente als Brückenschlag 
zum alten Ortskern und Überbauung der „Limesspange“, 
die an die Bundesstraßen 6 und 8 angebunden und zur 
Abschirmung des Verkehrslärms tiefer gelegt wurde. Die 
„charakteristische Silhouette“ der neuen  Wohnstadt, die 
Jahrzehnte später stilisiert das Logo Schwalbachs bildete, 
komponierte  Reichow aus fünf Hochhäusern auf dem Hö-
henzug entlang der Mittelachse. In der Reihe gestaffelte 

4|16 Logo der Stadt  Schwalbach mit der Silhouette der  Limesstadt. 4|17 Beginnende Verkehrserschließung auf der „grünen Wiese“ 

für die  Limesstadt 1964.
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4|18 Proteste der Schwalbacher Bauern gegen den Bau der  Limesstadt 1960.

Einfamilienhäuser und Geschossbauten platzierte er an den 
Stichstraßen „nach biologischer Orientierung“ derartig, dass 
in die Haupträume, davon in mindestens ein  Kinderzimmer, 
die Nachmittagssonne scheint. Nach dem Verständnis 
 Reichows entstand aus diesen Elementen eine „ideale orga-
nische Stadtlandschaft“,72 wie er sie während der NS-Zeit 
bereits für die „Ostkolonisation“ vorgeschlagen hatte. Damals 
propagierte er die Kombination von Zentral- und Bandstadt 
in „Stadtlandschaften“ mit „zellenmäßigem Aufbau“ und 
Ausrichtung auf ein gemeinsames Zentrum, die „räumliche 
Planung und politische Organisierung erlaube“, was offen-
sichtlich auf dem Grundgedanken der „NSDAP-Ortsgruppe 
als Siedlungszelle“ basierte.73

Nach Abschluss der Erschließungsarbeiten konnte die Nassau-
ische Heimstätte 1964 mit dem Bau der rund 3.800 Wohnun-
gen beginnen, der 1969 abgeschlossen war. Etwa 17 Prozent 
der Einheiten befanden sich in Einfamilienhäusern, denen 
knapp 30 Prozent der gesamten Fläche zugewiesen wurde. 
Es handelte sich um zweigeschossige Reihenhäuser vom Typ 
„GF“ oder „RM“ und Bungalows als „Gartenhofhäuser“ mit 
einer Wohnfl äche zwischen 80 und 150 Quadratmetern, die 
erstmals im Tätigkeitsbereich der Nassauischen Heimstätte 
im Fertigbausystem Grötz hergestellt wurden; deren Anteil 

betrug bis zu 75 Prozent. Die Geschosswohnungen, darunter 
auch Eigentumsmaßnahmen, verteilten sich auf drei- und 
viergeschossige Häuser, wie sie bereits in der Frankfurter 
 Nordweststadt realisiert worden waren, und neun- bis 
14-etagige Gebäude, von denen 81 Prozent in der Groß-
tafelbauweise von Holzmann-Coignet entstanden. In den 
vierstöckigen Häusern, in denen ein Drittel der Wohnein-
heiten lag, wurde statt eines Flurs eine Essdiele eingeplant. 
Die Idee der Essdiele war Resultat eines hausinternen Wett-
bewerbs „zur Förderung neuzeitlicher und wirtschaftlicher 
Wohnungsgrundrisse und Haustypen in Fertigbauweise“ und 
wurde auch in  Klarenthal umgesetzt.74 An der Limesspange 
beim Marktzentrum wurde der „Hochhauspulk“ errichtet, 
dessen Häuser durch die dunklen Fenster- und Loggiabänder 
auf den hellen Fassaden eine horizontale Gliederung erhiel-
ten, während die im Osten aus den Baukörpern vorragen-
den Treppenhäuser vertikale Akzente setzten. Die neunge-
schossigen Hochhäuser entlang der Mittelachse, in denen 
Eigentumswohnungen untergebracht waren, öffneten sich 
nach dem Konzept Reichows mit leichter Rundung zur Sonne 
hin. Alle Gebäude innerhalb der Ringstraße bekamen ein 
Flachdach und die außerhalb gelegenen Einfamilienhäuser 
ein anthrazitfarbenes, um 25 Grad geneigtes Dach. Während 
die Geschossbauten zumeist weiß oder grafi tfarben verputzt 
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wurden, waren die Einfamilienhäuser bunt gestaltet. Im Ge-
gensatz zum Farbkonzept in den May-Siedlungen der 1920er 
Jahre wurde das Einzelhaus aus der Reihe hervorgehoben, 
also das Individuelle gegenüber dem Kollektiven betont. Da 
die gesamte Siedlung über Kabel an eine zentrale Antenne 
angeschlossen war, blieb der stilistisch einheitliche Charakter 
der Anlage gewahrt. Phasenweise wurden ganze Baugrup-
pen fertiggestellt, um die Belastungen der Bewohner durch 
die Großbaustelle zu minimieren.75

Wie mit  Schwalbach vereinbart, entstand gleichzeitig die  In-
frastruktur der neuen  Wohnstadt. Schon 1965 begann der 
Unterricht in der neuen Grund-, Haupt- und Realschule. Ein 
Jahr später konnte die Nassauische Heimstätte die beiden 
Nebeneinkaufszentren ihrer Bestimmung übergeben, die den 
weiteren Weg in das Marktzentrum für kleine Besorgungen 
ersparen sollten. Im nächsten Jahr wurde eine versetzbare 
Notkirche in Fertigbauweise für beide Konfessionen geweiht 
und das Haupteinkaufszentrum eröffnet. Schließlich konnte 
1968 das Hallen- und Freibad in Betrieb genommen werden 
– das einzige, das die Nassauische Heimstätte je realisierte. 
Mittlerweile waren alle Geschosswohnungen und zwei Drittel 
der Eigenheime bezogen.76 Das Marktzentrum mit Rat- und 
Bürgerhaus wurde 1973 der Öffentlichkeit übergeben.77

Nach ihrer Fertigstellung hatte die  Limesstadt ein zweites 
Mal politisierende Wirkung: Die Bewohner akzeptierten die 
als überhöht empfundenen Rechnungen der Betreiberin des 
Blockheizkraftwerkes Esso-Favorit nicht, die auf Energie-
verluste durch das Rohrleitungssystem, die Umlage der In-
vestitionskosten für das Heizwerk auf die Mieter und die 
unzureichend regulierbaren Fußbodenheizungen78 zurück-
zuführen waren. Eine Heizkostenkommission der Gemein-
deversammlung sollte die Angelegenheit klären, die bis in 
die 1970er Jahre hinein für Kontroversen sorgte. Parallel 
dazu formierte sich eine Bürgerinitiative, die 1968 als 
Wählergemeinschaft „Limes '68“ zur Kommunalwahl antrat 
und im ersten Anlauf 27,2 Prozent der Stimmen verbuchen 
konnte; allein in der  Limesstadt stimmte fast die Hälfte der 
Wähler für sie. „Limes ‘68“ nahm damit sieben von 25 Sitzen 
der Gemeindeversammlung ein, was Bürgermeister  Lietzow, 
dem Initiator der  Limesstadt, eine Minderheitsregierung 
bescherte; „Animositäten zwischen Limes '68 und Sozial-
demokraten“ bestimmten die Arbeit im Gemeindeparla-
ment, bis „Limes '68“, später teilweise in der Unabhängigen 
Liste aufgegangen, bei den Wahlen 1970 die Hälfte der 
Stimmen einbüßte. Aus der Wählergemeinschaft erwuchs 
1973 schließlich die Zeitung „Neues  Schwalbach“, die 
heutige „Schwalbacher Zeitung“. Parallel zur Entwicklung 

4|19 Baubeginn in der  Limesstadt.

4|20 Die  Limesstadt – Zuhause für rund 10.000 Menschen.

4|21 Blick in die Essdiele der Musterwohnung in der  Limesstadt.
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4|22 Der „Hochhauspulk“ in der  Limesstadt.

4|23 Bundesverkehrsminister Georg  Leber (SPD) eröffnet 

1970 in seinem Wahlkreis den Bahnhof  Limesstadt.

4|24 Eine indische Delegation besuchte 1966 die  Limesstadt.
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der  Limesstadt wählten einige Großunternehmen die Ge-
meinde seit den 1960er Jahren als Standort. Dadurch ent-
standen viele neue Arbeitsplätze, so dass die Zahl der 
Schwalbacher Auspendler nur ein Drittel über jener der 
Einpendler lag.79 

Mit der  Limesstadt, die zahlreichen nationalen und inter-
nationalen Besuchergruppen der Nassauischen Heimstätte 
als „Modellstadt“ vorgeführt wurde, stellte das Unterneh-
men eine moderne Fertigungsweise, ein Verkehrskonzept 
und die Idee einer  Wohnstadt mit zentralen Infrastruktur-
einrichtungen im Umfeld einer Metropole zur Diskussion. 
Die  Limesstadt wie die  Nordweststadt und  Klarenthal waren 
als städtebauliche und stilistische Einheiten mit gemischten 
Wohn- und Eigentumsformen im Bemühen um soziale 
 Integration noch stark den Ideen der 1920er und 1930er 
Jahre verbunden. Im Gegensatz zu den tatsächlichen 
„Schlafstädten“ der 1970er Jahre entwickelten sich die 
„neuen Wohnstädte“ der 1960er Jahre, bei denen bereits 
zu Beginn an soziale Infrastruktureinrichtungen gedacht 
worden war, nur bedingt zu „sozialen Brennpunkten“. Aller-
dings erwuchsen beispielsweise in den Anfangsjahren der 
 Limesstadt Probleme aus den eingeschränkten Freizeit-
möglichkeiten für Jugendliche, die mit gewalttätigen und 
geräuschvollen Exzessen für negative Schlagzeilen sorgten. 
Das Nassauische Heim statuierte ein Exempel: Die Mieterin 
einer verwahrlosten Wohnung, bei der sich die „Halbstarken“ 
trafen, erhielt 1980 die Kündigung mit der Aufl age, in 
Monatsraten von zehn DM die Instandsetzungskosten für 
ihre ramponierte Wohnung abzustottern. Im Rahmen der 
Feierlichkeiten zum 25-jährigen Stadtjubiläum „amnestierte“ 
die Heimstätte die Frau.80 Im Laufe der Zeit überalterte die 
Bewohnerschaft, die als junge Familien eingezogen waren, 
was heute zunehmend zum Problem wird: Einzelpersonen 
leben in überdimensionierten Wohnungen, halten aber an 
ihrem vertrauten sozialen Umfeld fest. Kritik zogen die 

Wohnstädte, mit denen trotz der verdichtenden Hochhaus-
bebauung die Landschaft stark zersiedelt wurde, vermehrt 
wegen ihrer monofunktionalen Struktur und den tendenziell 
anwachsenden Pendlerströmen auf sich. Zudem stieß ihre 
ästhetische Anmutung zunehmend auf Ablehnung.

Internes – Externes
Die drei Großprojekte betreute das Team der Nassauischen 
Heimstätte zwischen 1961 und 1968 mit durchschnittlich 
etwa 400 Mitarbeitern; 1958 waren es noch rund 300, im 
Folgejahr bereits knapp 370 Personen gewesen. Etwa ein 
Viertel von ihnen arbeitete für das Heim, das 1962 von der 
Heimstätte 42 Mitarbeiter übernahm und direkt einstellte. 
Die Relation von Beschäftigten zu betreuten Wohnein-
heiten war bei der Nassauischen Heimstätte im Vergleich 
zu ihren Schwestergesellschaften, die teilweise den dop-
pelten Personaleinsatz aufwiesen, durchgängig äußerst 
günstig. Dies mag vor allem in der Struktur der Projekte 
begründet sein, denn im Gegensatz zu den anderen Heim-
stätten betreuten die Mitarbeiter der Nassauischen vor-
wiegend  Großsiedlungen. Wegen der wachsenden Mit-
arbeiterzahl mussten 1969 in einem Bürohochhaus in 
 Sachsenhausen 300 Quadratmeter Bürofl äche angemietet 
werden. Nachdem die hektische Aufbauphase überstan-
den war, konnte die Heimstätte auch ihre interne Organi-
sation neu strukturieren. Um die „Unmittelbarkeit der 
Entscheidungen“ herzustellen, verlagerte die Geschäfts-
leitung laut Bericht seit 1959 Kompetenzen mit über-
schaubarer Verantwortung auf den Nachwuchs. Die 1960 
installierte Juniorenkonferenz diente dem innerbetrieb-
lichen Austausch und der Übermittlung von Intentionen 
der Geschäftsleitung. Im selben Jahr baute die Heimstätte 
ihr internes Controlling aus und trennte die Innenrevision 
in eine kaufmännische und eine technische Prüfung, bei 
denen Grundstücks- und Objekterträge ermittelt wurden. 
Ein Jahr später rief die Geschäftsleitung den Rationalisie-

4|25 Der „schwarze Riese“ im Marktzentrum der  Limesstadt. 4|26 Ministerpräsident  Zinn (SPD) besucht mit dem Geschäftsführer 

der Heimstätte  Geißler 1966 Mieter der  Limesstadt.
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4|27 Ewald  Geißler leitete die Heimstätte von 1964 bis 1985.

4|28 Die Heimstätte beteiligte sich 1965 beim Hessentag in  Darmstadt mit 

einem selbst gestalteten Motivwagen zum Wohnungsbau am Festzug.

rungsausschuss mit fünf Mitarbeitern ins Leben und führ-
te die bargeldlose Gehaltszahlung ein. Schon im Mai 1960 
hatten die Mitarbeiter mit der Fünf-Tage-Woche begonnen, 
allerdings noch mit 45-stündiger Wochenarbeitszeit. 
Schließlich wurde 1969 die elektronische Datenverarbei-
tung in Betrieb genommen. Eine wesentliche Zäsur bildete 
der Amtsantritt des neuen Leitenden Geschäftsführers 
Ewald Geißler81 am 1. Juli 1964, der Paul  Müller nach 16 
Jahren ablöste.  Geißler führte die Heimstätte durch die 
folgenden 21 Jahre. Seit 1965 wurde nun auch die Beleg-
schaft durch ein Betriebsratsmitglied mit beratender Stimme 
im Aufsichtsrat repräsentiert.82

Neben den großen Bauprojekten bis 1985 begann die 
Wohnungsverwaltung eine zunehmend größere Rolle zu 
spielen. So schloss die Heimstätte 1959 einen Rahmen-
betreuungsvertrag mit ihrer Schwester  Nassauische Sied-
lungsgesellschaft ab und richtete einen technischen 
Dienst für die Verwaltung des Hausbesitzes ein.83 Um den 
Kontakt zu Mietern und Käufern zu pfl egen, unterhielt das 
Unternehmen durchschnittlich etwa zwölf dezentrale 
Baubüros sowie zehn Zweigstellen und veranstaltete für 
seine Bauherren immer wieder Bauherrenkonferenzen 
sowie das Heimstättenforum zum fachlichen Aus-
tausch.84

Noch zu Müllers Zeiten hatte die Heimstätte 1959 die 
 Geschäftsführung für den Landesverband Hessen des 
Deutschen Volksheimstättenwerkes übernommen. Müller 
wurde im selben Jahr in den wohnungswirtschaftlichen 
Beirat der Deutschen Bau- und Bodenbank berufen.85 Seit 
1961 vertrat er die Heimstätte im Ausschuss „Ordnung 
des Wohnungswesens“ des Deutschen Verbandes für 
 Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung.

Mit Beginn des neuen Jahrzehnts modernisierte die Heim-
stätte das Design ihrer Schriften. Der Geschäftsbericht 
und die Informationen für die Mitarbeiter erhielten An-
fang der 1960er Jahre ein neues Gesicht, und für die 
 Belegschaft erschien das „Vademecum“ Heimstätte von 
A-Z.86 Der neue Geschäftsführer  Geißler intensivierte die 
umfangreiche Öffentlichkeitsarbeit der Nassauischen Heim-
stätte. Das Unternehmen präsentierte sich gemeinsam mit 
fünf weiteren Heimstätten 1966 auf der „Deubau 66“ in 
Essen.87 In Zusammenarbeit mit den Bauspar kassen be-
teiligte sich die Gesellschaft an Ausstellungen und nahm 
am Festzug des 9. Hessentages in  Gießen mit dem Motiv-
wagen „Moderner Städtebau – sozialer Wohnungsbau“ 
teil.88 Seit 1963/64 stieg der Anteil ihres Werbeetats an 
den Gesamtaufwendungen von rund zwei Prozent auf 
etwa vier bis sechs Prozent an und lag damit deutlich 
über dem Durchschnitt der anderen Heimstätten, der bei 
zwei Prozent stagnierte.89
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4|29 In den Frankfurter Römerhallen präsentierte das Nassauische Heim zu seinem 40-jährigen Jubiläum im Juni 1968 in einer Ausstellung 

auch das Modell der  Limesstadt.

4|30 Feier zur Schlüsselübergabe der 25.000sten Wohnung des 

Heims 1963 in  Wiesbaden- Erbenheim.

4|31 Eröffnung der Wohnungsvermittlungsstelle am 2. März 

1966.
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Das Nassauische Heim beteiligte sich an den drei großen 
Projekten der Nassauischen Heimstätte und fungierte als ihr 
Partner bei der Einführung der Großtafelbauweise. So be-
standen 1968 noch 48 Prozent aller fertiggestellten Bauten 
des Heims aus Fertigbauteilen.90 Dieser hohe Anteil ermög-
lichte eine rasche Vergrößerung des Wohnungsbestandes; 
so konnte 1963 in  Wiesbaden- Erbenheim die 25.000ste 
Wohnung des Heims bezogen werden, der im folgenden 
Jahr bereits die 30.000ste Einheit in einem Hochhaus in  Fe-
chenheim folgte.91 Im Jahr seines 40-jährigen Jubiläums 
1968, im Frankfurter Zoo-Gesellschaftshaus feierlich began-
gen, besaß das Heim annähernd 35.000 Wohnungen an 103 
Standorten, darunter folgende Schwerpunkte: in Frankfurt 
 Nordweststadt etwa 1.250,  Fritz-Kissel-Siedlung 1.000,  Adolf-
Miersch-Siedlung 970,  Fechenheim 830, in  Schwalbach- Li-
messtadt 1.250, in  Wiesbaden- Hochfeld 800 und - Klarenthal 
750, in  Sprendlingen 650 und in der Offenbacher  Carl-Ulrich-
Siedlung 500 Einheiten. Parallel zum Engagement des Heims 
in den Städten lag 1968 nach Erhöhungen des Stammkapitals 
auf inzwischen 64 Millionen DM die Anteilsmehrheit nicht 
mehr bei der Landesversicherungsanstalt, sondern bei den 
Kommunen: Davon hielt Frankfurt ein Drittel; die Nassauische 
Heimstätte besaß 20 Prozent des Gesellschaftskapitals.92

Wie die anderen gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
sah sich das Heim mit wachsenden Anforderungen der Mieter 
hinsichtlich Größe und Ausstattung der Objekte konfrontiert. 
Um den Bestand nach der Devise „jedem nicht nur eine, 
sondern seine Wohnung“ an die geeigneten Interessenten 
zu vermitteln, gehörte die Gesellschaft 1966 zu den Initia-
torinnen und Mitbegründerinnen der „Wohnungsvermitt-
lungsstelle gemeinnütziger Wohnungsunternehmen in 
Frankfurt“, die 1975 in die kommunale Wohnungsvermitt-
lung mündete. Zwei Jahre später ging sie noch einen Schritt 
weiter und beauftragte das Frankfurter Institut für Sozial-
forschung, kurz zuvor intellektuelles Zentrum der Studenten-
proteste, mit einer Studie über die Wohngewohnheiten und 
-wünsche der Mieter in der  Nordweststadt. Als künftige Ziele 
kristallisierten sich die Ausstattung mit Zentralheizung und 
das Eigenheim heraus.93

Die Nassauische Heimstätte zeigt ...
„Wir haben dabei nicht die Absicht, unseren Mietern etwa 
auf kommerzieller Basis ‚Freizeitgestaltung‘ zu bieten. 
Vielmehr handelt es sich darum, das Gewicht der Zahl von 
15.000 Mietern organisatorisch zu benutzen, um ihnen 
kulturelle Werte vermehrt zugänglich zu machen ... Wir 
bekennen aber auch offen, daß wir mit den Veranstaltun-
gen und Einrichtungen beabsichtigen, den Kitsch und die 
Verdummung, die sich in verschiedener Gestalt in unserer 
heutigen Gesellschaft breit machen, zu bekämpfen.“94

Ihrem bereits seit Jahren mit wachsendem Engagement be-
triebenen kulturellen Dienst für Mieter gab die Heimstätte 
1957 den Namen „Wohnen und Leben“95 und stattete ihn 
mit einem Fondskapital von 15.000 DM aus. Gleichzeitig 
übernahm Otto  Weispfennig, der in der Weimarer Republik 
die Frankfurter Volksbühne geleitet hatte und als zweiter 
Vorsitzender und Landessekretär der KPD nach deren Verbot 
1956 arbeitslos geworden war, die Organisation des kultu-
rellen Dienstes.96 Den Bewohnern der Siedlungen sollten 
Konzert-, Film-, Theater- oder Vortragsveranstaltungen zu 
Sonderpreisen zugänglich gemacht werden, um eine „Demo-
kratisierung der Kultur“ zu bewirken. Immerhin hatten bis 
dahin nur etwa 15 Prozent der Mieter des Heims schon ein-
mal ein Theater besucht. Nach dem Bruch mit der Moderne 
und der kulturellen Isolation im Nazi-Deutschland sollte der 
kulturelle Dienst die Bewohner in ihrem nachbarschaftlichen 
Umfeld unter anderem „an die politische Gegenwart heran-
führen, sie zum Nachdenken veranlassen“. Entsprechend 
ambitioniert zeigten sich die Programme: So fanden 1957 
Theateraufführungen des „Tagebuch der Anne Frank“ oder 
1959 eine Ausstellung des belgischen Künstlers Frans Ma-
sereel unter anderem mit der „Apokalypse unserer Zeit“ 
zum Schrecken des Zweiten Weltkrieges aus dem Besitz des 
Landes Hessen statt. Im selben Jahr thematisierte „Wohnen 
und Leben“ die Diffamierung des Jazz in der NS-Zeit als 

4|32 Hinweis auf eine Film-Matinee des kulturellen Dienstes der 

Nassauischen Heimstätte.
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„Niggermusik“ und lud sein Publikum in die Frankfurter Carl-
Schurz-Schule zu einem ersten Jazz-Konzert der „Burgundy 
Street Paraders“ ein, um es mit dieser „Kunstäußerung“ des 
20. Jahrhunderts vertraut zu machen.97 Den während des 
„Dritten Reiches“ verbotenen sowjetischen Revolutionsfi lm 
Sergej Eisensteins „Panzerkreuzer Potemkin“ zeigte die 
Heimstätte 1960.98

Daneben wollten die Initiatoren ihre Mieter beispielsweise 
mit Tagesfahrten auf dem Rhein, später mit gemeinsamen 
Reisen vor der Anonymität der Großstadt bewahren. Schon 
früh spielten dabei Überlegungen zur sinnvollen Gestaltung 
der künftig anwachsenden Freizeit eine Rolle – damals mit 
allmählicher Verbreitung der Fünf-Tage-Woche ganz aktuell. 
Auch die Heimstätten-Gemeinschaft veranstaltete weiterhin 
Reisen im In- und Ausland – 1959 allein 80 Wochenendfahrten 
und elf längere Reisen.99 Mit Verkaufsausstellungen von 
Frankfurter Künstlern oder dem Angebot von Kunstdrucken 
sollte den Mietern „zu gutem Wandschmuck“ verholfen 
werden. Ebenso wie die Karten für die Veranstaltungen 
konnten die Drucke bei den Hausverwaltern erworben 
werden.

Bald unterhielt „Wohnen und Leben“ Leihbibliotheken in 
mehreren Siedlungen100 und versorgte weitere mit einem 
Bücherbus. Waren die Aktivitäten zuerst nur auf Frankfurt 
beschränkt, begann bald die Einbeziehung des übrigen Tätig-
keitsgebietes der Heimstätte, besonders der neuen Wohn-
städte. Außerdem waren die Kinder- und Jugendfi lmvorfüh-
rungen mit pädagogischem, gegen Kriegsfi lme gerichtetem 
Anspruch ein wichtiges Anliegen von „Wohnen und Leben“.

Die Bedeutung von „Wohnen und Leben“ dokumentierte 
sich im September 1958 bei der Gründung seines hochkarätig 
besetzten Kuratoriums, dem unter Vorsitz des Präsidenten der 
Hessischen Landesbank beispielsweise der Generalintendant 
der Städtischen Bühnen Frankfurt, der Filmbeauftragte der 
Evangelischen Kirche, der Vizepräsident der Deutschen 
Bundesbank, Redakteure von Frankfurter Zeitungen und ver-
schiedene Kulturpolitiker, aber auch das Hessische Innenmi-
nisterium, das Hessische Ministerium für Erziehung und 
Volksbildung, sowie die Deutschen Werkstätten angehörten. 
Im Mai 1963 schließlich nabelte sich „Wohnen und Leben“ 
formell von der Heimstätte ab und konstituierte sich als Ver-
ein. Ihm gehörten neben der Heimstätte, dem Nassauischen 
Heim, der Heimstätten-Gemeinschaft von Beginn an zahl-
reiche Geschäftspartner des Unternehmens an wie die 
Hessische Landesbank, die Deutsche Bau- und Bodenbank, 
die Butzbacher Wohnungsgesellschaft, die Handwerksbau 
 Darmstadt, die  Mavest, die  Merian, die  Mibau, die  Süwag, 
die Wetzlarer Wohnungsgesellschaft, die Wohnheim GmbH 
und die Stadt  Langen, deren Mieter in den Genuss seiner 
Aktivitäten kamen. In der Ära  Weispfennig, der die Leitung 

4|33 Bürgermeister  Lietzow (SPD) stimmt in der  Limesstadt Kinder 

auf eine Filmvorführung von „Wohnen und Leben“ ein.

4|34 Dankesschreiben eines jungen Filmenthusiasten an „Wohnen 

und Leben“.
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4|36 Die Fußballmannschaft der Nassauischen Heimstätte 1965.

4|37 Wohnberatung in der Musterwohnung der  Limesstadt 

1965.

niveauvoll angeregten Mieter sich auch „über das politische 
Geschehen auf dem laufenden ... halten und ... rechtzeitig 
... informieren, welcher Partei wir unsere Stimme bei der 
nächsten Wahl geben sollen“.102

Daneben beteiligte sich die Nassauische Heimstätte in Zu-
sammenarbeit mit dem Frankfurter Bund für Volksbildung 
unter dem Motto „Wohnen helfen“ an der Wohnberatung, 
die Zuschüsse vom Bundesministerium für Wohnungswesen, 
Städtebau und Raumordnung erhielt. Sie verstand sich als 
ein „Element der modernen Erwachsenenbildung“, um breite 
Bevölkerungskreise an „zeitgemäßes“ Wohnen heranzu-
führen. Mit großer Resonanz unterhielt die Wohnberatung 
neben Ausstellungen zum Thema Wohnen und Hausrat 
möblierte Musterwohnungen unter anderem in der Limes-103 
und der  Nordweststadt. Allein die Mustermöblierung in der 
 Limesstadt sahen rund 20.000 Besucher.104 Auch mit dem 
„Sozialwerk für Wohnung und Hausrat“ bestand ein intensiver 
öffentlicher Austausch über Grundrisslösungen und Möblie-
rung.105 Mit ihren wohnpädagogischen Anstrengungen 
knüpfte die Heimstätte an die umfangreichen Erziehungs-
versuche des Neuen Bauens in den 1920er Jahren für zeit-
gemäßes Wohnen an. Eines ihrer Frankfurter Konkurrenz-

4|35 Der Leiter von „Wohnen und Leben“ Otto  Weispfennig bei 

einem Tagesausfl ug für Mieter am Rhein.

von „Wohnen und Leben“ Mitte 1968 an Hermann  Sauter 
abgab, fanden zwischen 1957 und 1968 rund 1.600 Veran-
staltungen für mehr als 400.000 Besucher statt. Parallel zum 
Siegeszug des Fernsehens in die Wohnzimmer verloren vor 
allem die Filmvorführungen von „Wohnen und Leben“ zu-
nehmend an Attraktivität für das Publikum, was letztlich ihr 
Ende bewirkte und den Arbeitsschwerpunkt auf die Reisever-
anstaltungen verlagerte. Ab April 1960 gab der kulturelle 
Dienst auch die Mieterzeitung „das dach“ heraus; darauf 
folgte ab 2006 das Organ „Füreinander“.

Die Heimstätte erntete jedoch nicht nur Lob für ihren kultu-
rellen Dienst. Der Rheinische Merkur kritisierte 1958: „Bei 
dem dirigistischen Geist, der die Landesväter von Hessen 
beschützt und erleuchtet, kann man ziemlich sicher sein, 
daß es ihnen bald gelingen wird, ‚die Kultur‘ in ein Röhren-
system zu fassen und – wie Gas, Wasser und Elektrizität – 
auch den geistigen Strom in jede Heimstättenwohnung zu 
leiten.“101 Das Publikum wiederum wünschte sich anspruchs-
losere Unterhaltung, die das Team von „Wohnen und Leben“ 
als „kulturelle Berieselung“ ablehnte. Die Mitarbeiter sahen 
ihren pädagogischen Auftrag vielmehr darin, der „geistigen 
Lethargie und Wurstigkeit“ entgegenzuwirken, damit die 
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unternehmen, die  Gewobag, hatte bereits Anfang der 
1950er Jahre mit dem Projekt „Richtig Wohnen Helfen“ einen 
ähnlichen Versuch initiiert.106

Die Aktivitäten der Heimstätten-Gemeinschaft, von „Woh-
nen und Leben“ oder der Wohnberatung dokumentierten 
den umfassenden lebensweltlichen Gestaltungsanspruch 
mit kulturpolitischem Sendungsbewusstsein, den die Nas-
sauische Heimstätte besonders in den 1950er und 1960er 
Jahren verfolgte. Ihr jahrzehntelanges soziales und pädago-
gisches Engagement hob die Heimstätte aus dem Kreis an-
derer Wohnungsbauunternehmen deutlich heraus. Ihrer 
Funktion als „Organ staatlicher Wohnungspolitik“ wurde sie 
damit in ganz eigener Weise gerecht.

1 Paul  Müller beim Festakt in der Paulskirche am 17. Mai 1962 anläss-

lich des 40-jährigen Jubiläums der Nassauischen Heimstätte, zitiert im 

Geschäftsbericht 1961.

2 Vgl. Hessisches Statistisches Landesamt (Hg.), Hessen im Wandel der 

letzten hundert Jahre 1860 – 1960,  Wiesbaden 1960, S. 97.

3 Vgl. Hessisches Statistisches Landesamt (Hg.), Hessen unter den 

Bundesländern,  Wiesbaden 1963, S. 175.

4 Vgl. Hessisches Statistisches Landesamt (1960), S. 218ff.

5 Vgl. Heinrich von Brentano (CDU) zitiert bei: Günther Schulz, Wieder-

aufbau in Deutschland. Die Wohnungsbaupolitik in den Westzonen und 

der Bundesrepublik von 1945 bis 1957, Düsseldorf 1994, S. 289f.

6 Zum Zweiten Wohnungsbaugesetz vgl. u. a. Schulz (1994), S. 257ff. 

und 288ff.; Deutsches Volksheimstättenwerk e. V. Bundesverband für 

Wohneigentum, Wohnungsbau und Stadtentwicklung (Hg.), 50 Jahre 

vhw 1946 – 1996. Das vhw und sein Beitrag zum Wohnen im Eigentum, 

Bonn 1996, S. 43ff.; Klaus von Beyme, Der Wiederaufbau. Architektur 

und Städtebaupolitik in beiden deutschen Staaten, München 1987, S. 

257ff.; Peter Conradi/Christoph Zöpel, Wohnen in Deutschland. Not im 

Luxus, Hamburg 1994, S. 90ff.

7 In der ersten Legislaturperiode konnte dieser Entwurf wegen der 

Novelle des Ersten Wohnungsbaugesetzes nicht mehr ausführlich erörtert 

werden, die Fraktion zog ihn deshalb zurück und brachte ihn 1953 

unverändert in den neuen Bundestag ein, vgl. Schulz (1994), S. 288ff.

8 Vgl. Zweites Wohnungsbaugesetz (Wohnungsbau- und Familienheim-

gesetz) vom 27. Juni 1956. Richtlinien für den Einsatz der Bundesmittel 

für den sozialen Wohnungsbau 1957 vom 3. Dezember 1956, Düsseldorf 

1957.

9 § 7 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes defi nierte: „Eigenheime ..., 

die nach Größe und Grundriß ganz oder teilweise dazu bestimmt sind, 

dem Eigentümer und seiner Familie ... als Heim zu dienen“, was 

4|38 Musterwohnung in der  Limesstadt.
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waren, vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 90.

10 Vgl. Geschäftsberichte 1957 bis 1968.

11 Vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 88.

12 Vgl. Geschäftsbericht 1966.

13 Vgl. Geschäftsberichte 1967 bis 1968.

14 Nach fünfjähriger Laufzeit wurde der Zinszuschuss für weitere fünf 

Jahre auf einen Betrag von 1.000 DM gewährt. Ab 1963 erhöhte das 

Land die bezuschusste Hypothekensumme auf 6.000 DM, 1965 auf 

8.000 DM pro Wohnung und begrenzte seine Laufzeit auf fünf Jahre, vgl. 

Busch/Vetter (1968), S. 13f.

15 Vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 102ff.

16 Vgl. § 72 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes.

17 Vgl. von Beyme (1987), S. 270.

18 Das Bruttoeinkommen eines durchschnittlichen Vier-Personen-

Arbeiterhaushalts lag 1957 bei 636 DM, 1960 bei 759 DM, vgl. Schulz 

(1994), S. 311.

19 Vgl. Busch/Vetter (1968), S. 9ff.

20 Vgl. Geschäftsberichte 1957 bis 1967.

21 Vgl. Geschäftsbericht 1964.

22 Vgl. Geschäftsbericht 1959.

23 Vgl. Schulz (1994), S. 345.

24 Vgl. Busch/Vetter (1968), S. 35ff.

25 Vgl. Geschäftsberichte 1957 bis 1968.

26 Betriebsvergleiche der Aktiengesellschaft für Wirtschaftsprüfung, 

Deutsche Baurevision, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 1957 – 1968, 

Archiv Deutsche Baurevision.

27 Vgl. Schreiben des Obermagistratsrates Wilhelm an den Frankfurter 

Magistrat vom 18. Dezember 1961; Abschrift der Anfrage der FDP-

Stadtverordnetenfraktion vom 19. Dezember 1961, gez. G. Voitel; Er-

widerung des Magistrates vom 10. September 1962, in: Magistratsak-

ten 1.601, ISG.

28 Vgl. zu diesem Komplex u. a. von Beyme (1987), S. 267ff.; Deutsches 

Volksheimstättenwerk e. V. Bundesverband für Wohneigentum, Woh-

nungsbau und Stadtentwicklung (1996), S. 48ff.; Schulz (1994), S. 313; 

Conradi/Zöpel (1987), S. 95ff.

29 Für die neuen, bis zum 1. Juli 1968 gebauten Sozialwohnungen galt 

weiterhin das Zinserhöhungsverbot.

30 Vgl. von Beyme (1987), S. 267ff.; Deutsches Volksheimstättenwerk 

e. V. Bundesverband für Wohneigentum , Wohnungsbau und Stadtent-

wicklung (1996), S. 48ff.; Schulz (1994), S. 313.

31 Vgl. Geschäftsbericht 1968.

32 Insgesamt bezogen Ende 1967 in Hessen 57.579 Haushalte Miet-

beihilfen, vgl. Busch/Vetter (1968), S. 8ff.; Geschäftsberichte 1961 und 

1964.

33 Vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 10 und 97f.; Hermann Bellinger, Heim-

stätten und Marktwirtschaft, in: Bundesvereinigung Deutscher Heim-

stätten e. V. (Hg.), Bundesbaugesetz und Abbaugesetz. Die Heimstätten 

in ihren künftigen Aufgaben, Bonn 1961, S. 52f.

34 Vgl. Geschäftsberichte 1962 und 1965.

35 Vgl. Rudolf Klein, Hessen-Lexikon,  Frankfurt am Main 1965, S. 163f.

36 Vgl. Geschäftsbericht 1967.

37 Vgl. Geschäftsberichte 1964 bis 1965, 1967 bis 1968.

38 Seit 1953 hatte die Heimstätte mehr als 40 Dorfgemeinschaftshäu-

ser errichtet, vgl. Geschäftsberichte 1953 bis 1955.

39 Vgl. Geschäftsberichte 1962 bis 1963, 1966 bis 1967.

40 Vgl. Geschäftsberichte 1967 bis 1968.

41 Vgl. Nassauische Heimstätte (Hg.), Neu am Werk 1948 – 1958, 

 Frankfurt am Main 1958.

42 Vgl. Geschäftsbericht 1957.

43 Vgl. Geschäftsbericht 1960.

44 Vgl. Geschäftsbericht 1962.

45 Mündliche Auskunft der Grundstücksabteilung der Nassauischen 

Heimstätte; vgl. Geschäftsberichte 1961 und 1968; Betriebsvergleiche 

der Aktiengesellschaft für Wirtschaftsprüfung, Deutsche Baurevision, 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 1957 – 1968, Archiv Deutsche Baure-

vision. Bereits im Geschäftsbericht 1957 forderte die Nassauische 

Heimstätte eine Gesamtplanung, „die alle Faktoren des öffentlichen 

Lebens umfaßt“.

46 Vgl. Geschäftsbericht 1959.

47 Vgl. Geschäftsberichte 1957 bis 1968.

48 Vgl. Reinhart Chr.  Bartholomäi, Festrede anlässlich des Jubiläums „25 

Jahre Stadtrechte“, unveröffentlichtes Manuskript,  Schwalbach 1995, S. 6.

49 Mündliche Auskunft der Wohnungsverwaltung, Herr Bach, der Nas-

sauischen Heimstätte vom März 1997.

50 Vgl. Dieter Rebentisch, Walter  Möller, in: Wolfgang Klötzer (Hg.), 

Frankfurter Biographie, Bd. 2,  Frankfurt am Main 1996, S. 59f.

51 Vgl. Geschäftsberichte 1959 bis 1968.

52 Vgl. ebd.

53 Nassauische Heimstätte (Hg.), Die deutschen Heimstätten. Ihr Partner 

für Fortschritt im Wohnungs- und Städtebau,  Frankfurt am Main 1970, 

unpaginierte Blattsammlung.

54 Schulz (1994), S. 346.

55  Klarenthal war mit 4.000 neuen Wohnungen für rund 14.000 Men-

schen damals das größte geschlossene Siedlungsprojekt in  Wiesbaden, 

vgl. Geschäftsberichte 1963 und 1964; Magistrat der Stadt  Wiesbaden 

(Hg.), Das neue  Wiesbaden,  Wiesbaden 1963, S. 38ff.

56 Zur  Nordweststadt vgl. u. a. Andrea Gleininger, Die Frankfurter  Nord-

weststadt. Geschichte einer Großsiedlung,  Frankfurt am Main 1995; 

Walter  Schwagenscheidt, Die  Nordweststadt. Idee und Gestaltung, 

Stuttgart 1964; Tassilo  Sittmann, Die farbige Gestaltung der  Nordwest-

stadt,  Frankfurt am Main 1977; Dezernat Planung und Bau – Stadtwerke 

und Verkehr der Stadt  Frankfurt am Main (Hg.), Gesamtschule  Nord-

weststadt Frankfurt a. M.,  Frankfurt am Main 1968; Henning Kias,  Nord-

weststadt Zentrum, o. O. 1967.

57 Den zweiten Preis für die Planung der  Limesstadt erhielt Ernst  May, 

vgl. Geschäftsbericht 1959; zur  Limesstadt vgl. u. a. Nassauische Heim-

stätte (Hg.), Die neue  Wohnstadt  Schwalbach Ts. Am Limes,  Frankfurt 

am Main o. J.; Nassauische Heimstätte (Hg.), Neue  Wohnstadt Limes. 

Eine  Wohnstadt unserer Zeit,  Frankfurt am Main [um 1965]; Sigbert 

 Vogt,  Schwalbach. 25 Jahre Stadtgeschichte. 1970 – 1995,  Frankfurt am 

Main [um 1995]; Reinhard A. Bölts, Modell einer  Wohnstadt,  Schwal-

bach am Taunus,  Frankfurt am Main 1975; Stadt  Schwalbach am Taunus, 

Modell einer  Wohnstadt,  Schwalbach o. J.; Sigi Fay/Jörg Füllgrabe, Texte 

einer Ausstellung, unveröffentlichtes Manuskript,  Schwalbach 1995.

58 Vgl. Heike Risse (1984), S. 277ff., 309 und 311; vgl. auch erstes Kapitel.
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59 Zur Fertigbauweise vgl. u. a. Nassauische Heimstätte (Hg.),  Neues 

Bauen. Großtafelbauweise Holzmann-Coignet,  Frankfurt am Main o. J.

60 Vgl. Geschäftsbericht 1961, S. 14.

61 Vgl. FN 20. April 1989; Geschäftsbericht 1963.

62 Vgl. Geschäftsberichte 1961 bis 1968.

63 Vgl. Tassilo  Sittmann (1977).

64 Vgl. Rede Georg August  Zinn am 17. Mai 1962, Stadtarchiv  Schwalbach.

65 Vgl. Fay/Füllgrabe (1995), S. 7.

66 Vgl. Schwalbacher Zeitung 26. April 1989.

67 Vgl. Vertrag über die Errichtung der  Wohnstadt „Limes“ in  Schwal-

bach/Ts.,  Schwalbach/ Frankfurt am Main 10. Mai 1962, Protokolle der 

STVV, Sitzung vom 8. Juni 1962, Stadtarchiv  Schwalbach.

68 Vgl. Landrat von Marx (Hg.), Auf zum Taunus. Unternehmung zur 

Hebung des Verkehrs und Förderung der Besiedelung im südlichen 

Taunus,  Frankfurt am Main 1908, S. IX und 131ff.

69 Vgl. Fay/Füllgrabe (1995), S. 7.

70 Vgl. Geschäftsbericht 1959.

71 Für den Autoverkehr erwies sich diese Planung als vorteilhaft. Die 

Anwohner klagten später jedoch darüber, dass der Ring eine Rennstrecke 

sei, die der Verkehrsberuhigung bedürfe, vgl. FR 29. Dezember 1988.

72 Ähnliche Entwürfe hatte  Reichow beispielsweise zuvor für Leverkusen-

Steinbüchel, Hamburg-Hohnerkamp, Nürnberg-West oder die Sennestadt 

bei Bielefeld vorgelegt, vgl. u. a. Hans Bernhard  Reichow,  Wohnstadt 

Limes in  Schwalbach am Taunus, in: Deutsche Bauzeitschrift, Heft 11, 

1969, S. 2225ff.; FR vom 27. Dezember 1988, Sabine Brinitzer, Hans Bern-

hard  Reichow. Eine „organische“ Architekturgeschichte, in: Archiv des 

Deutschen Architekturmuseums,  Frankfurt am Main o. J., S. 270ff.

73 Während seiner Tätigkeit als Stadtbaudirektor von Stettin zwischen 

1936 und 1945 und der zeitweisen Beteiligung an Neuplanungen für 

Hamburg im Büro Konstanty Gutschows, der Albert Speers Arbeitsstab 

für Wiederaufbauplanung angehörte, fanden die Vorarbeiten zu seiner 

1948 erschienenen Publikation „Organische Stadtbaukunst“ statt, vgl. 

Werner Durth (1992), S. 202ff., 212ff. und 512ff.; FR 27. Dezember 

1988.

74 Vgl. Geschäftsbericht 1964.

75 Vgl.  Reichow (1969), S. 2225ff.; Nassauische Heimstätte (Hg.), Neue 

 Wohnstadt Limes. Eine  Wohnstadt unserer Zeit,  Frankfurt am Main o. J.

76 Vgl.  Reichow (1969), S. 2225ff.

77 Vgl. Fay/Füllgrabe (1995), S. 8.

78 Die in der  Limesstadt und in  Klarenthal installierten Fußbodenhei-

zungen ersetzte das Unternehmen in den 1980er und 1990er Jahren 

durch gewöhnliche Heizkörper, weil die Raumtemperaturen vielfach 

ausschließlich durch Lüften reguliert wurden und damit hohe Heizkosten 

ein ständiges Ärgernis geblieben waren.

79 Vgl. Fay/Füllgrabe (1995), S. 5 und 9f.; Stadt  Schwalbach (Taunus) 

(Hg.), Der Magistrat informiert. Thema: Heizkosten in der  Limesstadt, 

 Schwalbach 1974.

80 Vgl.  Bartholomäi (1995), S. 9.

81 Ewald  Geißler wurde am 6. November 1923 in Berlin geboren. Er 

hatte bei den Farbwerken  Höchst und als Gewerkschaftssekretär der IG 

Chemie gearbeitet. Seit 1956 war der Sozialdemokrat Mitglied der 

Frankfurter Stadtverordnetenversammlung, dort gehörte er dem Bau-

ausschuss an. Schon ein Jahr später übernahm er dessen Vorsitz. 1960 

wechselte er in den DGB-Vorsitz.  Geißler starb 2009 in  Frankfurt am 

Main.

82 Vgl. Geschäftsberichte 1957 bis 1968; Betriebsvergleiche der Aktien-

gesellschaft für Wirtschaftsprüfung, Deutsche Baurevision, Wirtschafts-

prüfungsgesellschaft 1957 – 1968, Archiv Deutsche Baurevision.

83 Vgl. Geschäftsbericht 1959.

84 Vgl. Geschäftsberichte 1961, 1965 und 1968.

85 Vgl. Geschäftsbericht 1959.

86 Vgl. Geschäftsbericht 1961.

87 Vgl. Geschäftsbericht 1965.

88 Vgl. Geschäftsbericht 1968.
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90 Vgl. Appel (1977), S. 51ff.

91 Vgl. Geschäftsberichte 1963 und 1964.

92 Vgl. Appel (1977), S. 51ff., Geschäftsbericht 1968.

93 Vgl. Appel (1977), S. 53ff.

94 Vgl. Geschäftsbericht des Nassauischen Heims 1956, S. 15.

95 Zu den Aktivitäten von „Wohnen und Leben“ vgl. Geschäftsberichte 

1959 bis 1968; Rudolf Heinrich Appel, 25 Jahre Wohnen und Leben. 

Partner in Kultur ... aus der Arbeit eines kulturellen Dienstes gemein-

nütziger Wohnungsunternehmen,  Frankfurt am Main 1984; ders. „Woh-

nen und Leben“. Ein Wohnungsunternehmen wies Kindern und Jugend-

lichen den Weg zum guten Film, in: Herbert Stettner (Hg.), Kino in der 

Stadt. Eine Frankfurter Chronik,  Frankfurt am Main 1984, S. 78f.; FR 1. 

Juni 1957 und 6. September 1958.

96 Paul  Müller, „Wir wollten die Welt verändern“. Aus dem Leben eines 

Altsozialisten,  Frankfurt am Main 1987, S. 322.

97 Vgl. Wohnen und Leben. Kultureller Dienst. Programm für August/

September 1959, Archiv Wohnen und Leben.

98 Vgl. Wohnen und Leben. Kultureller Dienst. Programm für Dezember 

1960, Archiv Wohnen und Leben.

99 Vgl. Geschäftsbericht 1959.

100 Büchereien von „Wohnen und Leben“ befanden sich unter anderem 

in der Frankfurter Albert-Schweitzer-Siedlung und in Oberrad,  Langen, 

 Langendiebach,  Butzbach.

101 Rheinischer Merkur 11. April 1958, zitiert nach: Wohnen und Leben. 

Kultureller Dienst. Programm für Juni 1958, Archiv Wohnen und Leben.

102 Vgl. Wohnen und Leben. Kultureller Dienst. Programm für Februar 

1959, Archiv Wohnen und Leben.

103 Vgl. Geschäftsbericht 1964.

104 Vgl. Geschäftsbericht 1959; Kulturamt 1.415, Blatt 53ff. und 

222ff., ISG.

105 Vgl. Geschäftsbericht 1959.

106 Vgl. Hans Kampffmeyer/Reinhold Tarnow (Hg.), Richtig Wohnen 

Helfen. Versuch einer Lösung, Hamburg 1953.
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5|1 Pause im Bildungs- und Kulturzentrum Frankfurt-Höchst, kurz BIKUZ.
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Weiter wohnen wie gewohnt?

„Umwelt- und Lebensverhältnisse werden sich in den 70er 
Jahren immer rascher verändern, besonders auf den Gebie-
ten der Raumordnung, des Städtebaus und des Wohnungs-
baus werden daher systematische Vorausschau und Planung 
immer wichtiger. Als erster Schritt muß ein  Städtebauförde-
rungsgesetz zügig verabschiedet werden. ... Wir werden ein 
langfristiges Programm des sozialen Wohnungsbaus auf-
stellen und mit den Ländern abstimmen. Es wird sich am 
Bedarf orientieren. Neben diesen Aufgaben steht gleich-
berechtigt die Verbesserung des Wohngeldgesetzes.“1

Ende der 1960er Jahre war die Ära der Trabantensiedlungen 
im Einzugsgebiet größerer Gemeinden, wie sie auch die 
Nassauische Heimstätte betreute, vorüber. Hatten dabei 
zum Beispiel die Planer um Walter  Schwagenscheidt in der 
Frankfurter  Nordweststadt oder um Ernst  May in  Wiesbaden-
 Klarenthal noch ein ausgewogenes Verhältnis von drei- bis 
viergeschossigen Gebäuden zu Hochhäusern entwickelt, so 
waren die monofunktionalen  Großsiedlungen der 1970er 
Jahre fast ausschließlich vertikal ausgerichtet. Jene zumeist 
im sozialen Wohnungsbau und häufi g ohne  Infrastruktur er-
richteten Retortenstädte wie beispielsweise in Frankfurt am 
 Ben-Gurion-Ring (scherzhaft auch „Golan-Höhen“ genannt), 
Am  Atzelberg oder  Im Heisenrath spiegelten den Zeitgeist 
wider und sind noch heute weithin sichtbarer Ausdruck der 
damaligen Modernitätsauffassung und Technikverehrung. 
Mit dieser Bauweise setzten die Architekten markante Zei-
chen gegen die zunehmende Zersiedelung stadtnaher 
Landschaften durch Eigenheime.2 „Das Einfamilienhaus, ein 
Vorbote des Unheils, den man immer weiter draußen in der 
Landschaft antrifft,“ – so hatte Alexander  Mitscherlich 
schon 1965 etwas pathetisch kritisiert – „ist der Inbegriff 
städtischer Verantwortungslosigkeit und der Manifestation 
des privaten Egoismus.“3

In einem Werbefolder der 1970er Jahre pries auch die Nas-
sauische Heimstätte die Vorteile des Wohnens in „hohen 
Häusern“. Freien Blick, weiträumige Grünfl ächen, Ruhe 
und viel Licht garantiere die neue Bauform, die zudem vom 
ästhetischen Standpunkt als Bereicherung der Stadtsilhouette 
betrachtet werden könne.4 Die Defi zite jener Siedlungen 
machten sich jedoch schon bald bemerkbar: So folgten Se-
gregationsprozessen nach dem Bezug nicht selten die Ent-
wicklung „sozialer Brennpunkte“, um deren Aufl ösung sich 
auch die Heimstätte meist erst viel später, etwa durch die 
Einrichtung von Pförtnerlogen, Jugendhäusern oder die 

Beschäftigung von Sozialarbeitern, bemühte. Auch wurde in 
Hochhaussiedlungen die Wohnfunktion von anderen Lebens-
bereichen, vor allem der Arbeit, noch stärker getrennt. Be-
sonders für Frauen mit Kindern, die überproportional in Teil-
zeit beschäftigt waren und sind, entstanden durch diese 
Separierung häufi g Probleme in der Vereinbarung von Er-
werbstätigkeit und Haushalt. Solche negativen Konsequenzen 
ließen seit den 1970er Jahren neben der Qualität der „ei-
genen vier Wände“ zunehmend Wohnumfeld und  Infra-
struktur in das Zentrum des Interesses der Mieter rücken.

Neue Wohngebiete in Innenstädten wurden während dieser 
Zeit kaum erschlossen; in Frankfurt etwa war um 1970 beinahe 
das gesamte noch in der Ära  Adickes angekaufte/erworbene 
Baugelände der Kommune erschöpft.5 Trotzdem erfuhr der 
umschlossene städtische Raum in dieser Phase eine Renais-
sance: Bestandssicherung und Stadtreparatur sollten zu Aus-
gangspunkten für Erneuerungskonzeptionen werden.

Bereits im Geschäftsbericht des Jahres 1968 bilanzierte die Nas-
sauische Heimstätte das vergangene Dezennium und wagte – 
vermutlich vor dem Hintergrund der politischen Zäsuren auf 
Bundes- und Landesebene – Prognosen für das Kommende. 
Große Hoffnungen setzte das Unternehmen zum Zeitpunkt der 
Berichtsabfassung im November 1969 – Willy  Brandt (SPD) hat-
te die Wahl zum neuen Bundeskanzler bereits angenommen 
und Albert  Osswald (SPD) in Hessen die Nachfolge Georg Au-
gust  Zinns (SPD) angetreten – in die langfristige Förderung des 
sozialen Wohnungsbaus, der seit einigen Jahren stagnierte, die 
Finanzierung städtebaulicher Maßnahmen und die daran ge-
knüpfte Verabschiedung eines Städtebauförderungsgesetzes.6

5|2 Baugebiet Am  Atzelberg in Frankfurt- Seckbach.
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„Mehr Demokratie wagen“ – so lautete die Formel, mit der 
Bundeskanzler Willy  Brandt zusammen mit der FDP eine 
innenpolitische Neuorientierung nach dem Regierungs-
wechsel 1969 anstrebte. Das Programm reichte von der 
Liberalisierung und Modernisierung des Rechtssystems über 
den Ausbau sozialpolitischer Leistungen bis zur vergrößerten 
Mitwirkungsmöglichkeit der Arbeitnehmer in Betrieben und 
Beteiligung der Bürger an politischen Entscheidungen. Kon-
kret umgesetzt wurde das innenpolitische Reformwerk zum 
Beispiel durch die Herabsetzung des Alters für Volljährigkeit, 
Ehemündigkeit und aktives Wahlrecht von 21 auf 18, für 
passives Wahlrecht von 25 auf 21 Jahre. Ein von der Bund-
Länder-Kommission ausgearbeiteter Bildungsgesamtplan 
stellte die Forderung nach neuen und qualitativ besseren 
Schulen, moderner gestaltetem Unterricht sowie breiteren 
Mitwirkungsmöglichkeiten an der Bildungspolitik für Schüler, 
Eltern und Lehrer.7 Das Reformpaket umfasste auch Leitlinien 
für eine neue Boden- und Wohnungspolitik. Im Zentrum 
standen Mietrechtsgesetze, die die Position von Mietern 
deutlich stärkten und die ortsübliche Vergleichsmiete ein-
führten, sowie das bereits seit 1961 diskutierte  Städte-
bauförderungsgesetz, das die Bodenspekulation in den 
Städten und Gemeinden wirksam bekämpfen und Moderni-
sierungsmaßnahmen festschreiben sollte. Dieses Gesetz trat 
am 1. August 1971 in Kraft.

5|3 Hochhäuser der Siedlung  Im Heisenrath in  Goldstein.

5|4 Studentenwohnheim in Frankfurt, Ginnheimer Landstraße.
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Nicht alle Pläne konnten in der Regierungsperiode des Kabi-
netts  Brandt/Scheel realisiert werden. Vor allem die durch 
die Ölkrise bedingte weltweite wirtschaftliche Rezession ab 
1974 veranlasste die Koalitionsregierung unter Helmut  Schmidt 
(SPD) und Hans-Dietrich  Genscher (FDP) nach dem Rücktritt 
Brandts zu empfi ndlichen Einschränkungen vornehmlich im 
Bereich der Sozialpolitik sowie zu einer stärkeren Akzentuie-
rung der Wirtschaftspolitik. In der Wohnungspolitik verfolgte 
die Regierung künftig weniger reformerische, sondern viel-
mehr technokratische Ansätze der Konjunktur- und Eigen-
tumspolitik sowie der Wohnungsbestandsentwicklung.

Auch in Hessen koalierten die Sozialdemokraten mit den 
Liberalen. Als Fortführung des erfolgreichen „Großen Hes-
senplans“ der Ära  Zinn präsentierte  Osswald nach seinem 
Amtsantritt den Landesentwicklungsplan „Hessen '80“. Bis 
1985 sollten in dieses Programm, das der Gestaltung und 
Verbesserung der wirtschaftlichen Grundlagen und allge-
meinen Lebensbedingungen der hessischen Bevölkerung 
diente, 55 Milliarden DM einfl ießen. Auch die Wohnungs-
wirtschaft profi tierte von diesem Instrumentarium: Ein Bau-
boom zwischen 1970 und 1973 bei gleichzeitig geringem 
Bevölkerungswachstum in Hessen führte während Osswalds 
Regierungszeit zu einem Ausgleich von Wohnungsangebot 
und -nachfrage. Nicht davon betroffen war allerdings der 

5|5 Gemeinschaftsküche im Studentenwohnheim, Ginnheimer Landstraße.

aus öffentlichen Mitteln geförderte Wohnungsbau: So war-
teten in Hessen zu diesem Zeitpunkt etwa 56.200 Anspruchs-
berechtigte auf eine Sozialwohnung.8 

Analog zur Bundespolitik strebte die Landesregierung vor 
allem auf den Sektoren Bildungspolitik und Verwaltungsrati-
onalisierung weitere Reformen an. Die Forderung nach neuen 
Kindertagesstätten und Gesamtschulen – letztere ergänzten 
zur Verbesserung der Chancengleichheit bereits seit den 
1950er Jahren das traditionelle dreigliedrige Schulsystem in 
Hessen – ließ auch die Bauwirtschaft auf neue Tätigkeits-
bereiche hoffen. Zudem verlangte ab 1972 die hessische 
Gebietsreform, mit der die Zahl der Stadt- und Landkreise 
halbiert und die der Gemeinden auf ein Viertel reduziert 
werden konnte, besonders von Stadtplanern und Baugesell-
schaften Phantasie; etwa durch neue Infrastruktureinrichtun-
gen wie Bürgerhäuser bei der Bevölkerung Akzeptanz für die 
neu gegliederten Verwaltungseinheiten zu schaffen. In einer 
Art Nebeneffekt förderte die Gebietsreform sogar die Initia-
tiven von Kommunen im Bereich Kultur, was indirekt auch 
Folgen für die Heimstätten-Politik hatte. So verminderte sich 
beispielsweise durch den Bau neuer Veranstaltungsräume, in 
denen die Entwicklungsgemeinden eigene Kulturprogramme 
für die Einwohner anboten, das Interesse am pädagogisch-
kulturellen Angebot des Vereins „Wohnen und Leben“.
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Konzepte (1969 – 1973)

Im Zeitraum zwischen 1969 und 1973 entwickelte sich die 
Tätigkeit der Nassauischen Heimstätte im Bereich des Miet-
wohnungsbaus nach eigenen Angaben zufriedenstellend: 
Verzeichnete der Geschäftsbericht 1969 noch 2.853 Baube-
ginne bei Mietwohnungen, so sank diese Zahl mit leichten 
Schwankungen bis 1973 um etwa zwölf Prozent auf 2.512.9

Für das Jahr 1971 allerdings meldete der Bericht sowohl bei 
Baubeginnen als auch Fertigstellungen einen kurzfristigen 
Anstieg. Offenkundig resultierte dieser aus einer wachsen-
den Nachfrage unter anderem von Gastarbeitern sowie den 
bereits greifenden wirtschafts- und sozialpolitischen Maß-
nahmen der Bundes- und der Hessischen Landesregierung. 
Der Bund hatte das Zweite Wohngeldgesetz und ein lang-
fristiges Wohnungsbauprogramm verabschiedet mit dem 
Ziel, die Bauleistung im öffentlich geförderten Wohnungs-
bau wieder auf 200.000 bis 250.000 Wohnungen jährlich zu 
erhöhen. Sollte bislang das Wohngeld in der Minimalformel 
der Gesetzesfassung von 1965 lediglich „zur Vermeidung 
sozialer Härten ein Mindestmaß an Wohnraum wirtschaft-
lich“ gewährleisten, so diente es nun in der neuen, wesent-

lich sozialer abgefassten Formulierung der „wirtschaftliche(n) 
Sicherung angemessenen und familiengerechten Woh-
nens“.10 Außerdem wurden die Einkommensgrenzen für 
Wohngeld erhöht und Sozialhilfeempfänger einbezogen.11

Etwa gleichzeitig hatte die Regierung Osswald die Förderung 
des sozialen Wohnungsbaus dynamisiert, indem sie Landes-
bankdarlehen anstelle der bisherigen Landesbaudarlehen 
und Zinszuschüsse für auf dem Kapitalmarkt beschaffte 
Hypotheken gewährte;12 mit dieser Umstellung konnte die 
Bautätigkeit in Hessen belebt werden. Auch die Stadt Frank-
furt erhöhte ihre Zuwendungen zwischen 1968 und 1971/72 
von 12,25 auf 105,5 Millionen DM und erreichte damit im 
gleichen Zeitraum eine Steigerung im Bereich des sozialen 
Wohnungsbaus von 1.312 auf 4.500 Wohneinheiten.13 Zur 
Ankurbelung der Bauwirtschaft lobte das Bundesbauminis-
terium Wettbewerbe aus, wie die Programme „Flexibles 
Wohnen“, „Integra“ oder „elementa“. Zum „Flexiblen Woh-
nen“ veranstaltete die Nassauische Heimstätte den internen, 
längerfristig angelegten Wettbewerb „Wohnungen mit 
variablen Grundrissen nach dem Prinzip: Weit gespannte 
Decken zwischen Schotten“. Die Auslobung ging von einem 
Mindestmaß an tragenden Wänden aus.14

5|6 Bauschild der Nassauischen Heimstätte in   Goldstein-Süd mit Verweis auf den Bundeswettbewerb INTEGRA.
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„Vom Lärm umtost, aber ruhig“ – Wohnen an der Autobahn
„Man kann hier halt den Taunus sehen.“15

Ein Projekt, das im Bereich des öffentlich geförderten Miet-
wohnungsbaus wegen seines „Modellcharakters“ Aufsehen 
erregte, war ein zu Beginn der 1970er Jahre von der Heim-
stätte konzipierter Häuserblock in Frankfurt- Unterliederbach. 
Die Beachtung, die das später auch als „Riegel“ oder wegen 
seines bunten Anstrichs „Papageiensiedlung“ bezeichnete 
Gebäude im  Cheruskerweg fand, rührte vornehmlich aus 
seiner ungewöhnlichen Lage direkt an der achtspurigen 
Autobahn A 66 zwischen Frankfurt und  Wiesbaden sowie 
aus der Funktion als „bewohnter Lärmschutzwand“ für eine 
bereits ab 1892 dort errichtete Siedlung. Diese erhielt damals 
den Namen „Engelsruhe“ und lag ab den 1930er Jahren an 
der zweispurigen, wenig befahrenen Reichsstraße nach 
 Wiesbaden.16

Mit der rapiden Verkehrsentwicklung in den 1960er Jahren 
wurde die Verbindung zunächst zu einer vierspurigen Bun-
desstraße, 1971 zu einer vierspurigen und ab 1973 zu einer 
achtspurigen Autobahn ausgebaut. Über 3.000 Fahrzeuge 
pro Stunde zählten die Statistiker zu diesem Zeitpunkt. 

5|8 Die Nassauische Heimstätte baut an der Autobahn A 66.

5|7 Blick aus dem Fenster der „bewohnten Lärmschutzwand“ am 

 Cheruskerweg in Frankfurt- Unterliederbach.
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(FDP) begrüßte die „zukunftsweisende“ und „vorbildliche 
Lösung, bei der auch die Schnelligkeit der Verwirklichung“ 
beeindrucke, denn bereits ein Jahr nach Baubeginn konn-
ten die ersten Wohnungen bezogen werden.19 In der Folge-
zeit pilgerten wiederholt Experten aus der ganzen Republik 
und dem Ausland zu dem „Demonstrationsobjekt“ in  Un-
terliederbach, um nach diesem „erfolgreichen Versuch“ 
weitere Bebauungen an Schnellstraßen zu planen; ein 
städtebauliches Konzept, das potenziellen Mietern heute 
angesichts eines stetig gewachsenen ökologischen Be-
wusstseins nur schwer vermittelbar sein dürfte. Die Heim-
stätte plante nach diesem Vorbild noch 1984 an der Auto-
bahn gelegene Häuser in Frankfurt- Griesheim für die 
Wohnheim GmbH und ab 1986 lärmgeschützte Wohnun-
gen in Frankfurt- Riederwald, an denen heute die Autobahn 
A 661 entlangführt.20

Beinahe in den Bereich des Grotesken gehörte 1976 
eine Initiative der „Hausgemeinschaft  Cheruskerweg“, 
die sich gegen eine Spielstraße vor dem Gebäude zu 
wehren versuchte; die Nassauische Heimstätte hatte 
den Weg vor dem „Riegel“ nämlich für Kraftfahrzeuge 
sperren lassen. Denn: Wer wohnt schon gerne auf einer 
Verkehrsinsel zwischen einer achtspurigen Autobahn auf 
der einen und einer gleichfalls befahrenen Straße auf 
der anderen Seite? Die Einrichtung jener Spielstraße ließ 
sich das Unternehmen 350.000 DM kosten; die Hälfte 
der Summe trug es selbst, der Rest wurde über Dar-
lehen fi nanziert. Prompt beschwerten sich die Mieter 
bei der örtlichen Presse und der Heimstätte über den 
Krach spielender Kinder und Jugendlicher. Mit „Erfolg“ – 
zum Teil ist die Straße inzwischen wieder für den Ver-
kehr freigegeben.21

5|9 Spielstraße im  Cheruskerweg.

5|10 Der „Riegel“ am  Cheruskerweg an der Autobahn A 66 im Bau.

Lärm- und Abgasbelästigung wurden für die Bewohner der 
Siedlung immer unerträglicher.17

Der schließlich von der Nassauischen Heimstätte in Stahl-
beton-Großtafelbauweise18 neu entwickelte Gebäudetyp 
an der Autobahn setzt sich aus acht sieben- und achtge-
schossigen Einzelhäusern sowie einem Parkhaus zusam-
men und misst in der Längsausrichtung 350 Meter. Die zur 
Straße gelegene Nordseite ist relativ geschlossen und ent-
hält nur kleine Fensteröffnungen für Küchen, Bäder und 
Essplätze der 286 Wohnungen. Es handelt sich dabei um 
Schallschutzkastenfenster mit Schutzfaktoren von 40 bis 
45 Dezibel. Wegen des ständigen Lärms und zunehmender 
Immissionsbelastungen müssen die Mieter sie jedoch 
nicht öffnen, da es eine zentral gesteuerte Entlüftung gibt. 
Die eigentlichen Wohnräume und Loggien sind nach Sü-
den ausgerichtet. Für die farbige Außengestaltung konnte 
die Heimstätte den Künstler Ernst von  Garnier (* 1935) 
gewinnen.

Während des Richtfestes im Mai 1974 sparten die Politiker, 
allen voran der ehemalige Verkehrs- und Verteidigungs-
minister Georg  Leber (SPD), nicht an Lob; schließlich hatten 
sich Bund, Land und Stadt Frankfurt mit insgesamt 25,7 
Millionen DM an dem Bau beteiligt. Der Frankfurter Ober-
bürgermeister Rudi  Arndt (SPD) sprach gar von einem Pro-
jekt, das „beispielhaft für die ganze Bundesrepublik“ sei, 
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5|11 Gesamtschule in  Nidderau.

Schulbau – Ein neues Arbeitsgebiet
„Jetzt und in Zukunft geht es darum, so zu bauen, daß die 
Menschen noch besser wohnen können. Denn die An-
sprüche an Wohnungen ändern sich – sie steigen. Es geht 
dabei nicht nur um die Wohnungen selbst. Zusätzlich 
werden Gemeinschaftshäuser, Einkaufszentren, Schulen, 
Kindergärten und Straßen verlangt. Das zu schaffen sind 
die neuen Aufgaben des sozialen Wohnungsbaus.“22

Die Nassauische Heimstätte nahm die Forderung von Bund 
und Land ernst, eine fortschrittliche Sozial- und Bildungs-
politik „Stein werden“ zu lassen. Die Diskussion über den 
desolaten Zustand des Bildungswesens der Bundesrepublik 
war nicht erst mit dem politischen Wechsel zur soziallibe-
ralen Koalition, sondern bereits Mitte der 1960er Jahre 
ausgelöst worden; provokante Stichworte lieferten dabei 
der Religionsphilosoph Georg  Picht, der von einer „Bildungs-
katastrophe“ sprach, oder der Soziologe Ralf  Dahrendorf, der 
Bildung als „allgemeines Bürgerrecht“ forderte. Dem deut-
schen Schulwesen attestierten die Kritiker nicht nur inhalt-
liche und strukturelle Rückschrittlichkeit; bemängelt wurden 

auch die geringe Anzahl vorhandener Schulen, deren Aus-
stattung oder die Durchschnittsgrößen der Klassen.23 In Hes-
sen waren zwar in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg bis 
Mitte der 1950er Jahre 333 neue Schulen errichtet worden, 
darunter schon Gesamtschulen wie das Schuldorf Bergstra-
ße in  Seeheim-Jugenheim; bei einer Erhebung aus dem Jahr 
1954 fehlten allerdings bereits rund 2.000 Klassenräume, 
und die Schülerzahlen waren zwischen 1948 und 1970 von 
561.914 auf 742.711 gestiegen.24

Vor dem Hintergrund der angestrebten Reformen empfahl 
der Deutsche Bildungsrat in seinem im April 1970 veröffent-
lichten „Strukturplan“ die Errichtung von 40 integrierten 
Gesamtschulen, um diesen Schultyp in der Bundesrepublik 
zu testen. Wie erwähnt hatte Hessen die Probephase längst 
abgeschlossen; und die Nassauische Heimstätte leitete im 
Rahmen des Schulentwicklungsplans des Landkreises  Hanau 
(heute Main-Kinzig-Kreis) zu diesem Zeitpunkt gerade die 
ersten Bauabschnitte für gleich vier Gesamtschulen in 
 Langenselbold,  Bischofsheim,  Nidderau und  Großauheim 
ein.
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Um es vorweg zu nehmen: Das Tätigkeitsfeld war neu für 
die Heimstätte, die als erstes und einziges Wohnungsbau-
unternehmen der Bundesrepublik Schulen errichtete. Zur 
Wahrnehmung dieses Aufgabengebietes war sogar die Än-
derung der Satzung notwendig geworden. In § 2 (1) der 
Fassung vom 21. Oktober 1966 hieß es bereits, die Gesell-
schaft könne „mit Zustimmung der Anerkennungsbehörde 
den Bau von Schulen aus vorgefertigten Teilen betreuen“, 
und in § 2 (2) des Gesellschaftsvertrages vom 27. April 1971 
– nunmehr leicht erweitert –, die Heimstätte könne „Maß-
nahmen zur Verbesserung der  Infrastruktur, insbesondere 
vorbehaltlich der Zustimmung der Anerkennungsbehörde 
den Bau von Schulen und ähnlichen bildungsmäßigen Ein-
richtungen betreuen“.25 Die Planungen für die Schulen – 
auch dies war ein Novum – erfolgten in enger Kooperation 
mit Architekten, Psychologen, Soziologen, Lehrern und Bil-
dungsökonomen sowie mit dem Schulbauinstitut in Berlin; 
parallel wurde ein Fertigbausystem entwickelt. Die ersten 
„Früchte“ der politischen Forderungen nach Schulreform, 
mehr Transparenz, Mitbestimmung oder Diskussion setzten 
die Planer architektonisch um: So gruppieren sich in der Re-
gel die Klassen- und Versorgungsräume der Schulen um ein 
weitläufi ges Informationszentrum, das Schülern und Lehrern 
als Treffpunkt dient. Es ist in Ruhe- und Bewegungszonen 
unterteilt und bietet gleichzeitig Flächen für Kommunikation 
sowie die damals neue Unterrichtsform Teach-in.

Ein anderes Projekt mit Modellcharakter war die Planung des 
multifunktionalen Bildungs-und Kulturzentrums in Frankfurt-
 Höchst durch die Heimstätte, dessen Baubeginn im Oktober 
1972 gefeiert wurde. Das  BIKUZ, unter dieser Abkürzung wurde 
die Einrichtung schon bald überregional bekannt, war Gesamt-
schule und Erwachsenenbildungsstätte zugleich. Auch für 
diesen Bereich der Reform, die Überwindung des „Bildungs-
notstands“ unter Erwachsenen, hatte der bereits erwähnte 
„Strukturplan“ des Deutschen Bildungsrates Empfehlungen 
enthalten, die die Kultusminister der Länder ausgestalten 
konnten. So entsprach das Konzept „lebenslanges Lernen 
unter einem Dach“ des  BIKUZ als Verbund schulischer und 
anderer Fortbildungseinrichtungen mit Volkshochschule, 
Veranstaltungsräumen, Kino oder Stadtteilbücherei ganz den 
Leitlinien des Landesentwicklungsplans „Hessen '80“.26

In der Rückschau sollte der Leitende Geschäftsführer Ewald 
 Geißler 1982 das Engagement der Heimstätte im Schulbau 
als Episode charakterisieren: „Aber wir haben nicht den 
Fehler gemacht, den Versuch zu machen, uns zu einem 
typischen Schulbauinstrument zu entwickeln, was auch nicht 
funktioniert hätte. ... Diesen Verlockungen zur Expansion 
stand die Geschäftsleitung kritisch gegenüber, da es meines 
Erachtens auch systemfremd wäre, wenn sich die gemein-
nützige Wohnungsgesellschaft auf andere Baubereiche 
ausweiten würde.“27

5|12 Aufenthaltsraum im Höchster  BIKUZ.
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„Ei des Kolumbus“ – ein betriebseigener Kindergarten
Neben der Betreuung von Gesamtschulen in Hessen partizi-
pierte das Unternehmen in Frankfurt an einem Modellversuch 
zum Serienbau von Kindertagesstätten, in denen die vorschu-
lische Erziehung stärker gefördert werden sollte: Bis 1972 woll-
te die Stadt 28 „Kitas“ errichten, von denen allein 18 in die 
technische und wirtschaftliche Obhut der Heimstätte fi elen.28

Auch für die eigene Belegschaft, vor allem die in der Heimstätte 
beschäftigten Frauen, initiierte das Nassauische Heim als Bau-
herr in Zusammenarbeit mit dem Stadtschulamt die Errichtung 
eines mobilen Kindergartens in unmittelbarer Nähe zum Haus 
 Schaumainkai 47; am 1. Juli 1970 konnte die Eröffnung gefeiert 
werden. Der aus Trelement-Bauteilen konzipierte Flachbun-
galow maß etwa 275 Quadratmeter und nahm drei- bis sechs-
jährige Kinder, auch aus der unmittelbaren Nachbarschaft, auf. 
Mittags wurden dort schulpfl ichtige Kinder der Mitarbeiterinnen 
von staatlich geprüften Erzieherinnen betreut. Nicht zuletzt 
wegen seiner technischen Konstruktion wurde er zwecks Nach-
ahmung wiederholt von Vertretern hessischer Gemeinden be-
sichtigt. Der „Modellcharakter“ dieser Institution fand auch in 
der pädagogischen Konzeption seinen Ausdruck, denn geistig 
behinderte und verhaltensgestörte Kinder fanden hier eben-
falls Platz. Die Heimstätte ersparte der Stadt Investitions-, Sach- 
und Personalkosten, da die Bereitstellung und der Betrieb 
von Kindergärten primär eine kommunale Aufgabe ist.29

5|13 Innenansicht des betriebseigenen Kindergartens der Nassauischen Heimstätte, errichtet aus Trelement-Bauteilen.

5|14 Waschraum Heimstätten-Kindergarten.
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„Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen dienen dem 
Wohl der Allgemeinheit. Sie sollen dazu beitragen, daß 1. 
die bauliche Struktur in allen Teilen der Bundesrepublik 
nach den sozialen, hygienischen, wirtschaftlichen und kul-
turellen Erfordernissen entwickelt wird, ... Den Betroffenen 
soll Gelegenheit gegeben werden, bei der Vorbereitung 
und Durchführung der Maßnahmen mitzuwirken.“30

Als am 1. August 1971 nach zehnjähriger Beratungsphase das 
 Städtebauförderungsgesetz in Kraft trat, beteiligte sich die 
Nassauische Heimstätte auf Basis des Bundesbaugesetzes 
von 1960 bereits an Sanierungs- und Entwicklungsmaßnah-
men in Hessen; insgesamt 18 Städte und Gemeinden konnte 
sie allein bis 1972 diesem Aufgabensektor zuordnen, darunter 
zunächst  Viernheim,  Herborn,  Bensheim,  Butzbach,  Wetzlar 
oder Michelstadt im Odenwald. Der Erste Raumordnungsplan 
in Hessen wies schließlich 1971 die Heimstätte offi ziell als 
Sanierungsträgerin im Sinne von § 34  Städtebauförderungs-
gesetz aus, wofür eine Änderung des Gesellschaftsvertrages 
notwendig wurde.31 Als innerbetriebliche Voraussetzung schuf 
das Unternehmen die neue Hauptabteilung „Stadterneue-
rung“, in der künftig Techniker, Juristen, Kaufl eute und Ver-
waltungsfachkräfte interdisziplinär zusammenwirken sollten; 
vor Ort wurden jeweils Büros des Unternehmens mit soge-
nannten Sanierungsbeauftragten eingerichtet. Durch das 
 Städtebauförderungsgesetz bot sich den Trägergesellschaften 

die Chance, im Sanierungsgebiet auch eigene wirtschaftliche 
Interessen zu verfolgen, beispielsweise durch den Erwerb von 
Grundstücken vor Beginn der bauvorbereitenden Untersu-
chungen. Dabei konnten sie mit den Gemeinden kooperieren, 
die häufi g fi nanziell an den Unternehmen beteiligt waren.32 
Von der Möglichkeit der Spekulation, die das Gesetz und die 
beteiligten Parteien bisweilen in Verruf brachte, distanzierte 
sich die Heimstätte vehement und konnte mit dieser ein-
deutigen Haltung bis heute ihre Seriosität bewahren. Sozial-
wissenschaftler33 kritisierten aber grundsätzlich, dass das 
 Städtebauförderungsgesetz in seiner ersten Fassung kaum 
für die Erhaltung von Altbauten eintrat; sogenannte nicht-
funktionsgerechte Stadtteile mit Altbausubstanz waren so-
mit unter Umständen der Abrissbirne preisgegeben. Erst die 
Novellierung von 1976 behandelte Neubauförderung und 
Erhaltung alter Bausubstanz gleichrangig.

Die Nassauische Heimstätte forderte ausdrücklich, dass auf 
Basis des Städtebauförderungsgesetzes vorzugsweise be-
gonnene Sanierungsplanungen statt neuer „vorbereitender 
Untersuchungen“ von Bund und Land fi nanziert werden soll-
ten.34 Die gewünschte Konzentration der Geldmittel auf be-
reits ausgewiesene Sanierungsgebiete begründete sich aus 
der geringen Höhe der Zuwendungen: Im Jahr 1973 stellten 
zum Beispiel der Bund und das Land Hessen jeweils nur 200 
Millionen DM an Sanierungszuschüssen zur Verfügung. Durch 
die schleppende Finanzierung erstreckten sich die Projekte 

5|15 Fachwerkhaus in  Michelstadt, Rathausgasse 5, vor der 

Sanierung ...

5|16 ... und nachdem die Sanierungsarbeiten abgeschlossen sind.
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5|17 Bürgerinnen und Bürger des Frankfurter Stadtteils  Bockenheim informieren sich in einer Ausstellung über die künftigen Sanierungs-

maßnahmen.

zudem häufi g über sehr lange Zeiträume.35 So waren auch 
für die Nassauische Heimstätte, die von den Städten und 
Gemeinden als Treuhänderin meist zeitlich unbefristet 
beauftragt wurde, Betreuungen von über 20 Jahren keine 
Seltenheit. Erst die 1979 verabschiedete Beschleunigungs-
novelle sollte praxisgerechtere Untersuchungen, schnellere 
Sanierungsdurchführungen und Erleichterungen bei der 
Gewährung von Sanierungsmitteln einleiten.36

In Frankfurt fand das  Städtebauförderungsgesetz erstmals 
Anwendung, als Voruntersuchungen für eine Stadtteilerneu-
erung in  Bockenheim geplant wurden. Mit jenem „Erpro-
bungsfall“ beauftragte die Stadt (als Mitgesellschafterin) 
gemäß § 4  Städtebauförderungsgesetz mit Stadtverordneten-
beschluss am 18. Mai 1972 die Nassauische Heimstätte,37 die 
das Projekt – trotz der erwähnten Bedenken gegenüber 
neuen Untersuchungen – übernahm. Die Wahl entsprach dem 
allgemeinen Trend: So wurden künftige Sanierungsgebiete 
vor allem in citynahen und Innenstadtbereichen mit Altbau-
substanz ausgewiesen, wobei Hessen mit 65 Prozent speziell 
bei diesen Maßnahmen bundesweit an der Spitze stand.38

Zu den Aufgaben der Nassauischen Heimstätte gehörte die 
Erhebung der Ausgangssituation: Das hieß die Sichtung der 
Grundstücke, Parkplätze und Grünfl ächen im Sanierungsge-
biet sowie die Feststellung der Gebäudezustände, der Woh-
nungsgrößen und -ausstattungen, der Anzahl von Eigentums-, 

Miet- oder öffentlich geförderten Wohnungen, der Mieten 
und der Bewohnungsdichte. Registriert wurden auch die 
etwa 26.000 Anwohner samt ihrer Stellung im Erwerbsleben; 
zudem führten die Beauftragten eine Arbeitsstättenbefragung 
durch und prüften sogenannte Wohnfolgeeinrichtungen 
(Kindertagesstätten, Spielplätze, Schulen, Arztpraxen, Institu-
tionen für ältere Menschen) sowie die Verkehrsbelastung.39

Obgleich die Gesellschaft sich in Zusammenarbeit mit dem 
Frankfurter Planungsdezernat in Broschüren, Ausstellungen 
und Vorträgen um Transparenz des Verfahrens bemühte, ge-
staltete sich das Verhältnis zwischen Bürgerinitiativen und 
Nassauischer Heimstätte in  Bockenheim bisweilen feindselig. 
Mit der Entwicklung neuer Formen außerparlamentarischer 
Meinungsäußerung, einer Sensibilisierung der Gesellschaft 
für politische Entscheidungsprozesse und nicht zuletzt vor 
dem Hintergrund der seit Mitte der 1960er Jahre anhaltenden 
Jugend- und Studentenproteste war auch der Städtebau in die 
öffentliche Kritik geraten. Die Bürger beanspruchten Mitwir-
kungsrechte an Bau- oder Sanierungsmaßnahmen, die ihnen 
in § 1 (4)  Städtebauförderungsgesetz auch einräumt wurden. 
Die besondere Skepsis in  Bockenheim rührte augenscheinlich 
aus Sanierungskonzepten, die andernorts Abbruch und Neu-
bau einer Instandsetzung vorzogen, sowie aus der unmittel-
baren Nachbarschaft zum angrenzenden  Westend, das kurze 
Zeit vorher zum „City-Erweiterungsgebiet“ bestimmt worden 
war. Dort hatten sich inzwischen Bodenspekulation, Leerstände 
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5|18 Besetztes Haus in der Bockenheimer Landstraße 111 im 

Frankfurter  Westend.

5|20 Musterhaus der Nassauischen Heimstätte im Baugebiet 

Niederhöchstadt.

5|19 Altenwohnanlage, Adalbertstraße 15-21, im Stadtteil Frank-

furt- Bockenheim, 1983.

und überteuerte Zwischenvermietungen ausgebreitet. Gegen 
die ohne gültigen  Bebauungsplan, allein auf Ausnahme-
genehmigungen gestützte Umwidmung von einem Wohn- 
in ein Bürohochhaus-Viertel hatte sich massiver Widerstand 
formiert, der 1970 zu Hausbesetzungen durch Studenten- 
und (Gast-)Arbeitergruppen führte.40 Die Demonstranten 
verfolgten neben der Wohnraumerhaltung und -beschaffung 
auch politische Projekte und hofften auf gesamtgesellschaft-
liche Veränderungen. Zwischen 1972 und der letzten Häuser-
räumung 1974, also im Zeitraum der  Bockenheim-Studie, 
radikalisierten sich die Auseinandersetzungen der Interessen-
gruppen; bald galt das  Westend bundesweit als „Schreckbild 
kapitalistischer Stadtzerstörung“. Der Magistrat sollte 1973 
unter dem Eindruck der Proteste einen neuen  Bebauungs-
plan vorlegen, der die Reste des Wohnviertels schützte und 
die Bebauungshöhe beschränkte.41

Erst im Januar/Februar 1978 fanden die Abschlussdiskussionen 
über das Sanierungsgebiet  Bockenheim statt, und es sollte ein 
weiteres Jahr dauern, bis die förmliche Festlegung des Sanie-
rungsgebietes durch den Hessischen Innenminister Rechtskraft 
erlangte. Der Abschluss der Arbeiten wurde jedoch erst 
1994/95 bekanntgegeben. Die Struktur des Stadtteils blieb – 
trotz der vielen Vorbehalte – im Wesentlichen erhalten; die 
intendierte Mischung zwischen Einheimischen und Ausländern 
sowie verschiedener Einkommensgruppen konnte realisiert 
werden. Auch die soziale  Infrastruktur verbesserte sich durch 
die Sanierung erheblich, nicht zuletzt durch die Errichtung einer 
Wohnanlage für ältere Menschen und ein Pfl egeheim.42

„Flucht in die Sachwerte“
Eine ähnliche Tendenz wie für den Mietwohnungsbau ließ 
sich zwischen 1969 und 1973 für die Errichtung von Eigen-
heimen beobachten. Aufgrund steigender Baupreise um etwa 
20 bis über 30 Prozent43 sanken die Baubeginne in diesem 
Bereich von 131 im Jahr 1969 auf 111 Einheiten 1973. Bei 
den Fertigstellungen war nach einem kurzen Abfallen auf 113 
im Jahr 1970 jedoch ein Anstieg auf 181 Einheiten bis 1973 
zu verzeichnen. Offenkundig waren es steigende Infl ations-
raten auf der einen und Einkommenssteigerungen auf der 
anderen Seite, die größere Bevölkerungskreise zu diesem 
Zeitpunkt ermunterten, trotz geringen Angebots und daher 
steigender Preise die „Flucht in Sachwerte“ anzutreten und 
Immobilien, vor allem auch Eigentumswohnungen in Städten, 
zu erwerben. Um rationeller zu bauen, intensivierte die Heim-
stätte den Fertigbau44 – beispielsweise durch hausbreite 
Tunnelschalung im Reiheneigenheim –, konnte jedoch die 
erwähnten Preissteigerungen auf diesem Sektor nicht verhin-
dern: Kostete 1970 ein Haus etwa 169.000 DM, so waren es 
im Geschäftsjahr 1973 bereits durchschnittlich 220.000 DM. 
Durch die Einrichtung von Musterhäusern und -wohnungen, 
in denen Interessenten auch an Wochenenden Beratung er-
hielten, versuchte das Unternehmen, Käufer zu werben.45 
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Öffentlichkeitsarbeit
In dem Bewusstsein, aus politischem und wohnungswirt-
schaftlichem Engagement heraus innovative Projekte zu 
entwickeln und zu betreuen, legte die Heimstätte großen 
Wert auf Öffentlichkeitsarbeit. So initiierte sie 1969 zusam-
men mit der Tochter Nassauisches Heim eine Wanderaus-
stellung zum Thema „Sozialer Wohnungs- und Städtebau in 
Hessen“, die in Frankfurt sowie in den tschechischen Städten
Prag, Bratislava, Trenčin und Brünn gezeigt wurde. Mit der 
Präsentation in der damaligen Tschechoslowakei, die zeit-
lich etwa mit der Parteiführung des Reformers Alexander 
Dubcek und dem Einrücken sowjetischer Truppen in Prag 
zusammenfi el, legte die Heimstätte ein Sympathiebekenntnis
gegenüber der tschechischen Opposition ab. 

Für den Festzug des 10. Hessentages, den die Landeshaupt-
stadt Wiesbaden im Jahr darauf ausrichtete, gestaltete das 
Unternehmen einen Motivwagen „Sozialer Wohnungsbau in 
Hessen“. Resonanz erhielt auch eine neue Hausordnung, die 
das Tochterunternehmen Nassauisches Heim 1971 seinen 
Mietern präsentierte. Mit freundlichen Aufforderungen wie 
„Hätten Sie‘s wohl gern, wenn wildfremde Menschen nachts 
im Haus herumschleichen? Gut. Darum sollte die Hauptein-

gangstür nachts – also von 22 Uhr bis 6 Uhr – abgeschlossen 
sein“ appellierte die Gesellschaft an mündige Mieter und 
distanzierte sich vom rigiden Befehlston traditioneller deut-
scher Hausordnungen.46

5|21 Plakat für die

Wanderausstellung 

„Sozialer Wohnungs- 

und Städtebau in 

Hessen“, 1969, ent-

worfen von Manfred 

Volkenandt.

5|22 Themenwagen „Sozialer Wohnungsbau in Hessen“ auf dem Festzug des Hessentages in Wiesbaden, 1970.
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5|23 Neues Logo und Layout für den Geschäftsbericht.

Aus einer Diskussion mit dem Frankfurter Battelle-Institut 
e. V. zum Thema „Wohnsoziologie“ erwuchs 1971 die „Unter-
suchung zur Ermittlung der Wohnwünsche von Mietern 
öffentlich geförderter Wohnungen“. Darin wurden die Inter-
viewten zum Beispiel auch nach ihrer Akzeptanz von „soge-
nannten Wohngemeinschaften“ gefragt. Vor dem Hinter-
grund der Berichterstattung über die „Kommunen 1“ und „2“ 
in Berlin sowie der sich zunehmend verbreitenden Lebens-
form der Wohngemeinschaft unter jüngeren Menschen gab 
sich die Heimstätte zumindest theoretisch aufgeschlossen 
gegenüber dem neuen Haushaltstyp, der in ihren Planungen 
zunächst allerdings keine Berücksichtigung fand.47 Umfragen 
zur Wohnzufriedenheit ihrer Mieter wiederholte das Unter-
nehmen, beispielsweise im Projekt „Infratest“ zu Beginn der 
1990er Jahre.

Im Jahr 1970 wurde der Leitende Geschäftsführer Ewald 
 Geißler zum Vorsitzenden der Bundesvereinigung Deutscher 
Heimstätten gewählt und in den Gründungsausschuss des 
Darmstädter Instituts Wohnen und Umwelt berufen. Parallel 
schloss die Gesellschaft die Arbeit an einer neuen Corporate 
Identity ab: Der Hauptschriftzug wurde dem Design der 
1970er Jahre angepasst, und als Bestandteil des bisherigen 
Logos entfi el die Abkürzung NH mit dem charakteristischen 
Dach.48 Der erste Spatenstich für die 125.000ste Wohnung 
in Betreuung des Unternehmens, den die Nassauische 
Heimstätte im Oktober 1972 feierte, fand ein breites 
 Medienecho.49

„Pragmatismus der kleinen Schritte“ (1974 – 1981)
„Es muß jedoch darauf hingewiesen werden, daß mit dieser 
geringen Zahl von geförderten Sozialwohnungen der Staat 
seiner Verpfl ichtung, einkommensschwache Bürger mit 
angemessenem Wohnraum zu versorgen, nicht mehr 
nachkommen kann. Denn die Zahl der anspruchsberech-
tigten Wohnungssuchenden steigt an, nicht zuletzt durch 
die geburtenstarken Jahrgänge, die in den nächsten Jahren 
mit Wohnungen versorgt werden müssen.“50

Im Geschäftsjahr 1974 beschloss die Nassauische Heim-
stätte resigniert, eine „Denkpause“ einzulegen. Der Wirt-

schaftsboom war bundesweit abgeebbt; die Baugenehmi-
gungen sanken innerhalb eines Jahres von 659.000 auf 
417.000 und erreichten damit den niedrigsten Stand seit 
1949.51 Auslöser der weltweiten Rezession war 1973 der 
von der Organization of Petroleum Exporting Countries 
(OPEC) verhängte Ölboykott gegen die Vereinigten Staaten 
und das westliche Europa; die betroffenen Länder hatten 
Israel im vierten Nahostkrieg Oktober/November 1973 
gegen die arabischen Staaten unterstützt. In der Bundes-
republik wirkte sich die Krise durch Preissteigerungen für 
Öl um 172,2 Prozent, ein Absinken des Bruttosozialproduk-
tes, einen Anstieg der Arbeitslosenzahlen von 273.000 auf 
1.047.000 zwischen 1973 und 1975 sowie durch einen 
Konjunktureinbruch im Baugewerbe aus. Dort ging wegen 
der schlechten Auftragslage die Zahl der Beschäftigten sogar 
um 20 Prozent zurück.52

Ölschock, Tarifkonfl ikte und schließlich die „Guillaume-Affai-
re“ veranlassten Bundeskanzler Willy  Brandt am 6. Mai 
1974 zurückzutreten. Auf seinen Vorschlag nominierte die 
SPD Helmut  Schmidt als neuen Kanzlerkandidaten, der am 
16. Mai 1974 vom Bundestag gewählt wurde. Mit der Ernen-
nung Schmidts zum Regierungschef vollzog sich auch ein 
Wechsel im Amt des Vizekanzlers und Außenministers: Diese 
Ressorts oblagen künftig Hans-Dietrich  Genscher (FDP), da 
sein Amtsvorgänger Walter Scheel zum Bundespräsidenten 
gewählt worden war.53 Wie  Schmidt in seiner Regierungser-
klärung betonte, wollte die neue/alte Koalition zwar weiter 
am inneren und äußeren Reformwerk Brandts festhalten, 
den Hauptakzent jedoch im Bereich der Wirtschaftspolitik 
setzen. Noch im selben Jahr wurden unter anderem ein Kon-
junkturprogramm und knapp acht Monate später, am 27. 
August 1975, das „Programm zur Stärkung von Bau- und 
anderen Investitionen“ beschlossen. Als neue Schwerpunkte 
schrieben die verantwortlichen Politiker statt der Wohnungs-
bauförderung verstärkt substanzbewahrende Maßnahmen, 
nämlich Stadtsanierung, Nahverkehr und Wohnungsmoder-
nisierungen fest.54 Im Bereich der Wohnungsversorgung 
konzentrierten sie sich stärker auf benachteiligte Gruppen55 
und betrieben eine Abkehr von der noch im Zweiten Woh-
nungsbaugesetz 1956 garantierten Versorgung „weite[r] 
Kreise des Volkes“.56

Die Ölkrisen und der Regierungswechsel in Bonn wirkten 
sich auch auf die Tätigkeit der Nassauischen Heimstätte 
negativ aus: Zwar konnten 1974 im Mietwohnungsbau noch 
3.301 Wohneinheiten, darunter über 90 Prozent für gemein-
nützige Wohnungsunternehmen fertiggestellt werden; die 
Baubeginne jedoch sanken im Vergleich zum Vorjahr um die 
Hälfte, nämlich von 2.512 auf 1.274. Noch extremer stellte 
sich 1974 die Bilanz auf dem Eigenheimsektor dar. Dort 
standen 28 Fertigstellungen (1973 waren es noch 181!) 
keinem einzigen Baubeginn gegenüber; ein Ergebnis, das 
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5|24 Beispiel eines unterteilten Wohnraumes mit „Nutzungsfolge“ Wohnen, Essen, Kochen.

5|25 Blick in die Ausstellung „Besser Wohnen in Frankfurt und Umgebung“, 1969.

die bereits erwähnte „Denkpause“ bei der Heimstätte her-
aufbeschwor. Was den Eigenheimbau anbetraf, so sollten 
sich die Zahlen bis 1979 leicht erholen. Dazu trug nicht zu-
letzt das 1976 verabschiedete Gesetz zur Förderung von 
Wohnungseigentum und Wohnungsbesitz im sozialen Woh-
nungsbau bei, mit dem die Förderung von Eigenheimen und 
selbst genutzten Eigentumswohnungen wieder stärkeres 
Gewicht erhielt. An die Erfolge der Phase zwischen 1969 
und 1973 konnte das Unternehmen auf diesem Sektor aller-
dings nicht mehr anknüpfen.

Auch im Mietwohnungsbau war der „Abwärtstrend“ unver-
kennbar. Nach einem kurzen Anstieg der Baubeginne auf 2.081 
Wohneinheiten im Jahr 1975, mit bedingt durch erste Aus-
wirkungen der Konjunkturprogramme der Bundesregierung, 
sanken die Zahlen mit leichten Schwankungen bis einschließ-
lich 1982 auf 485.57 Absolut stiegen die Finanzhilfen von Bund 
und Ländern für den sozialen Wohnungsbau zwischen 1968 
und 1980 zwar deutlich an, im Verhältnis zu den Gesamtauf-
wendungen verloren sie jedoch an Gewicht: So sanken die 
Fördermittel im genannten Zeitraum von 46 auf 32 Prozent.58
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Angesichts dieser Ergebnisse und neuer gesetzlicher 
Grundlagen entschloss sich die Nassauische Heimstätte 
1975 offi ziell zu einer Akzentverschiebung innerhalb ihres 
Aufgabenbereiches: Künftig sollten analog zum Konjunk-
turprogramm der Bundesregierung Altstadtsanierung, 
Stadtentwicklung und Wohnungsmodernisierungen, aber 
auch „Maßnahmen für den ruhenden Verkehr“,59 also 
die Errichtung von Garagen, das Hauptgewicht der Tätig-
keit bilden. Auf Grundlage des  Städtebauförderungsge-
setzes wirkte das Unternehmen wie erwähnt bereits seit 
längerem in dieser Richtung. Konkrete Zahlen für  Moder-
nisierungen wiesen die Geschäftsberichte indes erst ab 
1978 aus. Während zwischen 1980 und 1981 ein Anstieg 
der Maßnahmen von 2.265 auf 3.689 zu verzeichnen 
war, wirkte sich in den folgenden Jahren die zweite Öl-
krise negativ auf die Zahl der  Modernisierungen aus. Sie 
sank 1981 zunächst auf 3.247 und 1982 auf 3.162 Maß-
nahmen.60

Im Jahr 1975 unterhielt die Heimstätte Sanierungs- und 
Entwicklungsbüros in  Butzbach,  Geisenheim,  Herborn, 

 Limburg,  Lich,  Michelstadt,  Oberursel,  Alsfeld und  Neu-
 Anspach. Mit der Stadt  Herborn hatte das Unternehmen 
beispielsweise im Januar 1974 einen Treuhandvertrag 
über die künftige Sanierung der Altstadt geschlossen. 
Dieser umfasste eine sogenannte Einzelerörterung, die 
eine Ergänzung zu bereits vorliegenden Untersuchungen 
bildete, gleichzeitig aber auch die Durchführungsphase 
des Projektes einleitete. Im Falle Herborns standen die 
Stadt als Bauherr und die Nassauische Heimstätte als 
Treuhänderin vor dem Problem, die sehr dicht besiedelte 
Altstadt mit ihren schmalen, dunklen und vom hygieni-
schen Standard mangelhaft ausgestatteten Häusern so 
behutsam zu sanieren, dass die historische Identität von 
Baubestand und Straßenführung möglichst erhalten 
blieb.61 Ein anderes Ziel der Gesellschaft war die Verkehrs-
beruhigung des Stadtzentrums; dort gelang durch die 
Umlegung einer stark befahrenen Hauptstraße die Ein-
richtung einer Fußgängerzone. Die vorbildliche Umset-
zung und den Stand der Arbeiten dokumentierte 1986 
eine Ausstellung der Nassauischen Heimstätte, die den 
Besuchern auf dem Hessentag in  Herborn präsentiert 
wurde.

Zusätzliche Betätigungsfelder eröffnete die in Teilen be-
reits zum 1. August 1972 eingeleitete und 1979 beendete 
Gebietsreform in Hessen, mit der die Verwaltungen der 
Gemeinden und Landkreise gestärkt und ihre Leistungs-
kraft optimiert werden sollten.62 Nach der Reform zählte 
Hessen 21 Landkreise und fünf kreisfreie Städte; die Zahl 
der kreisangehörigen Gemeinden schrumpfte von 2.682 
im Jahr 1965 auf 421.63 Besonders die Zusammenlegung 
von Gemeinden erhitzte nicht selten die Gemüter der Ein-
wohner. Prominentes Beispiel für massiven Protest in 
Hessen war die 1977 aus den Städten  Wetzlar und  Gießen 
sowie 14 weiteren Umlandgemeinden gebildete Stadt 
Lahn; sie wurde 1979 wieder aufgelöst. Etwa zeitgleich 
mit der Reform nahm am 1. Januar 1975 der  Umlandver-
band Frankfurt, in dessen Gebiet 1997 etwa 1,5 Millionen 
Menschen lebten, seine Tätigkeit auf. Neben Frankfurt 
und  Offenbach umfasste er 39 weitere Städte und Ge-
meinden sowie die Landkreise  Groß-Gerau, Hochtaunus, 
Main-Kinzig, Main-Taunus,  Offenbach und Wetterau. Die 
Verbandsgründung war ein Versuch, im Rahmen der Ge-
biets- und Funktionalreform überörtliche Probleme im 
Ballungsgebiet Rhein-Main zu lösen. Zu den Aufgaben 
gehörten unter anderen die Erstellung von Flächennut-
zungsplänen oder der Bau von Abfallbeseitigungs- und 
Freizeitanlagen.64 Durch das sogenannte Ballungsraumge-
setz vom 19. Dezember 2000 wurden der  Umlandverband 
aufgelöst und neue überregionale Strukturen geschaffen. 
Rechtsnachfolger ist der  Planungsverband Ballungsraum 
Frankfurt Rhein-Main, der zum 1. April 2001 seine Arbeit 
aufnahm.
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„Das Kleeblatt im Taunus“
Mit der Gebietsreform und der Gründung des  Umlandver-
bandes eröffneten sich für die Nassauische Heimstätte reiz-
volle Arbeitsbereiche: Es galt, Entwicklungspläne für die auf 
dem Reißbrett entstandenen Großgemeinden zu erstellen, 
Zentren mit Infrastruktureinrichtungen zu schaffen und da-
mit auch die Akzeptanz der Bürger für ihr neues Gemein-
wesen zu stärken. Die Gesellschaft erhielt 1975 eine solche 
Aufgabe als Verfahrensträgerin in  Neu- Anspach im Hoch-
taunuskreis, einer im Zuge der Gebietsreform aus den Orts-
teilen  Anspach,  Hausen- Anspach,  Rod am Berg und Wester-
feld zusammengefügten Gemeinde.65 Bereits 1973 war die 
kleine Stadt als städtebauliche Entwicklungsmaßnahme 
nach dem  Städtebauförderungsgesetz von der Hessischen 
Landesregierung förmlich festgeschrieben worden; nun 
waren die zunächst für 35.000 Einwohner projektierten Orts-
teile sinnvoll zu verschmelzen, die Energieversorgung zu 
regeln und eine Umgehungsstraße zu planen.66 Als Entwick-
lungsträgerin übernahm die Heimstätte Koordinierung und 
Management für das gesamte Areal. Dazu zählten zum Bei-
spiel An- und Verkauf des Bodens, die Erschließung, die 5|27 Die Lage Neu-Anspachs im Rhein-Main-Gebiet.

5|28 Neu-Anspach. Das Kleeblatt im Taunus aus der Luft.
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Stadtplanung, die Beratung der Gemeinde und die Abwick-
lung des Zahlungsverkehrs. Darüber hinaus prüfte das Un-
ternehmen auch die Bauanträge.67

Erneut hatte es die Heimstätte mit einem „Modellfall“ zu 
tun; entsprechend kreativ nahmen die Planer das Projekt im 
Stadtentwicklungsbüro  Neu- Anspach in die Hand. Mit dem 
Ziel, ein einprägsames Motto oder Logo für die neue Ge-
meinde zu entwickeln, lobte das Unternehmen zunächst 
einen Schülerwettbewerb aus. Im Ergebnis lag mit dem 
Slogan „ Neu- Anspach. Das Kleeblatt im Taunus“ nicht nur 
ein passender Entwurf vor; vielmehr partizipierten Lehrer, 
Schüler und Eltern aktiv am Stadtentwicklungsprogramm 
und brachten das Thema in die öffentliche Diskussion. Der 
erste Bauabschnitt im „Bereich Mitte“ wurde 1978 begon-
nen; dort entstanden Wohnungen für etwa 1.700 Einwohner, 
zentrale Einrichtungen und ein Bürgerhaus; es konnte 1981 
seiner Bestimmung übergeben werden.68

Ähnliche Aufgaben stellten sich für die Heimstätte zum 
Beispiel ab 1974 in  Butzbach, das durch die Gebietsre-
form um 14 Ortsteile vergrößert worden war. Die Stadt 
beauftragte die Gesellschaft, jeweils einen Flächennut-
zungs- und Stadtentwicklungsplan zu erstellen, letzteren 

in Zusammenarbeit mit der Regionalen Planungsgemein-
schaft Untermain. In deren Raumordnungsplan war die 
Stadt  Butzbach bereits 1971 als künftiger „Entlastungsort“ 
zur überörtlichen Siedlungsaufl ockerung festgeschrieben 
worden.69

Im Zeichen der Ölkrisen
Im Oktober 1976 vollzog sich ein Wechsel an der Spitze 
der Hessischen Landesregierung: Holger  Börner (SPD) löste 
Albert  Osswald (SPD) ab; als Vorsitzender des Verwaltungs-
rates der Hessischen Landesbank musste  Osswald die poli-
tische Verantwortung für die Milliarden-Verluste der Bank 
durch gescheiterte Spekulationen und die Vergabe riskanter 
Kredite an Bauunternehmen übernehmen. Zu den wich-
tigsten Aufgaben der Regierung zählte  Börner die Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze und – noch im Zeichen des ersten 
Ölschocks – die Sicherung der Energieversorgung sowie 
die Unterstützung der Bundesregierung beim Ausbau der 
Atomenergie.

Die Energieeinsparung gehörte künftig zu den neuen Her-
ausforderungen, die an die Wohnungswirtschaft gestellt 
wurden. Um mit gutem Beispiel voranzugehen, druckte die 
Nassauische Heimstätte 1976 einen Beitrag, der sich mit 
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5|30 Die Opel-Siedlung in Rüsselsheim vor ... 5|31 ... und nach der Modernisierung.

dem Thema „Energie und Wohnungsbau“ auseinandersetzte,
auf umweltfreundlichem Papier.70 Als Konsequenz aus der 
ersten Ölkrise verabschiedete die Bundesregierung 1976 
das Wohnungsmodernisierungsgesetz, das neben Städte-
bauförderungsgesetz und Zweitem Wohnungsbaugesetz 
nunmehr die „dritte Säule“ öffentlicher Sanierungstätigkeit 
bilden sollte. Handlungsbedarf war unter anderem durch 
die energieverschwendenden Heizsysteme sowie den 
mangelhaften Standard sanitärer Anlagen in Altbauten und 
vielen Nachkriegswohnungen entstanden. So verzeichnete 
die Bundesstatistik 1976 noch über elf Millionen Wohnun-
gen ohne Sammelheizung und über drei Millionen Woh-
nungen ohne Bad, darunter auch solche, die über keine 
zum Haushalt gehörende Toilette verfügten.71 Zwei Jahre 
später trat das Modernisierungs- und Energiespargesetz in 
Kraft und stellte die Förderung heizenergiesparender In-
vestitionen im Wohnungsbestand auf eine neue Basis; es 
ersetzte das Wohnungsmodernisierungsgesetz. Von den 
Fördermitteln, mit denen bis 1981 bundesweit über 
800.000 Wohnungen „nachgerüstet“ wurden, sollte speziell
die gemeinnützige Wohnungswirtschaft profi tieren.72

 Bereits 1976 hatte die Nassauische Heimstätte beklagt, 
dass sie ihre Modernisierungsmaßnahmen einschränken 
müsse, weil die Mittel auf eine stetig anwachsende Zahl 
„Modernisierungswilliger“ zu verteilen seien.73 Seine um-
fangreichste Tätigkeit auf diesem Sektor sollte das Unter-
nehmen allerdings erst zu Beginn der 1990er Jahre auf-
nehmen; zu diesem Zeitpunkt stand beispielsweise die 
Sanierung der Opelstadt Rüsselsheim oben auf der Dring-
lichkeitsliste. Dort mussten die Mieter nach Abschluss der 
Maßnahme auch Erhöhungen von etwa 100 Prozent einer 
allerdings niedrigen Miete akzeptieren.74

„Bauliches Experimentierfeld“ Goldstein
In den 1970er Jahren richtete sich das Interesse der Heim-
stätte erneut auf Goldstein; direkt auf dem Gelände des 
Hofgutes entstand in Betreuung des Unternehmens bis 1976 
eine Wohnanlage für ältere Menschen. Dabei gruppiert sich 
um das ehemalige Herrenhaus, das als zentrale Einrichtung 
saniert wurde, kreisförmig die aus vier Gebäudekomplexen 
bestehende Anlage mit insgesamt 137 Wohneinheiten. Die 
Institution ermöglicht vielen Siedlungsbewohnern, auch 
nach Aufgabe des Hauses oder der Wohnung, den Lebens-
abend in unmittelbarer Nähe ihrer vertrauten Nachbarschaft 
zu verbringen.75

Als „eines der letzten zusammenhängenden Areale, auf 
dem Wohnungsbau und der Bau notwendiger Infrastruktur-
einrichtungen für einen Stadtteil noch in größerem Umfang 
zur Befriedigung des steigenden Wohnungsbedarfs möglich 
ist“, bezeichnete die Nassauische Heimstätte 1978 das Ge-
biet Goldstein-Süd, ein noch unbebautes Grundstück des 
Hofgutes. Das etwa 30 Hektar große Areal liegt zwischen 
der ab 1932 errichteten Siedlung und dem Schwanheimer 
Wald.76 Erste Verhandlungen mit der Stadt Frankfurt über 
eine Bebauung datierten bereits aus den 1960er Jahren. 
Etwa gleichzeitig mit der Feier ihres 50. Jubiläums 1972 
hatte die Nassauische Heimstätte einen Wettbewerb für die 
Bebauung ausgelobt; die Ergebnisse wurden den Goldsteinern 
ein Jahr später in einer Bürgerversammlung präsentiert. Die 
Reaktion dürfte die Heimstätte zunächst befremdet haben: 
Mit der Begründung, die Stadt Frankfurt habe Forderungen 
nach einer Verbesserung der Infrastruktur in Goldstein bis-
lang nicht erfüllt, sollten sich alle Anwesenden gegen das 
Projekt aussprechen.77
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5|33 Das Integra-Gebäude im Baugebiet   Goldstein-Süd.
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Läden die Möglichkeit einer variablen Nutzung bot.80 Kritik 
an den „Puppenstuben“ und „Liliputanerwohnungen“ wies 
die Heimstätte zurück: Die Bewilligung von Bundes- und Lan-
desmitteln sei eben an bestimmte Wohnungsgrößen gekop-
pelt, die nicht überschritten werden dürften.81 Das Richtfest 
für den zweiten und dritten Bauabschnitt mit weiteren 317 
Wohneinheiten wurde im März 1982 begangen. Die Nassau-
ische Heimstätte erläuterte der Presse den Verteilungs-
schlüssel einer sozial verträglichen Durchmischung: So waren 
64 Wohnungen für Bedienstete der Deutschen Bundespost, 
36 für Ausländer, 23 für junge Ehepaare, 15 für städtische 
Bedienstete, 13 für Großfamilien, neun für vormals Obdach-
lose und die restlichen 157 für Aussiedler reserviert.82 Das 
neue Viertel und seine Bewohner fügten sich wider Erwar-
ten der Skeptiker gut in den Stadtteil ein; vielleicht war dies 
einer der Gründe, warum die Heimstätte zu Beginn der 
1990er Jahre erneut ihr Interesse auf  Goldstein richtete, um 
dort den Bau weiterer Sozialwohnungen zu realisieren.

Neue Wohnformen
„Der Anthropologe kommt aus der Verwunderung darüber 
nicht heraus, daß die merkantile Planung unserer Städte 
offenbar nur für einen Alterstypus und da noch mangel-
haft genug geschieht, und zwar für den erwerbsfähigen 
Erwachsenen.“83

Ende der 1970er Jahre erwarteten andere Haushaltstypen 
mit neuen Lebensformen und Wertvorstellungen sowie die 
verschiedenen Altersgruppen innerhalb der Mieterklientel 

Die massive Ablehnung begründete sich nicht zuletzt aus der 
unmittelbaren Nachbarschaft zur Siedlung  Im Heisenrath, 
einer monofunktionalen Hochhausagglomeration. Die fünf 
Wohnsilos mit jeweils achtzehn Etagen und weitere mehr-
stöckige Gebäude waren zu Beginn der 1970er Jahre fertig-
gestellt worden und ersetzten Baracken für Obdachlose. Die 
431 Wohneinheiten hatte die Stadt vornehmlich für die ehe-
maligen Barackenbewohner, Sozialhilfeempfänger sowie die 
sogenannten „A-Gruppen“ reserviert, darunter fi elen Arbeits-
lose, Alleinerziehende, alte Menschen, Arme und Ausländer. 
Infolge der mangelnden Durchmischung der Mieter und die 
unzureichende  Infrastruktur – es gab kaum Angebote für 
Kinder oder Jugendliche und nur beschränkte Einkaufsmög-
lichkeiten – entstand rasch eine Art „Ghetto“, welches das 
Misstrauen der alteingesessenen Einwohner auf sich zog.78

Diesen Fehler wollte die Nassauische Heimstätte im Bau-
gebiet   Goldstein-Süd nicht wiederholen, und so planten die 
Architekten zusätzlich eine Sozialstation und eine Kinder-
tagesstätte. Die gleichfalls projektierte U-Bahn-Haltestelle 
in der heutigen  Straßburger Straße blieb Makulatur. Die 
Goldsteiner sträubten sich weiter gegen das Neubaugebiet 
und sammelten 2.552 Unterschriften; der Protest wurde 
1975 allerdings vom Magistrat ignoriert,79 und so konnten 
die Verantwortlichen 1979 das Richtfest für den ersten Bau-
abschnitt mit 240 Wohneinheiten in Großtafelbauweise und 
dem Sozialzentrum feiern. Im Mittelpunkt stand ein Integra-
Gebäude, so benannt nach dem bereits erwähnten Pro-
gramm, das mit Wohnungen, Dienstleistungsräumen und 

5|34 Veränderung der durchschnittlichen Wohnfl äche pro Kopf.
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5|35 Behindertengerecht ausgestattete Küche des Hauses für Rollstuhlfahrer in  Dreieich- Sprendlingen, Maria-Hall-Straße.

differenziertere Angebote zur Erfüllung ihrer Wohnbedürf-
nisse. Im Verlauf der Nachkriegszeit, besonders jedoch seit 
Ende der 1960er Jahre, hatten sich beispielsweise die Haus-
haltsgrößen verändert. So war zwischen 1970 und 1982 der 
Anteil der Einpersonenhaushalte aufgrund niedrigerer Ehe-
schließungs- und höherer Scheidungsraten in der Bundes-
republik von 25,1 auf 31,2 Prozent gestiegen.84 Allein in 
Hessen standen den 1981 registrierten 2,3 Millionen Haus-
halten nur 2,297 Millionen Wohnungen gegenüber.85 Auch 
galt es zu berücksichtigen, dass die Statistik etwa für den 
gleichen Zeitraum pro Person einen jährlichen Zuwachs an 
Wohnfl äche von durchschnittlich einem halben Quadrat-
meter verzeichnete,86 in Frankfurt sollten es 1987 sogar 33,3 
Quadratmeter pro Kopf sein.87 Immer mehr Menschen lebten 
in Wohngemeinschaften zusammen; 1977/78 waren es 
bundesweit bereits 600.000.88

Zu Beginn der 1980er Jahre erschloss die Nassauische Heim-
stätte „planerisches Neuland“. In Zusammenarbeit mit der 
Stadt Dreieich sowie dem Club der Behinderten und ihrer 
Freunde realisierte das Unternehmen in  Dreieich- Sprend-
lingen ein Haus mit sieben Wohneinheiten für Rollstuhl-

fahrer und einem Treff für behinderte Bürger. Die Drei- und 
Vierzimmerwohnungen besitzen eine Fläche von 99 bezie-
hungsweise 111 Quadratmetern und sind somit großzügiger 
bemessen als herkömmliche Sozialwohnungen. Auch in der 
Ausstattung wurde den Bedürfnissen behinderter Menschen 
Rechnung getragen. So enthält das Gebäude beispielsweise 
einen Spezialaufzug, breitere als der Norm entsprechende 
Türen, unterfahrbare Kücheneinbaumöbel und behinderten-
gerechte Badezimmer.89 Das Konzept der Barrierefreiheit 
fand Anerkennung; heute allerdings plädieren die Bau-
gesellschalten stärker für gemischtes Wohnen und gegen 
Spezialarchitektur, um der Ghettoisierung bestimmter 
Gruppen vorzubeugen und ein Gebäude auf lange Sicht 
multifunktional, das heißt unabhängig von besonderen 
Zielgruppen nutzen zu können.

Im Kontext dieser damals alternativen Wohnform verdient 
auch der vom Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau ausgelobte Wettbewerb „Familienwohnung 
und Familienheim“ Erwähnung, bei dem die Nassauische 
Heimstätte 1981 für „hervorragende Lösungen“ in der 
Darmstädter „ Heimstätten-Siedlung“ geehrt wurde. Bei 
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18 Die Fertigteile produzierte die Firma Comta.

19 Vgl. FAZ und FR, beide 7. Mai 1974, sowie Höchster Kreisblatt 7. 

November 1974.

20 Vgl. Berichte zur Lage der Gesellschaft, Aufsichtsratsprotokolle Nr. 

104 vom 12. November 1984, S. 4, und Nr. 109 vom 10. November 

1986, S. 16, Archiv NH.

21 Vgl. Höchster Kreisblatt 12. März 1975 und 5. August 1976.

22 Anzeige der Nassauischen Heimstätte, Geschäftsbericht 1969.

23 Vgl. u. a. Borowsky (1980), S. 85f.; Hermann Glaser, Kleine Kultur-

geschichte der Bundesrepublik Deutschland 1945 – 1989, Bonn 1991, S. 

290ff.

24 Vgl. Claudia Koch-Arzberger/Eckart Hohmann (Hg.), Hessen im Wan-

del, Opladen 1996, S. 44f.

25 Gesellschaftsvertrag in der Fassung vom 27. April 1971, Archiv NH.

26 Vgl. Geschäftsbericht 1972, S. 13.

27 Bericht zur Lage der Gesellschaft, Aufsichtsratsprotokoll Nr. 99 vom 

3. November 1982, S. 5, Archiv NH.

28 Vgl. Geschäftsbericht 1970, S. 29. Abweichend von dieser Zahl 

wird im Bericht für 1971 die Errichtung von 20 Kindertagesstätten 

genannt, S. 10.

29 Vgl. Geschäftsbericht 1969, S. 24; FR und FNP, beide 14. Oktober 

1970, Dokumentation über den Kindergarten, Archiv NH. Der Kinder-

garten wurde Ende 1984 geschlossen, da sich das Grundstück nicht im 

Besitz der Heimstätte befand.

30 § 1 (4)  Städtebauförderungsgesetz.

31 Am 19. Oktober 1971 bestätigte schließlich der Hessische Innen-

minister die Heimstätte als Sanierungsträger, vgl. Dieter Schneider, 

Selbsthilfe, Staatshilfe, Staatsverwaltung. Ein Streifzug durch Theorie 

und Praxis der Wohnungspolitik,  Frankfurt am Main 1973, S. 226.

32 Vgl. Peter Müller, Gemeinde- und Landesentwicklungsplanung im 

Zusammenhang mit dem  Städtebauförderungsgesetz und Hellmut 

Wollmann, Das  Städtebauförderungsgesetz, beide in: Michael Andritzky 

u. a., Labyrinth Stadt. Planung und Chaos im Städtebau. Ein Handbuch 

für Bewohner, Köln 1975, S. 198 und 217.

33 Vgl. hier stellvertretend Andritzky u. a. (1975).

34 Vgl. Geschäftsbericht 1971, S. 12.

35 Vgl. Müller (1975), S. 201.

36 Vgl. Wohnungspolitik nach dem 2. Weltkrieg (1990), S. 208.

37 Vgl. Magistrat der Stadt  Frankfurt am Main (1973), S. 66.

dieser Ausschreibung stand allerdings ganz wertkonservativ 
wieder die Familie als traditioneller Haushaltstyp im Zent-
rum. Geplant werden sollte, „wie der Mehrfamilien- und 
Einfamilienhausbau … weiterentwickelt werden kann, um 
– bei fi nanziellen Belastungen, die für breite Schichten der 
Bevölkerung tragbar sind – den veränderten Ansprüchen, 
insbesondere den Bedürfnissen der Familie mit Kindern, 
besser gerecht zu werden“.90

Eine zweite Ölkrise 1979/80 konfrontierte Bund und Länder 
nach einem „konjunkturellen Zwischenhoch“ schließlich zu 
Beginn der 1980er Jahre mit massiven Stabilitätsproblemen, 
wirtschaftlicher Stagnation, zunehmender Arbeitslosigkeit 
und erhöhten Infl ationsraten. Es entspann sich eine Diskus-
sion über die vom Club of Rome bereits 1972 aufgeworfene 
These um die „Grenzen des Wachstums“. Auf dem Sektor 
der Wohnungswirtschaft begann sich ab 1981 eine Annähe-
rung zwischen CDU-Opposition und FDP zu entwickeln; die 
beteiligten Politiker forderten eine stärkere Liberalisierung 
des Mietrechtes, die alleinige Ermittlung der Vergleichs-
mieten auf Basis von Neuvermietungen oder die Aufl ocke-
rung des Kündigungsschutzes.91

1 Bundeskanzler Willy  Brandt in seiner Regierungserklärung vom 28. 

Oktober 1969, zitiert nach Lothar Juckel (Hg.), Haus Wohnung Stadt. 

Beiträge zum Wohnungs- und Städtebau 1945 – 1985, Hamburg 1986, 

S. 99.

2 Vgl. u. a. Hans-Reiner Müller-Raemisch,  Frankfurt am Main. Stadt-

entwicklung und Planungsgeschichte seit 1945,  Frankfurt am 

Main 1996, S. 183, und Ulfert Herlyn, Wohnverhältnisse in den Neu-

bausiedlungen der sechziger Jahre, in: Axel Schildt/Arnold Sywottek 

(Hg.), Massenwohnung und Eigenheim. Wohnungsbau und Wohnen 

in der Großstadt seit dem Ersten Weltkrieg,  Frankfurt am Main 1988, 

S. 513.

3 Alexander  Mitscherlich, Die Unwirtlichkeit unserer Städte,  Frankfurt 

am Main 1996, S. 36.

4 Vgl. Die Deutschen Heimstätten. Ihr Partner für Fortschritt im Woh-

nungs- und Städtebau, o. O. u. J., Blatt Mietwohnungen II.

5 Vgl. Magistrat der Stadt  Frankfurt am Main (Hg.),  Frankfurt am Main 

1969 – 1972. Ein Vierjahresbericht der Stadtverwaltung  Frankfurt am 

Main,  Frankfurt am Main 1973, S. 63.

6 Geschäftsbericht 1968, S. 20.

7 Vgl. Peter Borowsky, Deutschland 1970 – 1976, Hannover 1980, S. 82.

8 Vgl. Geschäftsbericht 1971, S. 7.

9 Vgl. Geschäftsberichte 1969 bis 1973.

10 Zitiert nach Karl-Heinz Peters, Wohnungspolitik am Scheideweg, 

Berlin 1984, S. 202. Mit dieser und den noch folgenden Gesetzesände-

rungen stiegen auch die gezahlten Beträge. Wendete die öffentliche 

Hand 1965 noch 160 Millionen DM für  Wohngeld auf, so erhöhte sich 

dieser Posten mit leichten Schwankungen bis 1980 auf 1.835 Millionen 

DM, ebd., S. 203.

11 Vgl. Wohnungspolitik nach dem 2. Weltkrieg, Bonn 1990, S. 203f.



168 | 38 Vgl. Klaus von Beyme, Der Wiederbaubau. Architektur und Städte-

baupolitik in beiden deutschen Staaten, München 1987, S. 141.

39 Vgl.  Bockenheim. 1. Stufe vorbereitender Untersuchungen im 

Untersuchungsgebiet laut Stadtverordnetenbeschluss vom 18.5.1972 

gemäß § 4 (3) StBauFG. Bericht der Nassauischen Heimstätte GmbH, 

 Frankfurt am Main, März 1974.

40 Zuvor hatte die „Aktionsgemeinschaft  Westend“ die Stadtteilzer-

störung in die öffentliche Diskussion gebracht, um die gewachsenen 

Wohnstrukturen zu erhalten.

41 Seit 1972 existierte das Zweckentfremdungsverbot, das die 

schleichende Umwandlung von Wohn- in Gewerberaum jedoch 

kaum verhindern konnte.

42 Müller-Raemisch (1996), S. 315ff.

43 Vgl. Geschäftsbericht 1969, S. 8.

44 Die Heimstätte verzeichnete in dieser Phase einen Fertigbauan-

teil von 30 bis 50 Prozent unter allen Maßnahmen; der Bundes-

durchschnitt lag bei acht bis zehn Prozent, vgl. Geschäftsbericht 

1973, S. 20.

45 Vgl. Geschäftsberichte 1970, S. 7, 1971, S. 21 sowie 1973, S. 25 und 

27.

46 Vgl. Norbert Leppert, „Spielregeln für mehr Freundlichkeit“, in: FR 

18. Februar 1972.

47 Vgl. besonders S. 64ff. und 4-5 des Fragebogens. Es wurden Mieter 

und Eigenheimbesitzer in der  Limesstadt, der  Fritz-Kissel-Siedlung, den 

Siedlungen Edersheim und  Weilburg interviewt.

48 Vgl. Geschäftsbericht 1970.

49 Vgl. Geschäftsbericht 1971, S. 28.

50 Geschäftsbericht 1978, S. 12.

51 Vgl. Geschäftsbericht 1974, S. 7 und 17.

52 Vgl. Borowsky (1980), S. 58.

53 Vgl. Arnulf Baring, Machtwechsel. Die Ära  Brandt-Scheel, Stuttgart 

1982, S. 748ff.

54 Vgl. Borowsky (1980), S. 62.

55 Nach Heuer zählten dazu lediglich ältere Menschen, körperlich 

und geistig Behinderte, kinderreiche Familien, Ausländer, „Auslands-

deutsche“ und Obdachlose, vgl. Jürgen H. B. Heuer u. a., Lehrbuch 

der Wohnungswirtschaft,  Frankfurt am Main 1979, S. 183. Alleiner-

ziehende, Arbeitslose, und Sozialhilfeempfänger berücksichtigte er 

nicht. 

56 Vgl. § 1des Zweiten Wohnbaugesetzes, BGBl. 1956 I, S. 523f.

57 Zu den Zahlen vgl. Geschäftsberichte 1973ff.

58 Vgl. Wohnungspolitik nach dem 2. Weltkrieg (1990), S. 235.

59 Geschäftsbericht 1976, S. 17.

60 Vgl. Geschäftsberichte 1978 bis 1982.

61 Vgl. Geschäftsbericht 1982, Einlage: 20 Jahre Dienstleistung bei der 

Planung und Durchführung von Maßnahmen der Stadterneuerung.

62 Ein ähnliches Konzept im Rahmen der Gebietsreform verfolgte 

der Plan einer „Regionalstadt Frankfurt“ des Frankfurter Oberbürger-

meisters Walter  Möller (SPD).

63 Vgl. Koch-Arzberger/Hohmann (1996), S. 172.

64 Vgl. u. a. Frolinde Balser, Aus Trümmern zu einem europäischen 

Zentrum. Geschichte der Stadt  Frankfurt am Main 1945 – 1989, Sigma-

ringen 1995, bes. S. 119ff.

65 Der Kreis zählt übrigens noch heute zu den Gesellschaftern der 

Heimstätte.

66 Die geschätzte Einwohnerzahl für  Neu- Anspach sollte in den 

1990er Jahren korrigiert werden, letztlich bot die neue Stadt nur etwa 

13.500 Menschen ein Zuhause, vgl. Geschäftsbericht 1992, Einlage: 

 Neu- Anspach.

67 Vgl. ebd.

68 Zu den Planungen in  Neu- Anspach vgl. Geschäftsberichte 1975ff.

69 Geschäftsbericht 1971, S. 12.

70 Vgl. Geschäftsbericht 1976, S. 19.

71 Zahlen vgl. Wohnungspolitik nach dem 2. Weltkrieg (1990),   

S. 209.

72 Ebd., S. 212.

73 Geschäftsbericht 1976, S. 17.

74 Nach der vom Battelle-Institut e. V. für die Heimstätte durchge-

führten „Untersuchung zur Ermittlung der Wohnwünsche von Mietern 

öffentlich geförderter Wohnungen“,  Frankfurt am Main 1971, waren 

zu diesem Zeitpunkt drei Viertel der Befragten bereit, für eine moder-

nisierte Wohnung im Durchschnitt 100 DM mehr Miete zu zahlen, vgl. 

S. 11.

75 Vgl. Geschäftsbericht 1976, Einlage: „aus unserer arbeit“: Alten-

wohnanlage  Frankfurt am Main- Goldstein. Von ihrer Bevölkerungs-

struktur her war die zwischen 1932 und 1936 entstandene Siedlung 

mittlerweile überaltert. 

76 Bebaut wurden letztlich nur 17 Hektar für 2.125 Einwohner, vgl. 

Müller-Raemisch (1996), S. 274. 

77 Vgl. 50 Jahre  Goldstein. Eine Festschrift zum 50. Jahrestag des Be-

zugs der ersten Siedlerstellen in Frankfurt a. M.- Goldstein,  Frankfurt 

am Main [1982], S. 87.

78 Vgl. FR 6. Oktober 1994 und 7. November 1996.

79 Vgl. Schwanheimer/Goldsteiner Zeitung 23. April 1975.

80 Vgl. Schwanheimer/Goldsteiner Zeitung 10. Oktober 1979.

81 Vgl. FR 12. Oktober 1979.

82 Vgl. FR 2. April 1982.

83  Mitscherlich (1996), S. 91f.

84 Zahlen vgl. Erika Spiegel, Neue Haushaltstypen. Entstehungsbe-

dingungen, Lebenssituation, Wohn- und Standortverhältnisse,  Frank-

furt am Main 1986, S. 13.

85 Vgl. Tabelle „Regionalisierte Gegenüberstellung von Wohnungs-

bestand“, in: Angelika Wölling, Zur Frage von Ziel- und Situationsad-

äquanz wohnungspolitischer Instrumente der öffentlichen Hand in 

der Bundesrepublik Deutschland, München 1987, S. 39 (Anhang).

86 Vgl. Helmut Schlich, Wohnung – ein knappes Konsumgut in der 

Wohlstandsgesellschaft, in: Klaus Mackscheidt (Hg.), Entwicklungen 

in der Wohnungspolitik. Festgabe für Hans Hämmerlein zum 70. Ge-

burtstag, Baden-Baden 1994, S. 205.

87 Vgl. Martin Wentz, Stadtplanung in Frankfurt, in: ders. (Hg.), Stadt-

planung in Frankfurt. Wohnen, Arbeiten, Verkehr,  Frankfurt am Main 

1991, S. 17.

88 Vgl. Baring (1982), S. 370.

89 Vgl. Geschäftsbericht 1980, S. 14.

90 Ausschreibungstext zitiert nach Geschäftsbericht 1981, S. 20.

91 Vgl. Wohnungspolitik nach dem 2. Weltkrieg (1990), S. 193f.
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Entwicklung der Mitarbeiterzahl
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1969 – 1981 
Weiter wohnen wie gewohnt?

Entwicklung der Bilanzsummen von 1991 bis 2010

 Nassauische Heimstätte      Wohnstadt      Konzern
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1982 – 1997 
Auf dem Weg zum modernen Dienstleistungsunternehmen

„Wir wollen, daß viele Bürger Wohnungseigentum er-
werben können. Steuerliche Verzerrungen werden wir 
beseitigen und familienfreundliche Lösungen anstreben. 
Sozialer Wohnungsbau wie  Wohngeld gehören zur Idee 
der Sozialen Marktwirtschaft. Unsere Städte und Dörfer 
sollen schöner, der Wohnwert soll verbessert werden. 
Wir müssen die Baulandprobleme lösen.“1

Hatte die FDP vor der Bundestagswahl 1980 noch mit dem 
Slogan „Für die Regierung  Schmidt/ Genscher“ um die Gunst 
der Wähler geworben,2 so führte die Partei zwei Jahre später 
durch ein konstruktives Misstrauensvotum die „Wende“ und 
damit einen Regierungswechsel herbei. Am 1. Oktober 1982 
wählte der Deutsche Bundestag Helmut  Kohl (CDU) zum 
Kanzler; die neue Koalition von CDU/CSU und FDP wurde bei 
der vorgezogenen Bundestagswahl vom 6. März 1983 und 
auch bei den folgenden Wahlen von 1987, 1990 und 1994 
bestätigt. Die christlich-liberale Koalition setzte vor allem im 
Bereich der Wirtschaftspolitik neue Akzente, die für die 
1980er und 1990er Jahre bestimmend sein sollten. So 

wurden zu Beginn der Ära  Kohl der Preisanstieg zunächst 
gebremst, Diskontsatz wie Hypothekenzins verringert und 
reale Einkommenszuwächse verzeichnet. Gegen die stetig 
anwachsenden Zahlen von Arbeitslosen und Sozialhilfeemp-
fängern indes wusste auch die neue Koalition kein Rezept: 
Selbst im wirtschaftsstarken Hessen stieg die Arbeitslosen-
quote ab 1981 sprunghaft von 4,3 auf 7,6 Prozent bis 1983; 
nach einer Beruhigung auf dem Arbeitsmarkt Mitte der 
1980er Jahre erhöhte sich die Quote zwischen 1991 und 
1995 wieder von 5,1 auf 8,4 Prozent.3

Im Bereich der Wohnungspolitik war es erklärte Zielsetzung 
der Bundesregierung, die staatliche Regulierung zu lockern 
und die Marktmechanismen stärker sich selbst zu über-
lassen; wegen der Meldungen über Leerstände in den Miet-
einheiten sprachen die verantwortlichen Politiker der Koali-
tion von einem ausgeglichenen Wohnungsmarkt. Während 
das Wohnungseigentum verstärkte Förderung erfuhr – bis 
31. Dezember 2005 durch die einkommensunabhängige 
 Eigenheimzulage –, wurden das Mietrecht gelockert und die 
Mittel für den sozialen Wohnungsbau gekürzt. In Frankfurt 
beispielsweise sank die Zahl öffentlich geförderter Neubau-
wohnungen zwischen 1982 und 1991 von 1.680 auf 921, 
obgleich die Bevölkerung – wenn auch wider Erwarten – 

6|1 Im Baugebiet  Eschborn plante die Heimstätte zwölf Sozial-

wohnungen für das Gemeinnützige Wohnungsunternehmen 

 Eschborn GmbH. (linkes Bild)

6|2 Entwicklung der durchschnittlichen Hypothekenzinsen zwischen 1980 und 1988.



174 |  Städtebauförderungsgesetz in den alten Bundesländern da-
gegen wurden erheblich verringert und im Jahr 1993 nahe-
zu komplett gestrichen. Gleichzeitig erhielt die Wohnungs-
politik, genauer der öffentlich-geförderte Mietwohnungsbau, 
wegen erhöhter Nachfrage der zuziehenden Aus- und Über-
siedler nach Westdeutschland neue Bedeutung.

Von „Hessische[n]Verhältnisse[n]“ zum Bonner Modell
Am 26. September 1982, neun Tage nach dem Bonner Koa-
litionsbruch, waren die Hessen zum Gang an die Wahlurnen 
aufgerufen. Die Landtagswahl sollte als Test für Bonn gelten; 
die CDU mit ihrem Spitzenkandidaten Alfred  Dregger strebte 
die absolute Mehrheit an. Das Wahlergebnis bescherte je-
doch die sogenannten „Hessischen Verhältnisse“: Die SPD 
konnte sich entgegen aller Prognosen erneut behaupten, 
allerdings ohne Mehrheit für eine handlungsfähige Regie-
rung. Der bisherige Koalitionspartner FDP scheiterte an der 
Fünfprozentklausel. Ministerpräsident Holger  Börner blieb 
geschäftsführend im Amt und regierte zunächst mit einem 
Minderheitenkabinett; eine Zusammenarbeit zwischen SPD 
und GRÜNEN, die mit neun Sitzen erstmals im Landtag ver-
treten waren, lehnte er zu diesem Zeitpunkt ab. Erst im Ok-
tober 1985 sollten sich SPD und GRÜNE über eine Koalition – 
der ersten auf Länderebene – verständigen; am 12. Dezember 
wurde Joschka  Fischer (DIE GRÜNEN) als Minister für Umwelt 
und Energie vereidigt. Dieses Bündnis hielt zwei Jahre: Bei 
der Landtagswahl 1987 entschieden sich die Wähler für das 
Bonner Modell; der neue Ministerpräsident hieß Walter 
Wallmann (CDU) und regierte eine Legislaturperiode zu-
sammen mit der FDP.

6|3 Bevölkerungsanteile nach Lebensalter, 1991.

anstieg.4 Im Bereich der Modernisierungsfi nanzierung, des 
Städtebaus und Planungsrechts wurden die Aufgaben seit 
1982 an die Länder delegiert; ein neues Baugesetzbuch trug 
dabei ab 1986 dem steigenden ökologischen Bewusstsein 
innerhalb der bundesrepublikanischen Gesellschaft Rech-
nung. Im Kontext der geplanten Steuerreform 1990 be-
schlossen Bundestag und Bundesrat 1988 die Aufhebung 
des Gemeinnützigkeitsgesetzes.

Die Stagnation im Wohnungsneubau bewirkte, dass 1988 
mit 208.300 Fertigstellungen der Tiefstand auf diesem Sektor 
seit Bestehen der Bundesrepublik erreicht wurde. Doch war 
die Orientierung am Neubauvolumen der frühen 1950er 
Jahre zu diesem Zeitpunkt überhaupt noch sinnvoll? Schließ-
lich hatte nach dem Zweiten Weltkrieg aufgrund von Zer-
störungen und Zuwanderungen in der Bundesrepublik eine 
Ausnahmesituation beim Bedarf nach neuen Wohnungen 
bestanden.5 Mit den sinkenden Fertigstellungen stiegen die 
Mieten deutlich an: Bereits 1982 hatte der durchschnittliche 
Mietpreis im freifi nanzierten Wohnungsneubau 5,48 DM pro 
Quadratmeter betragen und damit 140 Prozent über dem 
Wert von 1969 gelegen; für die Mieten im sozialen Woh-
nungsbau wurde im selben Jahr sogar ein Wert von 5,54 DM 
pro Quadratmeter ermittelt.6

Der Fall der Berliner Mauer im November 1989, die deutsch-
deutsche Vereinigung sowie der politische Umbruch in Ost-
europa durch Aufl ösung des Warschauer Paktes veranlassten 
den Bund, in Zukunft vorrangig Programme in der früheren 
DDR zu fördern; die Mittel für  Modernisierungen gemäß 
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Die politischen Umbrüche, Neuregelungen im Wirtschafts-
sektor, die zunehmende Umwandlung von Miet- in Eigen-
tumswohnungen, drastische Sparmaßnahmen sowie neue 
Ansprüche an das Wohnen schlechthin stellten die gemein-
nützigen Wohnungsunternehmen in den 1980er und1990er 
Jahren vor große Herausforderungen. Wie bereits erwähnt, 
hatte sich auch das Wohnverhalten seit den 1970er Jahren 
stark gewandelt. Neben der Tendenz zur Individualisierung 
und Vermehrung der Haushalte veränderte sich zunehmend 
auch das Verhältnis von Wohnen und Arbeiten; berufl iche 
Tätigkeiten etwa wurden seither immer häufi ger in die 
„eigenen vier Wände“ verlagert. Aufgrund einer längeren 
Lebenserwartung der Menschen7 nahmen die „Rentner-
haushalte“ zahlenmäßig stetig zu, was sich auf die Mieter-
struktur auswirkte: In den Wohnungen der Nassauischen 
Heimstätte beispielsweise waren bereits 1991 etwa 32 
Prozent der Mieter älter als 65 Jahre.8

Die Heimstätte konzentrierte sich auf Bestandspfl ege, Eigen-
tumsmaßnahmen, Verdichtungen in Städten und Siedlungen 
durch Bebauung freier oder einstmals zu großzügig bemes-
sener Grundstücke, den Bau von Wohnungen für Senioren 
sowie Entwicklungs- und Konversionsmaßnahmen nach den 
Truppenabzügen der US-Armee zu Beginn der 1990er Jahre. 
Daneben bemühte sich das Unternehmen um eine Verbes-
serung des sozialen Klimas in problematischen Hochhaus-
siedlungen und die Imagepfl ege. Durch die erfolgreiche 
Teilnahme an verschiedenen Landeswettbewerben, wie 
1992 „Wohnen in Stadt und Land“, 1994 „Gärten im Städte-
bau“ oder 1995 „Familienfreundlicher Städtebau“ dokumen-
tierte es seinen planerischen und bautechnischen Ehrgeiz: 
„Qualität statt Quantität“ lautete die Devise.

Marktöffnung und  Dezentralisierung (1982 – 1988)
Ab 1983 belebte sich bundesweit die Konjunktur, und ob-
gleich die Arbeitsmarktsituation noch immer angespannt 
war, stieg das Bruttosozialprodukt erstmals seit 1980 wieder 
um 1,3 Prozent.9 Auch das Land Hessen verzeichnete einen 
wirtschaftlichen Aufschwung; die günstige Branchenstruktur 
der hessischen Wirtschaft mit Schwerpunkten in der chemi-
schen und der Autoindustrie, im Dienstleistungssektor und 
in der Verkehrsabfertigung hatte sich gegenüber Krisen als 
relativ stabil erwiesen. Den stärksten Boom brachte das Jahr 
1988, in dem die Statistik in Hessen das seit zehn Jahren 
höchste Bruttoinlandsprodukt pro Kopf ermittelte.10 Die 
hessische Bauwirtschaft indes sollte nur bedingt von diesem 
Erfolg profi tieren.

So stieg im Arbeitsgebiet der Nassauischen Heimstätte ab 
1983 kurzfristig die Zahl der Baugenehmigungen. Im zu-
meist öffentlich geförderten Mietwohnungsbau konnte das 
Unternehmen nach einer stetigen Reduktion zwischen 1979 
und 1982 von 948 auf nur 485 Baubeginne im Jahr 1983 mit 

6|4 Mieter im Treppenhaus.

913 Einheiten an die Erfolge Ende der 1970er Jahre an-
knüpfen. Der Trend bewegte sich jedoch hin zu kleineren 
Bauten mit sechs bis 16 Wohneinheiten. Zudem sanken 
nach diesem „Zwischenhoch“ 1983 die Ergebnisse im Miet-
wohnungsbau wieder, um 1989 – dem Bundestrend ent-
sprechend – mit nur 159 Baubeginnen einen weiteren vor-
läufi gen Tiefpunkt zu erreichen.11

Ähnliche Tendenzen wies die Geschäftsstatistik auch im Be-
reich der  Modernisierungen aus, den die Heimstätte wieder-
holt als den „stabilisierenden Faktor der krisengeschüttelten 
Bauwirtschaft“ lobte.12 Gerade die Massensiedlungen der 
Weimarer und frühen Nachkriegszeit, oft als Schlichtbauten 
konzipiert, bedurften nach 60 beziehungsweise 30 Jahren 
dringend der „Nachbesserung“, zum Beispiel durch den 
Einbau schall- und wärmeisolierender Fenster oder neuer 
Sanitäranlagen. Mit Bedauern wurde deshalb ab 1982 der 
bereits erwähnte Rückzug des Bundes aus dem Programm 
der Modernisierungsförderung registriert, dem eine suk-
zessive Verschärfung der Förderrichtlinien durch das Land 
Hessen folgte. So sah der Landeshaushalt 1985 beispiels-
weise überhaupt keine Mittel für  Modernisierungen mehr 
vor, und seit Beginn der 1990er Jahre wurden – dem allge-
meinen Trend entsprechend – eher Eigentumsmaßnahmen 
bezuschusst.13



176 | Mit 4.913 Arbeitsbeginnen und 4.531 Fertigstellungen, die sie 
zu über 90 Prozent für gemeinnützige Wohnungsunternehmen 
durchführte, schrieb die Nassauische Heimstätte 1983 im 
Modernisierungsbereich dennoch Rekordzahlen, an die das 
Unternehmen später nicht wieder anknüpfen konnte.14 Seit 
den 1990er Jahren zeigten sich viele Mieter aus Furcht vor 
Mieterhöhungen gegenüber  Modernisierungen reserviert. 
Diese Zurückhaltung spiegelt auch die Geschäftsstatistik wider: 
Lagen 1990 die Arbeitsbeginne noch bei nahezu 3.500 und 
die Fertigstellungen bei etwa 3.100, so sanken die Zahlen bis 
1995 auf 641 beziehungsweise 539 Maßnahmen.15 Für 1996 
sahen die Ergebnisse indes wieder positiver aus: 2.951 Arbeits-
beginne verzeichnet die Statistik, darunter 657 für Dritte.16

Im Rahmen der  Modernisierungen trug die Heimstätte be-
sonders qualitativen Ansprüchen Rechnung. So waren neue 
Balkongitter durchweg aus feuerbeständigem Material ge-
fertigt oder die schwierig zu reparierenden Flachdächer mit 
einem äußerst dichten Material belegt. Auch ökologischen 
Forderungen leistete das Unternehmen in zunehmendem 
Umfang Genüge. Parkfl ächen wurden beispielsweise nicht 
mehr komplett versiegelt, stattdessen nur noch die Zufahrten 
gepfl astert. Zu den wichtigen Projekten der 1980er Jahre 
gehörten in Frankfurt die Modernisierung der  Kuhwald-Sied-
lung für die damalige Gemeinnützige Wohnungsbau Akti-
engesellschaft Rhein-Main und eines Straßenzuges der in-
zwischen denkmalgeschützten Siedlung  Westhausen für die 
Tochter  Nassauisches Heim.

Moderne Heimstätten oder „Zeit der Eigenheime“
„Die Zukunftsaussichten für diesen Geschäftszweig [Eigen-
heime] sind gut, und wir werden, wie bereits in den 
letzten Jahren, weiterhin versuchen, diesen Bereich zu 
einem sicheren Standbein unserer Unternehmenstätigkeit 
auszubauen. Die Hauptschwierigkeit wird jedoch darin 
bestehen, weiterhin geeignete und vor allem für unseren 
Kundenkreis fi nanzierbare Grundstücke zu erwerben.“17

Ab den 1980er Jahren betreute die Nassauische Heimstätte 
weiterhin auch den Bau von Eigenheimen und zwar vor-
nehmlich am Frankfurter Stadtrand (so in  Fechenheim und 
 Goldstein) oder in Nähe der Main-Metropole (etwa in  Darm-
stadt,  Wiesbaden, Dreieich,  Schwalbach,  Steinbach,  Mörfel-
den-Walldorf und  Bad Soden). Quantitativ wirkten sich die 
Leistungen auf die Unternehmensstatistik allerdings eher 
gering aus: Die Baubeginne sanken infolge der zweiten 
Ölkrise zwischen 1979 und 1983 von 69 auf nur drei Maß-
nahmen; ab 1984 begann schließlich ein leichter Aufwärts-
trend, der bis 1989 anhalten sollte: Die Zahl der Neubauten 
stieg wieder von elf auf 83.18

Die Bundesregierung hatte seit 1982 den rechtlichen Rahmen 
geschaffen, Eigentumsmaßnahmen stärker zu fördern. Durch 
eine Novellierung der Wohnungsbauförderung im Einkom-
mensteuerrecht wurden Aufwendungen für das selbst ge-
nutzte Wohneigentum steuerrechtlich nicht mehr als Wer-
bungskosten, sondern als Sonderausgaben defi niert; den 

6|5 Die Zillestraße in Frankfurt- Westhausen nach der vorbildlichen Restaurierung.
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klassischen Paragrafen steuerlicher Förderung von Woh-
nungseigentum, § 7b des Einkommensteuergesetzes, er-
setzte künftig § 10e. Gemäß der neuen Vorschrift konnten 
Herstellungs- und Anschaffungskosten des Wohneigentums 
über acht Jahre hinweg fünf Prozent von maximal 300.000 
DM als Sonderausgaben vom zu versteuernden Einkommen 
abgezogen werden; desgleichen ließen sich künftig bis zu 50 
Prozent der Grundstückskosten in die Bemessungsgrundlage 
einbeziehen.19 Bei Inanspruchnahme der Förderung über § 
10e gewährte der Staat ab 1991 zusätzlich 1.000 DM Baukin-
dergeld pro Kind. Zum 1. Januar 1996 trat die von Bundestag 
und Bundesrat beschlossene sozial gerechtere Neuregelung 
der Wohneigentumsförderung in Kraft. An die Stelle des § 
10e trat die bereits erwähnte einkommensunabhängige 
 Eigenheimzulage, die Bezieher kleinerer und mittlerer Ein-
kommen stärker unterstützen sollte.20 Auch die Bedingungen 
für die Bausparförderung wurden verbessert. Die von der 
Bundesregierung intendierte Steigerung der Eigentümerquo-
te sollte zunehmenden Wohlstand signalisieren; gleichzeitig 
richteten sich die Fördermaßnahmen speziell der 1980er Jah-
re eher an das konservativ-liberale Wählerpotenzial der 
mittleren und oberen Einkommensgruppen.

Angesichts der Einsparungen im Bereich des sozialen Miet-
wohnungsbaus und der neuen Förderbestimmungen für Ei-
gentum, die zunächst eher Besserverdienende begünstigten, 
begann die Nassauische Heimstätte sich wieder stärker auf 
ihre ursprünglichen Aufgaben zu besinnen; nämlich Wohn-

6|6 Modelle von Eigenheimen der Darmstädter „ Heimstätten-Siedlung“ im Geschwister-Scholl-Weg.

eigentum für fi nanzschwächere Bevölkerungskreise zu schaf-
fen. Probleme bereiteten dem Unternehmen dabei die hohen 
Boden- und Baupreise, besonders im Ballungsraum Rhein-
Main. Letztere waren im Bundesdurchschnitt allein zwischen 
1969 und 1980 von 620 DM auf 1.431 DM pro Quadratmeter 
gestiegen.21 Um die „moderne Heimstätte“, die vom Wohn-
standard her nichts mehr mit der Primitivausstattung vor-
städtischer Kleinsiedlungen der 1930er Jahre gemein haben 
sollte, dennoch für die Zielgruppe erschwinglich zu machen, 
waren neue Konzepte zur Kostenreduktion erforderlich. Wäh-
rend der Verdichtungsmaßnahme in der bereits erwähnten 
Darmstädter „ Heimstätten-Siedlung“ wurden sie erprobt.

Die „ Heimstätten-Siedlung“ war zwischen 1937 und 1939 
von der Tochter  Nassauisches Heim unter Mithilfe der „Sied-
ler“ errichtet worden. Sie bestand aus 114 Häusern mit ins-
gesamt 228, in der NS-Zeit als „Volkswohnungen“ bezeich-
neten Wohneinheiten. Zu jeder „Siedlerstelle“ gehörte eine 
1.200 Quadratmeter große, ursprünglich zur Selbstversor-
gung bestimmte Nutzfl äche. Mitte der 1980er Jahre richtete 
sich das Interesse der Nassauischen Heimstätte auf dieses 
Viertel, dessen Gesamtareal durch Verdichtung intensiver 
genutzt werden sollte. Die Vorteile kostengünstigen Bauens 
in situ waren evident: Das Unternehmen musste weder Sorge 
um zusätzliche Infrastruktureinrichtungen tragen noch neues 
Baugebiet ausweisen. Weitere Einsparungen für die Käufer 
erhoffte sich die Heimstätte durch die Bereitstellung soge-
nannter „Ausbauhäuser“, die von den Interessenten in 
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Bereits seit den 1960er Jahren bildete die Wohnungsversor-
gung für ältere Menschen einen Schwerpunkt im Tätigkeits-
spektrum der Nassauischen Heimstätte. Dabei verabschie-
dete sich die Gesellschaft bereits zu diesem Zeitpunkt vom 
Konzept des traditionellen „Altersheims“, um künftig die 
Planung von „Altenwohnungen“ in Anlagen zu favorisieren. 
Im Unterschied zum Altersheim, das den Bewohnern nur ein 
Zimmer und im Übrigen Gemeinschaftsräume bot, bestand 
die Anlage aus abgeschlossenen Ein- bis Zweiraumwohnun-
gen mit Küche und Bad, die auf die Bedürfnisse älterer Men-
schen hin konzipiert waren; Hilfe in Notfällen leistete meist 
eine Sozialstation vor Ort. Besonderes Augenmerk galt bei 
der Planung der Mietbelastung, die für Rentner beim Umzug 
in eine „Altenwohnung“ fi nanziell erträglich sein und bleiben 
sollte; im Vergleich zu Arbeitnehmern ist der Mietanteil am 
Nettoeinkommen bei Rentnern seit der unmittelbaren Nach-
kriegszeit nämlich traditionell hoch: Allein von 1955 bis 
1986 stieg er mit leichten Schwankungen von 13,1 auf 20,6 
Prozent. Zum 31. Dezember 2009 bildeten Senioren mit 45,3 
Prozent unter den Empfängern von  Wohngeld noch immer 
mit Abstand die größte Gruppe.25

Die Heimstätte hatte öffentlich geförderte Wohnanlagen für 
Fremdbauherren zum Beispiel 1974 in Frankfurt- Sachsen-
hausen auf dem Gelände des Riedhofes,  Mörfelder Land-
straße (237 Wohneinheiten), oder bis 1976 in Frankfurt-

6|7 Neue Eigenheime der Darmstädter „ Heimstätten-Siedlung“ im Rohbau, um 1987.

Selbst- oder Nachbarschaftshilfe komplettiert werden sollten. 
Solche Selbsthilfeprojekte, die sich – allerdings meist ohne 
Berücksichtigung historisch-politischer Bezüge – auf prakti-
sche Erfahrungen der Weimarer oder NS-Zeit stützten, waren 
auch in der Heimstätte diskutiert worden. Obwohl der da-
malige Leitende Geschäftsführer Ewald  Geißler „das An-
gebot eines ausbaufähigen und durch Selbsthilfe fertig-
zustellenden Hauses heutzutage als recht problematisch“ 
einschätzte,22 wurden 1986 in  Darmstadt die Arbeiten für 
den ersten Bauabschnitt eingeleitet.

Geißlers Befürchtungen bewahrheiteten sich: Das Unterneh-
men machte keine guten Erfahrungen mit dem Darmstädter 
Projekt. Ein Großteil der Interessenten war für den Ausbau 
der Häuser handwerklich nicht qualifi ziert und musste fremde 
Hilfe in Anspruch nehmen. Zudem gab es Differenzen mit 
den Nachbarn, die sich durch Arbeiten an Abenden und 
Wochenenden gestört fühlten.23 Aus dieser Erfahrung heraus 
bietet die Nassauische Heimstätte die Fertigstellung in 
Selbsthilfe heute nicht mehr an; die Häuser werden nur 
noch schlüsselfertig übergeben.

„Zeit der Altenwohnanlagen“
„Der ältere Mensch zählt heute ... zu den gesellschaftlichen 
Gruppen, die in besonderer Weise im Mittelpunkt der 
staatlichen Wohnungs- und Sozialpolitik stehen.“24
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6|9  Seniorenwohnanlage,  Mörfelder Landstraße, Frankfurt- Sachsenhausen.

 Goldstein (137 Wohneinheiten) errichtet; zwischen 1981 
und 1986 folgten weitere Projekte und Erweiterungen in 
 Rüdesheim,  Dreieich-Götzenhain, in den Frankfurter Stadt-
teilen  Bockenheim,  Bornheim,  Heddernheim,  Nied sowie 
erneut in  Sachsenhausen und  Goldstein. Bereits 1983 waren 
15 Prozent, das heißt jede siebte Einheit, der in Bau befi nd-
lichen Wohnungen der Heimstätte „Altenwohnungen“.26 Die 
Standorte lagen zumeist in unmittelbarer Nähe von Sied-
lungen. Damit eröffneten die Wohngesellschaften älteren 
Mietern, die ihre Wohnung oder sich selbst nicht mehr ver-
sorgen können, rechtzeitig die Möglichkeit, im Alter betreu-
tes Wohnen im heimatlichen Quartier in Anspruch zu nehmen. 
Die „Altenwohnungen“ in der  Mörfelder Landstraße bieten 
sich beispielsweise Mietern der Fritz-Kissel- und  Heimat-
siedlung27 oder die Anlage um das ehemalige Herrenhaus in 
 Goldstein älteren Menschen aus den Goldsteinsiedlungen an. 
In den 1990er Jahren sollte die Telekommunikation zusätz-
liche Möglichkeiten eröffnen, Senioren gezielt in ihrer häus-
lichen Umgebung zu betreuen, wie am Beispiel des „Appli-
cation Pilot for People with Special Needs“, an dem sich die 
Heimstätte beteiligte, noch zu zeigen sein wird.

Eine Variante dieses durchaus erfolgreichen Nachbarschafts-
konzepts entwickelte die Heimstätte seit Beginn der 1990er 
Jahre in ihrem Baugebiet  Eschborn. Zusammen mit 200 
freifi nanzierten Eigenheimen und Eigentumswohnungen, 

die zum Teil über das inzwischen ausgelaufene Programm 
„Junge Familien“ gefördert worden waren, und den 300 
Mietwohnungen entstanden dort bis über die Jahrtausend-
wende hinaus auch seniorengerecht ausgestattete Wohnun-
gen. Jene können junge Eigenheimbesitzer im Alter beziehen, 
um ihren erwachsenen Kindern das Haus zu überlassen.28 
Die Heimstätte vermarktete das Eschborner Projekt unter 
dem Motto „Mehrgenerationenwohnen“ und setzte damit 
früh Anregungen aus den hessischen Technischen Wohnungs-
baurichtlinien 1993 in die Praxis um.29 

6|8 Neubaugebiet  Eschborn, wo das „Mehrgenerationenwohnen“ 

verwirklicht wurde.
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Mit dem Ziel, die Planungsbeauftragten künftig variabler 
einsetzen zu können, reorganisierte die Nassauische Heim-
stätte zu Beginn der 1980er Jahre ihre alte Hauptabteilung 
Stadterneuerung mit der Abteilung Bauleitplanung und dem 
Bereich Stadtentwicklung zu einer neuen „Hauptabteilung 
Städtebau“.30 Das Unternehmen nahm die Umstrukturierung 
zum Anlass, 1982 in einem Sonderbericht die letzten 20 
Jahre Stadtsanierung und -erneuerung Revue passieren zu 
lassen sowie die zu diesem Zeitpunkt betreuten Projekte in 
 Herborn,  Bad Soden,  Butzbach,  Michelstadt,  Weilburg, 
 Geisenheim und  Lich vorzustellen.31 Das Mittel der Eigen-
werbung schien seinerzeit geboten, da rechtliche, politische 
und fi nanzielle Veränderungen in den 1980er und 1990er 
Jahren ihr Wirken auf den Gebieten Stadtsanierung und 
 Entwicklungsplanung einschränken sollten.

Im Jahr 1986 verabschiedete die Bundesregierung das Bau-
gesetzbuch; es vereinigte das wiederholt novellierte Bundes-
bau- und  Städtebauförderungsgesetz. Hatte das Bundesbau-
gesetz bereits die Forderungen nach „sozialgerechte[r] 
Bodennutzung“ und Sicherung „einer menschenwürdige[n] 
Umwelt“ festgeschrieben,32 so ergänzte das Baugesetzbuch 
nun den Schutz und die Pfl ege der natürlichen Lebensgrund-
lagen.33 In diesem Zusatz spiegelte sich abermals das ver-
änderte ökologische Bewusstsein innerhalb der bundes-
republikanischen Gesellschaft wider, das in Hessen zwischen 
1985 und 1987, dann wieder ab 1991 politischen Ausdruck 
in der Regierungsbeteiligung der GRÜNEN und der Bestel-
lung Joschka  Fischers zum Minister für Umwelt und Energie 
gefunden hatte. Das „Jahrhundertwerk“ – so pries Bundes-
bauminister Oscar Schneider (CSU) das neue Gesetzbuch 
nach seinem Inkrafttreten34 – enttäuschte allerdings genau 
wegen dieser neuen Bestimmung die Hoffnungen auf be-
schleunigte Verfahren etwa bei der Aufstellung von Bauleit-
plänen. So beklagte die Nassauische Heimstätte, dass durch 
die höheren qualitativen Anforderungen an die Projekte wie 
beispielsweise Umweltschutz, detaillierte Wohnumfeld-
analysen oder auch ästhetische Fragen zunehmend Ver-
zögerungen bei den Sanierungs- und Entwicklungsmaßnah-
men aufträten, wodurch die Planungen bei Baubeginn oft 
nicht mehr auf dem aktuellen Stand seien. Diese zeitlichen 
Verschiebungen bedeuteten für die Mitarbeiter erheblichen 
Mehraufwand und natürlich auch Kostensteigerungen.35

Mit den Programmen „ Städtebauförderung“ und „ Einfache 
Stadterneuerung“ stellte die Landesregierung in den 1980er 
Jahren die Finanzierung von Sanierungs- und Entwicklungs-
projekten sicher. Ein spezielles Programm zur „Dorferneue-
rung“ förderte Planungen sowie Beratungen ortsansässiger 
Handwerker und Architekten, wie sie die Heimstätte bei-
spielsweise in  Butzbach,  Rosbach vor der Höhe oder  Fried-
berg- Ockstadt durchführte.36

6|10 Altstadtsanierung in  Butzbach, Breiter Stein 1-3.

6|11 Das Sanierungsbüro in  Herborn steht unter Wasser, 

 Februar 1984.

6|12 Durch die Dorferneuerung erstrahlt das alte Fachwerk 

Butzbachs in neuem Glanz.
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6|13 Von 1986 bis 2000 leitete Reinhart Chr.  Bartholomäi die 

Nassauische Heimstätte.

welches das Fachpersonal der Gesellschaft erheblich ent-
lastete, stand ein vergleichbares Projekt beim Werkswoh-
nungsbau der Firma Krupp. Die Heimstätte beziehungsweise 
ihre frühere Tochter war seinerzeit vermutlich das einzige 
Wohnungsunternehmen in Hessen, das dieses Verfahren 
fl ächendeckend zur großen Zufriedenheit der Mieter prak-
tizierte.39 In den 1990er Jahren begann die Gesellschaft zur 
besonderen Versorgung ihrer Mieter Drittleister einzuschal-
ten. So übernahmen beispielsweise die Firmen Bosch und 
Heitech die Verkabelung der Wohnungen beziehungsweise 
die Bereitstellung spezieller Heizungskessel im Rahmen 
der  Modernisierungen.

Neue Synergien
Im Geschäftsjahr 1988 lobte die Heimstätte für Studierende 
der heutigen Technischen Universität  Darmstadt erstmals 
den Ernst-May-Preis aus, benannt nach dem Frankfurter 
Stadtbaurat der Ära  Landmann, der ab 1925/26 auch den 
stellvertretenden Vorsitz im Aufsichtsrat der Gesellschaft 
innegehabt hatte. Gemäß Satzung wird der ursprünglich mit 
5.000 DM dotierte Preis alle zwei Jahre vergeben. Unter an-
derem heißt es in den Statuten: „Im Geiste des sozial-orien-
tierten Wohnungs-, Siedlungs- und Städtebaus soll der Ernst-
May-Preis die fachliche und politische Auseinandersetzung 
der Studentinnen und Studenten mit neuen Aufgabenstel-

Interna
Ende 1985 trat Ewald  Geißler in den Ruhestand; als neuen 
Leitenden Geschäftsführer bestellte der Aufsichtsrat Rein-
hart Chr.  Bartholomäi.37 Unmittelbar nach seinem Amtsan-
tritt am 1. Januar 1986 wurde das Firmenlogo neu gestaltet 
und um den stilisierten Nassauischen Löwen ergänzt – als 
Maskottchen „Leonardo“ und später „Leo von Nassau“ 
sollte das Wappentier bald die Herzen der Mitarbeiter und 
Mieter erobern. Durch den Löwen wurde die quasi hoheit-
liche treuhänderische Funktion des Unternehmens als 
„Organ der staatlichen Wohnungspolitik“ unterstrichen. Mit 
einer Festveranstaltung in der Alten Oper beging die Heim-
stätte im Mai 1987 ihr 65. Jubiläum; gleichzeitig wurde 
dem stellvertretenden Leitenden Geschäftsführer Erich 
 Holste das Bundesverdienstkreuz am Bande für seine 
50-jährige Tätigkeit in der gemeinnützigen Wohnungs-
wirtschaft verliehen.38 

Nach der Devise „mehr Service, weniger Verwaltungsauf-
wand“ führte die Tochter  Nassauisches Heim ab 1988 in 
vielen Siedlungen den „Mieter-TÜV“ ein; eine Maßnahme, 
die zuvor mit Erfolg in  Wetzlar erprobt worden war. Die 
Mieter erhielten dabei die Möglichkeit, in eigener Entschei-
dung von der Gesellschaft benannte Handwerker für klei-
nere Reparaturen zu beauftragen. Pate für dieses Modell, 

6|14 Mit dem neuen Leitenden Geschäftsführer kam der Löwe: Ti-

telblatt des Geschäftsberichts 1986.

6|15 Die freundlichen Mitarbeiter vom Reparatur-Service helfen 

schnell, wenn es „mal brennt“ ...
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fachliche Gespräch zwischen der Nassauischen Heimstätte 
GmbH und der Technischen Hochschule  Darmstadt bele-
ben.“40 Bezog sich die erste Aufgabenstellung „Olympisches 
Wohnen – Wohnen am Main“ auf die Bewerbung Frankfurts 
für die Olympischen Spiele im Jahr 2004, so erwartete die 
Heimstätte von der letzten Ausschreibung 2010 „Vorschläge 
zur Erweiterung des Frankfurter Stadtteils Bonames um ein 
nachhaltiges, insbesondere klimagerechtes und energie-
effi zientes Wohngebiet mit besonderem Landschaftsbe-
zug“.41 Um die Kooperation auch mit der Frankfurter Goethe-
Universität zu pfl egen, schrieb die Heimstätte 1994 einen 
weiteren Preis aus, benannt nach Oberbürgermeister Lud-
wig  Landmann, der Anreiz zur wissenschaftlichen Auseinan-
dersetzung mit dem Thema „Wohnen“ geben sollte.42 Die 
Auslobung war allerdings viele Jahre aus Mangel an einge-
reichten Beiträgen eingestellt gewesen und wird derzeit 
wiederbelebt. Auffällig ist, dass sich die Heimstätte mit den 
gestifteten Preisen heute ganz in die Tradition wichtiger Ex-
ponenten des Neuen Frankfurt stellt, obgleich das Neue 
Bauen – mit Ausnahme der Siedlung  Westhausen und klei-
nerer Projekte – damals kaum Eingang in ihr ästhetisches 
Programm fand.

Das Ende der  Gemeinnützigkeit
„Der Wegfall des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes 
und die damit zusammenhängende Steuerreform stellen 
eine Zäsur in der Unternehmensgeschichte dar, wie man 
sie sich größer kaum vorstellen kann.“43

Über eine Beibehaltung der  Gemeinnützigkeit, die Novellie-
rung des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes oder sogar 
dessen Abschaffung war bereits zu Beginn der 1980er Jahre 
intensiv diskutiert worden. So beauftragte die Ministerkonfe-
renz der  ARGEBAU (Arbeitsgemeinschaft der für das Bauwesen 
zuständigen Minister der Länder) die Bund-Länder-Kommission 
im Frühjahr 1982, Vorschläge zur Änderung des Wohnungsge-
meinnützigkeitsgesetzes zu erarbeiten. Auf Basis dieses Gut-
achtens beschloss die Konferenz am 24. November 1984, „daß 
aus wohnungspolitischer Sicht am Prinzip der  Gemeinnützig-
keit festgehalten werden sollte. Es muß aber der soziale Auf-
trag dieser [für die Wohnraumversorgung zuständigen] Unter-
nehmen im Gesetz eindeutiger als bisher ... gefaßt werden“.44 
Das Plädoyer auf Beibehaltung des Gesetzes betonte zudem, 
dass die Steuerbegünstigung der gemeinnützigen Wohnungs-
unternehmen deren Auftrag befördere und dass letztlich die 
Allgemeinheit von dieser Regelung profi tiere.

6|16 Die Träger des Ernst-May-Preises 1996 erläutern ihre Pläne zum Offenbacher Lohwald.
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6|17 Das „Interims“-Logo für Heimstätte und Heim vor der offi ziellen Fusion im Geschäftsbericht 1990.

Unmittelbare Argumente für die Abschaffung der  Ge-
meinnützigkeit lieferte hingegen Mitte der 1980er Jahre 
die Aufdeckung der Skandale um die Neue Heimat Ham-
burg, die das gesamte gemeinnützige Wohnungswesen 
diskreditierten. Der Deutsche Bundestag bestimmte eigens 
einen Untersuchungsausschuss, um die Vorwürfe gegen 
die Gesellschaft zu prüfen. Das Gremium ermittelte, dass 
geschäftspolitische Fehlentscheidungen seit den 1970er 
Jahren – dazu zählten beispielsweise expansiv betriebene 
Bodenbevorratung bei steigenden Grundstückspreisen 
und niedrigem Gesellschaftskapital, massive Verstöße 
gegen das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz oder auch 
Spendenaffären – zum wirtschaftlichen Niedergang der 
Neuen Heimat geführt hätten. Obwohl die Gesellschaft 
unter anderem Vermögen im Umfang mehrerer 100 Mil-
lionen DM aus gemeinnütziger Tätigkeit in nichtgemein-
nützige Projekte des Städtebaus abgeführt hatte, empfahl 
der Ausschuss dezidiert, das Gemeinnützigkeitsgesetz 
nicht generell abzuschaffen. Und Bundesbauminister Oscar 
Schneider hoffte sogar, das Gutachten könne die Basis für 
eine Neukonzeption in der kommenden Legislaturperiode 
ab 1987 bilden:45 „Leitgedanke einer Reform sollte es 
sein, die Wohnungsgemeinnützigkeit zu erhalten und zu 
stärken.“46

Auch der Gesamtverband Gemeinnütziger Wohnungsunter-
nehmen räumte einer Novellierung die Präferenz ein. Der 
Vorstand bemerkte noch im Frühjahr 1988, dass unter 
wohnungspolitischen Aspekten Länder und Gemeinden 
offenkundig andere Interessen als die Bundesregierung 
verfolgten, die sich von der Aufhebung der Körperschafts-, 
Vermögens- und Gewerbesteuerbefreiung jährliche Mehr-
einnahmen von etwa 100 Millionen DM erhoffte.47 Obgleich 
der Bundesrat am 29. April 1988 entschied, alle Vorschriften, 
die das Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz betrafen, aus 
dem Entwurf eines Steuerreformgesetzes 1990 zu streichen 
und damit eine „Denkpause“ einzuleiten,48 konnte dessen 
Aufhebung nicht mehr verhindert werden. Im Juli 1988 be-
schlossen Bundestag und Bundesrat das Steuerreformgesetz 
1990, dessen Artikel 21, § 1, die Streichung des Wohnungs-

gemeinnützigkeitsgesetzes sowie Artikel 22 den Abbau von 
Steuervergünstigungen bestimmten.49

Die Nassauische Heimstätte reagierte relativ gefasst auf 
das Gesetz. Augenscheinlich von der Unabwendbarkeit der 
Entwicklung überzeugt, hatte die Geschäftsführung bereits 
im Mai 1988 die Deutsche Baurevision beauftragt, eine 
Modellrechnung über die steuerlichen und bilanziellen 
Auswirkungen der geplanten Abschaffung des Gemein-
nützigkeitsgesetzes für das Unternehmen aufzustellen. Die 
Gutachter prophezeiten eine unsichere Zukunft: Neben 
einer Auszehrung der Gewinne warnten sie vor Steuerbe-
lastungen über Substanzsteuern, die auch in Verlustjahren 
anfallen würden.50 

Die Fusion von Heimstätte und Heim 
Eine Lösung zur Einsparung künftiger Abgaben sah die Ge-
schäftsführung schließlich in der Fusion mit der Tochter-
gesellschaft  Nassauisches Heim, die ohnehin aus organisa-
torischen Gründen bereits erwogen worden war. Bei 
unveränderter Aufgabendefi nition wurde der Verschmel-
zungsstichtag auf den 1. Januar 1991 terminiert und der 
Fusionsvertrag am 18. Januar 1991 unterzeichnet. Ein Team, 
bestehend aus dem Leitenden und drei weiteren Geschäfts-
führern, lenkte künftig die Geschicke der Heimstätte.51

Im ersten gemeinsamen Jahresbericht von Heimstätte und 
Heim aus dem Geschäftsjahr 1990, der gestalterisch die 
Anmutung einer Art „Interimslösung“ besitzt, verzichteten 
Mutter- und Tochtergesellschaft auf die Untertitel ihrer Logos 
und installierten die Hauptfi rmennamen rechts und links des 
stilisierten Nassauischen Löwen. Jeweils noch getrennt 
wurden die Gesellschafter, die Mitglieder der Aufsichtsräte 
sowie die Ausschüsse des Aufsichtsrates vorgestellt und 
zwei separate Lageberichte vorgelegt. Erst nach der offi zi-
ellen Fusion zum 1. Januar 1991 erschien ein gemeinsamer 
Geschäftsbericht. Neben einem erhöhten Stammkapital 
von nunmehr 214.869.000 DM präsentierte er auch das 
neue Logo, das noch heute sämtliche Unterlagen der Firma 
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In den 1990er Jahren beschäftigten die Nassauische Heim-
stätte vor allem zwei Themen, die ihr Selbstverständnis und 
auch das künftige Tätigkeitsprofi l beeinfl ussen sollten. Die 
Aufhebung des Gemeinnützigkeitsgesetzes bewirkte – 
wenigstens ideell – „eine Revolution des Denkens“: Aus der 
vormals „handlungsbevollmächtigten“ Gesellschaft sollte 
sich ein vom Staat emanzipierteres Dienstleistungsunter-
nehmen entwickeln.53 Daneben stellten der Fall der Berliner 
Mauer sowie die sich daraus ergebenden Konsequenzen für 
Angebot und Nachfrage auf dem deutschen Wohnungsmarkt 
die Heimstätte vor neue Herausforderungen.

„Hilfe zur Selbsthilfe“ – Engagement in  Thüringen
„Zusätzliche Anstrengungen mit Schwerpunkt in den neuen 
Bundesländern sind für die gesamte  Städtebauförderung 
erforderlich. Der Zustand von Städten, Dörfern, Häusern 
und Wohnungen macht den Unterschied zwischen neuen 
und alten Bundesländern – zwischen sozialistischer Plan-
wirtschaft und sozialer Marktwirtschaft – augenfälliger als 
jede abstrakte Zahl.“54

Am Abend des 9. November 1989 öffneten die Verantwort-
lichen im Politbüro der Deutschen Demokratischen Republik 
unter dem stetig gewachsenen Druck der Bevölkerung die 
Grenzübergänge der Berliner Mauer; damit war das Ende der 
Teilung Deutschlands eingeleitet. Bereits einen Monat später 
verkündete die Hessische Landesregierung unter Minister-
präsident Walter Wallmann ihr „Aktionsprogramm Hessen-
 Thüringen“, das etwa 250 Millionen DM für Projekte vornehm-
lich in den Bereichen  Denkmalschutz, Gesundheit und Verkehr 
auswies. Unmittelbar an  Thüringen grenzend fühlte sich 
Hessen nicht zuletzt moralisch in die Pfl icht genommen, den 
alten/neuen Nachbarn materiell und ideell zu unterstützen. 
Auch die Nassauische Heimstätte wurde initiativ: Mit dem 
Ziel, „unser Wissen nach  Thüringen zu transferieren“ und 
„Hilfe zur Selbsthilfe“ anzubieten, schrieb sie 1990 innerhalb 
der Gesellschaft die Stelle eines „DDR-Beauftragten“ aus55 
und richtete diese zur Beratung im ehemaligen DDR-Bezirk 
 Gera tatsächlich auch ein. Um als „Organ staatlicher Woh-
nungspolitik“ nicht im Vorhinein mit „Besserwessis“ und 
„Einheitsgewinnlern“ gleichgestellt zu werden, verzichtete 
die Heimstätte bewusst auf eine Außenstelle in  Gera und 
koordinierte ihre Hilfsangebote von Frankfurt aus. Laut Statis-
tiken von 1989 befanden sich die meisten der sieben Millio-
nen Wohnungen in der DDR in einem schlechten baulichen 
Zustand mit unterdurchschnittlichem sanitären Standard.56 
In unentgeltlichen Seminaren boten ein Mitarbeiter und 
eine Mitarbeiterin der Heimstätte in  Gera Architekten, Inge-
nieuren oder Bauverwaltungsfachleuten Informationen und 
praktische Tipps für die dringend notwendigen  Modernisie-
rungen und Instandsetzungen der Gebäude an. In einer 

6|18 Bis zur Fusion mit der Heimstätte veranstaltete das Heim für 

seine Hausverwalter jährlich ein großes Fest.

kennzeichnet. Anstatt als „Staatliche Treuhandstelle für 
Wohnungs- und Kleinsiedlungswesen“ fi rmiert das Unter-
nehmen bis 2005 als „Wohnungs- und Entwicklungsgesell-
schaft mbH“. Mit dieser Zuschreibung erhielt die Projektent-
wicklung der Nassauischen Heimstätte ein stärkeres Gewicht 
in der Außenpräsentation.

Gleichzeitig mit der Fusion beschloss die Nassauische Heim-
stätte eine  Dezentralisierung ihrer Verwaltungsstellen. Die 
Kompetenzen der Außenstellen sollten erhöht und durch die 
Gründung zusätzlicher Büros die Nähe zu den Mietern ge-
sucht werden.52 Mit Fusion und  Dezentralisierung beendete 
die Heimstätte auch eine Tradition, die sich 30 Jahre lang 
großer Beliebtheit erfreut hatte: Die Feier der sogenannten 
Hausverwaltertage. Jährlich, zu einem festen Termin im 
November, hatte die Gesellschaft die über 700 nebenbe-
rufl ich tätigen Hausverwalter und ihre Familien zu einer 
Festveranstaltung mit Speis und Trank sowie einem Unter-
haltungsprogramm eingeladen.
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„Akademie der Nassauischen Heimstätte“ organisierten sie 
bis zum Frühjahr 1993 genau 41 Veranstaltungen, zum Bei-
spiel Vorträge und Diskussionen über die Führung eines Woh-
nungsunternehmens, Instandsetzung, Finanzmanagement 
oder zur Gründung einer Landesentwicklungsgesellschaft.57

Vor dem Hintergrund drastischer Mittellkürzungen durch die 
Bundesregierung zugunsten des „größten deutschen Sanie-
rungsgebiets“,58 die vor allem den westdeutschen Städte-
bau empfi ndlich trafen, reagierte die Nassauische Heimstätte 
wenig später etwas ungehalten: „Wir werden die deutsche 
Einheit als unsere Aufgabe verstehen müssen. Aber die Ver-
lagerung der staatlichen Mittel darf nicht dazu führen, daß 
der Wohnungsbau zum Stillstand kommt.“59 

Der Wohnungsbau im Westen kam nicht „zum Stillstand“, 
im Gegenteil: Durch die zahlreichen Aus- und Übersiedler 
erfuhr gerade der soziale Wohnungsbau nach Jahren der 
Stagnation zunächst eine Renaissance, wenn auch unter 
veränderten gesetzlichen Rahmenbedingungen als in der 
unmittelbaren Nachkriegszeit. Anders sah es im Bereich der 
Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen aus. Als 1993 der 
Hessentag in ihrem Sanierungsgebiet  Lich begangen wurde, 
nutzte die Heimstätte – ähnlich wie 1986 in  Herborn – die 
Chance, die Besucher in einer Ausstellung über ihre Arbeit 
vor Ort und allgemein über ihre Tätigkeit als Sanierungs-
trägerin zu informieren. Zu diesem Zeitpunkt konnte die 
Finanzierung laufender Projekte noch aus Einnahmen und 
Überhängen fi nanziert werden; aber durch die Verlagerung 
der Bundesmittel für den Städtebau von West nach Ost 
mussten nach Auskunft der Heimstätte bereits zu diesem 
Zeitpunkt etwa 60 Prozent aller Maßnahmen entfallen. Das 
Land Hessen vermochte den Verlust nicht auszugleichen.60

Tendenzen im öffentlich geförderten Wohnungsbau
Bereits in den 1980er Jahren hatte die Bundesregierung be-
gonnen, sich aus der Förderung des sozialen Mietwohnungs-
baus zurückzuziehen; in der Konsequenz verringerten auch 
viele Länder ihre Fördermittel. Dementsprechend war zwi-
schen 1982 und 1987 bundesweit der Neubau von Sozial-
wohnungen im Mietbereich um 59 Prozent zurückgegangen, 
nämlich von 99.613 auf 40.668 Einheiten. Erst aufgrund 
wachsender Nachfrage, vor allem durch den bereits erwähn-
ten Zuzug von Aus- und Übersiedlern, forcierte der Bund ab 
1988 Sonderprogramme zum Miet- und Eigentumswoh-
nungsbau speziell für diese Personengruppen und förderte 
nun auch allgemein den Mietwohnungsbau wieder über 
Bundesmittel; 1989 wurden 1,05 Milliarden DM veranschlagt 
und damit 600 Millionen DM mehr als im Vorjahr. Aus die-
sen Kontingenten sollten 1990 etwa 100.000 neue Sozial-
wohnungen errichtet werden.61 Als Investitionsanreiz für 
Bauherren bot die Bundesregierung seit 1988 im Woh-
nungsbauänderungsgesetz einen dritten Förderweg, die 

sogenannte vereinbarte Förderung an. Danach gewährte der 
Staat Kredite für den Neubau von Mietwohnungen, wobei 
in den ersten zehn Jahren weder Zinsen anfi elen noch Til-
gungen zu leisten waren; nach Ablauf dieser Frist wurden 
die Kredite in einen Zuschuss umgewandelt. Der Eigentümer 
war angehalten, vom Wohnungsamt bestimmte Mieter zu 
akzeptieren und handelte mit dem Amt die Mieten aus. 
Allerdings wurden die neuen Sozialwohnungen schon nach 
sieben bis zehn Jahren aus der Bindung entlassen und dann 
zu Mietpreisen des freien Marktes angeboten.62

Für das Land Hessen konstatierte die Nassauische Heimstätte 
1988 zwar ebenfalls eine Aufwärtsentwicklung im Mietwoh-
nungsbau, den sie als „Motor der Wohnungsbaukonjunktur“ 
lobte, für Sozialwohnungen indes konnte die Tendenz zu-
nächst nicht bestätigt werden: 40.100 Einheiten förderte das 
Land 1988, das waren 1,4 Prozent weniger als 1987. Zufrie-
dener bewertete die Heimstätte die eigene Statistik. Mit 
481 begonnenen Mietwohnungen hatte sich das Ergebnis 

6|19 Sanierungsbüro im  Stadtpfeiferhaus,  Weilburg.
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6|20 Der Architekt Frank O.  Gehry und Reinhart Chr.  Bartholomäi bei der Grundsteinlegung für die Siedlung in Frankfurt- Goldstein.

1988 im Vergleich zum Vorjahr nahezu verdoppelt; von die-
sen Einheiten waren etwa 20 Prozent für Aussiedler und 
Flüchtlinge reserviert.63 Der hessische Doppelhaushalt 
1990/91 der christlich-liberalen Landesregierung sah für das 
Wohnungsbauprogramm zwar jeweils 300 Millionen DM auf 
dem ersten Förderweg vor; der allgemeinen positiven Ent-
wicklung zu Beginn der 1990er Jahre war jedoch gegen-
überzustellen, dass zu jenem Zeitpunkt bundesweit bereits 
rund 150.000 Wohneinheiten jährlich aus der Sozialbindung 
fi elen.64 Angesichts der etwa 3,5 Millionen Einwanderer al-
lein zwischen 1990 und 1992 nach Deutschland wurde rasch 
evident, dass Sozialwohnungen in großer Zahl fehlten.

Am 28. April 1994 verabschiedete der Deutsche Bundestag 
das Zweite Wohnungsbauförderungsgesetz. Mit diesem Ge-
setz wurden die Einkommensgrenzen im sozialen Wohnungs-
bau angehoben, die  Kostenmiete im dritten Förderweg an 
die ortsübliche Vergleichsmiete angepasst und eine Option 
für die  Subjektförderung geschaffen. Ziel war der Abbau von 
Fehlbelegungen in Sozialwohnungen, die eine gerechtere 
Verteilung des öffentlich geförderten Wohnraumes behinder-
ten. Die Gesetzgeber versuchten, die Margen zwischen der 
 Kostenmiete, die inzwischen bei 35 bis 37 DM pro Quadrat-
meter lag, und die im ersten Förderweg bis auf sieben DM 
pro Quadratmeter herunter subventionierten Mietkosten im 
sozialen Wohnungsbau zu verringern. Dort konnte durch eine 

Erhöhung der Freibeträge für Kinder und die Berücksichtigung 
einer Pauschale bezogen auf die Sozialabgaben der Arbeit-
nehmer die Einkommensgrenze für Erwerbstätige um 30 
Prozent auf etwa 50.000 DM für Beamte beziehungsweise 
60.000 DM für Arbeitnehmer angehoben werden.65 Im „Hes-
sischen Mietwohnungsprogramm“ und im „Kombinierten 
Ergänzungsprogramm“, kurz „Kombi- Modell“, beschritt auch 
das Land Hessen einen neuen Förderweg, der von der reinen 
 Kostenmiete Abstand nahm, und wählte künftig als Maßstab 
einen Wert, der etwa zehn Prozent unter den ortsüblichen 
Vergleichsmieten für Neubauten lag.66 Im Rahmen dieses 
Programms wurden Wohnungen für sogenannte Normalver-
diener errichtet, die zwar kein Anrecht auf eine Sozialwoh-
nung hatten, andererseits aber häufi g die Mieten des freien 
Marktes nicht bezahlen konnten. Dafür sollten aus der Bindung 
gefallene Sozialwohnungen als solche erhalten werden.67

Ebenfalls 1996 präsentierte Bundesbauminister Klaus  Töpfer 
(CDU) ein Eckwertpapier für den Entwurf zu einem neuen 
Wohngesetzbuch, das die Bestimmungen des Zweiten Woh-
nungsbaugesetzes ersetzen sollte. Ähnlich wie das erwähnte 
Zweite Wohnungsbauförderungsgesetz sah es unter ande-
rem die Abschaffung der  Kostenmiete, eine Neuordnung der 
Förderinstrumente und die sukzessive Angleichung der So-
zialmieten an die ortsüblichen Vergleichsmieten vor. Nach 
der Vorlage, die von verschiedenen Seiten kritisiert wurde, 
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sollte der soziale Wohnungsbau künftig nicht mehr breiten 
Schichten der Bevölkerung, sondern nur noch der gezielten 
Unterstützung bedürftiger Haushalte dienen. Als Ausgleich 
für den rückläufi gen Sozialwohnungsbau schlug der Bundes-
bauminister höhere Wohngeldzahlungen und eine zusätz-
liche  Subjektförderung durch die Länder vor.68 Der Referen-
tenentwurf ging den Bundesressorts im März 1997 zu, 
scheiterte und wurde dann nicht weiter verfolgt.

„Blechhausen“ oder Kalifornien in  Goldstein
„Unser Bild war das eines Opernhauses mit verschiedenen 
Rängen und verschiedenen Logen, von denen aus die Men-
schen dem Geschehen zuschauen und daran teilnehmen 
können. Kinder wollen auf beiden Seiten sein, wollen so-
wohl Schauspieler und Akteure als auch Zuschauer sein.“69

Als „sozialer Wohnungsbau der besonderen Art“70 wurde ein 
Projekt gepriesen, das die Nassauische Heimstätte zwischen 
1994 und 1996 realisierte. Die im Auftrag der Stadt Frankfurt 
und unter Bauherrenschaft der Heimstätte von dem kalifor-
nischen Architekten Frank O.  Gehry in Zusammenarbeit mit 
der Planungsabteilung der Heimstätte entworfene Wohn-
anlage in Frankfurt- Goldstein erbrachte den Beweis: Ein ori-
gineller öffentlich geförderter Wohnungsbau ist auch auf 
Basis gesetzlich vorgeschriebener Standards in internatio-
naler Kooperation möglich. Die Anlage besteht aus 162, 

zum Teil behindertengerecht ausgestatteten Zwei- bis Fünf-
zimmerwohnungen mit durchschnittlich 73 Quadratmetern 
Fläche. Länderübergreifende Beachtung fanden vor allem 
die farbenfrohe Gestaltung der Fassaden, ihre skulpturalen 
Elemente sowie die zum Teil mit Zinkblech verkleideten, 
dadurch formal betonten Eingänge, Balkone und Treppen-
häuser.  Gehry arbeitete mit dem renommierten Land-
schaftsarchitekten Laurie D.  Olin zusammen, der den städti-
schen Grüngürtel, Freifl ächen und Architektur harmonisch 
miteinander zu verzahnen suchte. „Green river“, so nannte 
 Olin poetisch sein Konzept: Gleich einem Fluss sollte das 
Grün durch die neue Siedlung fl ießen. Auch an die  Infra-
struktur wurde gedacht: eine Sozialstation, ein Jugendzent-
rum und Geschäfte stehen den Bewohnern zur Verfügung. 
Nach Bezug der Anlage versuchte die Heimstätte durch zum 
Teil zweisprachig gehaltene Vorträge und eigens gedruckte 
Postkarten mit Siedlungsmotiven, ein Bewusstsein bei den 
Mietern dafür zu entwickeln, dass sie in einem besonderen 
Architekturdenkmal leben.

Längst war es nicht mehr Usus, eine kleine quadratische 
Keramikfl iese, die das alte „Dach-Logo“ der Nassauischen 
Heimstätte zusammen mit dem Baujahr zierte, sichtbar an 
der Hauswand eines Neubaus anzubringen. Im Spielbereich 
der neuen  Goldstein-Siedlung lag dafür ein großer (Nassau-
ischer) Löwe aus Holz – eine moderne und spielerische 
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6|22 Der (Nassauische) Löwe im Spielbereich der Gehry-Siedlung.

6|23 Niedrigenergiehaus in  Neu-Isenburg.
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Variante der alten Tradition, sich gegenüber der Allgemeinheit 
als Bauherrin oder Dienstleisterin für Dritte auszuweisen.

Genoss die Anlage unter ästhetischen Aspekten sicherlich 
Modellcharakter, so hatte diese Architektur auch ihren Preis. 
An den Kosten von 51,5 Millionen DM beteiligten sich das 
Land Hessen und die Stadt Frankfurt mit zum Teil zinslosen 
Darlehen.71 Schon zu Bezug der Wohnungen lag die Kalt-
miete pro Quadratmeter bei 9,50 DM; Steigerungen bis zu 
19 DM inklusive Nebenkosten wurden für die Zeit nach der 
Jahrtausendwende nicht ausgeschlossen, da die Stadt über 
die Möglichkeit verfügte, 2002 den bis dato gekürzten Erb-
pachtzins für das Grundstück zu erhöhen. Mittelfristig be-
stand insoweit ein Risiko, dass sich die Mieter – darunter 40 
Prozent Menschen mit Migrationshintergrund – diese Preise 
nicht mehr leisten könnten.

Mit dem Projekt pfl egte die Nassauische Heimstätte ihre 
bewährte Tradition, für Bauvorhaben von Modellcharakter 
mit bekannten Stadtplanern und Stararchitekten zusam-
menzuarbeiten. Das begann in der Weimarer Zeit mit Ernst 
 May und setzte sich in den 1960er Jahren mit Hans Bern-
hard  Reichow, Walter  Schwagenscheidt sowie noch einmal 
 May fort; und in den 1990er Jahren war es schließlich Frank 
O.  Gehry, der für die Heimstätte in der Bundesrepublik neue 
Akzente im Bereich des sozialen Wohnungsbaus setzte.

Innovative Projekte
Am 23. März 1992 gründete die Nassauische Heimstätte ein 
neues Tochterunternehmen namens „ Nassauische Heimstätte. 
Gesellschaft für innovative  Projekte im Wohnungsbau mbH“, 
ebenfalls mit Sitz am  Schaumainkai 47. Bereits vor der Fusion 
mit dem Nassauischen Heim hatte der Aufsichtsrat für die 
„Ausgründung“ des Dienstleistungsgeschäfts in drei Tochter-
unternehmen plädiert;72 schließlich entschieden sich die Mit-
glieder zur Einrichtung der „ Nassauische Heimstätte. Gesell-
schaft für innovative Projekte“, der als selbstständiger GmbH 
bestimmte Planungen übertragen werden sollten, die die 
Heimstätte nicht abdeckte. Tatsächlich nahm die Tochter je-
doch etwa zur Hälfte Aufgaben in enger Kooperation mit der 
Muttergesellschaft wahr; die anderen Projekte entwickelte sie 
in Zusammenarbeit mit Fremdarchitekten. Zwei Geschäftsfüh-
rer leiteten das Unternehmen, auf eigenes Personal hingegen 
wurde verzichtet. § 2 (1) des Gesellschaftsvertrages defi nier-
te, dass die Tochter „durch die Betreuung von Projekten zur 
Weiterentwicklung der gegenwärtigen Formen des Wohnens 
und Bauens“ beiträgt. Dabei sollte sie „vor allem Wohn- und 
Bauformen erproben, die in besonderer Weise soziale und 
ökologische Belange berücksichtigen und für entsprechende 
infrastrukturelle Maßnahmen zur Verfügung stehen“.73

Zur Erfüllung dieser Aufträge arbeitete die Tochter seither 
mit den unterschiedlichen Einrichtungen und Initiativen zu-

sammen; beispielsweise mit der Neuen Wohnraumhilfe 
 Darmstadt, deren Gesellschaftern und weiteren Trägern so-
zialer Arbeit. Bauen in Holz kennzeichnete ein Projekt in 
 Darmstadt, bei dem zwölf Wohnungen für von Wohnungs-
not betroffene Menschen errichtet wurden. Auch im bereits 
erwähnten  Cheruskerweg war die Tochter ab Ende 1996 
tätig: Dort erarbeitete ein Architekt der Nassauischen Heim-
stätte in Kooperation mit den in der Siedlung  Engelsruhe 
wohnenden Jugendlichen den Umbau des Erdgeschosses im 
Parkhaus zu einem Jugendtreff. Für die „ aktionhessenhaus“ 
aus dem Jahr 1996 entwickelte die Gesellschaft im Rahmen 
des ökologischen Bauens unter anderem den kostengünsti-
gen Reiheneigenheimtyp „Passivhaus“, der ab Ende 1997 in 
 Viernheim gebaut wurde. Durch passive Solarenergienut-
zung, Superverglasungen und die Rückgewinnung von Wär-
me aus der Abluft des Gebäudes konnte bei diesem Typ auf 
ein aktives Heizsystem verzichtet werden. Gemeinsam mit 
der Heimstätte beziehungsweise einer Darmstädter Architek-
tengemeinschaft wurden gleichfalls für das „Hessenhaus“- 
Projekt die Gebäude „Mehrgenerationenhaus“ und „Niedrig-
energiehaus“ konzipiert; letzteres konnte zeitnah in 
 Neu-Isenburg und 1998 im Baugebiet  Eschborn für Schwel-
lenhaushalte realisiert werden.74 Um ein Gebäude als „Hes-
senhaus“ anzubieten, bedurfte es allerdings eines speziellen 
Antrags bei der Landesregierung. Für ihre Modelle „Mehr-
familienhaus“ im Wiesbadener  Europaviertel, in Frankfurt-
 Höchst und Frankfurt- Preungesheim erhielt die Nassauische 
Heimstätte 2004, 2005 beziehungsweise 2006 die begehrte 
Auszeichnung. Das Qualitätssiegel „ aktionhessenhaus“ wurde 
2006 letztmalig vergeben.

„Wohnen und Arbeiten unter einem Dach“ hieß das Motto 
einer Verdichtungsmaßnahme in Frankfurt- Niederrad. Dort 
bezogen Künstler ab Mitte der 1990er Jahre Häuser in Holz-
bauweise, deren Errichtung benachbarte Mietparteien der 
Heimstätte in Geschosswohnungen allerdings nur unter Vor-
behalten akzeptierten.75

6|24 Holzhäuser am Darmstädter Nordbahnhof.
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Krautgärten für das Projekt „Frauengerechtes Wohnen“.

6|26 Treppe zu den Laubengängen.

Frauengerechtes Bauen und Wohnen
„Mehr Frauen- und Kinderfreundlichkeit ist künftig beim 
sozialen Wohnungsbau gefragt. Pluralistische Lebensfor-
men sollten gerade im öffentlich geförderten Wohnungs-
bau unterstützt werden und Vorbild für den freifi nanzier-
ten Wohnungsbau sein.“76

Unmittelbar nach ihrer Gründung profi lierte sich die  Nas-
sauische Heimstätte. Gesellschaft für innovative Projekte 
mit dem Realisierungswettbewerb „Frauengerechtes Bauen 
und Wohnen“ im öffentlich geförderten Wohnungsbau, 
den sie 1993 zusammen mit dem Land Hessen und der 
Stadt  Wiesbaden ausgelobt hatte. Seit dem Regierungs-
wechsel 1991 von der CDU/FDP-Koalition zur rot-grünen 
Koalition unter Ministerpräsident Hans  Eichel (SPD) fan-
den Frauenfragen zum Thema Wohnen und Leben wieder 
stärkere Beachtung bei Politikern und Gesetzgebern in 
Hessen. So lautete beispielsweise 1993 das Jahresmotto 
des Frankfurter Frauenreferates „Frauen nehmen sich die 
Stadt“77 und es traten zum 1. Januar 1993 die bereits er-
wähnten Technischen Wohnungsbaurichtlinien in Kraft, 

die im sozialen Wohnungsbau speziell für Frauen neue 
Perspektiven eröffneten. Das Stichwort lautete „frauen-
gerechtes Wohnen“. Mit dieser Formulierung wurde be-
stimmten Fakten und Bedürfnissen Rechnung getragen, 
die für Frauen zu Beginn der 1990er Jahre von Bedeutung 
waren und es in Zukunft noch sein werden. Zum Beispiel 
verdienen Frauen im Durchschnitt noch immer weniger 
als Männer und sind deshalb häufi ger auf preisgünstigen 
Wohnraum angewiesen; oft besitzen sie kein Auto und 
hängen daher stärker vom Angebot des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs ab oder sie müssen Familien- und Er-
werbsarbeit vielfach allein bewältigen. Bereits im April 
1990 waren etwa in Frankfurt 15,5 Prozent aller Haushalte 
mit Kindern sogenannte Ein-Eltern-Familien, unter diesen 
13,2 Prozent mit alleinerziehenden Müttern.78 Unabhän-
gig vom „frauengerechten Wohnen“ ermöglichten fortan 
die Technischen Wohnungsbaurichtlinien für den öffent-
lich geförderten Wohnungsbau mehr Wohnfl äche. 
So standen ab 1993 zum Beispiel einem Sechs-Personen-
Haushalt anstelle von 92 Quadratmetern nunmehr 
105 Quadratmeter zu.79
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6|27 „Frauengerechtes Wohnen“ – kurz vor der Fertigstellung.

Diese und weitere Ergebnisse, zusammengestellt von einer 
vorbereitenden Arbeitsgruppe, dienten als Basis für den 
Ausschreibungstext des Wettbewerbs. Zudem legten die 
Auslober darin besondere Anforderungen an Wohnungen, 
Wohngebäude, Wohnumfeld,  Infrastruktur und Kosten fest; 
der Preis pro Wohneinheit sollte deutlich unter 4.000 DM 
pro Quadratmeter liegen. Die Stadt  Wiesbaden stellte ein 
Grundstück im Baugebiet  Mainz-Kastel, Krautgärten, zur Ver-
fügung und sagte die öffentliche Förderung des Projektes zu. 
Die Bauherrenschaft übernahm die Nassauische Heimstätte. 
Am Wettbewerb beteiligten sich 29 Architektinnen und Ar-
chitekten-Teams; den ersten Preis erhielt schließlich die Bü-
rogemeinschaft Klaudia  Hornung und Michael  Spies aus 
Frankfurt.

Frauengerechtes Wohnen benötigt zum Beispiel andere 
als die für den klassischen sozialen Wohnungsbau ent-
wickelten Grundrisse; das Team konzipierte daher neben 
einer Wohnküche nutzungsneutrale Räume, die bei Be-
darf – ebenso wie die Wohnungen – zusammengelegt 
werden können.80 Eine Besonderheit des Verfahrens war 

die Beteiligung der 25, vom Wohnungsamt der Stadt 
 Wiesbaden ausgewählten künftigen Bewohnerinnen und 
Bewohner am Entstehungsprozess ihres neuen Zuhauses. 
Sie erhielten in regelmäßigen Abständen die Möglich-
keit, die Baustelle und später auch ihre Wohnung zu 
besichtigen, die Nutzung von Gemeinschaftsräumen und 
-fl ächen zu diskutieren, Einfl uss auf die Innenausstattung 
zu nehmen und in Gesprächsrunden eventuelle Proble-
me im Vorhinein zu lösen. Gleichzeitig wurde ein Mieter- 
und Mieterinnenstatut konstituiert. Noch vor Bezug der 
Wohnungen im Frühsommer 1997 gründete sich die El-
terninitiative „Kraut und Rüben“ zum Betreiben einer 
integrativen Kinderbetreuungsstätte,81 die sich neben 
einem Café in der Wohnanlage befi ndet.

Einen ähnlichen Wettbewerb zum Thema „Frauengerechtes 
Bauen und Wohnen“ im öffentlich geförderten Wohnungs-
bau führte das Tochterunternehmen 1995 im Auftrag der 
südhessischen Wohnungsgesellschaft  Hegemag in  Darm-
stadt am Vilbeler Weg durch.82
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6|28 Kinder in der Siedlung Zeilsheim.

6|29 Graffi ti an der Außenwand der „Alten Bäckerei“ in Frankfurt-

 Westhausen.

6|30 In der „Alten Bäckerei“ wurde in Selbsthilfe ein Jugendtreff 

eingerichtet.

„soziale Brennpunkte“ in Verruf geraten waren. Potenzielle 
Mieter lehnten es ab, dort Wohnungen zu beziehen, und die 
in den Siedlungen lebenden Menschen wurden häufi g von 
der Umwelt als „Asoziale“ stigmatisiert. Mit verschiedenen 
Initiativen zur „sozialen Instandhaltung“ versuchten die 
Heimstätte und auch andere von diesen Problemen betrof-
fene Wohnungsunternehmen zu Beginn der 1990er Jahre, 
die Wohnqualität in den betroffenen Siedlungen aufzuwer-
ten. Mit der Gründung des „Sozialen Mieterdienstes“ 1994 
gelang es etwa, in Zusammenarbeit mit den örtlichen Haus-
verwaltungen, Behörden, Verbänden, Vereinen und anderen 
Wohnungsunternehmen soziale Spannungen in Problem-
siedlungen abzubauen.

Als besonderes Angebot bestellte die Nassauische Heim-
stätte ab 1994 für die Lohwald-Siedlung am östlichen Stadt-
rand Offenbachs einen Sozialarbeiter. Er stand den 750
Bewohnern, die sich zu einem hohen Prozentsatz aus Arbeits-
losen und Sozialhilfeempfängern zusammensetzten, mit Rat 

„Wohnen plus“ – Von Sozialarbeitern, Portiers und Nach-
barschaft
Der Geschäftsbericht des Jahres 1994 stand unter dem Motto
„Heimat schaffen“. Die Nassauische Heimstätte reagierte 
damit auf das zunehmende Interesse der Mieter an ihrem 
Wohnumfeld, an der Lage ihrer Wohnung besonders in den 
Ballungsräumen. Der Zuzug von Aus- und Übersiedlern in-
folge der Grenzöffnungen nach Osteuropa begann zu stag-
nieren; Probleme bei Neu- und Wiedervermietungen kenn-
zeichneten die Situation auf dem Wohnungsmarkt und 
führten zugleich mit der Aufhebung der Gemeinnützigkeit 
zu einem Umdenkungsprozess bei den Wohnungsgesell-
schaften. So wurde der Mieter, der heute nicht mehr jedes 
Wohnungsangebot akzeptiert, zunehmend als Kunde wahr-
genommen und an Planungen beteiligt, wie am Beispiel 
des Projektes „Frauengerechtes Bauen und Wohnen“ ge-
zeigt werden konnte. Als „Alarmzeichen“ wertete die Heim-
stätte selbstkritisch das Absinken der sozialen Akzeptanz in 
den Siedlungen der 1960er und 1970er Jahre, die häufi g als 
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und Tat zur Verfügung. Unter seiner Initiative entstanden 
nachbarschaftliche Projekte, wie die von Mietern durchge-
führte Renovierung der Treppenhäuser oder die Gründung 
eines Jugendbeschäftigungs- und Sanierungsprojektes, kurz 
JUP. Mit diesem Engagement konnte nicht nur der Wohnwert 
gesteigert werden, sondern auch die Identifi kation der Men-
schen mit ihrem Viertel. Um das Problem dieses „sozialen 
Brennpunkts“ nicht nur intern, sondern auch in der Öffent-
lichkeit zu diskutieren, bestimmte die Nassauische Heim-
stätte die Neugestaltung des Lohwaldes zum Wettbe-
werbsthema des Ernst-May-Preises 1996.83

Eine andere Möglichkeit zur Korrektur des Imageverlusts der 
Siedlungen, zur Verbesserung der Sicherheit und Erhöhung 
der Wohnqualität nutzte die Gesellschaft ab 1990 beispiels-
weise in Frankfurt-Eckenheim, indem sie nach französi-
schem Vorbild der „Concièrge“ Pförtnerlogen in den Ein-
gangskorridoren der Hochhäuser Sigmund-Freud-Straße 
119 und 121 einrichtete. Grober Vandalismus hatte dort die 
Mieter stark verunsichert und zu ständigen Reparaturkosten 
geführt. Nun saßen dort rund um die Uhr uniformierte Mit-
arbeiter eines Sicherheitsdienstes, die via Monitoren Tiefga-
ragen und Haustüren überwachten. Neben dem Überwa-
chungsdienst übernahmen die „Sheriffs“ Serviceleistungen 
wie Post- und Paketannahmen für die Mieter. Das sehr er-
folgreiche Programm, das sich die Heimstätte pro Monat 
etwa 30.000 DM kosten ließ, erhielt eine Modellfunktion 
und wurde sogar von der Kommission zur Verbrechensbe-
kämpfung der Hessischen Landesregierung besucht.84

Auch der Verein „Wohnen und Leben“ stellte sich den neuen
Herausforderungen, indem er die soziale und kulturelle 
Betreuung der Mieter stärker als Unternehmensaufgabe 
sowie als Dienstleistungsangebot interpretierte: „Wohnen 
plus“ hieß die Devise. Dabei wurde für Interessenten noch 
immer das klassische Angebot an Bildungsreisen und Ver-
anstaltungen angeboten, wenn auch in „abgespeckter“ 
Form. Daneben entwickelte der Verein das Konzept „Hilfe 
zur Selbsthilfe“ weiter. In Kooperation mit der „Stiftung 
Lesen“ und mit Bühnenprofi s sollten die Mieter beispiels-
weise wieder an Bücher herangeführt oder zum Laien-
schauspiel in den Siedlungen motiviert werden. Auch der 
Informationsaustausch mit anderen Städten etwa zu Fragen
der Integration von Migranten wurde intensiviert. Für die 
Mieter hatte der Verein in Zusammenarbeit mit der Heim-
stätte regelmäßige Informationsnachmittage eingerichtet, 
an denen Experten Tipps gaben – beispielsweise zum Thema
Schutz vor Wohnungseinbrüchen. Besonderer Beliebtheit 
erfreuten sich auch die zahlreichen Mieterfeste in den 
Siedlungen, die einvernehmliche Nachbarschaft beförder-
ten. Allein im Geschäftsjahr 1995 organisierte der Verein 
75 Veranstaltungen, an denen 24.141 Personen teilnah-
men.85

6|31 Im Rahmen des Jugendbeschäftigungs- und Sanierungs-

projektes „JUP 2“ renovieren die Bewohner des Lohwaldes ihre 

Treppenhäuser.

6|32 Vorbild war die „Concièrge“ in Frankreich: Pförtner in der 

Frankfurter Sigmund-Freud-Straße sorgen rund um die Uhr für 

mehr Sicherheit im Hochhaus.
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hundert
„Die Heimstätte bringt ihre große Erfahrung als Entwick-
lungsträger ein. Wir wollen aus dem ehemaligen Militär-
areal einen Entwicklungsmotor für die Stadt  Gießen und 
die Region machen.“88

Im Geschäftsjahr 1993 beauftragte die Kreisstadt  Erbach im 
Odenwald die Heimstätte mit vorbereitenden Untersuchun-
gen für ein neues Baugebiet und verpfl ichtete sie ein Jahr 
später auch als Entwicklungsträgerin für die Planung neuer 
Wohnungen.89 Neue Betätigungsfelder auf dem Sektor Ent-
wicklungsmaßnahmen eröffnete auch der Abzug amerika-
nischer Truppen aus Hessen sowie die Reduzierung von 
Bundeswehreinheiten nach dem Ende des „Kalten Krieges“. 
Besondere Sorgfalt auf den verlassenen Militärfl ächen galt 
der Beseitigung von Altlasten. Daneben mussten die vor-
mals vom öffentlichen Leben isolierten Areale wieder in 
die Kommunen und die städtische Wirtschaft eingebunden 
werden. Die Heimstätte erhielt 1992 vom Magistrat der 
Stadt  Gießen den Auftrag, die Planung einer solchen Kon-
versionsmaßnahme auf dem 55 Hektar großen Gelände 
der „ Steuben-Kaserne“ durchzuführen; der erste Spaten-
stich wurde im März 1996 gefeiert. Das ehemalige 
„Wehrertüchtigungs-“ und spätere Kriegsgefangenenlager 
„Smith-Camp“ war seit 1957 bis zu Beginn der 1990er Jahre 
von der Bundeswehr und einer US-Funkstation militärisch 
genutzt worden.90 Nach der Ausarbeitung eines rechtskräf-
tigen Bebauungsplanes wurde die Heimstätte von der 
Stadt  Gießen vertraglich zur treuhänderischen Durchfüh-
rung der Konversionsmaßnahme verpfl ichtet. Im Einzelnen 
koordinierten die Mitarbeiter den Grunderwerb, die Erschlie-
ßung, die Abbruchmaßnahmen, die Verlegung von Ent- 
und Versorgungsleitungen, die Anlage von Grünfl ächen 
und die Finanzierung. Im Bauleitungsbüro vor Ort wurden 
die Pläne für das großangelegte Gewerbegebiet namens 
„Europa-Viertel“ erarbeitet, das der Stadt  Gießen spätes-
tens ab 2000 eine Zentralfunktion in Mittelhessen und die 
Ent stehung von rund 24.000 Arbeitsplätzen sichern sollte. 
Noch 1996 galt das Projekt als das fortgeschrittenste Kon-
versionsvorhaben in Hessen.91

Vermittelt durch die  Nassauische Heimstätte. Gesellschaft 
für innovative Projekte fanden zu Beginn des Jahres 1997 
auch erste Gespräche mit der Stadt  Aschaffenburg statt, die 
vier bis sechs Blocks der dort gelegenen  Fiori-Kaserne zur 
zivilen Nutzung umwandeln wollte. Das Tochterunterneh-
men der Heimstätte war auch in der Darmstädter Projekt-
gruppe „Bauzentrum  Ernst-Ludwig-Kaserne“ vertreten und 
es betreute 1997 ein Konversionsprojekt für den Höchster 
 Platanenhof auf dem Areal der  Michael-Mc-Nair-Kaserne, 
das bereits dort lebende Studierende in die Planungen ein-
bezog.92

Application Pilot
„Ein Traum wurde erfüllt! Endlich kann ich mit jemandem 
reden. Ich habe jetzt immer einen Ansprechpartner.“86

Wurden die 1980er Jahre gesellschaftsintern bisweilen 
auch als „Zeit der Altenwohnungen“ charakterisiert, so 
beteiligte sich die Nassauische Heimstätte zu Beginn der 
1990er Jahre an einem Projekt, das Senioren einen ver-
längerten Aufenthalt in ihren eigenen Räumlichkeiten 
ermöglichen sollte. Für das von der Kommission der Euro-
päischen Union geförderte Telekommunikationsprojekt 
„Application Pilot for People with Special Needs“ wählte 
die Heimstätte, die sich übrigens als einziges bundesdeut-
sches Wohnungsunternehmen beteiligte, die Siedlung 
Frankfurt- Westhausen aus. Dort waren zum Zeitpunkt der 
Testphase bereits 31,6 Prozent der Bewohner älter als 60 
Jahre. Nach intensiven Vorgesprächen wurden 15 Teilneh-
mer für das zunächst auf drei Jahre begrenzte Projekt aus-
gewählt, die durch Installation eines Bildtelefons in ihrer 
Wohnung mit einer technisch adäquat ausgestatteten 
Stelle im Rehabilitationszentrum-West des  Frankfurter Ver-
bandes für Alten- und Behindertenhilfe e. V. verbunden 
wurden. Per Computer in der Zentrale konnten die Betreuer 
wichtige Daten über die Gesprächspartner abrufen, wie 
etwa Informationen zur Arzneiversorgung; oder sie boten 
den Teilnehmern via Bildschirm neben den täglichen Ge-
sprächen spezielle Programme wie Gedächtnistrainings-
kurse an. Allen ursprünglichen Vorbehalten – auch seitens 
der Betreuer – zum Trotz erfreute sich das „Videophonieren“ 
größter Beliebtheit; die bislang häufi g von der Außenwelt 
isoliert lebenden Teilnehmer begrüßten den wiederer-
worbenen Eintritt ins öffentliche Leben.87 Offi ziell ist das 
Projekt zwar längst ausgelaufen; den Bewohnern West-
hausens verblieb jedoch das technische Equipment zur 
weiteren Nutzung.

6|33 Via Telebild erhalten Senioren der Siedlung  Westhausen 

regelmäßig Kontakte zur Außenwelt.



| 195

1982 – 1997 
Auf dem Weg zum modernen Dienstleistungsunternehmen

6|34 Bebauungsvorschlag für  Erbach im Odenwald, 1995.

6|35 Auf dem Areal der ehemaligen  Steuben-Kaserne in  Gießen entstand das Gewerbegebiet „Europa-Viertel“.
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Zu Beginn des Jahres 1994 verkündete die  Landesbank 
Hessen- Thüringen, sie wolle die Mehrheit der Gesell-
schaftsanteile der Nassauischen Heimstätte überneh-
men.93 Den Mitgesellschaftern Stadt Frankfurt und Bun-
desrepublik Deutschland mit ihren Anteilen von 31,11 
Prozent beziehungsweise sechs Prozent (seit der Fusion) 
kam das Angebot offenkundig nicht ungelegen; die all-
gemeine Haushaltsmisere hatte gerade die Gesellschaf-
ter der meist hoch verschuldeten öffentlichen Hand zum 
Rückzug aus dem Wohnungsunternehmen bewogen. 
Stadt und Bund führten noch im selben Jahr Gespräche 
mit der Landesbank, die im Falle Frankfurts den ge-
forderten Preis von 200 Millionen DM für die Anteilsab-
tretung nicht zu zahlen gewillt war. Ende 1995 wurden 
die Verhandlungen über ein Jahr unterbrochen: Laut Vor-
würfen des Landes Hessen, das zu diesem Zeitpunkt mit 
40,7 Prozent größter Anteilseigner der Heimstätte war, 
hätte Stadtkämmerer Tom  Koenigs (DIE GRÜNEN) nach 
den gescheiterten Gesprächen mit der Landesbank ver-
sucht, zusammen mit anderen Gesellschaftern die Mehr-
heit in private Hände zu verkaufen. Diesen als „un-
freundlichen Akt“ bezeichneten Plan wollte das Land 
Hessen unter allen Umständen im Aufsichtsrat verhin-
dern. Um die Mieterrechte zu wahren und die Sicherheit 
der Mietverhältnisse nicht aufs Spiel zu setzen, führte 
die Stadt Frankfurt schließlich nur Verkaufsverhandlun-
gen mit öffentlichen Instituten, und nicht mit Priva-
ten.94

Die Nassauische Heimstätte reagierte auf das „Gezerre“ 
um die Anteile ganz pragmatisch: Da das Land Hessen 
auch heute noch größter Anteilseigner ist und somit eine 
inhaltliche Gestaltungsmehrheit besitzt, entschied die 
Gesellschaft ausdrücklich, ihre „Planungen an den Inter-
essen des Landes aus[zu]richten und eine sozial verant-
wortbare Mietenpolitik sowie eine sich an den Bedingun-
gen des Wohnungsmarktes frühzeitig und innovativ 
orientierende Investitions- und Dienstleistungspolitik 
an[zu]streben“.95 Konkret auf Projekte und Altbestände 
des Unternehmens bezogen bedeutete dies beispielsweise, 
dass die Heimstätte künftig verstärkt mit hessischen Ge-
meinden und privaten Organisationen kooperierte, um 
fl exibler auf Veränderungen innerhalb ihrer Mieterschaft 
reagieren und damit Segregationsprozesse vermeiden zu 
können; außerdem konzentrierte sie sich weiterhin auf 
die Errichtung kostengünstiger Eigenheime und Konversi-
onsmaßnahmen. Und für die 1985 von der Neuen Heimat 
Südwest gekaufte  Heimatsiedlung sah das Unternehmen 
anstelle einer Komplett- eine Teilsanierung vor; ab Früh-
jahr 1997 verlegte die Heimstätte dort neue Hauptinstal-
lationsleitungen für Wasser und Fernwärme; und auch die 
Bäder wurden saniert.

Selbstvergewisserung und Zeitenwende
„Wir machen heute die Fehler der nächsten 20 bis 30 Jahre. 
Wir wissen es nur noch nicht.“96

Am 17. Mai 1997 feierte die Nassauische Heimstätte ihr 75. 
Jubiläum. „75 Jahre jung und mit neuem Schwung“ – so 
lautete bereits das Motto der Januar-Ausgabe der Mitarbei-
terzeitschrift „report“, das die Heimstätten-Belegschaft auf 
das Festjahr einstimmen sollte. Für „neuen Schwung“ sorgte 
nicht zuletzt die zeitgemäße Unternehmenspräsentation im 
Internet, deren Premiere mit dem Jubiläum zusammenfi el: 
Die Heimstätte ging an diesem Tag „online“.

Der „Geburtstag“ gab Anlass, zum einen Rückschau auf die 
Anfänge des 1922 als Wohnungsfürsorge-Gesellschaft ge-
gründeten Unternehmens sowie seine Geschichte zu halten, 
sich zum anderen in- und extern über die Perspektiven der 
Heimstätte als „Organ der staatlichen Wohnungspolitik“ und 
ihres Programms an der Schwelle zum 21. Jahrhundert zu 
vergewissern. Denn schon 1997 zeichneten sich die Themen 
und Probleme ab, die die Gesellschaft, die Wohnungswirt-
schaft und  Entwicklungsplanung in den nächsten Dezennien 
beschäftigen würden.

Intern galt es, die Ergebnisse von vier Arbeitsgruppen aus-
zuwerten und umzusetzen, die in einem Zeitraum von etwa 
eineinhalb Jahren erarbeitet worden waren. Allgemein ging 
es darum, „Schwachstellen“ bei der Organisation und den 
Arbeitsabläufen innerhalb der Heimstätte zu benennen. So 
wurde darüber nachgedacht, das Rechnungswesen in ein 
unternehmensinternes sowie ein mieterbezogenes umzu-
strukturieren und die Anzahl der Verwaltungen deutlich zu 
reduzieren; künftig sollten sogenannte Service-Center ent-
stehen. Die Führungsspitzen in den einzelnen Abteilungen 
sollten verkleinert und die technischen Projekte stärker in 
Teamarbeit entwickelt werden. Daneben sah das Unter-
nehmen vor, mehr Präsenz in den Siedlungen zu zeigen und 
die Funktion der Hausmeister als direkte Ansprechpartner 
für die Mieter wiederzubeleben. Großen Wert legt es auch 
auf die Weiterqualifi zierung der Mitarbeiter und die ver-
antwortungsbewusste Ausbildung des „Nachwuchses“; 
schließlich war die Heimstätte in den 1990er Jahren in Süd- 
und Mittelhessen die größte Ausbilderin für Kauffrauen 
und -männer der Grundstücks- und Wohnungswirtschaft.

Bei der Schaffung neuen Wohnraumes galt es, sich noch 
intensiver an den Bedürfnissen zukünftiger Mieter und Ei-
gentümer zu orientieren; zur Erhaltung der Altbestände wa-
ren weiterhin Sanierungs- und Erneuerungsmaßnahmen 
notwendig. Angesichts hoher Arbeitslosenzahlen standen 
speziell die Kommunen vor der Herausforderung, für die 
Ansiedlung neuer Betriebe zu werben und auch für deren 
künftige Mitarbeiter ein differenziertes Wohnungsangebot 
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bereitzuhalten. „Flächenschonende“ Planungen und kosten-
sparendes Bauen waren die Forderungen einer ökologischen 
Stadtentwicklung. Angesichts der technischen Möglichkeiten 
sollte im Vergleich zum Massenwohnungsbau der 1950er 
Jahre Qualität ein wichtiges Kennzeichen der Neubauten 
sein, denn eine „Architektur,“ – so betonte es der Architekt 
Christoph Mäckler – „die nur für den Augenblick konzipiert 
wird und deshalb morgen schon durch eine andere ersetzt 
werden muß, widerspricht jedem ökologischen Ansatz“.97 
Für qualitativ hochwertige Planungen zeichnete die Heim-
stätte bereits seit Beginn der 1980er Jahre verantwortlich; 
zum Ende des 20. Jahrhunderts stellte sich aber die Frage, 
ob sie angesichts der Kostenexplosionen den Standard für 
die Zukunft auch noch würde garantieren können.

Um einer seit den 1960er Jahren zunehmenden Zersiede-
lung der Landschaft entgegenzuwirken, bedurfte es weiterer 
Verdichtungskonzepte vornehmlich in den Ballungsräumen, 
denn dort wuchs die Wohnungsnachfrage am stärksten an. 
„Urbanität durch Dichte“ – so lautete bereits ab den 1980er 
Jahren ein bekannter Slogan. Unter den bundesdeutschen 
Heimstätten beziehungsweise Landes- und Entwicklungs-
gesellschaften musste sich die Nassauische Heimstätte ex-
plizit mit dieser Frage auseinandersetzen, da im Zentrum 
ihres Tätigkeitsgebietes die Rhein-Main-Region liegt. Diese 
war seit jeher ein Magnet für Arbeit- und Wohnungssuchende 
und wird es auch künftig bleiben. Aus Kostengründen und 
zur Umweltschonung galt es also, in den Zentren oder city-
nahen Vierteln den Geschosswohnungsbau wieder zu reak-

tivieren. Nicht die sogenannten  Stadtvillen mit Mieteinhei-
ten in auffälliger Fassadenarchitektur waren dabei gefragt, 
sondern die Errichtung bezahlbarer Wohnungen. Besonderes 
Augenmerk galt jetzt den Bodenpreisen, die in Ballungs-
räumen traditionell um ein Vielfaches höher liegen als in 
ländlichen Regionen. Eine Diskussion über die Berechtigung 
der Baulandpreise, das Abschöpfen von Spekulationsgewin-
nen oder eine sozial gerechtere Verteilung von Grund und 
Boden, wie sie Ende des 19. Jahrhunderts schon der Boden-
reformer Adolf  Damaschke angeregt hatte, fehlte bedauer-
licherweise gänzlich.

6|36 Die Heimstätte wirbt für ihre Eigenheime im Baugebiet 

 Eschborn.

6|37 Titelblatt einer Broschüre der Frankfurter SPD zur Kommunal-

wahl im März 1997.
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Die Forderung nach mehr Geschosswohnungsbau in Städten 
kollidierte allerdings mit den Wünschen vieler Mieter nach 
„eigenen vier Wänden“; gemäß Umfragen von 1997 strebten
bis 2002 etwa vier Millionen Mieterhaushalte den Erwerb 
von Eigentum in Form eines Hauses oder einer Wohnung 
an.98 Darunter waren überproportional die geburtenstarken 
Jahrgänge der 1960er Jahre und Haushalte aus den neuen 
Bundesländern vertreten. Wie ausgeführt, förderte die Bun-
desregierung seit Beginn der 1980er Jahre die Eigentums-
bildung und richtete sie seit 1996 auch auf sogenannte 
Schwellenhaushalte aus. Mit der „aktionhessenhaus“, 1996 
von der Hessischen Landesregierung zusammen mit dem 
Verband der Südwestdeutschen Wohnungswirtschaft e. V. 
initiiert, reagierten auch Landespolitiker auf den gestiege-
nen Bedarf nach preisgünstigen Eigenheimen, wie sie in 
Holland oder Dänemark beispielhaft schon längst realisiert 
wurden; die Einfamilienhäuser sollten maximal 260.000 DM 

kosten und für Mehrfamilienhäuser war ein Limit von 
2.500 DM pro Quadratmeter veranschlagt worden.99 Aller-
dings waren in diesen Verkaufssummen weder Grundstücks- 
noch Erschließungskosten enthalten.

In ihrem Jubiläumsjahr erinnerte sich die Nassauische Heim-
stätte an ihre Gründungsideale. Es war bereits die Rede da-
von, dass sich das Unternehmen in einer Zeit des rückläu-
fi gen Geschosswohnungsbaus wieder stärker auf seine 
Wurzeln, nämlich auf bevorratetem Grundbesitz kostengüns-
tige Eigenheime für untere und mittlere Einkommensgrup-
pen zu bauen, besann. Im 21. Jahrhundert würde es zu den 
großen Herausforderungen gehören, einen angemessenen 
Mittelweg zwischen dem öffentlichen Interesse nach not-
wendigem geförderten Wohnungsbau sowie einer ökolo-
gisch verantwortbaren Steigerung der Zahl fi nanzierbarer 
und „moderner Heimstätten“ zu fi nden.

6|38 Modell eines Niedrigenergiehauses mit Eigentumswohnungen, das nach Bezug gute Chancen für den Titel „aktionhessenhaus“ hat.



| 199

1982 – 1997 
Auf dem Weg zum modernen Dienstleistungsunternehmen

1 Bundeskanzler Helmut  Kohl, aus der Regierungserklärung vom 5. 

Mai 1983, zitiert nach Lothar Juckel (Hg.), Haus Wohnung Stadt. 

Beiträge zum Wohnungs- und Städtebau 1945 – 1985, Hamburg 

1986, S. 118.

2 Vgl. Dietrich Thränhardt, Geschichte der Bundesrepublik Deutsch-

land. Erweiterte Neuausgabe,  Frankfurt am Main 1996, S. 259.

3 Vgl. Claudia Koch-Arzberger/Eckart Hohmann (Hg.), Hessen im 

Wandel, Opladen 1996, S. 251.

4 Zwischen 1984 (Tiefstand) und 1991 erhöhte sich die Einwohner-

zahl Frankfurts von 612.061 auf 648.096, darunter verzeichnet die 

Statistik 1984 noch 133.605 und 1991 bereits 166.090 Personen mit 

Migrationshintergrund; diese Gruppe ist besonders auf das Angebot 

von Sozialwohnungen angewiesen, vgl. Tabelle 8.1.2, in: Magistrat 

der Stadt  Frankfurt am Main, Dezernat Planung (Hg.), Leitplan Woh-

nen 1992, Teil 1,  Frankfurt am Main 1992, S. 67.

5 Vgl. Kurt Biedenkopf/Meinhard Miegel, Wohnungsbau am Wen-

depunkt. Wohnungspolitik in der sozialen Marktwirtschaft, Bonn 

1979 (2. Aufl age).

6 Vgl. Wohnungspolitik nach dem 2. Weltkrieg, Bonn 1990, S. 247ff.

7 Betrug in der Bundesrepublik 1949 die durchschnittliche Lebens-

erwartung bei Männern und Frauen 65 beziehungsweise 69 Jahre, 

so wiesen die Statistiken 1987 bereits 72 beziehungsweise 78 Jahre 

aus, vgl. Peter Conradi/Christoph Zöpel, Wohnen in Deutschland. 

Not im Luxus, Hamburg 1994, S. 74.

8 Vgl. Statistik im Geschäftsbericht 1991, Einlage: Das „Application 

Pilot for People with Special Needs“.

9 Vgl. Geschäftsbericht 1983, S. 8.

10 Vgl. Eckhart G. Franz (Hg.), Die Chronik Hessens, Dortmund 1991, 

S. 490, 496 und 505.

11 Vgl. Geschäftsberichte 1984 bis 1989.

12 Vgl. Geschäftsbericht 1985, S. 22.

13 Vgl. Magistrat der Stadt  Frankfurt am Main (1992), S. 471f.

14 Vgl. Geschäftsberichte 1979 bis 1983.

15 Vgl. Geschäftsberichte 1990 bis 1995.

16 Vgl. Manuskript für den Geschäftsbericht 1996, S. 1.

17 Geschäftsbericht 1988.

18 Vgl. Geschäftsberichte 1979 bis 1989.

19 Vgl. Wohnungspolitik nach dem 2. Weltkrieg (1990), S. 271ff.

20 Vgl. Peter Pahlke, Eigentumsförderung durch Zulage, in: Wohnen 

in Stadtregionen. Sonderbeilage 50 Jahre Deutsches Volksheimstät-

tenwerk e. V., Bonn 1996, S. 5.

21 Vgl. Angelika Wölling, Zur Frage von Ziel- und Situationsad-

äquanz wohnungspolitischer Instrumente der öffentlichen Hand in 

der Bundesrepublik Deutschland, München 1987, S. 48 (Anhang).

22 Bericht zur Lage der Gesellschaft vom 3. November 1982, S. 5, 

Archiv NH. Ein ähnliches Projekt betreute die Heimstätte ab 1985 in 

 Wetzlar-Garbenheim; dort entstanden vier Kleinsiedlungen, die zu 

30 bis 60 Prozent in Selbsthilfe errichtet wurden, vgl. Geschäftsbe-

richt 1985, S. 18.

23 Gespräch mit Geschäftsführer Sigbert  Vogt am 3. März 1997.

24 Jürgen H. B. Heuer (Hg.), Der alte Mensch heute, Bochum 1975, S. 1.

25 Vgl. Hans Jörg Duvigneau/Ludwig Schönefeldt, Wohnungspolitik 

und Wohnungswirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland, Köln 

1989, S. 23; Klaus-Jürgen Duschek und Mitarbeiterinnen,  Wohngeld 

in Deutschland 2009. Ergebnisse der Wohngeldstatistik, S. 29.

26 Vgl. Bericht zur Lage der Gesellschaft vom 3. November 1983, S. 3, 

Archiv NH.

27 Ende 1985 kaufte die Tochtergesellschaft  Nassauisches Heim die 

 Heimatsiedlung von der Neuen Heimat Südwest, vgl. Bericht der 

Geschäftsführung vom 14. April 1986, S. 5, Archiv NH.

28 Vgl. Geschäftsbericht 1994, Einlage: Mehrere Generationen ge-

meinsam im Neubaugebiet; sowie FAZ 9. Februar 1995.

29 Jürgen Grundlach, Die Umsetzung eines Frauengerechten Woh-

nungsbaus in den Technischen Wohnungsbau-Richtlinien 1993, in: 

Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwick-

lung (Hg.), Die neuen Regelungen der Technischen Wohnungsbau-

Richtlinien und Erfahrungen aus der Praxis. Frauengerechtes Bauen 

und Wohnen,  Wiesbaden 1995, S. 8.

30 Vgl. Niederschrift über die 98. Sitzung des Aufsichtsrates vom 

22. März 1982, Archiv NH.

31 Vgl. Geschäftsbericht 1982, Einlage: 20 Jahre Dienstleistung.

32 Vgl. § 1 (6) Bundesbaugesetz in der Neufassung vom 18. August 

1976.

33 Vgl. Gerd Albers, Über den Wandel im Planungsverständnis, in: 

Martin Wentz (Hg.), Wohn-Stadt,  Frankfurt am Main 1993, S. 50.

34 Vgl. Conradi/Zöpel (1994), S. 121.

35 Vgl. Geschäftsbericht 1987, S. 28.

36 Vgl. Geschäftsbericht 1982 oder Broschüre Nassauische Heim-

stätte GmbH Städtebau, Dorferneuerung  Butzbach Nieder-Weisel, 

[ Frankfurt am Main 1987].

37 Reinhart Chr.  Bartholomäi, geboren am 16. April 1936 in Balingen 

(Württemberg); von 1969 bis 1976 im Bundesministerium für Arbeit 

und Soziales, zuletzt als Leiter des Planungsstabs beschäftigt, 1976 

bis 1985 Staatssekretär als Chef der Hessischen Staatskanzlei in 

 Wiesbaden, 1986 bis 2000 Leitender Geschäftsführer der Nassaui-

schen Heimstätte.

38 Vgl. Geschäftsbericht 1987, S. 31. Erich  Holste, geboren am 17. 

Juli 1924 in Niederhöchstadt, 1938 kaufmännische Lehre bei der 

Nassauischen Heimstätte, 1974 Geschäftsführer des Nassauischen 

Heims, ab 1. Januar 1987 stellvertretender leitender Geschäftsführer 

der Heimstätte, 1989 Direktor des Prüfungsverbandes Südwestdeut-

scher Wohnungsunternehmen e. V. und des Verbandes der Südwest-

deutschen Wohnungswirtschaft e. V.

39 Gespräch mit Erich  Holste am 4. März 1997.

40 Aus Punkt 3 der Satzung des Ernst-May-Preises, 1989.

+ Heute sind es in der Regel 2.500 Euro für den ersten Preis oder 

jeweils 1.500 Euro für zwei erste Preise; wobei die Verteilung des 

Preisgeldes variabel gehandhabt wird.

41 Vgl. www.naheimst.de/ueber-uns/engagement/ernst-may-preis/ 

ernst-may-preis-2010.html.

42 Vgl. Begleitbroschüre der Nassauischen Heimstätte, Ludwig-

Landmann-Preis 1994. Den Preis erhielt in dem Jahr Andrea Gleiniger 

für ihre Dissertation über die  Nordweststadt. Der Preis ist heute mit 

3.000 Euro dotiert.

43 Bericht der Geschäftsführung auf der 117. Sitzung des Aufsichts-

rates am 15. Dezember 1988, Archiv NH.



200 | 44 Zitiert nach Zur Änderung des Wohnungsgemeinnützigkeitsge-

setzes, in: Bundesbaublatt, Februar 1984, Heft 2, S. 91.

45 Vgl. Untersuchungsausschuss „Neue Heimat“, Abschlussbericht 

vorgelegt, in: Bundesbaublatt, Februar 1987, Heft 2, S. 63ff.

46 Bundesbauminister Oscar Schneider (1987), zitiert nach Roland 

Stimpel, Der verbaute Markt. Villenglück und Wohnungsnot,  Frank-

furt am Main 1990, S. 105f.

47 Vgl. Die Wohnungsgemeinnützigkeit im Widerstreit der Interessen, 

Köln 1988, S. 7.

48 Vgl. ebd., S. 16.

49 BGBl. 1988 I, S. 1136ff.

50 Gutachten der Deutschen Baurevision, in: Niederschrift der 115. 

Sitzung des Aufsichtsrates vom 2. Mai 1988, Archiv NH.

51 Im Jubiläumsjahr 1997 oblag die Geschäftsführung Reinhart Chr. 

 Bartholomäi, Bernhard  Spiller, Sigbert  Vogt und Wolfgang  Weber.

52 Dieses Projekt befand sich 1997 in einer Phase der Weiterent-

wicklung.

53 Vgl. Geschäftsbericht 1993, S. 12.

54 Bundeskanzler Helmut  Kohl aus der Regierungserklärung vom 

30. Januar 1991, zitiert nach Conradi/Zöpel (1994), S. 125.

55 Vgl. Niederschrift über die 121. Sitzung des Aufsichtsrates vom 

20. März 1990, S. 4, Archiv NH.

56 Vgl. Geschäftsbericht 1989, S. 12.

57 Vgl. Die deutsche Einheit ist auch unsere Aufgabe, in: „report“, 

August 1993, S. 1 und 4.

58 Zitiert nach Dirk Schubert, Die Zukunft der „behutsamen Stadt-

erneuerung“ in Ost und West – postfordistischer Stadtumbau zwi-

schen Erhaltung und Gentrifi cation, in: Jürgen Bärsch/Joachim Brech 

(Hg.), Das Ende des Normalität im Wohnungs- und Städtebau? Be-

gegnungen mit Klaus Novy,  Darmstadt 1993, S. 155.

59 Geschäftsbericht 1992, S. 14.

60 Ebd., S. 41.

61 Vgl. Wohnungspolitik nach dem 2. Weltkrieg (1990), S. 290f.

62 Vgl. Stimpel (1990), S. 96; Hartmut Häußermann/Walter Siebel, 

Das Ende des goldenen Zeitalters im Sozialen Wohnungsbau, in: 

Bärsch/Brech (1993), S. 19.

63 Vgl. Geschäftsbericht 1988, S. 18f.

64 Vgl. Ulrich Pfeiffer, Das Ende der Nachkriegswohnungspolitik, 

Bonn 1996, S. 10.

65 Vgl. Paulgerd Jesberg, Wohnungsnot oder Wohnungsbedarf?, in: 

Baukultur, Heft 4, 1994, S. 6.

66 Vgl. Geschäftsbericht 1993, S. 11f.

67 Vgl. FAZ 16. April 1996.

68 Vgl. FAZ 18. Oktober 1996.

69 Landschaftsplaner Laurie D.  Olin über das Konzept der Gehry-

Siedlung, in: Geschäftsbericht 1995, Einlage: Gehry-Siedlung. 

70 das dach, Mai 1996, S. 3.

71 Vgl. Allgemeine Informationen zum Bauvorhaben, S. 2.

72 Vgl. Niederschrift über die 119. Sitzung des Aufsichtsrates vom 

10. Juli 1989, S. 3, Archiv NH,

73 Vgl. Gesellschaftsvertrag, in: Niederschrift der 2. Sitzung des 

Aufsichtsrates vom 2. Dezember 1991, Archiv NH.

74 Vgl. Marion Schmitz, Projektübersicht, Stand: 3. Februar 1997 

(Manuskript); Informationsbroschüren „Das Passivhaus“, „Das Nied-

rigenergiehaus“ und „Das Mehrgenerationenhaus“.

75 Vgl. FR 10. Oktober 1996.

76 Aus den Technischen Wohnungsbaurichtlinien des Landes Hessen 

1993, zitiert nach Hessisches Ministerium für Landesentwicklung, 

Wohnen, Landwirtschaft, Forsten und Naturschutz (Hg.), Realisie-

rungswettbewerb Frauengerechtes Bauen und Wohnen, Konzeption 

und Verfahren,  Wiesbaden 1994, S. 8.

77 Vgl. Helga Müller-Schliepe, Projekt Von-Bernus-Park, in: Wentz 

(1993), S. 139.

78 Vgl. Hessisches Ministerium für Landesentwicklung, Wohnen, 

Landwirtschaft, Forsten und Naturschutz (1994), S. 9.

79 Vgl. u. a. Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und 

Landesentwicklung (1995); Antje Flade, Wohnen wie in 100 Jahren, 

in: Hans  Eichel (Hg.), Zukunftsland Hessen. Lebenschancen in 

Deutschlands Mitte,  Frankfurt am Main 1994, S. 22.

80 Vgl.  Nassauische Heimstätte. Gesellschaft für innovative  Projekte 

im Wohnungsbau mbH (Hg.), Frauengerechtes Bauen und Wohnen. 

Ergebnisse des Wettbewerbs [Frankfurt am Main1994].

81 Vgl. Schmitz (1997), S. 7.

82 Vgl. Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landes-

entwicklung (Hg.), Hessische Projekte zum Bauen und Wohnen aus 

Frauensicht,  Wiesbaden 1996.

83 Vgl. Geschäftsbericht 1994, Einlage: Soziale Instandsetzung. Die 

Heimstätte ist Eigentümerin der in den 1960er Jahren errichteten 

Wohnblocks im Lohwald.

84 Vgl. FR 27. Dezember 1995; Geschäftsbericht 1992, Einlage: 

 Modellversuch Pförtnerloge im Hochhaus; Niederschrift der 11. Sit-

zung des Aufsichtsrates vom 30. November 1994, S. 10, Archiv NH.

85 Vgl. Bericht über „Wohnen und Leben“ in: das dach, Februar 

1996, S. 4f.; Tätigkeitsbericht 1996.

86 Teilnehmerin aus dem Haus-Tele-Dienst-Projekt in  Westhausen, 

zitiert nach Kuratorium Deutsche Altershilfe, Der Haus-Tele-Dienst 

in  Frankfurt am Main- Westhausen, Projektbericht, Bonn 1992, S. 

108.

87 Vgl. Geschäftsbericht 1991, Einlage: Das „Application Pilot for 

People with Special Needs“; Kuratorium Deutsche Altershilfe 

(1992).

88 Herbert Du Bois, in: report, April 1996, S. 1.

89 Vgl. Geschäftsberichte 1993 bis 1994.

90 In Erinnerung an den deutschstämmigen General (1730-1794) 

aus dem amerikanischen Unabhängigkeitskrieg hatte die Anlage 

1964 den Namen „ Steuben-Kaserne“ erhalten.

91 Vgl. Niederschrift über die 11. Sitzung des Aufsichtsrates vom 

30. November 1994, S. 11, Archiv NH; Mitteilungen Landesentwick-

lungsgesellschaften und Heimstätten, Heft 3, 1996, S. 42f.

92 Vgl. Schmitz (1997).

93 Vgl. Niederschrift über die 9. Sitzung des Aufsichtsrates vom 

2. März 1994, S. 3f., Archiv NH.

94 Vgl. FAZ 16. und 19. Dezember 1995.

95 Reinhart Chr.  Bartholomäi, in: report, Dezember 1996, S. 2.

96 Unternehmerische Wohnungswirtschaft (Interview mit Reinhart 

Chr.  Bartholomäi), in: Der langfristige Kredit 20 + 21/93, S. 658.
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97 Christoph Mäckler, Die rematerialisierte Moderne, in: FR 10. Oktober 

1996.

98 Vgl. FAZ 16. Februar 1997.

99 Vgl. ebd.
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1998 – 2012
Stadtrendite versus Kapitalrendite

1998 – 2012
Stadtrendite versus Kapitalrendite

„Die Wohnungs- und Immobilienwirtschaft steht seit eini-
ger Zeit tiefgreifenden wirtschaftlichen und gesellschaftli-
chen Veränderungen gegenüber. Wohnungs- und Immobi-
lienmärkte werden durch die Internationalisierung der 
Wirtschafts- und Finanzmärkte nachhaltig beeinfl usst. 
Strukturen und Handlungsstrategien ihrer Akteure verän-
dern sich. Zugleich führt die demografi sche und wirtschaft-
liche Entwicklung zu einer verstärkten Regionalisierung 
der Wohnungsmärkte. Die notwendige Anpassung des 
Gebäudebestandes an die Anforderungen des Klimaschut-
zes und der Energieeinsparung, an sich verändernde 
Wohnbedürfnisse sowie an eine älter werdende Bevölke-
rung bilden darüber hinaus zentrale Herausforderungen für 
die Wohnungs- und Immobilienwirtschaft und die Politik.“1

In den letzten zwei Jahrzehnten entwickelte sich die über 
Generationen sozialstaatlich orientierte Wohnungsfürsorge 
zu einer liberalen Wohnungsmarktpolitik, geprägt durch den 
Rückzug der öffentlichen Hand aus der Bereitstellung von 
Wohnraum, den Ausbau der  Subjektförderung sowie die 
„Verengung des Sozialwohnungssektors auf ärmere Schich-
ten“. Der Wohnungsmarkt veränderte sich gravierend, nach-
dem als Folge der Aufhebung der  Gemeinnützigkeit 1990 
Zigtausende ehemaliger Sozialwohnungen an Kapitalanleger 
– vielfach Fondsgesellschaften – verkauft wurden.2 Die Woh-
nung erlebte in diesem Prozess ihre Umwidmung vom 
Sozial- zum Wirtschaftsgut.3 Dies spiegelt auch die Entwick-
lung der Nassauischen Heimstätte vom langjährig als 
„Organ staatlicher Wohnungspolitik“ eingesetzten Unterneh-
men zum ertragsorientierten und zugleich sozialpolitisch 
verpfl ichteten Portfoliomanager4 wider, der in diesem Kon-
text systematisch neue Geschäftsfelder erschloss und sich 
zu einem kunden- und dienstleistungsorientierten Woh-
nungs- und Entwicklungsunternehmen wandelte.

Mit dem Wahlsieg der SPD endete am 27. September 1998 
die 16-jährige Ära des christdemokratischen Bundeskanzlers 
Helmut  Kohl, der als erster Regierungschef in der Geschich-
te der Bundesrepublik Deutschland sein Amt durch Wähler-
votum verlor. Den Sozialdemokraten war es mit einem Stim-
menanteil von 40,9 Prozent zum zweiten Mal gelungen, 
die stärkste Fraktion im Bundestag zu stellen.5 Gemeinsam 

mit den Grünen unter Joschka  Fischer, die 6,7 Prozent der 
Stimmen erhielten, bildete die SPD eine Koalition. Die neue 
Bundesregierung unter Kanzler Gerhard  Schröder (SPD) kün-
digte eine gerechte Umgestaltung des Sozialstaates an. Im 
Bereich der Wohnungspolitik, die sich 1999 mit einer Million 
Wohnungssuchenden6 konfrontiert sah, setzte sie die  Dere-
gulierung und  Dezentralisierung der Vorgängerregierungen 
fort. Ihre Stoßrichtung zielte nun aber auf eine Verbindung 
von ökologischer Optimierung mit sozialen Reformen.

Dazu zählte die Neufassung des  Wohnraumförderungsge-
setzes zum 1. Januar 2002, das unter anderem die Kom-
petenzen der Kommunen erweiterte und damit als Bau-
stein der  Dezentralisierung der Wohnungspolitik gelten 
kann.7 Es visierte nicht mehr die „breiten Schichten der 
Bevölkerung“ an, die im nun außer Kraft gesetzten Zwei-
ten Wohnungsbaugesetz als Zielgruppe der Förderung 
genannt worden waren, sondern „Haushalte, die sich am 
Markt nicht angemessen mit Wohnraum versorgen kön-
nen und auf Unterstützung angewiesen sind“. Viele ehe-
mals gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaften hielten 
dennoch an der Versorgung breiter Schichten als zentra-
lem Unternehmensziel fest – so auch die Nassauische 
Heimstätte.8 Die  soziale  Wohnraumförderung war künftig 
zudem einer „Nachhaltigkeit“ verpfl ichtet, die wirtschaft-
liche und soziale Erfordernisse „mit der Erhaltung der 
Umwelt in Einklang“ zu bringen hatte. Neu waren auch 
die „Nutzung des Wohnungs- und Gebäudebestandes für 
die Wohnraumversorgung“, die Förderung von  Moderni-
sierungen zur Erhaltung preisgünstigen Wohnraumes 
sowie des Erwerbs von Belegungsrechten in bestehendem 
Wohnraum oder des Erwerbs bestehenden Wohnraumes. 
Damit erleichterte der Bund die notwendigen, umfangrei-
chen  Bestandsmodernisierungen vor allem der  Großsied-
lungen aus den 1950er bis 1970er Jahren, die neben einer 
Minderung der CO2-Emissionen auch auf Barrierefreiheit 
abzielen sollten.9 Die Wohnungswirtschaft setzte sich 
darüber hinaus erfolgreich für eine angemessene Anpas-
sung sowie eine regelmäßige Fortschreibung der Ver-
waltungs- und Instandhaltungskostenpauschale ein.10 
Zugleich erweiterte die Reform den Gestaltungsspielraum 
der Länder, denen die Ausdifferenzierung in spezielle 
Förderprogramme überlassen blieb, wobei der Bund seine 
Förderung auf 230 Millionen Euro jährlich begrenzte.11 
Im Jahr 2003 lag sie bei 280 Millionen Euro, 2004 nurmehr 
bei 110 Millionen Euro.12

7|1 Bestandspfl ege: Modernisierung der Offenbacher  Carl-Ulrich-

Siedlung unter der Prämisse „Ein Zeitzeuge wird zeitgemäß“.
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„Wohndienstleistungen, Nachbarschafts- und  Quartiersma-
nagement“ erarbeitet, das auf einer 1994 für die Heimstät-
te erstellten Studie von Jan  Kuhnert über Ursachen 
sozialer Spannungen in  Großsiedlungen basierte21 und 
Investitionen in den Wohnungsbestand mit  Sozialmanage-
ment und Beschäftigungsinitiativen verband. Die im Auftrag 
des GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immo-
bilienunternehmen e. V. und mehrerer Wohnungsgesell-
schaften drei Jahre darauf von dem Beratungsunternehmen 
empirica erstellte Grundlagenstudie „Überforderte Nachbar-
schaften“ befasste sich ebenfalls mit diesem Thema.22 Im 
Rahmen des Landesprogramms „ Einfache Stadterneuerung“ 
setzte die Nassauische Heimstätte bei einem Pilotprojekt, 
das später in das Förderprogramm „ Soziale Stadt“ Aufnahme 
fand, in der Frankfurter Siedlung  Engelsruhe nach ausgedehn-
ter Abstimmungsphase ab 1999 die neuen Ansätze um.

Förderprogramm „ Soziale Stadt“
Im „Hessischen Projektnetz Wohngebiets- und Stadtteilma-
nagement“ ( HEPNEST) erfolgte der fachliche Austausch über 
die neuen Konzepte.  HEPNEST, ursprünglich ein informeller 
Zusammenschluss von fünf Modellstandorten der Einfachen 
Stadterneuerung ( Darmstadt,  Dietzenbach, Frankfurt- Unter-
liederbach,  Gießen und  Hanau), war am 7. Juli 1997 auf 
Einladung der  nhgip in der Zentrale der Nassauischen Heim-
stätte am  Schaumainkai gegründet worden. Nach Einrich-
tung des Förderprogramms „ Soziale Stadt“ und auf Anre-
gung des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr 
und Landesentwicklung benannte sich  HEPNEST in „Hessische 
Gemeinschaftsinitiative „ Soziale Stadt“ ( HEGISS) um. Diese 
avancierte rasch zur zentralen Fachinstanz für den Austausch 
zwischen Kommunen und Maßnahmenträgern in Hessen.23

Mit dem Programm „ Soziale Stadt“, dessen Finanzierung 
Bund, Land und Kommune je zu einem Drittel übernah-

7|2 Im Parkhaus am  Cheruskerweg in Frankfurt- Unterliederbach 

entstand mit Hilfe der Heimstätte durch ein Qualifi zierungspro-

jekt für Jugendliche unter dem Motto „Arbeit statt Sozialhilfe“ 

ein Jugendclub.

Bereits zum 1. Januar 2001 hatte die rot-grüne Regierung 
das seit 1990 nicht mehr angepasste  Wohngeld in den alten 
Bundesländern an das in Ostdeutschland geltende, erheb-
lich höhere „Sonderwohngeld“ angeglichen und die Ein-
kommensgrenzen heraufgesetzt. Zugleich erfolgte die 
Aktualisierung der Mietenstufenzuordnung.13 Damit verbes-
serten sich die Möglichkeiten Einkommensschwacher, eine 
Wohnung auf dem freien Markt zu fi nanzieren. Sie wurden 
„marktfähig“ gemacht, ohne dass die Politik direkt in den 
Wohnungsmarkt eingriff, 14 wie sie dies über Jahrzehnte 
durch den sozialen Wohnungsbau getan hatte. Die nachlas-
sende Objektförderung zugunsten einer verstärkten  Subjekt-
förderung basierte auf der Erkenntnis, dass Sozialwohnun-
gen vielfach „Fehlbelegern“ zugutegekommen waren, die 
Objektförderung also eine ungenügende Treffsicherheit 
aufwies und dabei erhebliche Mittel band.15 Die Große Koa-
lition unter Bundeskanzlerin Angela  Merkel beschloss 2008 
eine weitere Wohngelderhöhung und die Zahlung eines 
pauschalierten Heizkostenzuschusses,16 der jedoch schon 
2011 wieder gestrichen wurde.17 Mit der am 1. Septem-
ber 2001 in Kraft getretenen Mietrechtsreform stärkte die 
rot-grüne Koalition zudem die Position der Mieter insge-
samt. Die Senkung der Kappungsgrenze für Mieterhöhungen 
von 30 auf 20 Prozent diente deren Schutz vor erheblichen 
Kostensteigerungen, fl ankiert von der Priorisierung des qua-
lifi zierten Mietspiegels. Asymmetrische Kündigungsfristen 
für Mieter und Vermieter sowie die Erleichterung von Zeit-
mietverträgen sollten Behinderungen der Arbeitsmobilität 
entgegenwirken. Die bislang geltende Mieterhöhungsmög-
lichkeit wegen gestiegener Kapitalkosten entfi el ersatzlos.18

Innovationen der  Städtebauförderung
Innovative Wege ging die rot-grüne Bundesregierung in der 
 Städtebauförderung, für die sie 1998 eine „Verstärkung“ 
vereinbarte. Durch einen „neuen integrativen Ansatz“ soll-
ten Stadtentwicklungs- und Wohnungspolitik mit der Sozial-
politik vernetzt werden.19 Dabei konnte sie auf Vorarbeiten 
der Ministerkonferenz  ARGEBAU zurückgreifen, die bereits 
am 29. November 1996 die Bund-Länder-Gemeinschaftsin-
itiative „ Soziale Stadt“ ins Leben gerufen hatte, „um die 
drohende soziale Polarisierung in den Städten zu stoppen“.20 
Zwei Jahre später hatte sie deren Ausgestaltung auf Länder-
ebene angestoßen. Mit dem Bund-Länder-Programm 
„Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf, die soziale 
Stadt“ ergänzte die rot-grüne Koalition 1999 die  Städte-
bauförderung um ein zunächst auf vier Jahre befristetes, 
inzwischen aber verstetigtes integratives Instrument, 
an dessen Entwicklung sich die Nassauische Heimstätte we-
sentlich beteiligt hatte.

Gemeinsam mit ihrer Tochtergesellschaft  Nassauische Heim-
stätte. Gesellschaft für innovative Projekte ( nhgip) hatte die 
Nassauische Heimstätte bereits lange zuvor ein Konzept zu 
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men, reagierte die rot-grüne Bundesregierung 1999 auch 
auf die regional zunehmend differierenden Wohnungs-
märkte und sozialen Problemlagen, die einer differenzier-
teren Förderung bedurften. Erklärte Ziele des Programms 
waren die Stabilisierung und zielgerichtete positive 
Entwicklung benachteiligter Stadtteile sowie die soziale 
 Integration. Damit ging es weit über den klassischen An-
satz einer auf bauliche Aspekte ausgerichteten  Stadtent-
wicklungspolitik hinaus und kombinierte investive mit 
nicht-investiven Maßnahmen wie etwa der Arbeits- und 
Ausbildungsförderung oder kultureller Projekte. Daraus 
ergab sich auch für die Nassauische Heimstätte ein neues 
Betätigungsfeld, die für zwei von ihr betreute Projekte zur 
Aufwertung des Spessartviertels in  Dietzenbach – vormals 
 Starkenburgring – mit dem Preis „ Soziale Stadt“ ausge-
zeichnet wurde: 2002 für „Bürgerkompetenz im  Spessart-
viertel“ und 2009 sowie 2010 für die Initiative „Wir bewe-
gen uns“.24 Heute ist das Unternehmen der größte 
Projektträger im Programm „ Soziale Stadt“.

Seit 2010 kürzte jedoch die christlich-liberale Bundesregie-
rung die  Städtebauförderung empfi ndlich. Das Programm 
„ Soziale Stadt“ war davon mit Einsparungen von 70 Prozent 
im Jahr 2011 und der gleichzeitigen Konzentration auf 
„investive Maßnahmen“ besonders hart betroffen. Für Hes-
sen bedeutete dies einen Rückgang der Förderung von 
13,8 Millionen Euro auf 4,2 Millionen Euro. In  Marburg 
formierte sich daraufhin im Mai 2011 das „Bündnis für eine 
„ Soziale Stadt“ Hessen“, dem neben zahlreichen betroffenen 
Kommunen auch die Nassauische Heimstätte beitrat. Das 
Bündnis wollte „auf den Handlungsbedarf in benachteilig-
ten Stadtteilen aufmerksam“ machen und die „erfolgrei-
chen Ansätze“ zu deren Stabilisierung absichern und 
stärken. Die langfristige und beständige Finanzierung der 
sozialen Stadtteilentwicklung war sein Ziel.25

Stadtumbau West: „Strategische Daueraufgabe“
Das 2002 vom Bund angestoßene Forschungsprogramm 
„ Experimenteller Wohnungs- und Städtebau“ (ExWoSt) för-
derte in wissenschaftlich begleiteten Pilotprojekten innova-
tive Planungen und Maßnahmen in wichtigen städtebauli-
chen und wohnungspolitischen Forschungsfeldern. Für die 
Jahre 2002 bis 2009 vereinbarte die rot-grüne Bundesregie-
rung mit den Ländern zunächst das Programm „Stadtumbau 
Ost – für lebenswerte Städte und attraktives Wohnen“, das 
den Schrumpfungsprozess in den neuen Bundesländern be-
gleiten und wieder für intakte Stadtstrukturen sorgen soll-
te.26 Schon kurz darauf reagierte die Politik auch in den alten 
Bundesländern auf neue Problemlagen, die sich aus dem 
demografi schen Wandel und Strukturveränderungen erga-
ben. Auf Basis der Auswertung der Pilotprojekte verankerte 
der Bund 2004 nun das Programm  „Stadtumbau West“ 
als „strategische Daueraufgabe“ gesetzlich, das die  Städte-
bauförderung seitdem mit differenziertem Ansatz ergänzt 
und damit Aufwertungs- und Rückbauinvestitionen gleich-
berechtigt förderte. Auch hier übernahmen Bund, Land und 
Kommune jeweils ein Drittel der Kosten.27

Klimaschutz als epochales Thema des Wohnungsbaus
Begleitend zu diesen sozialen Maßnahmen verschärfte die 
rot-grüne Bundesregierung die Regelungen zum Klima-
schutz und nahm dabei bestehende Wohnungen nicht aus. 
Die ab 2002 gültige  Energieeinsparverordnung (EnEV),28 die 
Heizungsanlagenverordnung und Wärmeschutzverordnung 
zusammenfasste, forderte Maßnahmen im Bestand zur 
effi zienteren Energienutzung und bürdete ebenso wie ihre 
Nachfolgeverordnungen den öffentlich geförderten Gesell-
schaften hohe Modernisierungsaufwendungen auf. So wa-
ren ab 2002 die vor 1978 installierten Heizkessel zu erneu-
ern, Heizungsrohre in ungeheizten Räumen zu isolieren und 
schrittweise die obersten Geschossdecken zu dämmen. 

7|3 Fünf Bausteine bildeten die ursprüngliche Konzeption der Idee „ Soziale Stadt“, an deren Entwicklung die Nassauische Heimstätte 

maßgeblich beteiligt war.
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Die seit Januar 2003 geltende Europäische Gebäuderichtlinie 
zur Energieeffi zienz, die besonders bei Neubauten sowie 
beim Verkauf von Bestandsimmobilien oder deren maßgeb-
licher Veränderung griff, zeichnete die weiteren Schritte vor.

Die EnEV 200429 führte ab 2009 eine Energieausweispfl icht 
für sämtliche Wohneinheiten bei Bewohner- oder Eigentü-
merwechsel ein, um Transparenz über die energetischen 
Qualitäten von Gebäuden zu schaffen und diese den Markt-
mechanismen zu unterwerfen. Damit war ein unumkehrbarer 
Weg beschritten. Im Jahr 2007 beschloss das Bundeskabinett 
der Großen Koalition unter Bundeskanzlerin Angela Merkel 
(CDU) das Integrierte Energie- und Klimaprogramm (IEKP), 
das auf eine Senkung der Treibhausgase um 40 Prozent bis 
2020 abzielte und dabei dem Wohnungsbestand eine wich-
tige Rolle zuwies – immerhin entstehen rund 20 Prozent der 
CO2-Emmissionen in den privaten Haushalten. 30

Die ab Oktober 2007 geltende EnEV 200731 setzte die EU-
Richtlinien zur Energieeinsparung um und berücksichtigte 
alternative Energieversorgungssysteme. Mit dem Gesetz für 
den Vorrang Erneuerbarer Energien bekannte sich die Bun-

despolitik 2008 zu einer nachhaltigen Entwicklung der Ener-
gieversorgung, um „fossile Energieressourcen zu schonen 
und die Weiterentwicklung von Technologien zur Erzeugung 
von Strom aus Erneuerbaren Energien zu fördern“, und schuf 
damit auch für innovative energetische Konzepte im Woh-
nungsbau die Rahmenbedingungen. Hohes Ziel: Eine Stei-
gerung des Stroms aus erneuerbaren Energien von damals 
13 auf 30 Prozent im Jahr 2020.32 Durch die EnEV 2009 wur-
den dann Wärmeschutzmaßnahmen der Außenhaut bei 
bestimmten Änderungen im Bestand zur Pfl icht und die 
energetischen Anforderungen um 30 Prozent erhöht. Die 
EnEV 2009 zog außerdem Elektrospeicheröfen aus dem 
Verkehr– mit großzügigen Übergangsfristen.

Parallel zur energetischen Ertüchtigung im Bestand stiegen 
auch die Anforderungen an Neubauten stetig an. Das am 
4. Juli 2008 vom Bundesrat beschlossene Erneuerbare-Energien-
Wärmegesetz verlangte, bei Neubauten ab dem 1. Januar 2009 
für einen Teil des Warmwasser-, Heizungs- und Klimatisierungs-
bedarfs erneuerbare Energien (Biomasse, Geothermie, Son-
nenenergie oder Umweltwärme) zu nutzen. Die Länder erhiel-
ten zugleich die Möglichkeit, auch im Bestand die Verwertung 
erneuerbarer Energien verpfl ichtend vorzuschreiben. 33 Neben 
den erwünschten positiven Effekten für die Umwelt belasten 
die energetischen Maßnahmen Vermieter und Mieter jedoch 
in erheblichem Maß. Dabei sorgte die begrenzte Förderung – 
etwa über die Kreditanstalt für Wiederaufbau – wiederholt für 
Kritik. Auch für die Nassauische Heimstätte stellten die 
Maßnahmen zur Energieeinsparung und Immissionsminderung 
eine große fi nanzielle Herausforderung dar.

Nach der Bundestagswahl am 18. September 2005, bei der 
die Linkspartei erstmals in den Bundestag eingezogen war, 
hatten CDU und SPD unter Führung der Christdemokratin 
Angela Merkel eine Große Koalition gebildet, da keines der 
beiden Wahlbündnisse die absolute Mehrheit erlangen konn-
te. Bis dahin waren – verstärkt seit Ende der 1990er Jahre – 
bereits rund 750.000 Wohneinheiten aus Gesellschaften mit 
kommunaler, Landes- oder Bundesbeteiligung privatisiert 
worden, um die Finanznot der öffentlichen Haushalte zu min-
dern. Zugleich fi elen damals jährlich rund 100.000 Sozialwoh-
nungen aus der Belegungsbindung, für die es keinen Ersatz 
gab – weder durch Neubau, noch durch den Erwerb von 
Belegungsrechten.34 In Hessen sank die Zahl der Sozialwoh-
nungen zwischen 1995 und 2000 von 188.721 auf 170.650. 
Bis 2005 fi elen nochmals mehr als 26.000 Sozialwohnungen 
aus der Bindung.35 Ende 2009 besaß Hessen 132.000 Sozial-
wohnungen; damit waren noch 4,6 Prozent des gesamten 
Wohnungsbestands sozial gebunden (1990: 8,6 Prozent).36

Regionalisierung der Wohnungspolitik
Angesichts zunehmend regional ausdifferenzierter Märkte 
dezentralisierte der Bund die Wohnungspolitik weiter: Mit 

7|4 Die rot-grüne Landesregierung initiierte 1998 die Kampagne 

„Energiebewußt in Hessen“, die den Einsatz alternativer Energien 

auch beim Hausbau propagierte.
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ihren absoluten Mehrheiten in beiden Kammern brachte die 
Große Koalition eine am 1. September 2006 in Kraft getre-
tene Änderung des Grundgesetzes, die sogenannte Födera-
lismusreform,37 auf den Weg, mit der unter anderem die 
Gesetzgebung zur Wohnraumförderung entfl ochten wurde 
und auf die Länder überging; damit wurde die umfassends-
te Grundgesetzänderung seit 1949 realisiert. Damals stellte 
der Bund bis 2013 jährlich 518,2 Millionen Euro als Kompen-
sation für den Wegfall seiner Förderung bereit – von den 
Ländern jeweils projektweise abzurufen. Auf Hessen entfi e-
len jeweils 30,3 Millionen Euro.38 Das Ziel der Reform 
bestand darin, die Wohnungspolitik stärker an die regional 
sehr unterschiedlichen Anforderungen anzupassen, wobei 
die Initiative nun bei den Ländern lag, bislang aber vielfach 
– beispielsweise auch in Hessen – nicht im möglichen 
Umfang ergriffen wurde. Im Januar 2011 stellte die SPD-
Fraktion im Hessischen Landtag den Antrag, ein Hessisches 
Wohnungsbaufördergesetz auf den Weg zu bringen.39 Die 
Große Koalition beendete zum Jahresende 2005 auch die 
umstrittene Förderung selbst genutzten Eigentums durch 
ersatzlose Streichung der zuvor bereits mehrfach umgestal-
teten Eigenheimzulage, was vielfach „Vorzieheffekte“ beim 
Erwerb bewirkte, wie auch die Nassauische Heimstätte fest-
stellte.40 Bereits zum 1. Januar 2004 hatte die rot-grüne 
Bundesregierung die höhere Förderung von Neubauten be-
endet und dem nur mit dem halben Satz geförderten 
Erwerb von Altbauten gleichgestellt.41

Den fortschreitenden Rückzug des Bundes aus der Woh-
nungspolitik brachte auch die 2005 erfolgte Umbenennung 
des Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Wohnungs-
wesen in Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung deutlich zum Ausdruck. Bereits die 1998 unter der 
rot-grünen Regierung vollzogene Zusammenfassung des 
vormaligen Bundesministeriums für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau mit dem Bundesministerium für Verkehr 
hatte die Stellung von Bauwesen und Städtebau im Kabinett 
geschwächt; in der Folge hatten Ministerialbeamte – viel-
fach auch auf Länderebene – beim Thema Wohnen „starken 
Einfl uss“ erlangt, die politische Gestaltungskraft trat in den 
Hintergrund.42

Der Bund ordnete seine auf Artikel 104 b des Grundgesetzes 
basierende Städtebauförderung neu und führte 2008 das 
Programm „Aktive Stadt- und Ortsteilzentren“ und 2009 das 
Sonderprogramm „Förderung von Maßnahmen zur energe-
tischen Sanierung von Großwohnsiedlungen“ ein.43 Der Re-
aktorunfall im japanischen Fukushima bewirkte 2011 
schließlich einen radikalen Wandel in der deutschen Ener-
giepolitik mit Folgen auch für die Wohnungswirtschaft: Die 
Bundesregierung beschloss den Ausstieg aus der Stromer-
zeugung durch Atomkraftwerke und erhöhte zugleich das 
erst kurz zuvor verkleinerte Volumen der für energetische 

7|5 Die rot-grüne Landesregierung warb bereits ab 1995 für eine 

aus der Atomkraft ausstiegsorientierte Energiepolitik.

Maßnahmen vorgesehenen Förderung durch die Kreditan-
stalt für Wiederaufbau. Zusätzlich soll künftig eine geplante 
Mietrechtsnovelle die Duldungspfl icht für Modernisierungen 
erweitern. Die verbesserte Abschreibung für energetische 
Modernisierungen scheiterte jedoch bislang im Bundesrat.44

Die Ära Koch in Hessen
„… dass nach den Beobachtungen des Mieterbundes auf der 
Ebene der Landespolitik eine Diskussion über wohnungspo-
litische Probleme so gut wie nicht mehr stattfi ndet.“45

In Hessen wählten die Bürgerinnen und Bürger die Lan-
desregierung unter Ministerpräsident Hans Eichel (SPD) 
am 7. Februar 1999 überraschend und sehr knapp ab, 
nachdem der CDU-Spitzenkandidat Roland Koch mit einer 
umstrittenen Unterschriftenkampagne gegen die Reform 
des Staatsbürgerschaftsrechts bei den Bürgern hatte punk-
ten können. Damit begann die zwölfjährige Ära des Minis-
terpräsidenten Koch, der zunächst in einer Koalition mit 
der FDP, nach Erringen der absoluten Mehrheit in der 
Landtagswahl 2003 allein und ab 2009 erneut in einer 
Koalition mit den Liberalen regierte. Nach Kochs Wechsel 
an die Spitze eines Unternehmens 2010 übernahm der 
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lichen Gesichtspunkten orientierte[n] Gesamtkonzeption“. 
Die Neufassung beschränkte sich nun auf die Aspekte 
Barrierefreiheit und Größe der förderfähigen Wohnfl äche 
sowie allgemeine Qualitätsmerkmale.49

Im Jahr darauf reduzierte die Landesregierung die Fördermit-
tel für den sozialen Wohnungsbau stark von 92 Millionen Euro 
(2003) auf 62 Millionen Euro (2004) und plante eine weitere 
Verminderung auf 50 Millionen Euro bis 2007. Schwerpunkte 
setzte sie aber im Ballungsgebiet Rhein-Main.50 Seit 2004 
bestand das Förderprogramm „Stadtumbau in Hessen“, das 
durch strukturelle Veränderungen bedingte Stadtumbaumaß-
nahmen förderte. Im Jahr 2010 umfasste das Programm 
31 geförderte Standorte zum Teil in interkommunalen Ver-
bünden. Auf die zunehmenden Funktionsverluste der Stadt- 
und Stadtteilzentren reagierte das Bund-Länder-Programm 
„Aktive Kernbereiche in Hessen“, das Maßnahmen zur Erhal-
tung und Entwicklung von Standorten für Wirtschaft und Kul-
tur, für Arbeiten und Leben teilfi nanzierte. Das 2009 
eingeführte Bund-Länder-Programm „Städtebaulicher Denk-
malschutz“ förderte die Erhaltung historischer Stadtkerne und 
Bauten. Das Fördervolumen für ganz Hessen lag 2009 aber 
bei nur acht Millionen Euro.51

Die seit 2009 in Hessen regierende Koalition aus CDU und 
FDP vereinbarte, ihre Zusammenarbeit mit den Kommunen 
im Programm „Soziale Stadt“ für Stadtteile mit hohem An-
teil an Migranten und sozial Schwachen zu intensivieren, um 
durch die Entwicklung vernetzter sozialer Infrastrukturen 
integrationsfreundliche Wohnumfelder zu schaffen und die 
Entstehung von Parallelgesellschaften zu verhindern. Eine 
enge Verzahnung von Wohnungsbau und Stadtentwick-
lungspolitik zielte auf eine Verminderung des Bevölkerungs-
schwundes auf dem Land. Eine Aufstockung der EU- und 
Bundesförderung für Wärmedämmung und der Ausbau de-
zentraler Kraft-Wärme-Kopplung durch Landesmittel sollte 
die Wirkkraft der Energiepolitik steigern. Die ab 1. Janu-
ar 2009 geltende Neufassung der Richtlinien für den sozia-
len Mietwohnungsbau schrieb schließlich den Vorrang von 
Passivhäusern bei der Förderung vor und führte höhere Zu-
schläge für behindertengerechte Bauten ein.52 Nach jahre-
langen Debatten strich die christlich-liberale Landes-
regierung als weiteren Schritt von der Objekt- zur Subjekt-
förderung zum 1. Juli 2011 die Fehlbelegungsabgabe für 
besser verdienende Mieter von Sozialwohnungen. Bereits 
seit langem stand die Abgabe in der Kritik, weil sie durch 
die Verdrängung der Besserverdienden zur Segregation53 in 
Siedlungen führe. Den hessischen Kommunen ging durch 
die Streichung der Abgabe jedoch ein hoher zweistelliger, 
für den sozialen Wohnungsbau zweckgebundener Millionen-
betrag jährlich verloren – oft die einzigen Mittel, die für die-
sen Zweck noch zur Verfügung standen.54

Hessische Innenminister Volker Bouffi er (CDU) das Amt 
des Ministerpräsidenten.

Die neue CDU-geführte Landesregierung setzte ab 1999 ihre 
politischen Schwerpunkte in den Bereichen innere Sicherheit, 
Bildung und Verkehr. Die umfangreiche Neueinstellung von 
Lehrern und Referendaren, eine verbesserte Ausstattung der 
Polizei sowie Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur er-
höhten die Verschuldung des Landes. Nach dem Wahlsieg 
2003 entschloss sich die CDU-Regierung zu einer Kehrtwen-
de: Angesichts der durch das Zerplatzen der „Dotcom-Blase“ 
2000 einsetzenden Rezession mit massiven Steuerausfällen 
erließ sie unter dem Namen „Operation sichere Zukunft“ ein 
rigoroses Sparprogramm und reduzierte vor allem die Sozial- 
und Bildungsausgaben drastisch.46 Auch der Erwerb der Lan-
desanteile der Wohnstadt Stadtentwicklungs- und Woh-
nungsbaugesellschaft Hessen mbH durch die Nassauische 
Heimstätte gehörte zu diesem Programm, mit dem Wirt-
schafts- und Beschäftigungspolitik nun Priorität erhielten.47

Mit der Umsetzung des Wohnraumförderungsgesetzes ließ 
sich die Landesregierung zunächst Zeit und akzentuierte es 
dann, indem sie bei den Einkommensgrenzen für die Wohn-
berechtigung in geförderten Wohnungen den vom Bund 
eröffneten Spielraum nach unten ausnutzte.48 Bei der Neu-
fassung der Technischen Wohnungsbaurichtlinien in Hessen 
2003 entfi el die seit 1993 bestehende Forderung nach einer 

7|6 Zwölf Jahre prägte die Politik der Kabinette unter Ministerprä-

sident Roland  Koch (CDU) die hessische Politik.
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Werterhalt und Ökologie: Investitionsprogramme der 
Nassauischen Heimstätte
„Das Produkt der Wohnungswirtschaft gegenüber ihren 
Kunden heißt also ‚Wohnen‘ und nicht mehr ‚Wohnung‘. 
Gegenüber den Gesellschaftern oder Aktionären muss das 
Produkt ‚sozialer Frieden‘ – plus angemessene Dividende 
sein.“55

Ende der 1990er Jahre ließ der Zuwanderungsdruck, der 
nach dem Fall des Eisernen Vorhangs für ein sprunghaftes 
Anwachsen der hessischen Bevölkerung – vor allem auch im 
Tätigkeitsgebiet der Nassauischen Heimstätte in Süd- und 
Mittelhessen – gesorgt hatte, spürbar nach. Die Gründe wa-
ren in der Verschärfung der Asylgesetzgebung 1993 und der 
Wirtschaftskrise Mitte der 1990er Jahre zu suchen.56 Die 
Heimstätte bekam die weitere Entspannung auf dem Woh-
nungsmarkt und den nachlassenden Zuwanderungsdruck 
deutlich zu spüren: Der Wandel zum „Käufermarkt“ zeigte 
sich durch eine höhere Mieterfl uktuation und wachsende 
Leerstandsraten.57 

Als Grund für einen Wohnungswechsel gaben damals 
70 Prozent der Mieter die unzeitgemäße Ausstattung an. 
Kleine und schlecht ausgestattete Wohnungen ließen sich 
auch im Ballungsraum Rhein-Main zunehmend schwieriger 
vermieten. Immerhin 30 Prozent der Heimstätten-Wohnun-
gen waren 1998 noch ausschließlich durch Einzelöfen be-
heizbar, viele verfügten nur über alte Bäder und Küchen. Die 
Nassauische Heimstätte verlagerte deshalb ihre Aktivitäten 
verstärkt von der Neubautätigkeit auf die Instandhaltung 
eigener Bestände und begann 1999 ein auf mehrere Jahre 
angelegtes, 550 Millionen Euro schweres Modernisierungs- 
und Instandhaltungsprogramm, das Jahresfehlbeträge ein-
kalkuliert hatte.58 Dabei legte das Unternehmen – sich 
ausdrücklich in die Tradition der gemeinnützigen Wohnungs-
wirtschaft stellend – Wert auf eine sozialverträgliche Erhal-
tung und Entwicklung seines Wohnungsbestands.59 

So steigerte die Nassauische Heimstätte die Anzahl der jähr-
lich modernisierten Wohneinheiten von 533 im Jahr 1997 
auf den Höchststand 2.926 im Jahr 2001. Ab 2004 ging die 
Zahl der  Modernisierungen von 1.174 (2003) auf 664 (2004) 
deutlich zurück. Insgesamt wurden zwischen 1998 und 2005 
rund 11.500 Wohneinheiten modernisiert, also etwa ein 
Viertel des Anlagevermögens. Zugleich wuchs der Bedarf an 
Instandhaltungsmaßnahmen, da die umfangreichen Neu-
baujahrgänge der 1950er bis 1970er Jahre nun gleichzeitig 
Renovierungsbedarf entwickelten. Das Instandhaltungsvo-
lumen stieg dabei von 68,5 Millionen DM (1997) auf 
125,9 Millionen Euro (2001).60 Der Bereich Bauen musste 
sich vor diesem Hintergrund in den vergangen zwei Jahr-
zehnten vom Neubau auf die Sanierung umorientieren und 
war mit neuen Fragestellungen konfrontiert: „Sind die alten 

Grundrisse noch zeitgemäß? Sind die Umbaukosten zu er-
wirtschaften? Genügt die Bandbreite der Wohnungsty-
pen?“61 Bis 2009 fl ossen laut Thomas  Dilger 90 Prozent der 
Investitionen der Nassauischen Heimstätte in die  Bestands-
modernisierung.62

Seit der Jahrtausendwende kamen als weitere Aufgaben die 
von der Bundespolitik vorgegebenen, verschärften energe-
tischen Anforderungen hinzu. Angesichts steigender Ener-
giekosten garantierten energetisch optimierte Wohnungen 
zudem eine verbesserte Vermietbarkeit. Für die Außenhaut-
modernisierung legte die Nassauische Heimstätte deshalb 
unter dem Slogan „Neuer Mantel schützt und wärmt“ ein 
spezielles Programm auf, das über die Nachrüstung der  Wär-
medämmung hinaus auch die Sanierung der in Betongroß-
tafelbauweise errichteten Gebäude aus den 1960er Jahren 
umfasste. Neben der Beseitigung von Feuchteschäden 
erhielten die Häuser statt der alten Betonbrüstungen neue 
Balkongeländer. Das zeitaufwendige, jedoch wirksame und 
kostengünstige Modernisierungskonzept sah die Anbrin-
gung von Mineralwollplatten auf der Hauswand vor; die 
hinterlüftete Hängung von Faserzement-, Kunstharzbeton-
platten oder Trespa-Fassadenmaterial an einer Aluminium-
konstruktion gab den Gebäuden nicht nur eine wärmege-
dämmte Außenhaut, sondern auch eine neue, moderne 
ästhetische Anmutung, die die Nassauische Heimstätte 
vielfach durch ausgeklügelte Farbkonzepte unterstrich. In 
das Programm waren unter anderen die Siedlungen  Limes-
stadt in  Schwalbach,  Nordweststadt in Frankfurt oder  Klar-
enthal in  Wiesbaden einbezogen.63

Modernisierung in der Frankfurter  Nordweststadt
Beispielhaft sei hier die zwischen 1998 und 2001 erfolgte 
Sanierung in der Frankfurter  Nordweststadt näher betrach-
tet.64 Dort modernisierte die Nassauische Heimstätte mit 
einem Kostenaufwand von 70 Millionen DM 1.200 Wohnein-
heiten. Dazu gehörten auch die Neugestaltung der Ein-
gangs- und Treppenhäuser sowie die Nachrüstung mit Ge-
gensprechanlagen. Neben der energetischen Fassadener-
tüchtigung wurden die Flachdächer erneuert und gedämmt 
sowie einfach verglaste Fenster ausgetauscht. Um die Ak-
zeptanz bei den Mietern für die umfangreichen Arbeiten von 
Beginn an zu erhöhen, erhielten sie während der Bauphase 
einen Mietnachlass von 22,5 Prozent. In der  Nordweststadt 
initiierte die Nassauische Heimstätte zudem zwei modell-
hafte Maßnahmen zu Ressourcenschonung und Klimaschutz. 
Ein Pilotprojekt für die Müllentsorgung zielte auf Kostensen-
kung und Wertstoffaussonderung: Ein privates Unternehmen 
übernahm das Abfall-Handling und wurde dafür mit 50 Pro-
zent an der auf 200.000 DM veranschlagten Einsparung bei 
den Abfallgebühren beteiligt; die restliche Ersparnis kam 
den Mietern zugute.65 Eine der größten Photovoltaikanlagen 
der Region erzeugt in der  Nordweststadt auf einer Fläche 
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7|7 Das neue Farbkonzept und die abwechslungsreichen Oberfl ä-

chenmaterialien geben der Nordweststadt ein neues, unverwech-

selbares Gesicht.

von 5.860 Quadratmetern 187.300 Kilowattstunden Strom 
im Jahr, was dem Verbrauch von 50 Haushalten entspricht.66

1950er-Jahre-Bauten in zeitgemäßem Gewand
Die Modernisierungen von Siedlungen der 1950er Jahre er-
forderten teilweise größere Umbauten, um sie weiterhin 
marktfähig zu erhalten. Ein Problem stellten die vielen 
unterschiedlichen Grundrisse dar, die keinen unternehmens-
weit einheitlichen Umbau erlaubten.67 Als besondere 
Herausforderung waren zudem vielfach denkmalpfl egeri-
sche Gesichtspunkte zu berücksichtigen und ein behutsames 
Vorgehen bei Ergänzungen gefragt, um den ursprünglichen 
Charakter der stadtteilprägenden Siedlungen zu bewahren. 
Da die Bewohner oftmals gemeinsam mit den Bauten in die 
Jahre gekommen waren, zielten die Modernisierungen auch 
auf die Schaffung einer möglichst großen Zahl seniorenge-
rechter oder sogar barrierefreier Wohnungen ab. Die Sanie-
rung der Offenbacher Carl-Ulrich-Siedlung stellte die Heim-
stätte unter das beispielhafte Motto „Ein Zeitzeuge wird 
zeitgemäß“. Bis 2003 erfolgte eine grundlegende Moderni-
sierung, die aktuellen Komfort in die Häuser brachte: Dazu 
gehörten neue Fußböden und Bäder, der Anschluss an das 
Fernwärmenetz für Heizung und Warmwasser anstelle der 
bisherigen Einzelöfen, Fassadendämmung sowie die Erneu-
erung der Elektroverteilung.

Die sechsstöckigen Punkthochhäuser, die mit ihren Zweizim-
merwohnungen bestens für Alleinstehende geeignet sind, 
erhielten durch den Anbau von Außenaufzügen seniorenge-
rechte Zugänge bis in die oberen Stockwerke. Sie sind als 
bauliche Ergänzungen deutlich ablesbar und stören den 

7|8 Die Photovoltaikanlage in der Nordweststadt, hier präsentiert von Frankfurts Bürgermeister Achim Vandreike und den Geschäftsfüh-

rern der Nassauischen Heimstätte, verringerte den CO2-Ausstoss um 137 Tonnen pro Jahr.
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„Charme der bestehenden Architektur“ nicht. Die Neugestal-
tung eines Maisonettehauses passte 33 Wohnungen aktuel-
len Wohnbedürfnissen an. Die Vergrößerung der Hausgrund-
fl äche ermöglichte großzügigere Grundrisse; Terrassen und 
große Balkone verbesserten den Wohnwert erheblich. Die 
Neugestaltung der Außenbereiche umfasste auch das Anle-
gen von Mietergärten sowie Spiel- und Sitzgelegenheiten. 
Mit einem vergleichbaren Programm wurde auch die Fritz-
Kissel-Siedlung in Frankfurt-Sachsenhausen mit ihren 
785 Wohnungen und den Außenanlagen bis 2005 umfas-
send saniert.68

Unabhängig von den Modernisierungen stattete die Nassau-
ische Heimstätte bis Ende 2002 rund 41.000 Wohnungen 
ihres Bestands mit Breitbandkabelanschluss aus, um den 
Mietern Kommunikationsmöglichkeiten auf dem aktuellen 
technischen Stand zu bieten und mit dem „Kernprodukt“ 
Wohnung auch weiterhin attraktiv zu bleiben. Gemeinsam 
mit der Tochtergesellschaft nhgip entwickelte und erprobte 
sie zudem verschiedene Dienstleistungen, etwa Steuerungs- 
und Sicherheitssysteme oder die Fernmessung des Energie-
verbrauchs, die die neuen technologischen Möglichkeiten 
ausnutzen sollten. Dazu zählten als Online-Dienstleistung 
auch Mieter-Foren, die durch die direkte Kommunikation 
eine neue Qualität im Verhältnis Kunde – Vermieter schufen. 
Dabei zielte das Unternehmen darauf ab, ebenso schnell 
und servicefreundlich auf Anfragen reagieren zu können wie 
Firmen anderer Branchen.69 Neben unkomplizierten E-Mail-
Kontakten spielten zunehmend Verkaufsplattformen für 
Miet- und Verkaufsobjekte im Internet eine wichtige Rolle, 
sowohl im Kundenkontakt als auch zur Bindung von Mietern 
und Käufern.70

Neue, ehrgeizige Wege zur energieeinsparenden Sanierung 
skizzierte die Heimstätte am Beispiel der Adolf-Miersch-
Siedlung in Frankfurt-Niederrad. Ihr Konzept wurde 2009 
beim Bundeswettbewerb „Energetische Sanierung von 
Großwohnsiedlungen auf der Grundlage von integrierten 
Stadtentwicklungskonzepten“ mit einer Silbermedaille aus-
gezeichnet und damit unter den 15 besten von 79 Wettbe-
werbsbeiträgen platziert. Der Wettbewerbsbeitrag schlug für 
die 1.100 Wohnungen eine effi ziente Dämmung, moderne 
Haustechnik, kontrolliertes Lüften sowie den Einsatz rege-
nerativer Energien vor, um eine Reduktion der CO2-Emission 
von 80 Prozent zu erreichen. Da in der Miersch-Siedlung 
viele langjährige und damit betagte Mieter leben, richtete 
die Nassauische Heimstätte gemeinsam mit dem „Frankfur-
ter Verband“ einen Bewohnertreffpunkt mit Café ein.71

Im Jahr 2001 war schließlich der seit 1983 betriebene Aus-
tausch der Fenster im Bestand weitgehend abgeschlossen: 
Damit besaßen rund 40.000 Wohnungen isolierverglaste 
Fenster: In sämtlichen Häusern waren die Einfachverglasun-

7|9 Zu den neu gestalteten Außenanlagen der  Carl-Ulrich-Siedlung 

mit neuer Aufenthaltsqualität gehört auch die von Bildhauer Lutz 

 Brockhaus gestaltete Brunnenskulptur.

7|10 Mit viel Fingerspitzengefühl für die vorbildliche Architektur 

der 1950er Jahre modernisierte die Nassauische Heimstätte auch 

die Fritz-Kissel-Siedlung.
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gen ersetzt.72 Die umfangreichen  Modernisierungen hatten 
neben der Inanspruchnahme der Bauunterhaltungsrückla-
gen fünf Jahre geplanter bilanzierter Fehlbeträge von 
zusammen 148,8 Millionen Euro in den Jahren 2000 bis 
2004 zur Folge.73

„Weniger, bunter, älter“: Zukunftsorientiertes  Sozialma-
nagement
„Gelebte Internationalität, ein dauerhaftes Miteinander 
der Nationen anstelle eines befristeten Nebeneinanders, 
eine qualifi zierte und ganzheitliche Gestaltung der inter-
kulturellen Realität anstelle einer überholten Verweige-
rungshaltung in Bezug auf das Einwanderungsland 
Deutschland – das sind die zentralen Herausforderungen 
einer Stadtentwicklungspolitik von heute und morgen.“74

Um den Wohnungsbestand wirtschaftlich erfolgreich zu ver-
markten, reichten bauliche Verbesserungen allein seit lan-
gem nicht mehr aus. Durch den demografi schen Wandel 
rückten inzwischen das rasante Anwachsen einer Senioren-
mieterschaft, die Zunahme von Haushalten mit nur einer 
oder zwei Personen sowie der hohe Anteil von Mietern mit 
Migrationshintergrund in den Fokus zukünftiger Handlungs-
felder. Zugleich sank „der Anteil an den Sozialwohnungsbe-
rechtigten auf das untere Drittel der Bevölkerung“ ab,75 was 
zur Folge hatte, dass angesichts des hohen Anteils an Rent-
nern und Empfängern von Transferleistungen nur noch 
38 Prozent der Mieter der Nassauischen Heimstätte einer 
Berufstätigkeit nachgingen. Für zwei Drittel der Bewohner 

7|11 Die städtebauliche Nachverdichtung durch freifi nanzierte Mietwohnungen in der Adolf-Miersch-Siedlung 2004 nutzte ganz muster-

gültig vorhandene Freifl ächen und die intakte Infrastruktur.

und deren Kinder sind demnach inzwischen die Wohnung 
und ihr Umfeld auch tagsüber der überwiegende Aufent-
haltsort76 – mit erheblichen Folgen für das Zusammenleben 
und das sich daraus ergebende Konfl iktpotenzial.

In den Wohnquartieren prallten die Bedürfnisse alteingeses-
sener, meist schon betagter alleinlebender Mieter und oft 
junger, in Familienverbänden agierender Zuwanderer mit 
fremden Sitten und Gebräuchen aufeinander. Damit es erst 
gar nicht zu überforderten Nachbarschaften und der Abwan-
derung langjähriger Bewohner kommen konnte, beschäftig-
te sich die Nassauische Heimstätte immer wieder mit aktu-
ellen und möglicherweise künftigen Problemlagen. Hinter 
dem Engagement standen auch handfeste ökonomische 
Interessen: Bei nicht funktionierenden Nachbarschaften 
sinkt der betriebswirtschaftliche Wert des Immobilienbesit-
zes – „trotz Knappheit des Bodens, weil die Lage abgewertet 
wird“.77 Die Modernisierung ihrer Wohnungen fl ankierte die 
Nassauische Heimstätte deshalb bereits früh durch eigene 
Untersuchungen sowie darauf basierende zukunftsweisende 
soziale Projekte.

Im Fokus: Seniorenarbeit
Dabei nahm das Unternehmen wiederholt die Senioren 
besonders in den Blick – und das nicht ohne Grund: So wa-
ren 2006 zum Beispiel fast die Hälfte der 16.000 Frankfurter 
Mieter des Unternehmens über 60 Jahre alt – Tendenz rapi-
de steigend. Diese Mietergruppe gilt im multikulturellen 
und starker Fluktuation unterworfenen Umfeld der Groß-
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7|12 In der  Adolf-Miersch-Siedlung sorgte die Nassauische Heimstätte für ein Begegnungs- und Servicezentrum, das vor allem die 

Lebensqualität der älteren Siedlungsbewohner merklich erhöhte.

siedlungen als wichtiger Stabilisierungsfaktor, den die Nas-
sauische Heimstätte so lange wie möglich in ihren Wohnun-
gen halten möchte. Deshalb ließ sie deren Wünsche 2005 
und 2010 durch ein Meinungsforschungsinstitut ermitteln; 
500 Haushalte mit Bewohnern über 65 Jahren nahmen an 
der Befragung teil. Ergebnis: Rund 90 Prozent wollten in 
ihrer Wohnung bleiben, aber die Hälfte gab Probleme im 
Alltag an, etwa mit Treppensteigen, Baden und Duschen, 
der Reinigung des Treppenhauses. Viele bevorzugten 
deshalb Wohnungen im Erd- oder ersten Obergeschoss – 
möglichst mit Balkon. Rund ein Drittel äußerte Interesse an 
Putzdienst, Essensservice und Hausnotruf. Deshalb rief die 
Nassauische Heimstätte 2006 das zunächst auf die Main-
Metropole beschränkte Projekt „Sie bleiben – wir helfen!“ 
ins Leben, das individuelle Beratung und Unterstützung bei 
der Wohnraumanpassung, Hilfestellung durch Mitarbeiter 
des Sozialmanagements – etwa bei Anträgen auf Unterstüt-
zungsleistungen – bietet. Die Dienstleistungen des Frankfur-
ter Verbandes können die Mieter zu vergünstigten Konditi-
onen in Anspruch nehmen. Eine Kooperation mit der 
Deutschen Gesellschaft für Seniorenberatung erweiterte das 
Angebot zusätzlich. Bis 2010 wurden rund 400 Beratungs-
gespräche geführt und zahlreiche, auf die individuellen 
Bedürfnisse zugeschnittene Hilfen entwickelt.78

Inzwischen setzte sich die Nassauische Heimstätte aber 
nicht nur für seniorengerechten Wohnraum und Hilfen für 
ein langes Leben in den eigenen vier Wänden ein, sondern 
nach dem Motto „Gemeinsam statt einsam“ auch für stadt-
teilbezogene Begegnungszentren, die den weniger mobilen 
Senioren soziale und kulturelle Teilhabe in ihrem unmittel-
baren Umfeld ermöglichten. Den Auftakt „begleitenden 
Wohnens im Alter“ machte das unter dem Namen „Frank-
furter Modell“ bekannt gewordene Gemeinschaftsprojekt 
mit dem Frankfurter Verband für Alten- und Behindertenhil-
fe e. V. in der Adolf-Miersch-Siedlung, wo 2008 in der Adolf-
Miersch-Straße 20 auch ein Service- und Mieterzentrum 

eröffnete, das die Hilfs- und Pfl egeleistungen sozial einband. 
Der Erfolg war vielversprechend,79 so dass bereits im nächs-
ten Jahr der  Bewohnertreff „Allerhand“ in  Langen-  Oberlin-
den mit wöchentlichem Mittagstisch und Cafébereich folgte, 
den die Arbeiterwohlfahrt  Langen betreibt. Für das Koope-
rationsprojekt, das die Situation der über Sechzigjährigen im 
Stadtteil, die immerhin ein Drittel der Bewohner stellen, 
verbessern sollte, engagierte sich außerdem das  Senioren-
zentrum „Haltestelle“. Die Nassauische Heimstätte stellte 
auch hier die Räume für den  Bewohnertreff zum symboli-
schen Mietpreis von einem Euro pro Quadratmeter zur Ver-
fügung und beteiligte sich mit 30.000 Euro am Umbau. Se-
nioren fi nden dort nun kulturelle und Beratungsangebote. 
Eine Demenzgruppe zog ebenfalls in das Umfeld und ver-
stärkte das soziale Angebot. Ähnlich motiviert und zu glei-
chen Mietkonditionen entstanden im  „Frankfurter Modell“ 
zuvor in der  Nordweststadt (Gerhart-Hauptmann-Ring 298 
und in  Sachsenhausen neue Begegnungszentren mit Grup-
penräumen, Café und offener Küche, deren Umbau das 
Wohnungsunternehmen ebenfalls fi nanzierte.80

„Integration trotz Segregation“
Auch dem zweiten zentralen Thema des demografi schen 
Wandels, der Integration von Zuwanderern, widmete sich die 
Nassauische Heimstätte mit wissenschaftlicher Gründlichkeit. 
Dabei ging es nicht nur darum, das Zusammenleben unter-
schiedlicher Bevölkerungsgruppen zu verbessern, sondern 
angesichts der schrumpfenden deutschen Bevölkerung eben-
so um die erfolgreiche Positionierung hessischer Kommunen 
„im Wettbewerb um internationale Zuwanderung“. Nur ein 
„möglichst attraktives Umfeld und eine vorbildliche Integrati-
onspraxis“ binden eine internationale Bevölkerung, stellte 
die Jahrestagung der Deutschen Akademie für Städtebau und 
Landesplanung 2002 fest. Nun musste ein Paradigmenwech-
sel von einer auf befristetes Nebeneinander ausgerichteten 
Praxis auf eine längerfristige Integrationsstrategie vollzogen 
werden, die Ausgrenzungsspiralen zu verhindern vermag.81
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Nassauischen Heimstätte, in das zehnköpfi ge Expertenforum, 
dessen Aufgabe in der systematischen Bündelung der For-
schungsergebnisse sowie der praktischen Erkenntnisse be-
stand.88 Drei Publikationen fassten die Projektergebnisse 
zusammen.89 Auch Thomas Dilger, ebenfalls Geschäftsführer 
der Nassauischen Heimstätte, und Hans Fürst, Bereichsleiter 
Consulting, befassten sich publizistisch mit den Auswirkun-
gen der Migration auf den Städtebau und die Wohnungs-
wirtschaft. Dabei betonten sie die Chancen, die sich aus 
zunehmend heterogenen Lebensstilen ergeben.90

Soziale Reparatur
So hatte sie als „Nothelfer“ bereits 1998 die Gesamtverant-
wortung für die Entwicklung des vielfach negativ aufgefalle-
nen östlichen Spessartviertels in Dietzenbach, ehemals 
Starkenburgring, übernommen und dort ein koordiniertes 
Quartiersmanagement etabliert. Dort lebten in fünf Wohn-
hochhäusern mit 1.020 Wohnungen, die 700 Eigentümern 
gehörten, rund 4.500 Bewohner aus etwa 80 Nationen. Vor 
der Maßnahme gehörte Vandalismus hier zur Tagesordnung. 
Das Projekt der Heimstätte basierte auf dem Konzept „Aus 
Betroffenen Beteiligte machen“. Ein Beispiel: Mit den Kindern 

In einem ersten Schritt blickte das Unternehmen zurück. Im 
Juli 1998 erschien die von ihr beauftragte Studie „Zuwande-
rung in das Rhein-Main-Gebiet 1871-1995“,82 die deutlich vor 
Augen führte, dass die Nassauische Heimstätte „Wanderungs-
bewegungen in ihrer Region baulich benötigt“ und diese auf 
eine lange Tradition zurückgingen. Da sich die Immigration 
inzwischen aber stark internationalisiert hatte, bedurfte es 
systematischer Integrationsstrategien, etwa bei der Bele-
gungspolitik, um „überforderte Nachbarschaften“ zu vermei-
den. Unter dem Eindruck, dass die Zuwandererzahl von 1988 
bis 1994 doppelt so hoch gelegen hatte wie in den fast vier 
Jahrzehnten zwischen 1950 und 1987,83 stellte die Nassaui-
sche Heimstätte ihren Geschäftsbericht 1998 unter das Jah-
resthema „Die Wohnungswirtschaft vor einer Integrationsauf-
gabe“. Bereits damals war sich die Geschäftsleitung darüber 
im Klaren, dass „die gemischte Belegung als Grundsatz 
unserer Wohnungsvergabe … zunehmend … Fiktion“ gewor-
den war. „Punktuell“ sah sie die Entscheidung für „ethnisch 
homogene Wohnquartiere“ im Bestand angesichts des demo-
grafi schen Wandels für unausweichlich an und stellte sich 
selbst die Frage: Wie bieten wir den Menschen – Zugewan-
derten und Alteingesessenen – in unseren Wohnquartieren 
nicht nur Raum, sondern Lebensqualität?84 Vier Jahre später 
griff sie das Thema unter dem Aspekt „Stadtentwicklung 
durch Zuwanderung“ erneut auf und präsentierte erste Zwi-
schenergebnisse ihrer Projekte. Mit der interkulturellen 
Pionierarbeit zur Sozialen Stadt und zum Quartiersmanage-
ment sah sich die Nassauische Heimstätte in einer „Vorreiter-
rolle“ und stellte für die Rhein-Main-Region einen „Integrati-
onsvorsprung“ fest. Mit ihrer Studie „Wohnungswirtschaftliche 
und stadtentwicklungspolitische Aspekte von Integration und 
Segregation“85 verdeutlichte die Nassauische Heimstätte, 
dass Wohnungsunternehmen und Stadtentwickler „in weiten 
Bereichen ohne Orientierung durch einen politischen und ge-
sellschaftlichen Konsens der Integrationsziele und Integrati-
onsinhalte gelassen“ wurden und gab einen Überblick zu 
ihren damals entwickelten Handlungsstrategien.86

Da bis zu Beginn des dritten Jahrtausends noch keine syste-
matische Integrationspraxis für das inzwischen allgemein als 
Einwanderungsland anerkannte Deutschland bestand, betei-
ligte sich auch die Nassauische Heimstätte an dem zwischen 
2004 und 2007 durchgeführten bundesweiten Projekt „Zu-
wanderer in der Stadt“, das Politik, Praxis und wissenschaft-
liche Forschung eng verzahnte.87 Ausgehend von der Annah-
me, dass angesichts wachsender Erwerbslosenzahlen Arbeit 
als Integrationsfaktor an Bedeutung verliert und stattdessen 
Wohnung wie Wohnumfeld immer mehr an Relevanz gewin-
nen würden, entwickelte das Projekt „differenzierte Ansätze 
für die sozialräumliche Integration von Zuwandern“. Als Re-
präsentant für die Wohnungswirtschaft entsandte der GdW 
– Bundesverband deutscher Wohnungsund Immobilienunter-
nehmen e. V. Bernhard Spiller, Leitender Geschäftsführer der 

7|13 Mit eigenen Studien untersuchte die Nassauische Heimstätte 

Folgen des demografi schen Wandels und der Zunahme einer Be-

wohnerschaft mit Migrationshintergrund.
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und Jugendlichen schuf sie eine „Planerinsel“, einen wetter-
geschützten Sitzplatz, der künftig allen zur Verfügung stand. 
Besonderes Augenmerk galt dem sanierungsbedürftigen 
Außengelände. „Ein ‚Wohnen außerhalb der Wohnungen‘ 
fand so gut wie nicht statt.“ Dies galt es nachhaltig zu ändern, 
weil damit auch die soziale Kontrolle im öffentlichen Raum 
gestärkt werden konnte. Die Nassauische Heimstätte über-
dachte hier paradigmatisch bisherige Bau- und Siedlungs-
strukturen, etwa die auf traditionelle deutsche Kleinfamilien 
ausgerichteten Grundrisse, und erarbeitete Pläne, um Freifl ä-
chen und öffentliche Räume in die Stadtgestaltung einzube-
ziehen. Die Modernisierung der technischen  Infrastruktur, ein 
Farbkonzept für die Flure und ein Sicherheitskonzept mit 
Videoüberwachung sowie die Einstellung von Hausbetreuern 
– zunächst über Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen – und die 
Einrichtung von Mietergärten waren weitere Bausteine der 
Überlegungen, die zudem eine ethnologische Komponente 
besaßen und unter dem Stichwort „Bürgerkompetenz im 
Spessartviertel“ im Rahmen des Wettbewerbs „Soziale Stadt 
2002“ ausgezeichnet wurden. Zum Konzept der Nassauischen 
Heimstätte und ihrer Tochter nhgip gehörte daneben der An-
kauf von Wohnungen, um die Sanierung zu beschleunigen. 91

Im Jahr 2001 eröffnete das Unternehmen gemeinsam mit 
der Neuen Wohnraumhilfe Darmstadt Mieterschuldnerbera-

7|14 Mit dem Projekt „Die kleinen Feger“ verstärkte die Nassauische Heimstätte bei Kindern und Jugendlichen die Identifi kation mit 

dem Wohnumfeld und vertiefte nachbarschaftliche Kontakte durch gemeinsame Aktivitäten.

tungen in Darmstadt, Groß-Gerau und Rüsselsheim, um Al-
ternativen zu drohenden Zwangsräumungen zu suchen. 
Schon im ersten Jahr konnte die Hälfte der Zwangsräumun-
gen abgewendet werden.92 Als weiteres Instrument moder-
nen Sozialmanagements ermöglichte die Nassauische 
Heimstätte Mieterbeiräte, deren Satzung im April 2000 be-
schlossen wurde. Sie sollten die Selbstverpfl ichtung des 
Unternehmens zu einer „mieternahe[n] und vertrauens-
bildende[n] Verwaltung unserer Wohnungen und die Förde-
rung einer aktiven Mietermitwirkung“ institutionalisieren. 
Ein gewählter Beirat konnte sich zu Fragen der Belegung 
äußern und besaß Anspruch auf Unterrichtung und Anhö-
rungs-, Vorschlags- und Beratungsrecht bei Modernisierungs- 
und Großinstandhaltungsvorhaben sowie Gestaltung und 
Pfl ege des Wohnumfeldes, der Entwicklung der Mieten und 
Betriebskosten, Fragen der Gemeinwesenarbeit sowie der 
Durchführung kultureller Veranstaltungen, etwa von Mieter-
festen, und erhielt für seine Arbeit eine begrenzte fi nanzi-
elle Unterstützung.93 In diesen Kontext gehört auch die seit 
2004 sechs Mal jährlich erscheinende Mieterzeitschrift 
„füreinander“, die über Projekte des Unternehmens sowie 
des Vereins Wohnen und Leben informieren und „Transpa-
renz für die Mieter“ schaffen sollte.94 Der programmatische, 
an die Eigenverantwortung appellierende Titel „füreinander“ 
ersetzte das Vorgängermagazin „das dach“. 
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in der Kinder- und Jugendbetreuung sowie in der Senioren-
arbeit weiter aus. 

Im zweiten Schritt stieß das Unternehmen 2001 einen Orga-
nisationsentwicklungsprozess an, um in den acht dezentralen 
Geschäftsstellen „klare Organisationsstrukturen und einheit-
liche Abläufe für die Bestandsbewirtschaftung zu schaffen“. 
Die Analysephase konnte noch 2001 abgeschlossen werden. 
„Unter größtmöglicher Akzeptanz aller Mitarbeiter“ erfolgte 
ab 2002 die „strategische Neuausrichtung“,98 um bei verbes-
serter Kundenorientierung und erweitertem Angebot Abläu-
fe und Kostenstrukturen effi zienter und marktgerechter zu 
gestalten und die Nassauische Heimstätte „fi t für die Zukunft“ 
zu machen. Die Neuorganisation der Geschäftsprozesse 
begann im Bereich Wohnen; es folgten die Bereiche Bauen 
und Backoffi ce.99 Die Optimierung der Arbeitsabläufe und die 
vollständige Dokumentation sämtlicher Geschäftsvorgänge 
waren 2004 abgeschlossen. Ein Probelauf zur elektronischen 
Bearbeitung von Handwerkerrechnungen bis zu 5.000 Euro 
hatte 2004 begonnen. Ein defi nierter Pool von Handwerkern 
konnte Aufträge elektronisch abrufen und die Rechnung via 
Internet stellen. Auch die Verbuchung erfolgte nun automa-
tisch. Für den Bereich Bauen hatte die Nassauische Heimstät-
te zudem ein Projektmanagementsystem entwickelt und 
strebte nun die Zertifi zierung nach ISO 9000 an.100 Den inter-
nen Umstrukturierungsprozess begleitete eine Grundsanie-
rung des Verwaltungsgebäudes am Schaumainkai, die den 
Charme der 1950er Jahre bewahrte.101

Ab 1998: Kundennahe Umstrukturierung der Wohnungs-
verwaltung 

Die Nassauische Heimstätte begann 199895 einen im Jahr 
2000 vorläufi g abgeschlossenen Umstrukturierungsprozess, 
um ihre Wohnungsverwaltung kundennah und dienstleis-
tungsorientiert zu gestalten. Im ersten Schritt stellte sie in 
Zusammenarbeit mit Beschäftigungsgesellschaften in Offen-
bach und Frankfurt Haus- und Siedlungsbetreuer ein, um 
unter dem Stichwort „wirtschaftlicher Nutzen mit sozialer 
Verantwortung“ Langzeitarbeitslose neu zu qualifi zieren, die 
sie vielfach später in feste Beschäftigungsverhältnisse über-
nahm.96 Den Haus- und Siedlungsbetreuern waren kaufmän-
nische Mitarbeiter zugeordnet, die sich gemeinsam um bis zu 
1.500 Wohnungen kümmerten. Die Siedlungsbetreuer erhiel-
ten 2006 sogar eine interkulturelle Schulung zum Islam.97

Daneben stellte die Nassauische Heimstätte für ihr umfang-
reiches Instandsetzungs- und Modernisierungsprogramm 
befristet Fachleute ein. In diesem Zusammenhang erhöhte 
sie ihre Mitarbeiterzahl von 463 (1998) auf 527 (2000) und 
verbesserte ihre Kundennähe unter der Prämisse „von der 
funktionsgebundenen Verwaltungsarbeit zur integrierten 
Kundenbetreuung“ erheblich. Parallel erweiterte sie die 
Zahl ihrer Geschäftsstellen um drei Büros: Frankfurt 2 (zu-
ständig für die nördlichen und östlichen Stadtteile), Taunus 
in Oberursel und Hanau. Darüber hinaus baute sie ihre 
Zusammenarbeit mit sozialen Verbänden und Kommunen 



| 217

1998 – 2012
Stadtrendite versus Kapitalrendite

7|16 Mitarbeiter, Geschäftsfreunde und politische Weggefährten 

verabschiedeten sich im Gesellschaftshaus des Palmengartens vom 

langjährigen Leitenden Geschäftsführer Reinhart Chr.  Bartholomäi.

Neubesetzung der Geschäftsführung
Parallel zur Umstrukturierung der Geschäftsprozesse vollzog 
sich in der Chefetage ein Generationenwechsel. Im Dezem-
ber 2000 ging nach 15 Jahren an der Spitze der Nassaui-
schen Heimstätte der Leitende Geschäftsführer Reinhart Chr. 
Bartholomäi in den Ruhestand. Der Aufsichtsrat bestellte 
zum 1. Januar 2001 seinen Stellvertreter, den Diplom-Kauf-
mann Bernhard Spiller102 zum Nachfolger.103 Ende 2001 folg-
te die Verabschiedung der beiden Technischen Geschäfts-
führer Siegbert Vogt und Wolfgang Weber. Am 
1. Februar 2002 nahm Thomas Dilger104 als Technischer Ge-
schäftsführer seine Arbeit auf. 105 Die neue Geschäftsführung 
sah sich bald mit ganz neuartigen, das Unternehmen grund-
legend verändernden Herausforderungen konfrontiert – und 
das in einer Phase anhaltender Konjunkturschwäche mit 
mehr als 8.600 Insolvenzen allein im Bausektor (2004) und 
fast fünf Millionen Arbeitslosen.106

Vom „Organ staatlicher Wohnungspolitik“ zur disponib-
len Landesbeteiligung
„Die Veräußerung der Landesanteile an der Wohnstadt ist im 
Haushaltsplan 2004 veranschlagt. Im Hinblick auf die beson-
dere Bedeutung der Beteiligung wird der Verkauf dennoch 
dem Hessischen Landtag zur Zustimmung vorgelegt“.107

Eine sozialstaatlich orientierte Wohnungspolitik stand in der 
hessischen Landespolitik unter Ministerpräsident Roland 
Koch (CDU) nicht an erster Stelle. Vielmehr erklärte der zu-
ständige Minister für Wirtschaft, Verkehr und Landesent-
wicklung, Dieter Posch (FDP), die Erhaltung eines funktions-
fähigen Wohnungsmarktes „möglichst ohne staatliche 
Regulierung“ zu seinem Ziel. Schwerpunkte für Hessen sah 
er in der Entwicklung altersgerechten Wohnens und der 
Energieeinsparung.108 Mit dieser Grundhaltung bediente sich 
das Land folgerichtig verstärkt seiner Beteiligungen an ehe-
mals gemeinnützigen Wohnungsunternehmen, um den 

Haushalt zu konsolidieren. Dabei geriet auch die Nassaui-
sche Heimstätte wieder in das Blickfeld der Finanzpolitiker. 
Bei Amtsantritt von Ministerpräsident  Koch war das Land an 
der  Gemeinnützigen Wohnungsgesellschaft Hessen (GWH) 
mit 90 Prozent, an der  Wohnstadt in Kassel mit 73 Prozent, 
an der  Hegemag in  Darmstadt mit 61 Prozent, an der Nas-
sauischen Heimstätte mit 41 Prozent sowie an der  Frankfur-
ter Siedlungsgesellschaft mit 13,7 Prozent beteiligt. Noch im 
Jahr des Regierungswechsels 1999 strebte die Koalition eine 
Satzungsänderung bei den landesverbundenen Wohnungs-
gesellschaften an, um die auf vier Prozent begrenzte Divi-
dende heraufzusetzen und damit eine „Annäherung an den 
Markt“ zu erreichen.109 Die Rendite der landeseigenen Woh-
nungsunternehmen sei zu gering, wie der Staatssekretär im 
Wirtschaftsministerium Herbert Hirschler (FDP) befand. Kri-
tiker – wie etwa der Verband der südwestdeutschen Woh-
nungswirtschaft, aber auch die Frankfurter SPD – befürchte-
ten als Folge einen Rückstau bei Modernisierung und 
Instandhaltung.

Grundsätzlich verfolgte die CDU-Regierung das Ziel, sich von 
Landesanteilen zu trennen, „wenn kein wichtiges Interesse 
des Landes … mehr besteht und ein angemessener Kauf-
preis zu erzielen ist“.110 Dies galt auch für die ehemals 
gemeinnützigen Wohnungsunternehmen, die sie nun for-
ciert privatisieren wollte. So beschloss der Aufsichtsrat der 
Nassauischen Heimstätte unter Vorsitz von Wirtschaftsmi-
nister Dieter Posch 1999 den Verkauf der rund zehnprozen-
tigen Beteiligung des Unternehmens an der Wohnbau 
Rhein-Main. Der Käufer, die WBRM-Holding – eine Tochter 
der zum Veba-Konzern gehörenden Viterra und der Hypo-
Vereinsbank – hatte bereits zuvor 62 Prozent der Anteile an 
der Wohnbau mit ihren 14.000 Wohnungen im Rhein-Main-
Gebiet von der Deutschen Post AG übernommen.111 Die 
Deutsche Annington Immobilien, inzwischen größtes Woh-
nungsunternehmen in Deutschland und wegen mangelnder 
Bauunterhaltung und problematischer Nebenkostenabrech-
nungen häufi g Objekt kritischer Medienberichterstattung, 
kaufte Viterra 2005 auf. Die Veräußerung dieser zuvor öf-
fentlichen Beteiligungen zeigt exemplarisch die Probleme 
einer kapitalmarktorientierten Privatisierung auf.112

Im Jahr 2000 verkaufte die Landesregierung die GWH-Antei-
le an die Landesbank Hessen-Thüringen (Helaba), die inzwi-
schen Alleineigentümerin ist. Frankfurter Siedlungsgesell-
schaft und Hegemag folgten.113 Die zuletzt verbliebenen 
Landesanteile an der Wohnstadt und der Nassauischen 
Heimstätte sollten nach Vorstellungen der Regierung eben-
falls von der Helaba erworben werden. Zu diesem Zweck 
versuchte das Land, zunächst seine Geschäftsanteile zu er-
höhen, und übernahm 2002 die 5,9-prozentige Beteiligung 
der Helaba und 2003 die 6,9-prozentige Beteiligung des 
Bundes an der Nassauischen Heimstätte sowie an der 
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eigner besaßen bei großen Verkaufstransaktionen ein Veto-
recht. Ein Tausch der 40-prozentigen Beteiligung des Landes 
an der Frankfurter Messe gegen die Anteile der Stadt Frank-
furt an der Nassauischen Heimstätte in Höhe von 31,1 Pro-
zent sollte 2003 den Weg zur Übernahme der Nassauischen 
Heimstätte durch die  Helaba ebnen,115 was jedoch scheiterte.

Finanzminister Karlheinz  Weimar (CDU) verfolgte daraufhin 
eine andere Strategie, um den hessischen Haushalt kurzfris-
tig zu entlasten und die Beteiligungen an Wohnungsunter-
nehmen neu zu ordnen: Auf Betreiben der hessischen 
Regierung erwarb die Nassauische Heimstätte 2004 die Lan-
desbeteiligung an der 1920 gegründeten nordhessischen 
Schwestergesellschaft  Wohnstadt für 178 Millionen Euro,116 
wobei die ursprüngliche Preisvorstellung des Finanzminis-
ters bei 250 Millionen Euro gelegen hatte.117 Die Nassaui-
sche Heimstätte musste den Kauf „durch ein mit eigenen 
Wohnungsbeständen grundschuldrechtlich gesichertes Dar-
lehen“ aufbringen. Die jährliche Zinsbelastung dafür veran-
schlagte die Frankfurter Allgemeine Zeitung118 auf 7,5 Milli-
onen Euro; Zins und Tilgung beliefen sich 2006 auf 
13,7 Millionen Euro.119 Zur Refi nanzierung waren „neben 
dem Cashfl ow der beiden Unternehmen die Synergieeffekte 
aus der strategischen Neupositionierung“ vorgesehen. Be-
reits mit der Übernahme fi el die Entscheidung, in den fol-
genden zehn Jahren 5.000 Wohneinheiten zu privatisieren.

Die Übernahme erfolgte als Anteilserwerb unter Beibehal-
tung der rechtlichen Struktur beider Unternehmen, um kei-
ne Pfl icht zur Zahlung von Grunderwerbssteuer auszulösen. 
Die Mitarbeiter erhielten einen zehnjährigen Kündigungs-
schutz – ebenso wie die Mieter. Der Aufsichtsrat unter Vorsitz 
von Alois  Rhiel, Hessischer Minister für Wirtschaft, Verkehr 
und Landesentwicklung, hatte zudem festgelegt, dass „die 
sichere und sozial verantwortbare Wohnungsversorgung brei-
ter Schichten“ weiterhin Gesellschaftszweck bleiben sollte.120 

Die SPD-Opposition prangerte den Verkauf als haushaltspo-
litische Transaktion an, der keine systematische wohnungs-
politische Strategie zugrunde liege. Ferner meldete sie Be-
denken zur mangelnden Transparenz bei der Bewertung des 
Unternehmens an, das womöglich überschätzt worden sei. 
Die FDP zog die in Aussicht gestellten Synergieeffekte in 
Zweifel, „weil wir es mit zwei grundverschiedenen Unter-
nehmen zu tun haben“. Die Grünen schließlich bemängel-
ten den „Einmaleffekt“ des Verkaufs, der nicht einmal zur 
strukturellen Sanierung des Haushalts beitrage und die Kre-
ditaufnahme vom Land auf eine überwiegend dem Land 
gehörende Gesellschaft verlagere. Im Landtag stimmten 
dann am 15. Dezember 2004 CDU und FDP für den Kauf der 
 Wohnstadt-Anteile durch die Nassauische Heimstätte, SPD 
und Grüne dagegen. 121

Damit war das Thema  Privatisierung für die Nassauische 
Heimstätte aber noch nicht abgeschlossen. Zwar erachtete 
Finanzminister  Weimar 2004 im Zuge der Zusammenfüh-
rung der beiden Gesellschaften ihre  Privatisierung „derzeit 
für nicht sinnvoll“, strebte sie aber „auch hier mittelfristig“ 
an.122 Vor dem Verkauf der Landesanteile sei es aber 
„sinnvoll, dass die NH zunächst diesen Beteiligungserwerb“ 
konsolidiere.123 Seitdem kamen immer wieder Spekulati-
onen über den Verkauf der Unternehmensgruppe Nassau-
ische Heimstätte auf, der bislang auch durch den Wider-
stand der Stadt Frankfurt unterblieb. Die christlich-liberale 
Landesregierung kündigte an, bis Ende des Jubiläumsjah-
res der Nassauischen Heimstätte 2012 eine Entscheidung 
über deren Verkauf treffen zu wollen, was zu kontrover-
sen Debatten im Landtag, aber auch in Kommunalparla-
menten, sowie zu einer Unterschriftenaktion gegen den 
Verkauf durch DGB und Mieterbund führte. 124 Inzwischen 
trennten sich auch die Städte  Offenbach,  Darmstadt und 
 Wiesbaden, deren Anteil in das Eigentum der Wiesbadener 
Immobilienmanagement überging, sowie der Landkreis 
 Darmstadt von ihren Beteiligungen an der Nassauischen 
Heimstätte.125

„Auf dem Weg zur neuen Heimstätte“
„Wesentliches Element einer auf die langfristige Sicherung 
der Vermietbarkeit ausgerichteten Strategie ist ein ertrags-
orientiertes Portfoliomanagement: Verkauf von Wohnungs-
beständen an Standorten mit langfristig zurückgehender 
Wohnungsnachfrage und Investitionen in Wohnungsbe-
stände oder an Standorten, die eine stabile oder wachsen-
de Bevölkerungsentwicklung erwarten lassen.“126

Nach dem Erwerb von 83,8 Prozent der  Wohnstadt-Anteile 
vom Land Hessen am 1. Januar 2005 übernahm die Nassau-
ische Heimstätte unter dem Namen „Unternehmensgruppe 
Nassauische Heimstätte /  Wohnstadt“ die Aufgaben einer 
Holding für beide Firmen. Die  Wohnstadt blieb als Besitzge-
sellschaft erhalten, ebenso wie die Nassauische Heimstätte. 
Durch einen Vertrag zwischen den beiden verbundenen 
Unternehmen übertrug die Nassauische Heimstätte zum 
1. Januar 2007 die Hälfte ihrer Anteile an der  Wohnstadt zu 
einem Kaufpreis von knapp 90 Millionen Euro auf diese. Eine 
befreiende Schuldübernahme des zum Kauf der Anteile von 
der Nassauischen Heimstätte aufgenommenen Darlehens 
durch die  Wohnstadt fi nanzierte den Kauf.127

Die  Wohnstadt brachte 20.947 Bestandswohnungen, 
100 gewerbliche Einheiten, 1.937 Garagen und Stellplätze in 
73 Städten der Regierungsbezirke  Gießen und Kassel sowie 
die Betreuung von rund 1.700 „Fremdwohnungen“ in den 
Unternehmensverbund ein.128 Mit einem Wohnungsbestand 
von zusammen rund 65.000 Wohnungen in 165 hessischen 
Städten und Gemeinden zählte das neue Unternehmen nun 
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zu den großen deutschen Wohnungskonzernen. Ein neues 
Logo vereinte die beiden Gesellschaften. 

Die Tochtergesellschaft der  Wohnstadt  MET, die wohnbeglei-
tende Dienstleistungen in den Bereichen Medien, Energie 
und Technik anbietet, kam ebenfalls unter das Dach der Un-
ternehmensgruppe.129 Im Juli 2005 bestellten die zwei Fir-
men ihre Geschäftsführer wechselseitig, so dass beiden 
Gesellschaften vier Geschäftsführer vorstanden. Zur Firmen-
leitung stießen nun Ernst Hubert von  Michaelis,130 der im 
Januar 2010 ausschied, und Dirk Schumacher131 hinzu.132 
Seitdem verantwortete Bernhard  Spiller die operativen 
Bereiche wie Personal, Konzernsteuerung, Organisation und 
Rechnungswesen; Thomas  Dilger zeichnete für Stadt- und 
Projektentwicklung verantwortlich. Der Bereich Baumaß-
nahmen im eigenen Bestand und für Dritte unterstand Dirk 
 Schumacher, während Ernst Hubert von  Michaelis die 
Bewirtschaftung der Bestände beider Gesellschaften über-
nahm.133 Die Gesellschafterversammlung löste den Auf-
sichtsrat der  Wohnstadt schließlich 2009 auf.134

Die Zahl der Beschäftigten war durch den Übergang der 
Arbeitsverhältnisse der  Wohnstadt-Mitarbeiter zum 1. Janu-
ar 2006 auf rund 800 angewachsen. Gleichzeitig schlossen 
die beiden Unternehmen einen  Geschäftsbesorgungsvertrag, 
der die Nassauische Heimstätte ermächtigte, sämtliche 

7|17 Mit dem Geschäftsbericht 2006 fi rmierte die Nassauische 

Heimstätte als Unternehmensgruppe mit neuem Signet.

7|18 Die vier Geschäftsführer der Unternehmensgruppe Nassauische Heimstätte Dirk Schumacher, Bernhard Spiller, Thomas Dilger und 

Ernst Hubert von Michaelis (v. l. n. r.).

kaufmännischen, rechtlichen, steuerlichen, technischen und 
organisatorischen Geschäfte für die Wohnstadt zu regeln. 
Für die Geschäftsbesorgung setzte diese überwiegend das 
bisherige Personal der Wohnstadt ein.135 Arbeitsgruppen 
beider Unternehmen erarbeiteten bereits ab 2004 ein 
Restrukturierungs- und Integrationskonzept für den neuen 
Verbund, das entsprechend dem politischen Auftrag vor al-
lem auf Synergien ausgerichtet wurde.136 Nun gliederten 
sich die Verantwortungsbereiche einerseits nach Geschäfts-
feldern, andererseits gab es standortübergreifende Zusam-
menarbeit – besonders im operativen Bereich.137 Ab 2006 
erhielten die Kundenbetreuungsteams in Nordhessen eine 
analog zu Südhessen ausgerichtete Organisation mit neu 
eröffneten Mieterschuldnerberatungen in Fulda und Mar-
burg.138 Die Einrichtung einer gemeinsamen IT-Plattform, die 
den Standards der Wohnstadt entsprach, erleichterte die 
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Frankfurter Innenstadt“ bestmöglich eingepasst.

Zusammenführung ganz grundlegend.139 Im Jahr 2006 ins-
tallierte die Unternehmensgruppe ein EDV-gestütztes Risiko 
in Verbindung mit einem professionellen Portfoliomanage-
ment, das eine intensive Objekt- und Standortanalyse sämt-
licher Bestandsimmobilien umfasst, um eine „nachhaltige 
Optimierung der Bewirtschaftungssituation“ zu erreichen.140

Orientiert an Szenario-Rechnungen ist über Neubau als An-
lage- oder Umlaufvermögen, Bestandsinvestition, Veräuße-
rung in Teilen, en bloc oder Abriss zu entscheiden.

Nachdem die Nassauische Heimstätte bereits Ende 2002 die 
operativen Bereiche Forschung und Entwicklung ihrer 
damals eingestellten Tochtergesellschaft nhgip wieder über-
nommen hatte, deren Aufgabe innovative Projekte im Woh-
nungsbau gewesen waren,141 schuf sie 2006 mit der NH Pro-
jektStadt eine neue Marke mit städtebaulich-beratender 
Ausrichtung142 und trug damit den Strukturveränderungen 
mit zunehmender Globalisierung Rechnung. Die NH Projekt-
Stadt führte seitdem die über lange Jahre gewachsenen 
Erfahrungen und Vernetzungen der Heimstätte in der Stadt-, 
Flächen- und Projektentwicklung, Projektsteuerung sowie 

Finanzierung als interdisziplinärer Beratungsdienstleister 
zusammen. Damit zielte sie nicht mehr allein auf Kommu-
nen, sondern warb vermehrt um Kunden aus der Privatwirt-
schaft, welche die Vorteile in der kommunalen und regio-
nalen Vernetzung des Unternehmens sahen. Daneben sollte 
sie außerdem eigene Projekte – etwa als Bauträger – entwi-
ckeln, fi nanzieren und managen.143

Nach nur einjähriger Bauzeit bezog die Nassauische Heim-
stätte 2006 an der Frankfurter Hofstraße ein neues, sechs-
stöckiges Verwaltungsgebäude, das ein verglaster Steg mit 
dem denkmalgeschützten Standort am Untermainkai ver-
bindet. Damit konnte sie andere, in der Stadt verteilte Büros 
aufgeben und die Zusammenarbeit der Abteilungen deutlich 
erleichtern.144

Bestandsprivatisierung als Konsolidierungsmaßnahme
Schon 2003 hatte die Nassauische Heimstätte die „maßvol-
le Privatisierung von Streubesitz“ angekündigt, um liquide 
Mittel für die Bestandserhaltung zu generieren und zur 
Erhöhung der Eigentumsquote beizutragen.145 Als Konse-
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quenz der Zusammenführung der beiden Gesellschaften 
entwickelte die Unternehmensgruppe die  Wohnungspriva-
tisierung systematisch als neues, wichtiges Geschäftsfeld. 
Vorab erfolgte 2004 die Bewertung der Bestände beider 
Gesellschaften und die Ermittlung deren Verkaufspotenzials. 
Wie bereits in den Landtagsdebatten bekannt gegeben, soll-
ten 5.000 Wohnungen verkauft werden – möglichst durch 
Mieterprivatisierungen.146 Kriterium für das Abstoßen: „Was 
heute noch marktfähig, langfristig wegen der demografi -
schen Entwicklung aber schwierig ist“, so Geschäftsführer 
 Spiller in einem Interview.147 Ab 2006 trennte sich die 
Unternehmensgruppe von größeren zusammenhängenden 
Beständen in  Bad Homburg (731 Wohnungen),  Hanau 
(514 Wohnungen),  Hanau- Großauheim (112 Wohnungen), 
 Königstein (80 Wohnungen) und  Groß-Krotzenburg (72 
Wohnungen) – jeweils als En-bloc-Verkäufe. Daneben veräu-
ßerte sie eine kleinere Anzahl an Einzelkäufer. Die Privati-
sierungen aus dem Bestand der  Wohnstadt erfolgten größ-
tenteils als Einzelverkäufe. Insgesamt wechselten 1.357 
Wohnungen der Heimstätte und 822 Einheiten der  Wohn-
stadt von 2006 bis 2010 den Besitzer.148 Parallel zu den Be-
standsverkäufen erwarb die Unternehmensgruppe Bauland 
in größerem Umfang vor allem im Künstlerviertel  Wiesba-
den, was laut Geschäftsführer  Dilger vor allem für Bauträ-
gergeschäfte genutzt werden sollte.149

Umstrukturierung unter dem Motto „Zukunft gestalten“
Einige Jahre nach dem Zusammenschluss der beiden Unter-
nehmen erwartete der Aufsichtsrat für die  Wohnstadt mittel-
fristig angesichts des demografi schen Wandels eine „negative 
Ertragslage“. Deshalb beauftragte er die Geschäftsführung 
2009, eine umfassende Restrukturierungsstrategie für die Jah-
re 2010 bis 2014 und für Nordhessen ein „tragfähiges 
Geschäftsmodell“ zu erarbeiten, die sowohl Kapital- wie 
Stadtrendite erwirtschaften sollten. Zielvorgabe: Ertrags- und 
Wirtschaftskraft der Unternehmensgruppe sollen „nachhaltig 
gestärkt!“ werden.150 Unter der Prämisse „Zukunft gestalten!“ 
erarbeiteten Projektgruppen mit Unterstützung externer 
Berater 2010 ein Konzept, das intern durch den unregelmäßig 
erscheinenden Newsletter „Zukunft gestalten aktuell“ und 
Informationsveranstaltungen umfassend kommuniziert wur-
de.151 Demnach sollten Führungsstruktur und Backoffi ce 
„optimiert und gestrafft“, gleichartige Aufgaben an einem 
Standort konzentriert und der durch die Konzernbildung ent-
standene Personalüberhang auf „marktübliche Benchmarks“ 
reduziert werden, was den Abbau von 150 Stellen bedeutete. 
Mehrere am 28. Juli 2011 mit den Arbeitnehmervertretern 
geschlossene Teilinteressenausgleiche regelten die personel-
len Details der Umstrukturierung, die „sozialverträglich“ und 
durch „natürliche Fluktuation“ beziehungsweise freiwilliges 
Ausscheiden und Altersteilzeit umgesetzt werden sollten. Eine 
neu zu schaffende interne Transferabteilung fungierte als 
„Herzstück der Gesamtbetriebsvereinbarung“, die interne wie 

externe berufl iche Neuorientierung von Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern auf gestrichenen oder neu zugeschnittenen 
Arbeitsplätzen gewährleisten sollte.152 Insgesamt erhielten 
rund 450 Arbeitsplätze einen neuen Zuschnitt, rund 130 Stel-
len erforderten Auswahlverfahren, was den „internen Stellen-
markt in Bewegung“ brachte.153 Die zweite Führungsebene 
wurde komplett neu besetzt.154

Ihre Immobilienbewirtschaftung orientierte die Nassauische 
Heimstätte seitdem stärker an Mietermärkten und Bestands-
schwerpunkten.155 In diesem Zusammenhang fasste sie die 
neun Geschäftsstellen zu vier  Regionalcentern in Frankfurt, 
 Offenbach, Kassel und  Wiesbaden zusammen. Neu einzurich-
tende  Servicecenter mit Kundenbetreuern, Technikern,  Haus- 
und Siedlungsbetreuern sowie Schuldnerberatern übernah-
men den direkten Kundenkontakt.156 Zugleich wurde eine 
Reduzierung der Standorte mit sehr kleinen Wohnungsbestän-
den und langfristig die Konzentration auf Standorte mit 
„auskömmlichem Ertragspotenzial“ vom Aufsichtsrat beschlos-
sen.157 Die einschneidenden Änderungen, die den Verkauf von 
insgesamt 7.000 Wohnungen (4.700 in Nordhessen und 2.300 
in Südhessen)158 vorsahen, führten 2010 zu Kleinen Anfragen 
im Landtag, in deren Verlauf Finanzminister  Weimar einen 
Zusammenhang mit einem möglichen Unternehmensverkauf 
dementierte.159 Vielmehr sprach Wirtschaftsminister Dieter 
 Posch (FDP) davon, die „wohnungswirtschaftlichen Aktivitäten 
des Landes“ seien nun in einem Konzern gebündelt.160

„Mehr Wohnqualität, mehr Fläche, mehr Service“
„Dabei stehen wir nach wie vor zu unserem gesellschaft-
lichen Auftrag, der Versorgung breiter Bevölkerungs-
schichten mit bezahlbaren Wohnungen“.161

Die bereits seit Mitte der 1980er Jahre drastisch zurückge-
gangenen Neubauzahlen reduzierten sich um die Jahrtau-
sendwende nochmals erheblich. Die Nassauische Heimstät-
te begann seit 1997 nur in vier Jahrgängen (1998, 2003, 
2005 und 2007) mit dem Bau von mehr als 200 Einheiten 
für Dritte. In fünf Jahren (1997, 2001, 2006, 2009 und 2010) 
sank die Zahl der Baubeginne unter Betreuung der Nassau-
ischen Heimstätte sogar zum Teil deutlich unter Hundert.162 
Der Nachfragerückgang in diesem für die Nassauische 
Heimstätte seit ihrer Gründung als politischem Arbeitsauf-
trag wichtigen und umfangreichen Wirkungsfeld hatte struk-
turelle Gründe: Große, einheitlich erstellte Siedlungen wie 
in den 1920er Jahren beziehungsweise in der Nachkriegszeit 
bis in die 1970er Jahre entstehen nicht mehr. Kleine, spezi-
alisierte Bauträger konzipieren ihre Baugruppen inzwischen 
selbst. Deshalb traf das Unternehmen im Rahmen der 
Umstrukturierung unter dem Motto „Zukunft gestalten“ 
2011 die strategische Entscheidung, das Geschäftsfeld „Bau-
en für Dritte“ einzustellen,163 wobei begonnene Projekte bis 
Dezember 2012 abgeschlossen sein sollten.164
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vermögen pendelte im Zeitraum 1997 bis 2010 nur zwi-
schen 29 (2008) und 343 (2004).165 Das war einerseits den 
Wirtschaftsfl auten ab 2001 sowie – nach einer kurzzeitigen 
Erholung – ab 2008 geschuldet, 2009 verbunden mit dem 
bislang größten Rückgang des Bruttoinlandproduktes seit 
1945. Andererseits konzentrierte sich der prognostizierte 
Bedarf auf das Rhein-Main-Gebiet, wo Bauland traditionell 
teuer ist. Nach dem Zusammenschluss mit der  Wohnstadt 
sah sich die Nassauische Heimstätte zudem verstärkt mit 
dem Phänomen gespaltener Wohnungsmärkte konfrontiert: 
in Nordhessen schrumpfende Städte, im Ballungsraum 
Frankfurt angebotsüberschreitende Nachfrage. Parallel dazu 
verminderte sich die Suburbanisierung, gerade Ältere zogen 
zurück in die Städte. Zwar wurde für Hessen bis 2020 ein 
Ansteigen der Haushalte um 200.000 prognostiziert, aller-
dings zu drei Viertel im Regierungsbezirk  Darmstadt.166 Als 
Konsequenz verzichtete die Unternehmensgruppe seit 2006 
in Nordhessen vollständig auf Neubauten für den eigenen 
Bestand167 und konzentrierte sich erklärtermaßen auf die 
Wachstumsregion Rhein-Main und bei den Eigentumsmaß-
nahmen zunehmend auf qualitativ hochwertige Projekte.168

7|20 Das formale Erscheinungsbild des Neubaus für das Wohnprojekt in Frankfurt-Enkheim unterschieden die Planer der Nassauischen 

Heimstätte bewusst vom Bestandsbau.

Trotz dieser Rahmenbedingungen realisierte das Unterneh-
men einige nicht nur in Expertenkreisen beachtete Projekte, 
deren architektonische und planerische Qualität in der Aus-
wahl zum „Tag der Architektur“ oder die Prämierung durch 
die „aktionhessenhaus“ zum Ausdruck kam. Längst sind 
auch nutzungsneutrale Grundrisse und die Ausstattung meh-
rerer Räume mit Breitbandanschlüssen eine Selbstverständ-
lichkeit.169 Über ihre baulichen Aktivitäten hinaus versuchte 
die Heimstätte, die den „Ruf eines pfi ffi gen Unternehmens, 
gerade mit Blick auf innovative Projekte“ genoss,170 ab 2003 
mit einem Symposion und anknüpfenden Studienarbeiten 
an der Technischen Universität Darmstadt einen „hessen-
weiten Dialog“ zum Thema „Wohnen in der Zukunft“ anzu-
stoßen.171 Damit dokumentierte sie eindrücklich, dass es ihr 
nicht nur um die „Bereitstellung einer baulichen Hülle, 
sondern um Mitverantwortung für die Lebensumstände von 
Menschen“ ging.172 Zwar blieben die umgesetzten Vorhaben 
oftmals hinsichtlich der Anzahl der Wohneinheiten über-
sichtlich, aber die Nassauische Heimstätte entwickelte nicht 
wenige vorbildhafte Bauten für ganz unterschiedliche 
Wohnbedürfnisse – auch im Bereich des sozialen Wohnungs-
baus, die der private Markt gewöhnlich nicht abdeckte. 
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Damit ermöglichte sie die Umsetzung differenzierter Wohn-
formen und gewann wertvolle Erfahrungen mit Kleinstziel-
gruppen, die sich im Eigentumsgeschäft nutzen ließen.

So baute sie beispielsweise in Frankfurt-Enkheim für den 
Verein „Anders Leben – Anders Wohnen e. V.“ ein Haus für 
generationenübergreifendes Zusammenleben als Ergänzung 
einer Zeilenbausiedlung aus den 1960er Jahren mit acht 
Wohnungen für Singles, Senioren und Familien. Dachterras-
se und ein großzügiger Gemeinschaftsbereich, der gegen 
Erstattung der Betriebskosten allen Mietern der Siedlung zur 
Verfügung steht, bieten Raum für Gemeinschaft.173 Das 2002 
bezogene Gebäude wurde 2006 durch „aktionhessenhaus“ 
ausgezeichnet.174 Bei den realisierten Neubauprojekten der 
Jahre 1998 bis 2012 handelte es sich überwiegend um 
kleinere Häusergruppen, die zunehmend den Siedlungscha-
rakter früherer Konzepte abstreiften. Ihre Anmutung kenn-
zeichnete eine moderne, klare, zugleich aber facettenreiche 
Architektursprache, in der Regel mit Pult- oder Flachdächern. 
Zahlreiche Projekte erfolgten auch als städtebauliche Ergän-
zung des eigenen Bestands, was die Erschließungskosten 
reduzierte und den Erwerb von Bauland unnötig machte.

Konzept „Hausgruppen um einen Wohnhof“
Ein Vorhaben, das besonders langen Atem erforderte, war 
die Konversion der McNair-Kaserne in Frankfurt-Höchst. 
Nach einer Anfrage der Nassauischen Heimstätte bei der 
Stadt vom September 1991, einem städtebaulichen Ideen-
wettbewerb und Erstellung des Bebauungskonzepts konnte 
sie erst im Februar 2000 mit Räumung, Altlastensanierung 
und Abbruch beginnen. Der Bund hatte der Nassauischen 
Heimstätte, die hier als Bauherr und Architekt tätig war, für 
den Bau von Sozialwohnungen einen Rabatt beim Grund-
stückspreis eingeräumt. Um einen ehemaligen Exerzierplatz, 
heute der namengebende Platanenhof, platzierte die Heim-
stätte drei Neubauten mit 58 Wohnungen und sanierte fünf 
kleinere Bestandsgebäude, in denen 28 Einheiten entstan-
den. Die dreigeschossigen Neubauten erhielten begrünte 
Pultdächer und erschließende Laubengänge. Für unter-
schiedlichste Wohnbedürfnisse variieren die Wohnungs-
grundrisse von der Einzimmer- bis zur Maisonettewohnung 
für sechs Personen, teilweise mit vergrößerter Wohnküche. 
Der Innenhof wurde als halböffentlicher Raum gestaltet, an 
den sich die Mietergärten der überwiegend barrierefrei er-
schlossenen Erdgeschosswohnungen anschließen. Das Kon-

7|21 Sowohl Neu- als auch Umbauten des Platanenhofes in Frankfurt-Höchst wurden für den „Tag der Architektur“ als vorbildliche Bau-

ten ausgewählt.
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zept für eine gemischte Hausgemeinschaft ermöglichte je 
nach Bedürfnis Rückzug in den individuellen Bereich oder 
gemeinschaftliches Miteinander. Eine Regenwasserzisterne 
und der Anschluss an die Fernwärme sorgten für Nachhal-
tigkeit. Die im zweiten Bauabschnitt bis 2004 realisierten 
Umbauten erhielten einen Preis der „ aktionhessenhaus“.175

Ein ähnliches Konzept verfolgte die Nassauische Heimstätte 
bei einem Bauvorhaben mit geförderten Wohnungen im 
 Europaviertel  Wiesbaden, der  Konversion des innerstädtisch 
gelegenen Camp Lindsay. Dort realisierte sie ab 1999 knapp 
90 Wohnungen in vier Geschossbauten, die ebenfalls 
der Grundidee  „Wohnhof“ folgend windmühlenfl ügelartig 
angeordnet wurden. Jeweils zwei Häuser sind durch einen 
gemeinsamen überdachten Eingangsbereich sowie eine 
offene Brücke im dritten Stock miteinander verbunden, was 
die Abgrenzung zur Umgebung markiert. Die Schottenbau-
weise ermöglichte die baukastenartige  Integration elf ver-
schiedener Grundrisstypen. Ein Großteil der Wohnungen ist 
auch über Aufzüge erschlossen, was die Anlage im Hinblick 
auf die zunehmende Zahl Älterer zukunftsfähig machte. 

7|22 Als wesentliches Element, um den Bewohnern zu einem individuellen Lebensgefühl zu verhelfen, setzte die Nassauische Heimstät-

te auch im Europaviertel in Wiesbaden Mietergärten ein.

7|23 Eine künstlerisch gestaltete Murmelbahn bildet den Mittel-

punkt der Gemeinschaftsfl äche für die jüngsten Bewohner des 

Europaviertels.



| 225

1998 – 2012
Stadtrendite versus Kapitalrendite

Vorgefertigte und elementierte Filigranbauteile beschleunig-
ten den Bau, der jede Woche um ein Geschoss anwuchs. 
Nichttragende Außenwände wurden als Holzständerele-
mente ausgeführt, die eine spätere Ergänzung erleichtern 
sollten, ebenso wie zahlreiche veränderliche Elemente, 
etwa Balkone, Läden und Kabelkanäle. Ein „verantwor-
tungsbewusstes Handeln über die eigenen vier Wände hin-
aus“ suchte das Unternehmen durch das Anlegen von  Mie-
tergärten und damit verzahnten Gemeinschaftsfl ächen und 
die Einrichtung von zwei Gemeinschaftsräumen zu errei-
chen. Ein weiteres Element dieses Konzeptes bildet ein viel-
fältiges Erschließungssystem, das den Eindruck „individuel-
ler Wohnungseingänge“ vermitteln soll. Einige kleine 
Arbeitswohnungen im Dachgeschoss dienten der Verbin-
dung von Wohnen und Arbeiten. Ebenso wie der  Platanen-
hof erhielt die Anlage im  Europaviertel begrünte Pultdächer 
und einen Anschluss an das  Fernwärmenetz. Auch dieses 
Projekt bekam 2003 wegen seiner preisgünstigen energie-
sparenden Bauweise sowie städtebaulicher und architekto-
nischer Qualität eine Auszeichnung der „ aktionhessenhaus“ 
– nachdem es ebenfalls bereits 2001 für den  „Tag der Archi-
tektur“ ausgewählt worden war.176

Exklusive Wohnungen für gehobene Ansprüche
Mit hochwertigen Eigentumsmaßnahmen bewegte sich die 
Nassauische Heimstätte zunehmend in einem umkämpften 
Bauträgermarkt. Ausstattung, Wohnungsgrößen und exzel-
lente Lage waren Merkmale einer auf den oberen Mittel-
stand ausgerichteten Geschäftsstrategie. Sie zahlte sich aus, 
denn 2010 verkaufte das Unternehmen mit 167 Eigenhei-
men so viele Einheiten wie niemals zuvor.177

Das Projekt „Sunnyside“ in Wiesbaden-Dotzheim steht ex-
emplarisch für die Neuausrichtung der Eigentumsmaßnah-
men der Nassauischen Heimstätte, die in der kurzen wirt-
schaftlichen Erholungsphase um 2005 im Sonnenblumenweg 
50 hochwertige Eigentumswohnungen realisierte. Das Bau-
grundstück gehörte zum ehemaligen Camp Pieri und schloss 
eine zehnjährige Konversionsmaßnahme ab, zu der auch 
30 von der Nassauischen Heimstätte errichtete Mietwoh-
nungen im benachbarten Narzissenweg gehörten. Sämtli-
che Häuser entsprachen den Standards der Niedrigenergie-
bauweise. Die im Bauhausstil gehaltenen Gebäude mit 
großzügigen Dachterrassen und Penthousewohnungen wa-
ren 2007 bezugsfertig.178

7|24 Mit dem Projekt „ Sunnyside“ nahe  Schloss Freudenberg in  Wiesbaden setzte die Nassauische Heimstätte im wachsenden Immobi-

lienmarkt „anspruchsvolle Akzente“.
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7|25 Ein 24 Quadratmeter großer Innenhof, der 30 Quadratmeter 

messende Wohnraum und bodentiefe Fenster gehören zu den ob-

jektiven Pluspunkten der Feng-Shui-Häuser in Darmstadt.

7|26 Auch die Außenraumgestaltung der Feng-Shui-Häuser war ganz auf fernöstliches Flair ausgerichtet.
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Auf eine ähnliche Käuferschicht waren Projekte in zwei 
Städten des Rhein-Main-Gebietes ausgerichtet. In besten 
Wohnlagen in  Darmstadt und  Oberursel- Bommersheim 
baute das Unternehmen Eigenheime in Niedrigenergie-
bauweise und mit hochwertigen Naturmaterialien. Die 
sechs nahe der  Mathilden- und  Rosenhöhe gelegenen 
Darmstädter  Atriumhäuser mit jeweils 160 Quadratmetern 
Wohnfl äche erhielten eine großzügige Raumaufteilung 
und Raumhöhen von 2,88 Metern. Innenausstattung und 
Gestaltung der Grünfl ächen folgten den Prinzipien des 
 Feng Shui. Eine Besonderheit bestand in der Zusammen-
fassung der Leitungen und Bedienelemente in einem 
Raum, um elektromagnetische Strahlung zu unterbinden. 
Die Werbung der Nassauischen Heimstätte versprach den 
Käufern ein „freies und kreatives Wohngefühl“.179 Ermutigt 
vom erfolgreichem Abschluss dieses Pilotprojektes 2006 
baute die Nassauische Heimstätte ab 2008 in  Oberursel-
 Bommersheim weitere zehn „Feng-Shui-optimierte“ Dop-
pelhäuser.180

Ebenfalls in  Oberursel und mit hochwertiger Ausstattung 
entstanden ab 2007 in enger Partnerschaft zwischen  NH 
ProjektStadt und der Gemeinnützigen Siedlungswerk 
GmbH Frankfurt (GSW) nahe der Hohen Mark 22 großzü-
gige Doppelhaushälften, zahlreiche Reihenhäuser und drei 
Villen sowie ein Solitär mit Eigentumswohnungen. Die um 
einen Quartiersplatz gruppierte Anlage mit unterschied-
lichsten Wohnungstypen wird über die Straße  Im Rosen-
gärtchen erschlossen. Sie bieten – beworben unter dem 
Etikett „Select Living“ – „extravagantes Wohnen in exqui-
siter Waldrandlage“ mit Wohnungsgrößen von 147 bis 197 
Quadratmetern, ergänzt um Nutzfl ächen zwischen 44 und 
69 Quadratmetern. Die Besonderheit des ressourcenscho-
nenden Projektes bestand in der vom TÜV zertifi zierten 
Geothermieheiztechnik, mit der die zukunftsweisenden, 
hochwärmegedämmten Gebäude dem KfW-60-Standard 
entsprachen. Parkettböden, Fußbodenheizung, Terrassen, 
Dachterrassen oder Gärten sowie „optimierte Grundrisse“ 
stellten den Erfolg des direkt am Waldrand, aber verkehrs-
günstig gelegenen Vorhabens sicher, das bereits bei Bau-
beginn zu einem Viertel vermarktet war.181

Mit dem Projekt  Goetheblick auf dem  Sachsenhäuser Berg 
in Frankfurt stieß die Nassauische Heimstätte defi nitiv in 
das Marktsegment „Immobilien mit gehobenem Anspruch“ 
vor. Die 2007 begonnene, „kleinteilige schicke Bebauung“ 
des 18.845 Quadratmeter großen Geländes  Am Oberen 
Schafhofweg sah 129 von renommierten Architekten ent-
worfene Wohnungen in  Stadtvillen mit insgesamt 
12.888 Quadratmetern Wohnfl äche vor. Das Angebot um-
fasste „kleine“ Drei- bis Vierzimmerwohnungen mit 
110 Quadratmetern, aber auch „Luxury Penthouses“ mit 
mehr als 250 Quadratmetern. Selbstverständlich genügten 

auch sie dem Energiesparstandard KfW 60. Um die Häuser 
mit „repräsentativem Charme“ herum plante die Heim-
stätte große Privatgärten. Jede Einheit sollte ihren eige-
nen Eingang und Grundriss erhalten – war das Projekt 
doch auf eine individualistische Käuferschaft zugeschnit-
ten. Dem entsprach auch ein werbender Goethe-Abend 
für 100 Gäste auf dem Baugrundstück der  Goetheblick-
 Stadtvillen mit szenischer Lesung, Musik und Akrobatik 
zum großen Dichter. Die dabei gesammelten Spenden 
gingen an das Goethe-Gymnasium. Ein „ Goetheblick Spe-
zial“ bot schließlich in sieben individuellen Bauarealen 
Doppelvillen mit 129 exklusiven Eigentumswohnungen im 
Oberen Schafhofweg,  Fritz-Boehle-Straße und Letztem  Ha-
senpfad. Das im Jubiläumsjahr 2012 abgeschlossene Bau-
vorhaben bedient sich einer konsequent modernen For-
mensprache.182

Im Wiesbadener „Quartier Arte“, wie das auf einer der 
wenigen innerstädtischen Brach- und Entwicklungsfl ächen 
ausgewiesene Baugebiet der Nassauischen Heimstätte im 
Wiesbadener Künstlerviertel heißt, setzte das Unterneh-
men auf dem ehemaligen Güterbahnhof eine Mischung 
aus unterschiedlichen Bau- und Eigentumsformen in viel-
fältiger Architektur um. Neben energieeffi zienten Ge-
schoss- und Sozialwohnungen baute es Einfamilienhäuser, 
die energetische und ökologische Faktoren optimieren 
sollten.  Holzpellet-Heizung,  Solaranlage, kontrollierte 
Raumlüftung und Dämmung ermöglichten einen Standard 
deutlich über den Anforderungen der EnEV 2009. Daneben 
besitzen Kommunikation und soziales Miteinander im 
Konzept der  NH ProjektStadt einen hohen Stellenwert. 
Planmäßig gestaffelte Nutzungsmöglichkeiten für die 
Freifl ächen waren deshalb ein zentraler Gestaltungsas-
pekt:  Mietergärten für individuelle sowie autofreie be-
grünte Innenhöfe mit Spiel- und Kommunikationszonen 
für gemeinschaftliche Verwendung gestaltete die Künst-
lerin Julia  Bornefeld unter dem Titel „Ein Teil fürs Ganze“. 
Die Gewinnerin eines von der  NH ProjektStadt ausge-
schrieben Kunstwettbewerbs konzipierte bunte Puzzletei-
le als „Sitz- und Liege-Inseln“ für die Innenhöfe. Daneben 
diente das von ihr entwickelte Konzept zur farblichen In-
dividualisierung der einzelnen Häuser in der Anlage, das 
auch eigens entworfene Schilder für die Wege- und Haus-
nummern umfasste. Im Quartier Arte plante die  NH Pro-
jektStadt ausdrücklich auch für Familien mit mehreren 
Generationen. Ebenso wie in Frankfurt initiierte das Un-
ternehmen in  Wiesbaden eine Kunstaktion, die das Pro-
jekt der Öffentlichkeit mit kostenfreien Angeboten be-
kannt machte. In Kooperation mit dem BBK  Wiesbaden 
realisierte es unter dem Titel „Kunst im QuARTier“ eine 
Reihe für Erwachsene und Kinder, bei der zum Abschluss 
Lichtinstallationen von Ernst-Günther Nelte die Rohbauten 
farbig illuminierten.183
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7|27 Die exklusiven Eigentumswohnungen am Sachsenhäuser Berg genießen dank der höhengestaffelten Bauweise vielfach einen atem-

beraubenden Blick auf Frankfurts Skyline und die Hügelkette des Taunus.

7|28 Im Frankfurter Europaviertel baute die Heimstätte unter dem Motto „Urbanes Wohnen in der Metropole“ vier Wohngebäude mit 

71 Eigentumswohnungen mit ganz unterschiedlichen Grundrissen und Wohnungsgrößen von 62 bis 150 Quadratmetern.

7|29 Nahe des Neubaus der Europäischen Zentralbank konnte die NH ProjektStadt nach einem 2009 gemeinsam mit Dietz Joppien Archi-

tekten gewonnenen Wettbewerb 48 exklusive Eigentumswohnungen in der Horst-Schulmann-Straße realisieren.
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„Reiche kann man stapeln“
Obwohl das „Wohnhochhaus … jahrelang in Deutschland 
stigmatisiert“ war,184 plante die Nassauische Heimstätte 
2012 im Europaviertel Frankfurts unter dem Arbeitstitel 
„WestPark1“ erneut ein Hochhaus mit Eigentumswohnun-
gen. Auf einer erst kurz zuvor erworbenen Fläche von 
5.000 Quadratmetern Größe sollten ab 2013 in einem 
19-etagigen sowie einem siebengeschossigen Hochhaus 
225 Eigentumswohnungen, Gastronomie und Gewerbefl ä-
chen entstehen. Der wettbewerblich gekürte Entwurf des 
Büros Dietz Joppien Architekten sah auf rund 25.000 Quad-
ratmetern Wohnungsgrößen von 70 bis 130 Quadratmetern 
mit mehrheitlich zwei bis drei Zimmern vor. Dachterrassen 
und Balkone an der Südfassade verschlankten den Baukör-
per nach oben hin und boten Raum für „Energiegärten“ zur 
solaren Energiegewinnung. Die Vermarktung übernahm die 
NH ProjektStadt. Am Boulevard West ebenfalls im Europa-
viertel baute die Nassauische Heimstätte in ihrem Jubilä-
umsjahr 2012 auf einem 4.800 Quadratmeter großen Areal 
94 Eigentumswohnungen und sechs Gewerbeeinheiten. 
Beide Projekte erhielten eine Tiefgarage.185

Passivhaus war gestern: Das Plus-Energie-Haus
Als „Weltpremiere“ errichtet das Unternehmen nach eige-
nen Plänen auf dem Riedberg bis 2014 das erste „Plus-
Energie-Haus“ im Geschosswohnungsbau. Es bietet auf 
viereinhalb Stockwerken Raum für 20 Zwei- bis Fünfzimmer-
wohnungen, sämtlich mit einer Loggia. Das leicht 
geneigte Pultdach und die Südfassade sind mit Photovolta-
ikzellen versehen. Die übrigen Fassadenfl ächen erhalten zur 
optischen Angleichung eine Titan-Zink-Blechverkleidung. 
Das „Nur-Strom-Haus“ ist mit modernster Technik ausgestat-
tet, verursacht keine Kohlendioxidemission und produziert 
jährlich einen Stromüberschuss von 33.000 Kilowattstunden, 

durch den Car-Sharing-Elektromobile in der Tiefgarage mit 
Energie für 13.200 Kilometer Fahrleistung versorgt werden 
können. Die Heimstätte sieht das Pilotprojekt, mit dem sie 
„schon heute den Standard von morgen“ baue, als einen 
innovativen, aber noch immer recht teuren Beitrag zur 
Energiewende. Die Baukosten lagen rund 25 Prozent über 
einem herkömmlichen Neubau. Die Planung übernahm der 
Architekt Manfred Heger, der als Professor für energieeffi -
zientes Bauen mit seinen Studenten von der Technischen 
Universität Darmstadt bereits zwei Mal mit dem Solar 
Decathlon ausgezeichnet wurde. Aus Sicht von Geschäfts-
führer Thomas Dilger dient das Projekt der Erprobung auf 
Massentauglichkeit. Deshalb wird es drei Jahre lang wis-
senschaftlich ausgewertet.186

7|30 Ebenfalls nach dem Entwurf von Dietz Joppien Architekten realisierte die NH ProjektStadt im Europaviertel ein stadtbildprägendes 

Wohnhochaus als Beitrag zum urbanen Wohnen.

7|31 Auf dem Frankfurter Riedberg entsteht nach Plänen der NH 

das erste Plus-Energie-Haus im Geschosswohnungsbau.
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„Als Organ der staatlichen Wohnungspolitik steht der Un-
ternehmensverbund weiterhin in der Pfl icht, Folgen des 
gesellschaftlichen Wandels wie den Altersanstieg inner-
halb der Bevölkerung oder die vom Arbeitsmarkt be-
stimmte Schrumpfung von Einwohnerzahlen an einzelnen 
Standorten durch geeignete Maßnahmen zu begleiten.“187

Bereits 1999 formulierte die Nassauische Heimstätte mit 
Blick auf ihre vielfach stark in die Jahre gekommenen Sied-
lungen und hohen Sanierungskosten einen bis dahin un-
vorstellbaren Gedanken: „Abriss oder suboptimalen Stan-
dard akzeptieren“.188 Schon drei Jahre später schritt sie 
dann im zentrumsnahen Frankfurter Gallusviertel zur Tat. 
Die dort in den 1950er Jahren an der Mainzer Landstraße 
458-476 entstandenen, 30 bis 40 Quadratmeter großen 
Wohnungen mit niedrigen Decken und einfachsten Bädern 
erschienen künftig kaum mehr vermietbar. Deshalb ent-
schied sich das Unternehmen 2003 für eine umfassende 
Aufwertung der Lage und riss die 96 Wohnungen ab. Statt-
dessen entstanden 58 freifi nanzierte Zwei- bis Vierzim-
merwohnungen mit 38 bis 110 Quadratmetern, teilweise 
als Penthouse mit Dachterrasse oder barrierefrei. Einfalls-
reiche Grundstückausnutzung erhöhte die Gesamtwohnfl ä-
che um 26 Prozent. In den Innenhöfen fand sich sogar 
Platz für Mietergären. Vorteil auch hier: Die Neubauten 
entstanden in einer intakten, bereits gut ausgebauten In-
frastruktur.189 Ganz ähnlich verfuhr das Unternehmen in 
Frankfurt-Sossenheim, wo eine Wohnanlage aus den 
1930er Jahren in der Eltviller Straße 39 gut ausgestatteten 
Eigentumswohnungen und einer Tiefgarage weichen 
musste190 oder 2008 in der Philipp-Reis-Straße in Bad 
Homburg. Dort allerdings kam es zu Diskussionen mit dem 
Stadtparlament, weil die Kommune erwartet hatte, dass 
nach dem Abriss 54 maroder Wohnungen wieder günstiger 
Wohnraum entstehen werde, während die Nassauische 
Heimstätte dort laut Eigenwerbung Stadtvillen für 30 Ei-
gentumswohnungen mit allem „Komfort, bester Ausstat-
tung und bester Exklusivität“ ausführte.191

Aber während die Unternehmensgruppe im Rhein-Main-
Gebiet auf den Abrissgrundstücken umgehend für neuen 
Wohnraum sorgte, folgte im nordhessischen Eschwege 
2010 dem sogar vom Land geförderten Abriss von 18 ver-
alteten Wohnungen erstmals der Rückbau. Zu diesem für 
die alten Bundesländer noch immer drastischen Schritt sah 
sich die Unternehmensgruppe durch die Bevölkerungspro-
gnosen für Nordhessen veranlasst, die in Eschwege 2020 
bis zu 2.000 Wohnungen für entbehrlich halten. Bereits 
2010 standen 16 Prozent ihrer dortigen 467 Wohnungen 
leer. Erfahren in anderen Großprojekten, bezog die Unter-
nehmensgruppe die Einwohner frühzeitig in die Neuge-
staltung ein und lotete deren Wünsche im öffentlichen 

Dialog aus. Ergebnis: Neben zusätzlichen Parkplätzen leg-
te sie Grünfl ächen und einen Platz für sportliche Aktivitä-
ten an. Zur verbesserten Lebensqualität der Mieter im 
Umfeld der Maßnahme kam die langfristige Entlastung des 
Marktes.192

„Vernetzt denken – übergreifend handeln“
„Wir wandeln uns vom Fördergeldinvestor und Treuhän-
der der Kommunen zu einem am Markt agierenden 
Stadtentwickler.“ 193

Zu den stabilsten, ja prosperierenden Geschäftsfeldern der 
Nassauischen Heimstätte gehörte zwischen 1998 und 2012 
die Stadt-, Flächen- und Projektentwicklung samt Consul-
ting, seit 2006 unter der Marke NH ProjektStadt. Militäri-
sche Standortschließungen, ökonomischer Strukturwandel 
und demografi sche Veränderungen ließen den Beratungs- 
und Entwicklungsbedarf steigen. In vielen Kommunen galt 
es, den künftigen Umgang mit strukturellen Standortdefi -
ziten zu klären, städtebauliche Brachfl ächen sinnvoll zu 
entwickeln und komplexe Veränderungsprozesse professi-
onell und bürgernah zu handhaben. Die Unternehmens-
gruppe bündelte neben städtebaulichem auch fi nanzwirt-
schaftliches, verfahrenstechnisches sowie juristisches 
Know-how und verfügte über eine gute Vernetzung mit 
kommunalen Strukturen, was sie zu einem gefragten Part-
ner – auch privater Unternehmen – avancieren ließ. Der 
Zusammenschluss mit der Wohnstadt machte die Unter-
nehmensgruppe dann 2005 zum größten hessischen Be-
ratungsdienstleister für Stadt- und Projektentwicklung. 
Diese herausragende Stellung baute die Unternehmens-
gruppe systematisch aus. So entwickelte sie mit veränder-
ten Anforderungen immer wieder neue Kompetenzen, 
etwa im Bereich Altlasten- oder Erschließungsmanage-
ment, die ihr Angebotsspektrum nachdrücklich erweiter-
ten. Die Zahl der über das Jahr betreuten Gebietskörper-
schaften konnte die Nassauische Heimstätte zwischen 

7|32 Erst der Anfang:  Abriss in  Eschwege. In Nordhessen wird die 

Unternehmensgruppe noch häufi ger „Marktbereinigungen“ vorneh-

men müssen.
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1998 und 2011 von rund 30 auf inzwischen etwa 150 
Standorte steigern. Aktuell betreut sie über 200 Projekte in 
Hessen, Thüringen und Rheinland-Pfalz, wobei viele Maß-
nahmen wie etwa in Weilburg, Lich, Herborn oder Neu-An-
spach Unternehmen und Kunden mit veränderten Problem-
lagen über Jahrzehnte verbanden. Neue Impulse gaben 
nach 1998 die Programme „Soziale Stadt“, „Stadtumbau 
Hessen“ und „Aktive Kernbereiche in Hessen“.194 Jährlich 
wurden im Rahmen der Projektentwicklung um 2010 rund 
40 Millionen Euro in Neubauprojekte investiert.195

Bewahrung historischer Identität durch funktionale 
Wiederbelebung
Mehrfach gelang es der Nassauischen Heimstätte, zum Teil 
unter Denkmalschutz stehenden Gebäuden und Ensembles, 
die zuweilen über Jahre funktionslos verfallen waren, eine 
neue zukunftsfähige Nutzung zuzuweisen und für die Pro-
jekte auch ein machbares Finanzierungs- und Förderkon-
zept zu entwickeln. Die Revitalisierung historischer Stadt-
räume bedeutete häufi g auch eine Wiederbelebung 
verödender Innen- und Altstädte. Als Treuhänder der Stadt 
Weilburg vermochte das Unternehmen Ende der 
1990er Jahre, zwei denkmalgeschützte Kulturdenkmale 
nicht nur zu retten, sondern nach langem Stillstand wieder 
zum Leben zu erwecken und das historische Stadtbild zu 

bewahren. In nur zwei Jahren konnten Altes Gymnasium 
und Komödienbau, der bereits seit den 1980er Jahren 
nicht mehr zugänglich gewesen war, der Öffentlichkeit 
umfassend saniert und mit neuer Nutzung zurückgegeben 
werden. Das 1780 errichtete Alte Gymnasium und den1809 
als fürstliches Hoftheater entstandenen Komödienbau hat-
te seit 1816 das Weilburger Gymnasium genutzt, nach 
dessen Auszug Mitte der 1960er Jahre begann der Nieder-
gang der Gebäude. Die nachfolgende Schule für praktisch 
Bildbare verwandelte den Theatersaal in eine Turnhalle 
und verfrachtete die künstlerische Ausstattung auf den 
undichten Dachboden. Der zuvor lange öffentlich genutzte 
Theatersaal blieb seit Mitte der 1980er Jahre wegen Ein-
sturzgefahr gesperrt. Mit Ende der Schulnutzung 1997 
begann die Neuorientierung. Nach 14 Monaten Umbau 
entstanden die Kreis- und Stadtbücherei, eine Seniorenta-
gesstätte, Räume für die Volkshochschule, ein Bürozent-
rum, sechs Geschäfte, eine Gaststätte sowie die reaktivier-
te Aula als Veranstaltungsforum im Alten Gymnasium. 
Dabei konnte auch die alte unterirdische Verbindung unter 
der Bundesstraße genutzt werden. Die Stadt Weilburg und 
die Nassauische Heimstätte übernahmen gemeinsam die 
Planung und die Bauherrnschaft, die auf 6.000 Quadrat-
meter projektierte Bürofl äche betreute ein örtliches Archi-
tekturbüro.196

7|33 Die klassizistische Aula – zuletzt als Turnsaal zweckentfrem-

det – war durch die jahrelange Missachtung stark beeinträchtigt.

7|34 Die nachempfundenen Gipsbüsten und Kronleuchter ermög-

lichten eine Vorstellung von der Aula zu ihrer Entstehungszeit.
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Das über Jahrze  hnte vernachlässigte und zuletzt als abriss-
reife Bauruine mitten im Zentrum von Lorch stehende Hil-
chenhaus profi tierte durch neue Fördermöglichkeiten 
wegen des Status als UNESCO Weltkulturerbe Oberes Mittel-
rheintal, welche die Nassauische Heimstätte 2009 systema-
tisch ausschöpfte. Es gelang ihr, die bundesweit zweithöchs-
te Einzelförderung zu erreichen. Nach Sanierung und Umbau 
des aus dem Beginn des 16. Jahrhunderts stammenden 
Kulturdenkmals sollen dort Restaurant, Festsaal, Stadtinfo 
und Standesamt untergebracht werden.197

Altlastenmanagement 
Seit 1999 entwickelte die Heimstätte durch die Anfrage 
nach Astbestsanierung und Neubau der Albert-Griesinger-
Schule (heute Mosaikschule), einer Einrichtung für Schwerst-
behinderte, in der Frankfurter Nordweststadt ein neues 
Geschäftsfeld: Altlastenmanagement. Die Schule war bereits 
seit 1995 geschlossen und musste nach längerem Leerstand 
wegen Asbestverunreinigung unter großem Aufwand kont-
rolliert rückgebaut und zu einem Festpreis von 11,5 Millio-

nen Euro wieder neu errichtet werden. Ein Sachverständiger 
begleitete die gesamte Baumaßnahme. Das bei den Umbau-
ten erworbene Wissen erbrachte auch Nutzen für die Erhal-
tung und Pfl ege des eigenen Bestandes der Heimstätte.198

Seniorenresidenz als „Element der Stadtentwicklung“
Im Zentrum Raunheims realisierte die Nassauische Heim-
stätte 2005/2006 eine Seniorenwohnanlage mit 61 barrie-
refreien und altengerechten Wohnungen in vier streng 
kubisch gestalteten Gebäuden. Das Vorhaben war eingebun-
den in die Betreuung Raunheims im Programm „Soziale 
Stadt“ durch die Nassauische Heimstätte, die als Bauherr 
und Architekt der Anlage auftrat. Gemäß ihrem städtebauli-
chen Innovationskonzept sollte der Stadtkern modernisiert 
und ausgebaut werden. Neben den Altenwohnungen ent-
standen koordiniert durch die Heimstätte auf einem 
17.000 Quadratmeter großen Terrain die Neubauten für Rat-
haus und Bürgerhaus, ein Parkplatz sowie ein Lebensmittel-
markt. Die neue Anlage ersetzte ein am Stadtrand gelege-
nes Altenwohnheim, dessen Entfernung vom Stadtkern die 

7|35 Als Glücksfall ist das Engagement der Nassauischen Heimstätte für das Lorcher  Hilchenhaus zu bezeichnen, hierdurch konnte ein 

seit vielen Jahren verfallendes Kulturdenkmal in die Gesellschaft zurückgeholt werden.

7|36 Im luftdicht eingepackten Gebäude wurde Unterdruck er-

zeugt, um die asbesthaltigen Fasern vollständig absaugen zu 

können.

7|37 Der zum Festpreis fertigzustellende Neubau der Mosaikschule 

stellte wegen der besonderen Bedürfnisse der Schwerstbehinder-

ten auch baulich große Anforderungen an die Planer.
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Bewohner von sozialer und kultureller Teilhabe vielfach ab-
hielt. Das mit Mitteln der sozialen Wohnraumförderung, Lan-
desbau- und Stadtdarlehen sowie Eigenkapital fi nanzierte 
Projekt sorgte angesichts des Anwachsens der älteren Bevöl-
kerung langfristig für eine belebte Innenstadt einerseits und 
für bezahlbare Wohnungen mit hoher Lebensqualität für die 
Senioren andererseits. Gemeinschaftsräume sowie haushalts-
nahe und soziale Dienstleistungen über einen örtlichen An-
bieter ergänzten das Angebot der Nassauischen Heimstätte.199

Etablierung eines neuen Gewerbestandortes
Als für die Region wirtschaftlich bedeutsame Konversions-
maßnahme betreute die Nassauische Heimstätte von 1996 
bis 2004 die Umnutzung des äußerst verkehrsgünstig an der 
Autobahn A66 gelegenen Camp Phönix in Eschborn. Das 
1991 von der US-Armee verlassene Areal mit 50 ha war 
ohne Aussicht auf staatliche Zuschüsse zu einem Gewerbe-
gebiet umzuwandeln; und dies unter großem Zeitdruck, da 
dort 2002 bereits ein Möbelmarkt eröffnen wollte. Das 
Unternehmen übernahm 1998 als Projektentwickler die ge-
samte Planungsleistung vom Altlastenmanagement bis zur 
Schaffung des Baurechts, aber auch das Vertrags- und Finan-

zierungsmanagement. Als bis zu diesem Zeitpunkt größtes 
Verkehrserschließungsprojekt der Heimstätte steuerte sie 
den Bau eines Tunnels zur Anbindung an die vierspurige 
Landstraße L3005. Zudem galt es, bei der Baulandumlegung 
die Gemarkungsgrenzen zwischen Schwalbach und Eschborn 
zu bereinigen, um funktionsfähige Grundstückszuschnitte zu 
erreichen. In Eschborn gelang es mit einem Investitionsvo-
lumen von 60 Millionen Euro, „in Rekordzeit“ nicht nur ein 
Gewerbegebiet mit 1.000 Arbeitsplätzen im Einzelhandel 
sowie in Handwerks- und Logistikbetrieben, sondern mit 
dem Camp Phönix Park auch einen Naherholungsraum zu 
realisieren.200 Die Eschborner Konversion steht beispielhaft 
für die Neuausrichtung der Unternehmensaktivitäten auf 
Konzeptentwicklungen, die angesichts des Rückgangs öf-
fentlicher Förderung für die Stadtentwicklung durch Struk-
turwandel entstandene Brachfl ächen mittels kapitalmarkt-
fi nanzierter Maßnahmen zukunfts- und vermarktungsfähig 
umzunutzen.

Consulting im Ausland
Die Kompetenzen der Heimstätte waren auch im Ausland 
gefragt. Die Provinzregierung von Salerno (Italien) beauf-

7|38 Die in die städtebauliche Entwicklung Raunheims einbezogene Seniorenwohnanlage gehörte zur Auswahl zum „Tag der Architektur“ 2007.
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 Regionalplanung eines 35 Kilometer langen Küstenstreifens 
mitzuwirken, der mit Hilfe umfangreicher EU-Förderung 
für den sanften Tourismus entwickelt werden sollte. Die 
Nassauische Heimstätte beteiligte sich über zehn Monate in 
einer Arbeitsgruppe von fünf Gemeinden und der Provinz 
 Salerno. Dabei zeichnete sie für die Rahmenplanung verant-
wortlich. Die Arbeitsgruppe präsentierte ein Organisations-
modell für die bauliche Umsetzungsphase, einen Raumord-
nungsplan, eine Machbarkeitsstudie und erarbeitete eine 
Managementstrategie. Damit schloss die Nassauische Heim-
stätte ihr zu diesem Zeitpunkt größtes Auslandsprojekt ab.201

Zwei Jahre später beteiligte sich das Unternehmen als Mit-
glied eines internationalen Konsortiums im Auftrag des Bun-
desministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit und der  Korolev GmbH an einer umfassenden 
Studie zu den „Rahmenbedingungen für ein deutsch-russi-
sches Programm zur sozial verträglichen Sanierung und 
energetischen Modernisierung der Bauwerke in der Russi-
schen Föderation“ in  Korolev nahe  Moskau ( Russland), die 
auf ein Finanzierungs- und Umsetzungskonzept abzielte. 
Gemeinsam mit dem TÜV Rheinland erarbeitete die Nassau-
ische Heimstätte außerdem eine Teilstudie über die 
beispielhafte Sanierung eines für die russische Föderation 
typischen Wohnquartiers mit etwa 10.000 Einwohnen. Die 
„mustergültige Sanierung eines Gebäudekomplexes“ und 
die nachfolgende Studie galten als Grundsteine für die Ent-
wicklung der Stadt  Korolev zur russischen Modellstadt für 
Wärmeenergieeinsparung.202 In einem weiteren Projekt in 
 Jaroslawl ( Russland) entwickelte die  NH ProjektStadt ge-
meinsam mit hessischen Partnern die Konzeption für rund 
1.000 Wohnungen und ein Hotel. Für eine „deutsche Sied-
lung“ für Führungskräfte und Mitarbeiter aus Deutschland in 
der Nähe des Flughafens Vnukovo in  Moskau lieferte die 
 NH ProjektStadt den städtebaulichen Entwurf. Der Plan um-
fasste – im Auftrag eines privaten Investors – rund 250 
Mietshäuser in Reihen- und Einzelbauweise sowie Gemein-
schaftseinrichtungen. In Kooperation mit einer Wohnungs-
baugenossenschaft in  Warschau ( Polen) übernahm die  NH 
ProjektStadt die Vorarbeiten für eine Brachfl äche, auf der 
600 Wohnungen entstehen sollten.203 Parallel dazu baute 
die Heimstätte eine Repräsentanz in  Katowice ( Polen) auf, 
die sich auf eine mehrjährige städtebauliche Fördermaßnah-
me im Rahmen der EU-Förderung durch Interreg IV vorbe-
reitete.204 Von 2008 bis 2013 analysierte die  NH ProjektStadt 
im Auftrag der Stadtverwaltung  Poznañ (Zarz’d Komunal-
nych Zasobów Lokalowych, ZKZL) im Rahmen des Public-
Private-Partnership-Projektes (act4ppp) Strategien und 
Maßnahmen zur Revitalisierung des innerstädtischen Johov-
Quartiers. Zum Projekt gehörten auch Musterplanungen kos-
tengünstigen Wohnraumes zur Umsetzung für sozial schwa-
che Bewohner, die in dem zwar städtebaulich hochwertigen, 

aber stark modernisierungsbedürftigen Innenstadtviertel 
Johov lebten.205

 Wettbewerblicher Dialog
Die NH ProjektStadt war das erste Unternehmen bundes-
weit, welches das neue Instrumentarium des Wettbewerb-
lichen Dialogs als städtebaulicher Dienstleister in  Hanau und 
 Nidderau begleitete. Mit diesem innovativen Vergabever-
fahren sollten Investoren vor Angebotsabgabe im Dialog mit 
der Kommune und auch den Bürgern Lösungen für städte-
bauliche Aufgaben entwickeln. Die Städte gewannen damit 
erheblich größeren Einfl uss auf die Planungsergebnisse als 
in klassischen Verfahren. Dabei kam für die Konzeptionen 
zur Innenstadtentwicklung Hanaus das von der NH Projekt-
Stadt in Kooperation mit einem Darmstädter Unternehmen 
entwickelte Konzept  „Virtual Call for Ideas“ (V.I.C.I.) zum 
Einsatz. Es bietet Investoren die Möglichkeit, ihre Vorschläge 
direkt in ein virtuelles 3-D-Modell einzuarbeiten und an-
schließend anschaulich zu präsentieren. Mit dem auf diesem 
Weg gefundenen Lösungsansatz bewarb sich  Hanau als 
erste Kommune in Hessen auch für das Städtebauförderpro-
gramm  „Aktive Kernbereiche in Hessen“. Dieses Förderpro-
gramm, dessen Finanzierung jeweils zu einem Drittel Bund, 
Land und Kommune tragen, soll die Innenstädte und Orts-
kerne als „multifunktionale Kulminationspunkte urbanen 
Lebens“ sichern. Auf Grundlage des von der NH ProjektStadt 
erarbeiteten Förderantrags erhielt die Stadt 2008 die Zusage 
für ein Gesamtfördervolumen von 14 Millionen Euro wäh-
rend einer Laufzeit von acht bis zehn Jahren206 und kann 
damit ihre noch immer von den Kriegszerstörungen zerris-
sene Innenstadt systematisch neu ordnen.
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ratsvorsitzenden der Nassauischen Heimstätte

1927
|  Wohnungsfehlbestand laut Reichswohnungszählung von 
450.000 Einheiten

1928
|  Gründung der Tochtergesellschaft  Nassauisches Heim
|  Baubeginn für die Siedlung  Glöcknerwiese in  Oberursel
|  Modernes, am Neuen Frankfurt orientiertes Layout der 
Geschäftsberichte

1929
|  Baubeginn für die Siedlung Frankfurt- Westhausen
|  Weltwirtschaftskrise

1930
|  Nach Konkurs der Wohnungsfürsorge-Gesellschaft für Hes-
sen Vergrößerung des Tätigkeitsgebietes der Nassauischen 
Heimstätte um den Volksstaat Hessen

1932
|  Beginn des ersten Bauabschnitts der Stadtrandsiedlung 
Frankfurt- Goldstein

|  Höchststand der Arbeitslosenzahl in Hessen mit 286.800

1933
|  Ernennung Adolf  Hitlers zum Reichskanzler, „Machtergrei-
fung“ durch die Nationalsozialisten

|  Gesetz zur Verminderung der Arbeitslosigkeit
|  Gesetz zur Sicherung der  Gemeinnützigkeit im Wohnungs-
wesen: „Gleichschaltung“ der Nassauischen Heimstätte

1934
|  Bestellung Gottfried  Feders zum „Reichskommissar für das 
Siedlungswesen“

|  Gründung des „Reichsheimstättenamtes“ durch Robert  Ley
|  Beginn der Bauarbeiten für die  „Jakob-Sprenger-Siedlung“ 
in Bad Vilbel

1935
|  Offi zielle Ausdehnung des Tätigkeitsgebietes der Nassau-
ischen Heimstätte auf den Volksstaat Hessen

|  Nürnberger Rassengesetze
|  Gründung des „Rhein-Mainischen Siedlungswerkes“ durch 
Gauleiter Jakob  Sprenger

|  Beginn der Bauarbeiten für die „Gefolgschaftssiedlung“ 
Frankfurt- Gelastraße
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|  Beginn der Bauarbeiten für die  Opel-Siedlung in  Rüssels-
heim als „Stammarbeitersiedlung“

|  Gesetz zur Förderung des Wohnungsbaus

1936
|  Verkündung des „Vierjahresplans“

1937
|  Gesetz zur Änderung des Reichsheimstättengesetzes
|  Änderung des Gesellschaftsvertrages der Heimstätte, Ver-
pfl ichtung des Unternehmens, den Staat in seinem Ziel zu 
unterstützen, die Landfl ucht zu stoppen

|  Baubeginn der „ Heimstätten-Siedlung“ in  Darmstadt

1938
|  Eröffnung der Deutschen Bau- und Siedlungsausstellung 
auf dem Frankfurter Messegelände mit einer von der Nas-
sauischen Heimstätte konzipierten „Mustersiedlung“

|  Projekt eines „Neubauerndorfs“ im  Rodgau unter Einsatz 
von Strafgefangenen

|  Übernahme der Geschäftsleitung durch Adolf  Darjes, Re-
ferent für das Siedlungswesen bei der Gauleitung Hessen-
Nassau

1938/39
|  Wiedererrichtung der „Mustersiedlung“ auf dem Gelände 
des „ Reichssiedlungshofes“ in  Oberursel

1939
|  Überfall der deutschen Wehrmacht auf  Polen, Beginn des 
Zweiten Weltkrieges

|  Gründung der „Neuen Heimat. Gemeinnützige Wohnungs- 
und Siedlungsgesellschaft der DAF in den Gauen Hessen-
Nassau und Mainfranken“, vormals  Gewobag

1940
|  Gesetz über die  Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen
|  „Erlass zur Vorbereitung des deutschen Wohnungsbaus 
nach dem Krieg“ („Führer-Erlass“)

1942
|  Erste Großangriffe der britischen Luftwaffe auf Köln

1943
|  „Erlass des Führers über die Errichtung des Deutschen Woh-
nungshilfswerkes“

|  Präsentation des „Behelfsheims 001“ als Baracke für Bom-
bengeschädigte

1944
|  Neuordnung der Provinz Hessen-Nassau, Erweiterung 
des Arbeitsgebietes der Heimstätte um den Gau Hessen-
Nassau

|  Einsatz des „Bauzuges Frankfurt“ durch die Nassauische 
Heimstätte mit Zwangsarbeitern aus  Polen und  Russland

1945
|  Befreiung des heutigen Bundeslandes Hessens durch ame-
rikanische Truppen

|  Amtsenthebung des Aufsichtsrates, des Staatskommissars, 
des Geschäftsführers sowie der Prokuristen der Nassau-
ischen Heimstätte

|  Bedingungslose Kapitulation des Deutschen Reiches
|  Proklamation Groß-Hessens durch US-General Eisenhower
|  Aufteilung Deutschlands in vier Besatzungszonen
|  Übernahme der Staatsgewalt durch Militärregierungen 
|  Beginn der Entnazifi zierung
|  Zulassung der Parteien
|  Bestellung eines Treuhänders für die Nassauische Heim-
stätte durch die Militärregierung

|  Wohnungsfehlbestand in Hessen von rund 200.000 Ein-
heiten

1946
|  Ankunft des ersten Flüchtlingstransportes aus der Tsche-
choslowakei

|  Beginn der Care-Paket-Aktion
|  Annahme der Hessischen Verfassung per Volksentscheid
|  Beschluss eines hessischen Wohnungsnotbauprogramms
|  Erste freie Gemeinde-, Kommunal-, Kreis- und Landtags-
wahlen nach der Befreiung

1947
|  Errichtung der Bizone aus US- und britischer Zone
|  Beschluss eines neuen Gesellschaftervertrages durch die 
Gesellschafterversammlung der Nassauischen Heimstätte

|  Wahl des neuen Aufsichtsrates der Nassauischen Heimstätte

1948
|  Einbeziehung Deutschlands in den Marshall-Plan mit För-
derung des Wohnungsbaus

|  Formulierung der „Thesen zum Flüchtlingswohnungsbau“ 
durch die Nassauische Heimstätte

|  Gründung der „Interessengemeinschaft für Wohnungsbau 
der Berechtigten nach dem Lastenausgleich“ unter Betei-
ligung der Nassauischen Heimstätte

|  Berufung Paul  Müllers zum Geschäftsführer der Nassau-
ischen Heimstätte

|  Währungsreform
|  Übergabe der „Frankfurter Dokumente“ und Einleitung der 
Gründung der Bundesrepublik Deutschland

|  Hessisches Aufbaugesetz
|  Stammkapital der Nassauischen Heimstätte 1,24 Millionen DM
|  Entbindung des Treuhänders von seinem Amt
|  Heimstätten-Gesellschafter ebenfalls Gesellschafter beim 
Nassauischen Heim



240 | 1949
|  Verabschiedung des Grundgesetzes in Bonn und Konstitu-
ierung der Bundesrepublik Deutschland

1950
|  Inkrafttreten des Ersten Wohnungsbaugesetzes
|  Beginn der Ära Georg August  Zinn in Hessen 
|  Hessenplan für die Jahre 1950 bis 1954
|  Wohnungsfehlbestand in Hessen 400.000 Einheiten
|  Treuhandvertrag zwischen Nassauischer Heimstätte und 
Nassauischem Heim

|  Baubeginn für die  Fritz-Kissel-Siedlung in  Frankfurt am Main

1951
|  Stammkapitalerhöhung auf 3,08 Millionen DM 
|   Geschäftsbesorgungsvertrag zwischen Nassauischer Heim-
stätte und Nassauischem Heim

1952
|  Aufbaubeginn in der Frankfurter Altstadt durch die Nassauische 
Heimstätte anlässlich ihrer Jubiläumsfeier in der Paulskirche

|  Stammkapitalerhöhung auf 6,24 Millionen DM 
|  Jeder vierte Hesse ist Neubürger
|  Bundesrepublik Deutschland neuer Gesellschafter der Nas-
sauischen Heimstätte

1953
|  Novelle des Ersten Wohnungsbaugesetzes
|  Übergang von 58 Prozent der Gesellschafteranteile der 
Nassauischen Heimstätte am Nassauischen Heim an die 
Landesversicherungsanstalt Hessen

|  Bau des ersten Dorfgemeinschaftshauses durch die Nas-
sauische Heimstätte

1954
|  Stammkapitalerhöhung auf neun Millionen DM
|  Bau des ersten Wohnheimes durch die Nassauische Heim-
stätte

1955
|  Stammkapitalerhöhung auf zwölf Millionen DM 
|  Vereinseintrag der Heimstätten-Gemeinschaft

1956
|  Bezug des neuen Domizils von Heim und Heimstätte am 
Frankfurter  Schaumainkai 47

|  Wohnungsbestand des Nassauischen Heims 15.000 Woh-
nungen

|  Baubeginn für die „neue  Wohnstadt“ Hirschsprung in 
 Sprendlingen

|  Bau der 50.000sten Wohnung unter Betreuung der Nassau-
ischen Heimstätte

|  Verabschiedung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes

1957
|  Einführung der  Kostenmiete für Sozialbauwohnungen
|  Stammkapitalerhöhung auf 18 Millionen DM 
|  Institutionalisierung des kulturellen Dienstes „Wohnen und 
Leben“

|  Beteiligung der Nassauischen Heimstätte per Ministererlass 
an der Konzeption der Landesbauprogramme

1958
|  Konstituierung des Kuratoriums „Wohnen und Leben“

1960
|  Gesetz über den Abbau der Wohnungszwangswirtschaft 
|  Bundesbaugesetz
|  Bildung einer Grundstückskommission des Aufsichtsrates 
der Nassauischen Heimstätte

|  Überschreiten der 100-Millionen-DM-Grenze bei der Bi-
lanzsumme

|  Bau der 75.000sten Wohnung unter Betreuung der Nassau-
ischen Heimstätte

|  Gründung der Mieterzeitung „das dach“

1961
|  Baubeginn der „neuen Wohnstädte“ „  Oberlinden“ in  Langen 
und „Am Rodtberg“ in  Gießen

|  Baubeginn der Frankfurter  Nordweststadt

1962
|  Baubeginn der  Limesstadt in  Schwalbach anlässlich der 
Jubiläumsfeier der Nassauischen Heimstätte

|  Stammkapitalerhöhung auf 29 Millionen DM 
|  Berufung des Geschäftsführers der Nassauischen Heim-
stätte in den Landesplanungsbeirat

|  Inbetriebnahme des Werkes Holzmann-Coignet für Groß-
tafelbauten der Nassauischen Heimstätte

|  Übernahme von 42 Heimstätten-Mitarbeitern durch das 
Nassauische Heim

1963
|  800.000 neue Wohnungen in Hessen seit dem Krieg 
|  Gründung des Vereins „Wohnen und Leben“

1964
|  Amtsantritt des neuen Leitenden Geschäftsführers Ewald 
 Geißler

|  Stammkapitalerhöhung auf 36 Millionen DM
|  Baubeginn für die Siedlung „ Breitensee“ neben der Sied-
lung „ Hirschsprung“ in  Sprendlingen

|  Planung erster Sanierungsmaßnahmen
|  Baubeginn des damals größten hessischen  Seniorenzent-
rums in Frankfurt- Höchst

|  Rekordbilanzsumme von 199 Millionen DM 
|  Einrichtung einer Musterwohnung in der  Limesstadt
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|  100.000ste Wohnung unter Betreuung der Nassauischen 
Heimstätte in  Wiesbaden- Klarenthal

1965
|  Einführung des „Zweiten Förderweges“ durch Novelle des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes

|  Einführung des  Wohngeldes
|  Verkündung des „Großen Hessenplans“ als Landesentwick-
lungsprogramm für die Jahre 1965 bis 1974

1966
|  Stammkapitalerhöhung auf 41 Millionen DM 
|  Rezession mit erstmals seit der Währungsreform sinkenden 
Baukosten

1967
|  Planung für die ersten Schulen unter Betreuung der Nassau-
ischen Heimstätte in Fertigbauweise

1968
|  Fehlbestand laut Wohnungszählung von 800.000 Ein-
heiten

|  1.600ste Veranstaltung von „Wohnen und Leben“ mit ins-
gesamt mehr als 400.000 Besuchern

|  Fertigbauweise bei 46 Prozent der Neubauten des Nassau-
ischen Heims

|  Annähernd 35.000 Wohnungen an 103 Standorten im Be-
sitz des Nassauischen Heims

1969
|  Wahl Willy  Brandts (SPD) zum Bundeskanzler
|  Präsentation der Heimstätten-Ausstellung „Sozialer Woh-
nungs- und Städtebau in Hessen“, die auch in der damaligen 
Tschechoslowakei gezeigt wurde

1970
|  Eröffnung des mobilen Heimstätten-Kindergartens
|  Verkündung des Landesentwicklungsplans „Hessen '80“ 
durch den hessischen Ministerpräsidenten Albert  Osswald 
(SPD)

|  Verabschiedung des Zweiten Wohngeldgesetzes
|  Wahl Ewald Geißlers zum Vorsitzenden der Bundesvereini-
gung Deutscher Heimstätten und Berufung in den Grün-
dungsausschuss des Darmstädter Instituts Wohnen und 
Umwelt

|  Änderung des Logos unter Verzicht auf die Abkürzung NH 
mit dem Dach

1971
|  Inkrafttreten des  Städtebauförderungsgesetzes
|  Erster Raumordnungsplan in Hessen
|  Zusammenarbeit mit dem Frankfurter Battelle-Institut zum 
Thema „Wohnsoziologie“

1972
|  Feier des 50. Heimstätten-Jubiläums 
|  Beginn der hessischen Gebietsreform
|  Baubeginn für das  BIKUZ in Frankfurt- Höchst
|  Erster Spatenstich für die 125.000ste Wohnung
|  Erhöhung des Stammkapitals auf 50 Millionen DM

1973
|  Erste Ölkrise

1974
|  Richtfest für das Projekt „Wohnen an der Autobahn“ im 
 Cheruskerweg, Frankfurt- Unterliederbach

|  Inkrafttreten des Hessischen Denkmalschutzgesetzes
|  Räumungen besetzter Häuser im Frankfurter  Westend
|  Rücktritt Willy Brandts und Wahl Helmut  Schmidts (SPD) 
zum Bundeskanzler

1975
|  Errichtung des  Umlandverbandes Frankfurt

1976
|  Regierungswechsel in Hessen: Ablösung Albert Osswalds 
durch Holger  Börner (SPD)

|  Verabschiedung des Wohnungsmodernisierungsgesetzes
|  Stammkapitalerhöhung auf 60 Millionen DM

1978/79
|  Zweite Ölkrise

1979
|  Richtfest für den ersten Bauabschnitt in   Goldstein-Süd

1981
|  Ehrung der Heimstätte im Bundeswettbewerb „Familien-
wohnung und Familienheim“

1982
|  Hessische Landtagswahl mit dem Ergebnis der „Hessischen 
Verhältnisse“ (Minderheitskabinett unter Holger  Börner 
(SPD))

|  Wahl Helmut  Kohls (CDU) zum Bundeskanzler
|  Rückzug des Bundes aus der Modernisierungsförderung
|  Einrichtung der Hauptabteilung „Städtebau“

1985
|  Vereidigung Joschka  Fischers (DIE GRÜNEN) als Hessischer 
Minister für Umwelt und Energie

|  Ewald  Geißler tritt als Leitender Geschäftsführer in den 
Ruhestand

|  Erwerb der Frankfurter  Heimatsiedlung von der Neuen 
Heimat Südwest



242 | 1986
|  Amtsantritt Reinhart Chr.  Bartholomäis als neuer Leitender 
Geschäftsführer

|  Entwicklung eines neuen Logos unter Einbeziehung des 
Nassauischen Löwen

|  Erster Bauabschnitt für Verdichtungsmaßnahmen in der 
Darmstädter „ Heimstätten-Siedlung“

|  Verabschiedung des Baugesetzbuches

1987
|  Feier zum 65. Jubiläum der Heimstätte in der Alten Oper 
 Frankfurt am Main

|  Verleihung des Bundesverdienstkreuzes an Erich  Holste

1988
|  Beschluss des Steuerreformgesetzes 1990: Aufhebung der 
 Gemeinnützigkeit

|  Tiefstand auf dem Sektor Wohnungsneubau mit 208.300 
Fertigstellungen seit der Nachkriegszeit 

|  Einführung des „Mieter-TÜV“ durch das Nassauische Heim
|  Erste Auslobung des Ernst-May-Preises

1989
|  Öffnung der Grenzübergänge der Berliner Mauer, Ende der 
Teilung Deutschlands

|  „Aktionsprogramm Hessen- Thüringen“ der Hessischen 
Landesregierung

1990
|  Aufhebung des Gesetzes über die  Gemeinnützigkeit 
|  Interne Ausschreibung eines „DDR-Beauftragten“ der 
Heimstätte, Einrichtung einer Außenstelle für  Thüringen

|  Einrichtung einer Pförtnerloge in den Hochhäusern  Sig-
mund-Freud-Straße, Frankfurt- Eckenheim

1991
|  Fusion von Heimstätte und Heim
|  Unterzeichnung des Fusionsvertrages
|  Beteiligung am EU-Projekt „Application Pilot for People 
with Special Needs“ in Frankfurt- Westhausen

1992
|  Gründung des Tochterunternehmens  Nassauische Heim-
stätte. Gesellschaft für innovative Projekte ( nhgip)

|  Stammkapitalerhöhung auf 214 Millionen DM
|  Besondere Anerkennung der Heimstätte im Landeswett-
bewerb „Wohnen in Stadt und Land“

|  Beginn der  Konversion auf dem Areal der  Steuben-Kaserne 
in  Gießen

1993
|  Hessische Technische Wohnungsbaurichtlinien
|  Beauftragung der Heimstätte als Entwicklungsträgerin in 

 Erbach/Odenwald
|  Verschärfung der Asylgesetzgebung

1994
|  Verabschiedung des Zweiten Wohnungsbauförderungsge-
setzes

|  Einrichtung eines „Sozialen Mieterdienstes“
|  Erster Bauabschnitt im Neubaugebiet  Eschborn 
|  Baubeginn der Gehry-Siedlung in Frankfurt- Goldstein 
|  Baubeginn für das Projekt „Frauengerechtes Bauen und 
Wohnen“ in  Wiesbaden, Mainz-Kastel

|  Erste Auslobung des Ludwig-Landmann-Preises
|  Heimstätte dritte Landessiegerin beim Landeswettbewerb 
„Gärten und Städtebau“

1994/95
|  Verhandlungen der Stadt Frankfurt über den Verkauf ihrer 
Gesellschaftsanteile an die  Landesbank Hessen- Thüringen

1995
|  Nassauische Heimstätte unter den fünf besten Teilnehmern 
des Bundeswettbewerbs „Elementiertes Bauen – Preis-
günstiger Wohnungsbau“

1996
|  Erstmalige Beteiligung der Heimstätte an der Aktion 
„Hessenhaus“ der Landesregierung
|  Eckdaten für den Entwurf eines Wohngesetzbuches durch 
Bundesbauminister Klaus  Töpfer (CDU)

1997
|  Gründung des „Hessischen Projektnetzes Wohngebiets- 
und Stadtteilmanagement“ ( HEPNEST)

|  Feier des 75. Heimstätten-Jubiläums in  Schwalbach – 
 Limesstadt

1998
|  Bildung der rot-grünen Koalition und Wahl Gerhard  Schröders 
(SPD) zum Bundeskanzler

|  Zusammenlegung des Bundesministeriums für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau mit dem Bundesministe-
rium für Verkehr

|  Beginn der Sanierungsarbeiten in der Frankfurter  Nord-
weststadt (bis 2001)

|  Beauftragung der Publikation der Studie „Zuwanderung in 
das Rhein-Main-Gebiet 1871-1995“ durch die Nassauische 
Heimstätte

|  Beginn des Heimstätten-internen Umstrukturierungspro-
zesses

1999
|  Wahl Roland  Kochs (CDU) zum Hessischen Ministerpräsi-
denten
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|  Beginn eines mehrjährigen Modernisierungs- und Instand-
haltungsprogramms durch die Nassauische Heimstätte

|  Verkauf der rund zehnprozentigen Beteiligung der Heim-
stätte an der Gesellschaft  Wohnbau Rhein-Main

|  Start des Bund-Länder-Programms „ Soziale Stadt“

2000
|  Schaffung des Beteiligungsinstruments der  Mieterbeiräte
|  Verabschiedung des Leitenden Geschäftsführers Reinhart 
Chr.  Bartholomäi in den Ruhestand

|  Einführung des Euro als Buchgeld

2001
|  Bestellung des Diplom-Kaufmanns Bernhard  Spiller zum 
Leitenden Geschäftsführer durch den Aufsichtsrat 

|  Angleichung des  Wohngeldes in den alten Bundesländern 
an das in Ostdeutschland geltende Sonderwohngeld und 
Heraufsetzung der Einkommensgrenzen durch die Bundes-
regierung

|  Inkrafttreten der Mietrechtsreform
|  Eröffnung von  Mieterschuldnerberatungen in  Darmstadt, 
 Groß-Gerau und  Rüsselsheim durch Nassauische Heimstätte 
und Neue Wohnraumhilfe  Darmstadt

|  Beginn des Organisationsentwicklungsprozesses der Nas-
sauischen Heimstätte

|  Verabschiedung der Technischen Geschäftsführer Siegbert 
 Vogt und Wolfgang  Weber

2002
|  Einführung des Euro im Zahlungsverkehr mit Bargeld
|  Stammkapital 109.860.775,22 Euro
|  Berufung von Thomas  Dilger als Technischen Geschäftsführer
|  Neufassung des  Wohnraumförderungsgesetzes
|  Auszeichnung der Nassauischen Heimstätte mit dem Preis 
„ Soziale Stadt“ für die Initiative „Bürgerkompetenz im 
 Spessartviertel“ in  Dietzenbach

|  Forschungsprogramm des Bundes „ Experimenteller Woh-
nungs- und Städtebau“ (ExWoSt)

|  Inkrafttreten der  Energieeinsparverordnung (EnEV)
|  Betriebseinstellung der Tochtergesellschaft  nhgip

2003
|  CDU-Alleinregierung unter Roland  Koch nach der Hessischen 
Landtagswahl

|  Abschluss der Maßnahme Gewerbegebiet „ Europaviertel“ 
in  Gießen

|  Inkrafttreten der Europäischen Gebäuderichtlinie zur Ener-
gieeffi zienz

|  Neufassung der Technischen Wohnungsbaurichtlinien in 
Hessen

|  Auszeichnung der Nassauischen Heimstätte durch „ aktion-
hessenhaus“ für das Bauprojekt „ Europaviertel“ ( Camp 
Lindsey) in  Wiesbaden 

2004
|  Start des Bundesprogramms  „Stadtumbau West“ als Pilot-
projekt und des Förderprogramms „Stadtumbau in Hessen“

2005
|  Erwerb an der nordhessischen Schwestergesellschaft 
 Wohnstadt durch die Nassauische Heimstätte

|  Umbenennung der Nassauischen Heimstätte in „Unterneh-
mensgruppe Nassauische Heimstätte /  Wohnstadt“ 

|  Bildung der Großen Koalition zwischen Christ- und Sozialde-
mokraten, Wahl Angela Merkels (CDU) zur Bundeskanzlerin

|  Beendigung der Förderung selbst genutzten Eigentums 
durch Streichung der  Eigenheimzulage

2006
|  Inkrafttreten der  Föderalismusreform
|  Frankfurter Projekt der Nassauischen Heimstätte  „Sie 
bleiben – wir helfen!“ 

|  Installation eines EDV-gestützten Risiko- und professionellen 
Portfoliomanagements durch die Nassauische Heimstätte

|  Etablierung der Marke  NH ProjektStadt 
|  Bezug des neuen NH-Verwaltungsgebäudes in der Frank-
furter  Hofstraße

|  Auszeichnung der Nassauischen Heimstätte durch „ aktion-
hessenhaus“ für das Projekt generationenübergreifendes 
Zusammenleben im Frankfurter Stadtteil  Enkheim

2007
|  Vertrag zwischen Nassauischer Heimstätte und  Wohnstadt: 
Übertrag von 50 Prozent ihrer Anteile an der  Wohnstadt 
zum Kaufpreis von circa 90 Millionen Euro

|  Baubeginn des Projektes  Goetheblick auf dem  Sachsen-
häuser Berg in  Frankfurt am Main

2008
|  Hessische Landtagswahl; Roland  Koch (CDU) bleibt ge-
schäftsführend im Amt

|  Beschluss des Bundesrates zum  Erneuerbare-Energien-
Wärmegesetz

|  Bundesprogramm  „Aktive Stadt- und Ortsteilzentren“

2009
|  Vorgezogene Landtagswahlen in Hessen, Neuaufl age der 
schwarz-gelben Koalition unter Ministerpräsident Roland 
 Koch (CDU)

|  Sonderprogramm des Bundes „ Förderung von Maßnahmen 
zur energetischen Sanierung von Großwohnsiedlungen“ 

|  Einführung des Bund-Länder-Programms „Städtebaulicher 
 Denkmalschutz“

|  Bundestagswahlen, Koalition aus CDU und FDP unter 
Bundeskanzlerin Angela  Merkel (CDU)

|  Neufassung der Richtlinien für den sozialen Mietwohnungs-
bau
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des Bundeswettbewerbs „Energetische Sanierung von 
Großwohnsiedlungen auf der Grundlage von integrierten 
Stadtentwicklungskonzepten“ mit der Silbermedaille für 
die Sanierung der  Adolf-Miersch-Siedlung in Frankfurter 
Stadtteil  Niederrad

|  Aufl ösung des Aufsichtsrates der  Wohnstadt 

2010
|  Auszeichnung der Nassauischen Heimstätte mit dem Preis 
„ Soziale Stadt“ für die Initiative „Wir bewegen uns“ in  Diet-
zenbach

|  Rücktritt Roland  Kochs als Hessischer Ministerpräsident und 
Amtsübernahme durch Volker  Bouffi er (CDU)

|  Aufgabe der NH-Standorte in Rheinland-Pfalz

2011
|  Beitritt der Tochter  NH ProjektStadt in das „Bündnis für 
eine  Soziale Stadt Hessen“

|  Unfall im japanischen Atomkraftwerk Fukushima
|  Baubeginn des „Apfel-Carrés“ am  Frankfurter Bogen in 
 Preungesheim

|  Streichung der  Fehlbelegungsabgabe für besser verdienen-
de Mieter von Sozialwohnungen durch die Hessische Lan-
desregierung

2012
|  Feier des 90. Jubiläums der Nassauischen Heimstätte
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Geschäftsführer 

Geschäftsführer 
Nassauische Heimstätte GmbH 
1922 – 2012

Name Eintritt Austritt

Franz  Heiser 1922 1937
Adolf  Darjes 1938 1945
Theodor  Welp 1938 1949
Treuhänder Willi Rötzel 1946 1948
Paul  Müller 1948 1964
Johannes Reus 1949 1955
Heinrich Möser 1955 1974
Erich Liedtke 1955 1958
Wilhelm  Bossert 1958 1961
Wolfgang Schleiff 1961 1970
Ewald  Geißler 1964 1985
Georg Müller 1972 1981
Bertram Elsner 1974 1989
Sigbert  Vogt 1981 2000
Reinhart Chr.  Bartholomäi 1986 2000
Erich  Holste 1987 1989
Wolfgang  Weber 1989 2000
Bernhard  Spiller 1989 2012
Thomas  Dilger seit 2002
Ernst Hubert von  Michaelis 2005 2010
Dirk  Schumacher seit 2005

Geschäftsführer
 Nassauisches Heim Siedlungsbaugesellschaft mbH 
1928 – 1991
Name Eintritt Austritt

Franz  Heiser 1928 1937
Theodor  Welp 1939 1949
Adolf  Darjes 1939 1945
Paul Müller 1948 1964
Johannes Reus 1949 1954
Heinrich Ohl 1955 1974
Franz Keßler 1955 1966
Lothar Junker 1958 1982
Ewald  Geißler 1964 1985
Erich  Holste 1974 1989
Wolfgang  Weber 1983 1991
Reinhart Chr.  Bartholomäi 1986 1991
Bernhard  Spiller 1989 1991
Sigbert  Vogt 1989 1991
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Quellen

Bad Vilbel

Stadtarchiv
|  Akten A 15/728

Düsseldorf

Archiv der Aktiengesellschaft für Wirtschaftsprüfung, 
Deutsche Baurevision, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
|  Betriebsvergleiche Deutscher Heimstätten 1949/50 – 1968

 Frankfurt am Main

Archiv der Nassauischen Heimstätte
|  Geschäftsberichte 1922 – 1996
|  Programme von „Wohnen und Leben. Kultureller Dienst“ 
Vermerk des Landesrates vom 21. Januar 1922

|  „Verhandlungsniederschrift über eine Vorverhandlung zur 
Gründung der Bezirkswohnungsfürsorgegesellschaft vom 
16. Februar 1922“

|  Schreiben des Frankfurter Magistrates an den Landeshaupt-
mann für Nassau, Woell, vom März 1922

|  Schreiben der Farbwerke Hoechst an den Regierungspräsi-
denten und den Landeshauptmann in Nassau vom 10. 
März 1922

|  Tagesordnung des 56. Kommunallandtages im Regierungs-
bezirk  Wiesbaden für die Sitzung am 11. März 1922

|  Schreiben Franz Heisers an das Frankfurter Wohnungsamt 
vom 10. April 1922

|  Schreiben des Schwanheimer Bürgermeisters an den Vorsit-
zenden des Kreisausschusses in  Höchst vom 14. April 1922

|  Entwurf eines Schreibens von Franz  Heiser an den Vorsit-
zenden des preußischen Landgemeindebundes, Bezirksver-
band  Wiesbaden, vom 5. Mai 1922

|  Nassauische Heimstätte G.m.b.H. Wohnungsfürsorgegesell-
schaft für den Reg.-Bez.  Wiesbaden, Sonderheft,  Frankfurt 
am Main 1925

|  Auszüge aus einem Prüfungsbericht des Reichsverbandes 
der Wohnungsfürsorge-Gesellschaften von 1928

|  Protokoll der Aufsichtsratssitzung vom 17. Januar 1945
|  Das Wohnungsnotprogramm nach der Währungsreform, 
 Wiesbaden 24. September 1948

|  Was sind die Aufgaben und die materiellen Grundlagen der 
Heimstätte?, vermutlich Entwurf von Paul   Müller, um 1948

|  Unsere Vorschläge, vermutlich Entwurf eines Schreibens 
der Nassauischen Heimstätte

|  Das Wohnungsnotprogramm nach der Währungsreform, 
 Wiesbaden 24. September 1948

|  Thesen zur Organisation des Wohnungsbaus für Flüchtlinge, 
 Frankfurt am Main 26. November 1948

|  Bipartite Control Offi ce, Finance group Frankfurt, Memoran-
dum: Das Problem des Wohnungsbaues im Vereinigten 
Wirtschaftsgebiet,  Frankfurt am Main 6. Mai 1949

|  Paul  Müller, Bemerkungen zum Bico-Memorandum,  Frank-
furt am Main, 2. August 1949

|   Hessische Heimstätte/Nassauische Heimstätte, Einige 
Überlegungen zur Verwaltung und Verteilung der aufkom-
menden staatlichen Mittel für den Wohnungsbau,  Frankfurt 
am Main 22. Juni 1949

|  Vereinbarung über die Errichtung einer „Interessengemein-
schaft für Wohnungsbau der Berechtigten aus dem Lasten-
ausgleich“,  Frankfurt am Main 2. Februar 1949

|  Übersicht über alle Bauvorhaben in  Hanau vom 5. August 
1953

|  Korrespondenz, Aktennotizen zum Verwaltungsgebäude 
1955 und 1956

|  Gesellschaftsvertrag der Nassauischen Heimstätte in der 
Fassung vom 27. April 1971

|  Akten des Aufsichtsrates 1982 – 1996
|  Reinhart Chr.  Bartholomäi, Festrede anlässlich des Jubilä-
ums „25 Jahre Stadtrechte“, unveröffentlichtes Manuskript, 
 Schwalbach 1995

Archiv des Prüfungsverbandes Südwestdeutscher Woh-
nungsunternehmen e. V.
|  Mitgliederbuch – Liste der Genossen

Institut für Stadtgeschichte  Frankfurt am Main 
|  Akten der Stadtverordnetenversammlung 1.871, 1.938
|  Magistratsakten 1.548, 1.601, 2.085, 6.492, 6.463, 6.499, 
7.124

|  Kulturamt 1.415
|  Sammlung S 2/16.407
|  Sammlung S 3/R 1.836

 Oberursel

Stadtarchiv
|  Magistrat der Stadt  Oberursel, Bericht über den Stand und 
die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten der Stadt 
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 Oberursel (Taunus) in der Zeit vom 1. Januar bis 31. De-
zember 1925,  Oberursel 1925

|  Schreiben des Oberurseler Bürgermeisters bzw. Magistrates 
an die Nassauische Heimstätte vom 15. und 22. Oktober 
1927, Akte VII, 8

|  Magistrat der Stadt  Oberursel, Wohnungsbauprogramm der 
Stadt  Oberursel (Taunus),  Oberursel 1928

|  Magistrat der Stadt  Oberursel, Bericht über die Verwaltung 
und den Stand der Gemeindeangelegenheiten der Stadt 
 Oberursel (Taunus) für die Zeit vom 1. Januar 1926 bis 31. 
Dezember 1929,  Oberursel 1929

|  Magistrat der Stadt  Oberursel, Verwaltungsbericht der 
Stadt  Oberursel (Taunus) für die Jahre 1930 bis 1959,  Ober-
ursel 1959

 Rüsselsheim

Stadtarchiv
|  Korrespondenz der Nassauischen Heimstätte mit Siedlern 
in  Rüsselsheim 1946

 Schwalbach

Stadtarchiv
|  Rede Georg August  Zinns am 17. Mai 1962
|  Vertrag über die Errichtung der  Wohnstadt „Limes“ in 
 Schwalbach/Ts.,  Schwalbach/ Frankfurt am Main 10. Mai 
1962, Protokolle der STVV, Sitzung 8. Juni 1962

 Wiesbaden

Hessisches Hauptstaatsarchiv
|  Abt. 405/26029, Abt. 425/1116, Abt. 483/3330g, Abt. 
650/2740, Abt. 650/2739, Abt. 650/2768
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